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Zusammenfassung 

I. Lage der Agrarwirtschaft im Wi rtschaftsjahr 1983/84 

Langsamerer Strukturwandel in der Landwirtschaft 

Die zunehmende Inlandsnachfrage und die erhöhte Exporttätigkeit haben dazu 
beigetragen, daß das Bruttosozialprodukt im Jahre 1984 um real 2,6% angestie-
gen ist. Die Leistungsbilanz wies 1984 wieder einen spürbaren Überschuß aus. 
Auch auf dem Arbeitsmarkt zeigten sich erste positive Wirkungen; die außer

-

landwirtschaftlichen Erwerbsmöglichkeiten für Landwirte blieben jedoch wei-
terhin begrenzt. 

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ab 1 ha landwirtschaftlich genutzter 
Fläche nahm 1984 mit 1,5% deutlich schwächer ab als im zehnjährigen Durch-
schnitt (– 2,3 %). Auch die betriebliche Arbeitsleistung hat sich 1984 weniger ver-
ringert als im Vorjahr ( –1,6 %). Von 1970 bis 1984 betrug die durchschnittliche 
jährliche Abnahme der betrieblichen Arbeitsleistung dagegen 3,6 %. Bei den im 
Betrieb vollbeschäftigten Familienarbeitskräften war eine leichte Zunahme zu 
verzeichnen. 

Wertschöpfung und Investitionstätigkeit rückläufig 

Der Produktionswert der Landwirtschaft verringerte sich 1983/84 gegenüber 
dem Vorjahr um 2,5%. Die Verkaufserlöse lagen insgesamt um 0,5% unter denen 
des Vorjahres, gleichzeitig nahmen die Vorleistungen um 2,9% zu. Bei Düngemit-
teln lag der Einkaufswert allerdings deutlich unter dem Niveau von 1982/83. Am 
kräftigsten erhöhten sich die Aufwendungen für Futtermittel. Die Nettowert-
schöpfung ging gegenüber dem Vorjahr um 13,9 % zurück; je AK belief sich die 
Nettowertschöpfung 1983/84 auf 18 465 DM (-13 %). 

Für Bruttoanlageinvestitionen wendete die Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 
1983/84 9,5 Mrd. DM auf; das hohe Vorjahresniveau wurde damit um 6,1 % unter-
schritten. Bei Abschreibungen in Höhe von 10,15 Mrd. DM verminderte sich das 
Anlagekapital um rd. 650 Mio. DM. 

Erheblicher Einkommensrückgang in den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben 

Nach der positiven Entwicklung in den beiden Vorjahren mußte die Landwirt-
schaft im Wirtschaftsjahr 1983/84 einen beträchtlichen Einkommensrückgang 
hinnehmen. In den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben ging der Gewinn 
je Familien-AK im Durchschnitt um 18,2 % auf 21 508 DM zurück. Je Unterneh-
men verringerte er sich um 18,4% auf 27 569 DM. Die ungünstige Einkommens-
entwicklung war insbesondere die Folge geringerer Ernten, rückläufiger Erzeu-
gerpreise (besonders bei Schlachtschweinen) und leicht gestiegener Betriebsmit-
telpreise. 

Überdurchschnittlich ist der Gewinn je Familien-AK im Wirtschaftsjahr 1983/84 
in den Veredlungsbetrieben zurückgegangen (um 49,6% auf 16 194 DM je Fami-
lien-AK). Bei steigenden Aufwendungen, vor allem für Futtermittel, wirkte 
sich bei diesen - meist hochspezialisierten — Betrieben mit Schweinemast auf 
der Ertragsseite der zyklisch bedingte Abschwung der Schlachtschweinepreise 
aus. Die Gemischtbetriebe hatten einen Rückgang ihres Gewinns je Familien

-

AK um 25,0% auf 18 555 DM je Familien-AK zu verzeichnen; bei den Dauerkul-
turbetrieben ergab sich ein Rückgang von 22,0 % auf 22 799 DM je Familien-AK. 
In den Marktfruchtbetrieben gingen die Gewinne mit 17,2 % je Familien-AK 
weniger stark zurück als im Durchschnitt aller Vollerwerbsbetriebe; mit einem 
Gewinn von 27 412 DM je Familien-AK blieben sie weiterhin an der Spitze der 
landwirtschaftlichen Einkommensskala. Unterdurchschnittlich war der Gewinn- 
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rückgang 1983/84 mit 13,2% auf 20 877 DM je Familien-AK auch bei den Futter-
baubetrieben, zu denen rd. 60 % der Vollerwerbsbetriebe zählen. 

Die unterdurchschnittlichen Ernteergebnisse 1983 führten in den norddeutschen 
Bundesländern zu stärkeren Einkommensminderungen als in den süddeut-
schen. Dennoch lag das durchschnittliche Einkommensniveau, gemessen am 
Gewinn je Familien-AK, in den norddeutschen Flächenstaaten wie in den Vor-
jahren höher als in den anderen Bundesländern. Bestimmend dafür sind vor 
anderen Faktoren die Betriebsgrößenstruktur, aber auch Standort und Ver-
kehrslage. 

Der Einkommensabstand . zwischen dem untersten Viertel der Vollerwerbsbe-
triebe mit den niedrigsten und dem obersten Viertel mit den höchsten Gewinnen 
je Familien-AK blieb 1983/84 mit 49 671 DM nahezu unverändert. 

Rückläufige Einkommen auch in den Zu- und Nebenerwerbsbetrieben 

Die Einkommenslage in den landwirtschaftlichen Zuerwerbsbetrieben wurde im 
Wirtschaftsjahr 1983/84 durch zwei parallel laufende Entwicklungen bestimmt. 
Zum einen gingen die landwirtschaftlichen Gewinne um 15,2 % je Familie zurück, 
zum anderen verringerten sich auch die außerbetrieblichen Einkommen um 
5,8%. Gegenüber dem Vorjahr verminderte sich das Gesamteinkommen um 
11,5% auf 32 992 DM je Familie. Bei den Gewinnen nach Betriebsformen zeigten 
sich ähnliche Entwicklungstendenzen wie in den Vollerwerbsbetrieben. 

Auch die Ertragslage in den Nebenerwerbsbetrieben wurde durch stark vermin-
derte betriebliche Einkommen beeinflußt. Während das außerbetriebliche Ein-
kommen nahezu auf Vorjahresniveau lag ( + 0,1 %), nahm der Gewinn je Familie 
im Durchschnitt aller Nebenerwerbsbetriebe um 25,2 % auf 3 139 DM ab. Im 
Gesamteinkommen lagen diese Betriebe mit 36 035 DM je Familie weiterhin 
über dem Durchschnitt der Zuerwerbsbetriebe und auch über dem der kleinen 
und mittleren Vollerwerbsbetriebe. 

Einkommensrückgang auch in den alternativ bewirtschafteten Betrieben 

Kennzeichnend für die alternativ bewirtschafteten Betriebe waren auch 1983/84 
die verhältnismäßig niedrigen Aufwendungen für Dünge- und Pflanzenschutz-
mittel, geringere Flächenerträge und hohe Verkaufspreise vor allem für Boden-
erzeugnisse. Trotz deutlich höherer Erzeugerpreise als in der Vergleichsgruppe 
erzielten diese Betriebe einen relativ niedrigen Unternehmensertrag je ha LF. 
Der Gewinn je Familien-AK war — bei vergleichsweise höherem Arbeitskräf-
teeinsatz — mit 14 644 DM deutlich niedriger als im Vorjahr und auch niedriger 
als in der Vergleichsgruppe der konventionell wirtschaftenden Vollerwerbs-
betriebe. 

Weinbau mit rückläufigen, Obst- und Gartenbau mit steigenden Einkommen 

Infolge des anhaltenden hohen Angebots aus der außergewöhnlich guten Ernte 
des Jahres 1982 und der sehr guten Ernteergebnisse im Jahre 1983 gingen die 
Preise für Weinmost und ausgebaute Weine 1983/84 kräftig zurück, so daß sich 
der Unternehmensertrag bei den Weinbaubetrieben verringerte. Bei gleichzeiti-
ger Erhöhung des Unternehmensaufwandes haben sich die Einkommen in den 
weinbaulichen Vollerwerbsbetrieben gegenüber dem Vorjahr um durchschnitt-
lich 25,8 % auf 23 033 DM  je  Familien-AK vermindert. Zwischen den einzelnen 
Weinanbaugebieten bestehen jedoch sowohl hinsichtlich der Höhe als auch der 
Entwicklung der Einkommen deutliche Unterschiede. 

Die Einkommen der Obstbaubetriebe, die im Vorjahr erheblich zurückgingen, 
sind 1983/84 kräftig angestiegen. Mit 35 514 DM je Familien-AK lag der Gewinn 
um nahezu 48% über dem Vorjahresniveau. Ursächlich für diese Entwicklung 
war der beträchtliche Anstieg der Erzeugerpreise, durch den der Ernterückgang 
mehr als ausgeglichen wurde. 
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Im Bereich Gartenbau konnten die Betriebe ihre Ertragslage teilweise deutlich 
verbessern. Im Wirtschaftsjahr 1983/84 stieg im Durchschnitt aller Betriebe der 
Gewinn je Unternehmen um 5,6 %. Preiserhöhungen gegenüber dem Vorjahr von 
fast 16 % bei Gemüse sowie von etwa 6% bei Baumschulerzeugnissen hatten an 
dieser positiven Einkommensentwicklung maßgeblichen Anteil. 

Verbesserte Einkommen im Wirtschaftsjahr 1984/85 

Nach den gegenwärtig vorliegenden noch unvollständigen Informationen kann 
im laufenden Wirtschaftsjahr 1984/85 im Durchschnitt der Vollerwerbsbetriebe 
von einer Verbesserung der Einkommenssituation ausgegangen werden. 

Die insgesamt positive Einschätzung der Entwicklung der Ertragslage ist we-
sentlich auf eine im Vergleich zum Vorjahr höhere Bodenproduktion, einen gün-
stigeren Bezug von Futtermitteln, höhere Schlachtschweinepreise und die ein-
kommenswirksame Erhöhung der Umsatzsteuer im Rahmen des Programms 
der Bundesregierung zur Einkommensverbesserung zurückzuführen. Die Ein-
kommenswirkungen aus der Neuordnung des Milchmarktes dürften allerdings 
für Futterbaubetriebe nicht vollständig ausgeglichen werden können. 

Die meisten Betriebsmittel werden sich voraussichtlich weiter verteuern. Eine 
Ausnahme sind die Zukauffuttermittel, die aufgrund des verbilligten Eiweißfut-
ters und der niedrigeren Getreidepreise deutlich günstiger als im Vorjahr zu 
beziehen sind. Die Grundfutterversorgung gestaltete sich überwiegend pro-
blemlos. 

Aufgrund der zu erwartenden Veränderungen der Preise und Mengen ist — auch 
unter Berücksichtigung der übrigen einkommenswirksamen Faktoren wie Stei-
gerung der Produktivität und Entwicklung der familieneigenen Arbeitskräfte — 
eine durchschnittliche Erhöhung des Gewinns um rd. 8 % auf etwa 23 200 DM je 
Familien-AK zu erwarten. Die Vorschätzungsspanne reicht von etwa + 6°A) bis 
+10%. 

Nach Betriebsformen dürften sich die Gewinne in den Veredlungsbetrieben, die 
allerdings im Berichtsjahr einen drastischen Rückgang hinnehmen mußten, 
besonders günstig entwickeln. 

Die Gemischt- und Marktfruchtbetriebe können ebenfalls eine deutliche Verbes-
serung erwarten. Die Dauerkulturbetriebe werden kaum höhere Gewinne ver-
zeichnen. In den Futterbaubetrieben sind teilweise leichte Einkommensminde-
rungen nicht auszuschließen. 

II. Ziele und Aktivitäten 

Die Agrar- und Ernährungspolitik ist wesentlicher Bestandteil der Wirtschafts- 
und Gesellschaftspolitik der Bundesregierung. Ziele und Aufgaben leiten sich 
unter Berücksichtigung der allgemeinen Rahmenbedingungen vornehmlich aus 
dem Landwirtschaftsgesetz und aus dem EWG-Vertrag ab. 

Ein besonderes Anliegen der Bundesregierung ist der Schutz und die Sicherung 
der bäuerlichen Familienbetriebe, die insbesondere durch eine enge Bindung 
der Viehhaltung an den Boden gekennzeichnet sind und die vielfältige Aufgaben 
für die Gesellschaft wahrnehmen. Damit diese Aufgaben auch zukünftig erfüllt 
werden können, sind die agrarpolitischen Maßnahmen — vor allem im Bereich 
der Markt- und Preispolitik, der Agrarstrukturpolitik, der Steuerpolitik sowie 
der Agrarsozialpolitik — auf die Sicherung und Stärkung bäuerlicher Betriebe 
auszurichten. 

Agrarmärkte ordnen; Finanzierbarkeit der Agrarpolitik wiederherstellen 

Auch nach den notwendigen Beschlüssen der EG vom März 1984 zur Neuaus

-

richtung der gemeinsamen Agrarpolitik hält der Überschußdruck auf wichtigen 
Agrarmärkten weiter an. Lösungen wurden zwar für Teilbereiche gefunden; es 
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bleibt jedoch eine zentrale Aufgabe der EG-Agrarpolitik, Wege aus dem Di-
lemma steigender Produktion und stagnierender Nachfrage bei begrenzten 
staatlichen Interventionsmöglichkeiten zu finden. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Sicherung der landwirtschaftlichen Marktordnungen als wesentliche Grundlage 
der bäuerlichen Einkommen. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung war die 
Entscheidung auf EG-Ebene, eine Garantiemengenregelung bei der Milch sowie 
Garantieschwellen für weitere Produkte einzuführen. Für Getreide und Raps 
waren bereits im Frühjahr 1982 Garantieschwellen beschlossen worden. Einer 
einkommensorientierten Preispolitik sind solange verhältnismäßig enge Gren-
zen gesetzt, wie kostspielige Überschüsse wichtige Agrarmärkte belasten. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Einkommenssituation der Landwirtschaft und zur 
Durchführung der EG-Marktpolitik 

Die Beschlüsse, die der EG-Agrarministerrat zur Aufrechterhaltung der EG

-

Marktordnungen im März 1984 fassen mußte, hätten ohne Ausgleichsmaßnah-
men zu einem weiteren beträchtlichen Rückgang der Einkommen der deutschen 
Landwirtschaft geführt. Um dies zu verhindern, hat die Bundesregierung ein 
umfangreiches „Programm zur Verbesserung der Einkommenssituation der 
Landwirtschaft und zur Durchführung der EG-Marktpolitik" beschlossen, das 
folgende Maßnahmen umfaßt: 

(1) Einkommensausgleich über die Umsatzsteuer 

Als Ausgleich für die aus dem Abbau des deutschen Währungsausgleichs zum 
1. Januar 1985 zu erwartenden Einkommensminderungen wurde die Umsatz-
steuer auf landwirtschaftliche Erzeugnisse bei gleichzeitiger Anhebung des Kür-
zungsanspruchs gegenüber dem Finanzamt ab 1. Juli 1984 bis 31. Dezember 1988 
um fünf Prozentpunkte und ab 1. Januar 1989 bis 31. Dezember 1991 um drei Pro-
zentpunkte angehoben. 

(2) Milchrente 

Für Milcherzeuger, die auf ihre Referenzmenge verzichten und die Milchproduk-
tion aufgeben, wurde eine sogenannte Milchrente eingeführt. Hierfür stellt die 
Bundesregierung ab 1985 für zehn Jahre jährlich 100 Mio. DM bereit. 

(3) Erhöhung der Zuschüsse zur Unfallversicherung 

Um die Kosten der landwirtschaftlichen Betriebe zu senken, wurden die Bundes-
mittel für die landwirtschaftliche Unfallversicherung für 1985 gegenüber 1984 
um 121 Mio. DM auf 400 Mio. DM erhöht und in dieser Höhe für den Zeitraum 
der  mehrjährigen Finanzplanung festgeschrieben. 

(4) Verbesserte Förderung in benachteiligten Gebieten 

Die Bundesregierung hat die Haushaltsmittel für die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" für 1985 um 
125 Mio. DM aufgestockt. Die zusätzlich zur Verfügung stehenden Mittel dienen 
ausschließlich einer verbesserten Förderung landwirtschaftlicher Betriebe in 
benachteiligten Gebieten über die Ausgleichszulage. Insgesamt stehen damit für 
die Förderung der Landwirtschaft in benachteiligten Gebieten 315 Mio. DM Bun-
des- und Landesmittel zur Verfügung. 

Bezogen auf ein Jahr (z. B. 1985) führen diese Maßnahmen der Bundesregie-
rung insgesamt zu einer Einkommensverbesserung der Landwirtschaft von rd. 
3 Mrd. DM. 

Neuausrichtung der Agrarstrukturpolitik 

Die Agrarstrukturpolitik, insbesondere die Förderung einzelbetrieblicher Inve-
stitionen, hat 1984 eine grundsätzlich neue Ausrichtung erhalten, die zu folgen-
den Änderungen der Förderungsgrundsätze der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" führte: Abschaffung der För-
derschwelle, Einführung eines Agrarkreditprogramms, Aufnahme der Dorfer- 
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neuerung als selbständige Förderungsmaßnahme sowie Förderung forstlicher 
Maßnahmen gegen neuartige Waldschäden. 

Für 1985 hat der Planungsausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz neben 
der bereits genannten verbesserten Förderung in benachteiligten Gebieten u. a. 
eine Erweiterung der Förderung der Forstwirtschaft sowie eine verbesserte För-
derung für landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die aus strukturellen Gründen 
ihren Arbeitsplatz verloren haben, beschlossen (Erhöhung des Abfindungsbetra-
ges von 80 auf 120 DM je Monat; Melkern wird künftig der Betrag bereits vom 
50. Lebensjahr an gewährt). 

Agrarsozialpolitik 

Die landwirtschaftliche Sozialversicherung trägt den besonderen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der landwirtschaftlichen Familien Rechnung. Die Bundes-
regierung spricht sich für die Erhaltung dieses bewährten, eigenständigen Siche-
rungssystems mit seinen einkommens- und strukturpolitischen Elementen aus. 
Zukünftig wird es verstärkt darauf ankommen, die Belastungen für Beitragszah-
ler in vertretbaren Grenzen zu halten; die für 1985 und den Zeitraum der mehr-
jährigen Finanzplanung beschlossene Aufstockung der Bundesmittel zur land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung trägt dem Rechnung. Darüber hinaus ist ab 
1986 beabsichtigt, kleinere und mittlere einkommensschwache Betriebe von Bei-
trägen zur Altershilfe zu entlasten und die Alterssicherung mithelfender Fami-
lienangehöriger zu verbessern. 

Die 1984 getroffenen Grundsatzentscheidungen für die Weiterentwicklung der 
sozialen Sicherung — insbesondere die Neugestaltung des Familienlastenaus-
gleichs — werden zu entscheidenden Verbesserungen auch für die landwirt-
schaftliche Bevölkerung führen. 

Natürliche Lebensgrundlagen erhalten 

In einem Land mit dichter Besiedlung und hochentwickelter Industrie kommt es 
vor allem darauf an, einen Ausgleich zwischen ökonomischen und ökologischen 
Interessen zu finden. Zu den vielfältigen Aufgaben der Natur- und Umwelt-
schutzpolitik gehören vor allem, Boden, Wasser und Luft als Naturfaktoren vor 
negativen Umwelteinflüssen zu schützen, ökologisch wertvolle Teile von Natur 
und Landschaft zu erhalten sowie die Artenvielfalt von Pflanzen und Tieren zu 
sichern. Die Pflege des Naturhaushalts liegt im besonderen Interesse der Land-
wirtschaft; Naturschutz kann nur in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft 
verwirklicht werden. 

Ein Schwerpunkt in der Umweltpolitik der Bundesregierung ist die Luftreinhal-
tung. Die erforderlichen Maßnahmen hierfür wurden im Aktionsprogramm 
„Rettet den Wald" zusammengefaßt. 

Ein weiterer Schwerpunkt im Umweltbereich ist der Schutz des Bodens. Nach 
ersten Analysen von Gefährdungsursachen und des Gefährdungspotentials wur-
den Ziele zum Schutz des Bodens in verschiedenen Bereichen definiert und wei-
tere Entscheidungen vorbereitet. In Zusammenarbeit mit den Bundesländern 
soll nunmehr ein Bodenschutzprogramm erarbeitet werden. 

Zur Verbesserung der Wirksamkeit der Maßnahmen des Bundes beim Arten-
schutz wird an einem Biotopschutzkonzept aus Bundessicht gearbeitet. Dabei 
sind die in internationalen Naturschutzübereinkommen festgelegten Grundsätze 
zu berücksichtigen. 

Produktion und Produktqualität 

In dem Maße, wie die quantitative Versorgung der Bevölkerung mit pflanzlichen 
und tierischen Nahrungsmitteln sichergestellt ist, wachsen die qualitativen An-
sprüche der Verbraucher. Bei dem agrar- sowie ernährungspolitisch erwünsch-
ten vielfältigen und kostengünstigen Angebot hochwertiger Nahrungsmittel geht 
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es sowohl um die ernährungsphysiologisch einwandfreie Beschaffenheit der 
Nahrungsmittel als auch um die weitgehende Erhaltung ihrer natürlichen Eigen-
schaften. Auch im Zusammenhang mit den Ansprüchen an eine hohe Qualität 
von Nahrungsmitteln kommt einer weiteren Verringerung schädlicher Immissio-
nen hohe Bedeutung zu. 

Eine Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen hat zum Ziel, pflanzliche und tie-
rische Produktion auf neuere Erkenntnisse in Wissenschaft und Praxis auszu-
richten. 

Fischwirtschaft 

1984 konnten bereits zu Jahresbeginn die Jahresgesamtfangmengen für die 
Fischbestände im EG-Meer und die Quoten der Mitgliedstaaten festgelegt wer-
den. In den Verhandlungen mit Grönland wurde Einigung über ein zehnjähriges 
Fischereiabkommen erzielt, das die Interessen der Hochseefischerei der Bun-
desrepublik Deutschland wahrt. 

Erweiterung der Gemeinschaft 

Die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portugal konnten bis zum Jahres-
ende 1984 nicht abgeschlossen werden. Die Gemeinschaft hat aber ihre Verhand-
lungsposition zur Landwirtschaft und Fischerei in einer geschlossenen Konzep-
tion unterbreiten können. 

Finanzierung 

Der Bundeshaushalt 1985, dem der Deutsche Bundestag am 30. November 1984 
zugestimmt hat, sieht für den Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — Ausgaben in Höhe von 
6,581 Mrd. DM vor; das sind 476 Mio. DM oder 7,8 % mehr als im Vorjahr. 

Die Steigerungsrate liegt damit erheblich über der des Bundeshaushalts mit ins-
gesamt 0,9 %. Das ist zum größten Teil auf höhere Ausgaben zum Ausgleich der 
Folgen der Brüsseler Agrarbeschlüsse von Ende März 1984 zurückzuführen. 
Gestiegen sind gegenüber 1984 vor allem die Ansätze für die landwirtschaftliche 
Sozialpolitik und für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes". Außerdem wurde erstmals eine Rate von 
100 Mio. DM für die sogenannte Milchrente eingestellt. 
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Teil A 

Lage der Agrarwirtschaft 

I. Landwirtschaft 

1 Lage und voraussichtliche Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

1. Die wirtschaftliche Entwicklung der Bundesre-
publik Deutschland ist seit Anfang 1983 wieder 
durch Wachstum gekennzeichnet. Dazu hat neben 
einer deutlich gefestigten Inlandsnachfrage auch 
die seit Mitte 1983 kräftig belebte Exporttätigkeit 
beigetragen. Allerdings geriet diese Entwicklung im 
Frühjahr 1984 unter dem Einfluß des lang anhalten-
den Arbeitskampfes in der Metall- und Druckindu-
strie vorübergehend ins Stocken. Nachfrage und 
Produktion schwächten sich zeitweilig spürbar ab. 
Nach Beendigung des Arbeitskampfes setzten sich 
aber wieder die Anfang 1984 beobachteten dynami-
schen Tendenzen fort. Das zu Beginn letzten Jahres 
gesetzte Wachstumsziel wurde mit einem Anstieg 
des Bruttosozialprodukts um real 2,6 % erreicht. 

Auf dem Arbeitsmarkt hat die günstige konjunktu-
relle Entwicklung erste positive Wirkungen gezeigt. 
So ist der seit Anfang 1981 währende Beschäfti-
gungsrückgang, in dessen Verlauf die Zahl der ab-
hängigen Beschäftigten um rd. 1,15 Mio. abgenom-
men hatte, zum Stillstand gekommen und vom drit-
ten Quartal 1984 an von einem Wiederanstieg abge-
löst worden. Die Kurzarbeit konnte auf rd. ein Vier-
tel des Standes an der Jahreswende 1982/83 zurück-
geführt werden; der Bestand an offenen Stellen 
zeigt zunehmende Tendenz. Die Zahl der Arbeitslo-
sen lag im Jahresdurchschnitt 1984 zwar noch im-
mer bei 2,26 Mio., sie ist aber erstmals seit vier Jah-
ren kaum noch gestiegen. 

Die Preisentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland verlief 1984 ausgesprochen günstig, ob-
wohl durch die Höherbewertung des Dollars die Im-
porte verteuert wurden. Dazu hat nicht zuletzt die 
sehr ruhige Entwicklung der Lohnstückkosten bei-
getragen. Im Jahresdurchschnitt 1984 stiegen die 
Verbraucherpreise um 2,4 %; dies war der niedrigste 
Anstieg seit 15 Jahren. Hierzu haben insbesondere 
die Preise für Nahrungsmittel beigetragen. Sie er-
höhten sich bei rückläufigen Erzeugerpreisen um 
1,9 %. 

Das Ziel der Einhaltung des außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts wurde 1984 erreicht. Die Leistungs-
bilanz wies 1984 wiederum einen spürbaren Über-
schuß aus. Zu dem günstigen Ergebnis hat beson-
ders die kräftige Ausweitung der Exporte beigetra-
gen, die — trotz ebenfalls deutlich beschleunigter 

Importsteigerung — zu einem kräftigen Anstieg des 
Handelsbilanzüberschusses führte. Auch das tradi-
tionelle Defizit bei den Dienstleistungen fiel niedri-
ger aus. 

Auf eine Fortsetzung der gesamtwirtschaftlichen 
Aufwärtsentwicklung auch im Jahre 1985 deuten 
insbesondere die günstigen gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen hin, die nach dem Urteil des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung derzeit so gut 
sind wie lange nicht mehr. Die stärksten Wachs-
tumsimpulse dürften vom Export und von den Inve-
stitionen ausgehen. Die Arbeitslosigkeit wird im 
Jahresverlauf voraussichtlich leicht abnehmen, vor 
allem weil mit einer Verlangsamung der Produkti-
vitätszuwächse zu rechnen ist. Der Anstieg der Ver-
braucherpreise könnte noch etwas niedriger ausfal-
len als 1984, sofern es nicht zu unerwartet starken 
Importpreissteigerungen kommt. Das außenwirt-
schaftliche Gleichgewicht wird bei der erwarteten 
weiteren Zunahme der Exporte erhalten bleiben; 
auch die Leistungsbilanz dürfte wiederum einen 
deutlichen Überschuß aufweisen. 

1.2 Struktur der Landwirtschaft 

1.2.1 Arbeitskräfte 

2. Die in weiten Bereichen der Landwirtschaft be-
stehende intensive Verflechtung zwischen Betrieb 
und Privathaushalt und die verbreitete saisonale 
und strukturelle Teilzeitbeschäftigung von Arbeits-
kräften lassen Rückschlüsse auf die in den land-
wirtschaftlichen Betrieben geleistete Arbeit allein 
anhand der Zahl der insgesamt in der Landwirt-
schaft beschäftigten Personen nicht zu. Als Maß-
stab der Beschäftigung im Agrarsektor wird daher 
die betriebliche Arbeitsleistung — gemessen in AK-
Einheiten - verwendet (vgl. Begriffsdefinitionen, 
MB S. 167). 

3. Die betriebliche Arbeitsleistung hat sich 1984 
gegenüber dem Vorjahr nach vorläufigen Angaben 
um 1,6 % verringert. Damit lag die Abnahme deut-
lich unter dem durchschnittlichen jährlichen Rück-
gang des Zeitraums 1970 bis 1984 von 3,6 % (Über-
sicht 1). Sie entspricht etwa der Veränderung bei 
der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe. Die ver-
minderte Abnahmerate der Arbeitsleistung erklärt 
sich zum überwiegenden Teil aus der fast gleich 
gebliebenen Zahl der Familienarbeitskräfte. 
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Übersicht 1 

Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 1) 

Familienarbeitskräfte Familienfremde Arbeitskräfte 

Jahr 2) 

im Betrieb 
und/oder 

Haushalt des 
Betriebs

-

inhabers 
beschäftigt 

davon im Betrieb beschäftigt 

Ständige Arbeitskräfte 

Nichtständige 
Arbeits

-

kräfte 

Betriebliche 
Arbeits

-

leistung 
im Betrieb 
und/oder 

Haushalt des 
Betriebs

-

inhabers 
beschäftigt 

davon im Betrieb beschäftigt 

voll

-

beschäftigt 
teil

-

beschäftigt 
voll

-

beschäftigt 
teil

-

beschäftigt 

1 000 Personen 
1 000 AK

-

Einheiten 

1970 2 821,0 877,9 	1 597,9 138,3 83,1 	47,5 101,4 1 525,6 

1980 2125,7 497,4 	1330,5 97,0 71,0 	21,9 85,3 986,9 

1982 2 030,3 477,0 	1 264,3 99,9 72,7 	22,8 93,2 950,7 

1983 1975,3 454,9 	1234,2 99,3 72,3 	22,1 84,6 927,4 

19843) 1971,5 456,9 	1227,5 95,6 69,1 	22,1 78,2 912,3 

jährliche Veränderung in % 

1984 gegen 
19704) - 2,5 - 4,6 	- 1,9 - 2,6 - 1,3 	- 5,3 - 1,8 - 3,6 

1984 gegen 
1983 - 0,2 + 0,4 	- 0,5 - 3,7 - 4,4 	± 0,0 - 7,6 - 1,6 

1)in Betrieben der Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft (einschließlich Gartenbau-, aber ohne Forstbetriebe) 
2)Arbeitskräfteerhebungen im April; 1970 Berichtsmonat Juli 
3)vorläufig 
4) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

Die Zahl der in den landwirtschaftlichen Betrieben 
und/oder Haushalten voll- oder teilzeitbeschäftig-
ten Familienarbeitskräfte (Personen) ist 1984 na-
hezu unverändert geblieben. Bei den im Betrieb 
vollbeschäftigten Familienarbeitskräften ist 
erstmals seit Jahrzehnten wieder eine leichte Zu-
nahme zu verzeichnen. Die Zahl der im Betrieb teil-
beschäftigten Familienarbeitskräfte verringerte 
sich bedeutend langsamer, als dies in den Vorjah-
ren der Fall war (MB Tabelle 4). Eine Erklärung für 
diese Entwicklung ist die nach wie vor angespannte 
Situation auf dem Arbeitsmarkt, die eine beschleu-
nigte Abwanderung aus der Landwirtschaft nicht 
zuläßt sowie das Eintreten der geburtenstarken 
Jahrgänge in die Ausbildung und in das Erwerbsle-
ben. Ein Teil dieser Jugendlichen verbleibt nach 
abgeschlossener Ausbildung in Anbetracht be-
grenzter Alternativen auf dem elterlichen Betrieb. 
Die Zahl der Auszubildenden im Agrarbereich war 
Ende 1983 um 4,8 % höher als im Vorjahr und über-
schritt den bisherigen Höchststand des Jahres 1968 
erheblich. 

Von den 1,7 Mio. Betriebsinhabern und ihren 
auf dem Betrieb lebenden Familienangehörigen 
(15 Jahre und älter) gingen 1984 769 115 einer au-
ßerbetrieblichen Beschäftigung nach. Der weitaus 
größte Teil von ihnen (463 387) arbeitete daneben 
noch im Betrieb. Diese Zahlen verdeutlichen, daß 
viele in der Landwirtschaft tätige Menschen einer 
hohen Arbeitszeitbelastung durch eine doppelte Be-
rufstätigkeit ausgesetzt sind. Dies betrifft insbeson-
dere die Betriebsinhaber mit einer außerbetriebli-
chen Vollbeschäftigung. Im Jahre 1983 gingen 
278 300 Betriebsinhaber einer außerbetrieblichen 
Vollbeschäftigung nach. 

4. Die Zahl der ständigen familienfremden Ar-
beitskräfte (Lohnarbeitskräfte) hat nach den vor-
läufigen Ergebnissen der Arbeitskräfteerhebung 
gegenüber dem Vorjahr um 3,7 % abgenommen. 
Ständige Lohnarbeitskräfte waren 1983 nur noch in 
39 600 Betrieben tätig, darunter in 29 500 Betrieben 
als vollbeschäftigte Arbeitnehmer. Daneben werden 
in wechselndem Ausmaß nichtständige Arbeits-
kräfte (Saisonarbeitskräfte) zur Erledigung betrieb-
licher Arbeiten bei saisonalen Arbeitsspitzen her-
angezogen. 

1.2.2 Betriebsgrößen 

5. Der Strukturwandel in der Landwirtschaft hält 
- wenn auch in vermindertem Umfang - weiter-
hin an. Im Jahre 1984 gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland 732 510 Betriebe ab 1 ha LF (Uber-
sicht 2). Das waren 11 303 Betriebe (1,5 %) weniger 
als im Vorjahr. In den letzten zehn Jahren hat sich 
die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe dagegen 
jährlich um 2,3 % (MB Tabelle 7) vermindert. 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche der Betriebe 
ab 1 ha LF ist, wie in den Vorjahren auch, prozen-
tual weniger stark als die Zahl der Betriebe zurück-
gegangen. Sie betrug im Jahre 1984 11,95 Mio. ha. 
Das waren 31 652 ha oder 0,3 % weniger als 1983. Im 
Durchschnitt der letzten zehn Jahre nahm die LF 
dagegen jährlich um 55 530 ha ab. 

Ein deutlicher Rückgang der Betriebe war auch 
1984 wieder in den unteren Größenklassen zu ver-
zeichnen. Wesentliche Zunahmen sind seit einigen 
Jahren nur noch in den Größenklassen mit 50 ha LF 
und mehr zu beobachten. Diese Entwicklung führte 
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Übersicht 2 
Landwirtschaftliche Betriebe 1) 

nach Größenklassen 

Betriebsgröße 
von ... bis 

unter ... ha LF 

1974 1983 19842) 
1984 gegen 

1974 3 ) 	1983 

Zahl der Betriebe (1 000) % 

1 bis 10 ... 507,8 368,9 361,8 - 3,3 - 1,9 

10 bis 20 ... 218,9 167,0 163,3 - 2,9 - 2,2 

20 bis 30 ... 108,0 97,0 95,3 - 1,2 - 1,7 

30 bis 50 ... 67,9 76,0 76,1 + 1,1 + 0,1 

50 bis 100 . . 21,5 29,9 30,9 + 3,7 + 3,5 

100 und mehr 3,8 4,9 5,0 + 2,9 + 3,2 

zusammen 927,9 743,8 7.32,5 - 2,3 - 1,5 

Betriebe 
unter 1 ha LF 4) 74,0 42,0 39,0 - - 

1) Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft (einschließlich 
Gartenbau-, aber ohne Forstbetriebe) 

2)vorläufig 
3)jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
4)einschließlich Betriebe ohne LF 

zu einer Erhöhung der durchschnittlichen Be-
triebsgröße bis zum Jahre 1984 auf 16,3 ha LF. Das 
war eine Zunahme von rd. 0,2 ha gegenüber dem 
Vorjahr. In den letzten zehn Jahren vergrößerten 
sich die Betriebe damit im Durchschnitt von 13,5 ha 
auf 16,3 ha LF. Einen weitergehenden Eindruck von 
der strukturellen Entwicklung der landwirtschaftli-
chen Betriebe vermittelt ein Überblick über deren 
Wanderung nach Größenklassen (MB Tabelle 11). 
Von 1979 bis 1983 sind z. B. aus der Größenklasse 
„30 bis 40 ha LF" rd. 1 000 Betriebe aus der Land-
wirtschaft ausgeschieden, 5 846 in eine kleinere 
Klasse ab- und 8 740 in eine größere Klasse aufge-
stiegen. Die übrigen Betriebe, knapp 70 %, sind in 
dieser Klasse verblieben. Der Anteil der über die 
Klassengrenzen hinweg wandernden Betriebe war 
in den Größenklassen 30 bis 40 ha und 40 bis 50 ha 
am höchsten. 

Die einzelnen Betriebsformen unterscheiden sich 
hinsichtlich der durchschnittlichen Flächenausstat-
tung ihrer Betriebe beträchtlich. Während die Ge-
mischt-, Marktfrucht- und Futterbaubetriebe relativ 
viel bearbeitete Fläche aufweisen, bewirtschaften 
Gartenbau- und Dauerkulturbetriebe vergleichs-
weise wenig Fläche. Wird hingegen das Standardbe-
triebseinkommen (StBE; vgl. Begriffsdefinition, MB 
S. 168) als Maßstab für die wirtschaftliche Größe 
der Betriebe herangezogen, so zeigt sich, daß ge-
rade Gartenbaubetriebe im Vergleich zu den übri-
gen Betriebsformen über eine erheblich höhere 
Einkommenskapazität verfügen (MB Tabelle 10). 

Hinweise auf die regionale Struktur der Agrarpro-
duktion liefert Schaubild 1 (MB S. 25). Darin sind 
die Gemeinden der Bundesrepublik Deutschland 
den Betriebssystemen für die Landwirtschaft zuge-
ordnet. 

Es zeigt sich, daß 

- Futterbaubetriebe im norddeutschen Tiefland, 
im Alpenvorland sowie in mehreren Mittelge-
birgslagen weit verbreitet sind, 

- Marktfruchtbetriebe sich besonders auf die be-
kannt guten Ackerbaustandorte konzentrieren, 

- Dauerkulturbetriebe (Weinbau) Tallagen von 
Rhein, Mosel und Ahr beherrschen und 

- Gemischt- sowie Kombinationsbetriebe weiträu-
mig das kartographische Bild prägen. 

6. Der Bodentransfer zwischen landwirtschaftli-
chen Betrieben wird zum überwiegenden Teil über 
den Pachtmarkt abgewickelt. Im Jahre 1983 belief 
sich die gepachtete LF auf 3,9 Mio. ha. Das ent-
sprach einem Anteil von 32,9 % an der gesamten LF; 
1971 betrug der Pachtanteil 28,7 %. Das durch-
schnittliche Pachtentgelt je ha (ohne Familienpach-
tungen) stieg von 230 DM im Jahre 1971 auf 363 DM 
im Jahre 1983 an. Die Ergebnisse der Strukturerhe-
bung im Rahmen der Agrarberichterstattung zei-
gen deutlich, daß sich die Pachtentgelte - insbe-
sondere seit 1975 - stark erhöht haben. Diese Ent-
wicklung spiegelt sich auch in den Pachtpreisen der 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe wider, die 
aus dem Testbetriebsnetz gewonnen werden (MB 
Tabelle 12). Von 1973/74 bis 1982/83 stiegen danach 
die Pachtpreise jährlich um nahezu 5 % an. In jüng-
ster Vergangenheit flacht dieser Preisanstieg aller-
dings ab. Von 1982/83 bis 1983/84 stiegen die durch-
schnittlichen Pachtpreise um 3,5 %. 

Hinsichtlich der zukünftigen Pachtpreisentwick-
lung bleibt abzuwarten, wie sich die Garantiemen-
genregelung bei Milch und die damit verbundene 
teilweise Übertragbarkeit von Flächen mit Refe-
renzmengen auf den Pachtmarkt auswirkt. 

Dem Verkauf und Zukauf von Boden kommt im 
Rahmen des Bodentransfers geringe Bedeutung zu. 
Der Umfang der LF, die den Eigentümer jährlich 
wechselt, blieb bis 1981 relativ konstant. Im Jahre 
1983 wurden 40 160 ha umgesetzt. Das waren nur 
etwa 0,3 % der gesamten LF, obwohl in den Jahren 
1982 und 1983 der Umsatz beträchtlich zugenom-
men hatte. Der Kaufpreis für Boden betrug im 
Durchschnitt des Jahres 1983 38 103 DM je ha. Von 
1974 bis 1981 sind die Bodenpreise jährlich um etwa 
13 % gestiegen. Nach dem Preisrückgang im Jahre 
1982 ( - 5,5 %) stiegen die Kaufpreise für Flächen 
der landwirtschaftlichen Nutzung wieder leicht um 
2,7 % an. 

7. Das Wachstum der landwirtschaftlichen Be-
triebe hat sich in den letzten zwölf Jahren stärker 
über die Viehhaltung als über die Vergrößerung der 
Flächen je Betrieb vollzogen. Während die durch-
schnittliche Ausstattung der Betriebe mit LF etwa 
um 30 % anstieg, erhöhte sich z. B. der Bestand an 
Milchkühen und Mastschweinen je Betrieb, in de-
nen diese Tiere gehalten wurden, um über 80 %. 
Diese Entwicklung ging mit einer Spezialisierung 
und Konzentration in der Veredlungsproduktion 
einher. Während der Anteil viehloser Betriebe von 
11 % im Jahre 1971 auf 18 % im Jahre 1983 anstieg, 
nahmen die durchschnittlichen Bestandsgrößen bei 
Milchkühen, Mastschweinen und Legehennen im 
gleichen Zeitraum beträchtlich zu (MB Tabelle 13): 
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Übersicht 3 

Betriebe mit größeren Produktionskapazitäten 1) 

alle Betriebe darunter größere Be triebe ab: Anteil (%) größerer Bet riebe an 

der jeweiligen 
Betriebe mit . .. in 1 000 Einheit 

ha bzw. 
Zahl allen Betrieben Produktionskapazität 

aller Betriebe 2) 
Stück 

1971 	 1983 1971 	1983 1971 	1983 1971 	1983 

LF 	  1 071,0 	781,5 100 3 241 	4 860 0,3 	0,6 4,2 	6,5 

Rindvieh 	 793,4 	475,6 100 4 994 	18 876 0,6 	4,0 4,8 	17,5 

Milchkühen 	 713,4 	394,6 40 2 599 	18 001 0,4 	4,6 2,5 	17,4 

60 553 	4 228 0,1 	1,1 0,8 	5,8 

100 91 	410 0,0 	0,1 0,2 	0,9 

Zuchtsauen 	 349,3 	177,5 75 589 	4 252 0,2 	2,4 3,3 	17,1 

Mastschweinen 	 641,1 	407,8 600 448 	2 531 0,1 	0,6 3,6 	16,3 

1 000 90 	441 0,0 	0,1 1,3 	4,9 

Legehennen 	 725,3 	322,4 10 000 533 	621 0,1 	0,2 32,2 	57,9 

Jungmasthühnern . . 30,1 	58,5 25 000 187 	201 0,6 	• 	 0,3 48,3 	79,4 

1) Ergebnisse der Landwirtschaftszählung 1971 und Agrarberichterstattung 1983 
2 ) z. B. Milchkühe in Betrieben ab 60 Kühen in % der Milchkühe aller Bet riebe 

- bei Milchkühen von 
7,7 auf 14,0 Tiere je Betrieb, 

- bei Mastschweinen von 
17,9 auf 33,2 Tiere je  Betrieb, 

- bei Legehennen von 
69,6 auf 130,2 Tiere je Betrieb. 

Die Konzentration der Tierhaltung auf wenige Be-
triebe ist in der Geflügelhaltung am weitesten fort-
geschritten (Übersicht 3). Von den Legehennen wur-
den 1983 rd. 58 % in Beständen mit 10 000 Tieren 
und mehr gehalten. Dieser Teil der Legehennenhal-
tung konzentrierte sich dabei auf 0,2 % aller Be-
triebe mit Legehennen. Die bereits in den sechziger 
Jahren eingeführten modernen Produktionstechni-
ken, die bis 1971 geltenden Regelungen des Ein-
kommensteuergesetzes und der Wettbewerbsdruck 
aus den übrigen EG-Mitgliedstaaten sowie den USA 
haben zu dieser Entwicklung maßgeblich beigetra-
gen. Im Bereich der Rindviehhaltung ist die Kon-
zentration demgegenüber gering. Die Zahl der Be

-

triebe mit 100 und mehr Milchkühen machte 1983 
z. B. nur 0,1 % aller milchkuhhaltenden Betriebe 
(bzw. 0,9 % der Produktionskapazität insgesamt) 
aus. Verstärkte Konzentrationsprozesse waren in 
den letzten zwölf Jahren dagegen bei der Schweine-
haltung zu beobachten. Während 1971 erst 90 Be-
triebe 1 000 Mastschweine und mehr hielten, waren 
es 1983 bereits 441 (bzw. 0,1 % der Betriebe mit 
Mastschweinen); sie vereinigten 4,9 % der Produkti-
onskapazitäten aller mastschweinehaltenden Be-
triebe in der Bundesrepublik Deutschland auf sich. 

Die regionalen Unterschiede bei der Konzentration 
der Tierhaltung sind allerdings beachtlich. Auf den 
bevorzugten Veredlungsstandorten nimmt sie stär-
ker zu als in den anderen, überwiegend hafen- und 
marktfernen Regionen (konzentrationshemmende 
Maßnahmen vgl. Tz. 220). 

1.2.3 Erwerbscharakter 

8. Von den landwirtschaftlichen Betrieben ab 1 ha 
LF wurden im Jahre 1984 im Vollerwerb 49,7 %, im 

Übersicht 4 Landwirtschaftliche Betriebe nach Erwerbscharakter 1) 
(in 1 000) 

Haupterwerb 
Nebenerwerb insgesamt 

Vollerwerb Zuerwerb zusammen Jahr 

Zahl 	 % Zahl 	 % Zahl 	 % Zahl 	 % Zahl 	% 

1974 411,5 	44,3 141,9 	15,3 553,4 	59,6 374,5 	40,4 927,9 	100 

1983 370,7 	49,8 74,4 	10,0 445,1 	59,8 298,7 	40,2 743,8 	100 

1984 2) 3 ) 364,4 	49,7 71,8 	9,8 436,2 	59,5 296,3 	40,5 732,5 	100 

1984 3) gegen jährliche Veränderung in 

1974 4 ) - 1,2 - 6,6 - 2,4 - 2,3 - 2,3 

1983 - 1,7 - 3,6 - 2,0 - 0,8 - 1,5 

1)ab 1 ha LF. Zur Abgrenzung vgl. MB Tabelle 9 
2)außerdem 7 239 Voll-, 2 758 Zu- und 29 020 Nebenerwerbsbetriebe unter 1 ha LF 
3)vorläufig 
4)jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
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Zuerwerb 9,8 % und im Nebenerwerb 40,5 % bewirt-
schaftet (Übersicht 4, MB Tabelle 9). Gegenüber 
dem Vorjahr hat sich die Zahl der Betriebe in allen 
drei Gruppen weiter verringert. Am stärksten hat 
die Zahl der Zuerwerbsbetriebe ( - 3,6 %) abgenom-
men. 

An der gesamten Agrarproduktion haben die Voll-
erwerbsbetriebe den größten Anteil. Sie bewirt-
schafteten im Jahre 1984 rd. 78 % der LF und hielten 
83 % aller Milchkühe und Schweine. Von den land-
wirtschaftlichen Verkaufserlösen entfielen 80,9 
auf Voll-, 9,5 % auf Zu- und 9,6 % auf Nebenerwerbs

-

betriebe (Übersicht 5). 

Übersicht 5 

Strukturdaten der landwirtschaftlichen Betriebe nach Erwerbscharakter 1) 
1984 2 ) 

Merkmal 

Betriebe ab 1 ha LF 

Betriebe 
unter 
1 ha LF 

Haupterwerb 

Neben

-

erwerb 

Haupt- 
und Neben

-

erwerb 
zusammen 

Vollerwerb 3) 

Zuerwerb 
Haupt

-

erwerb 
zusammen kleine mittlere größere 

zu

-

sammen 

Betriebe 	  139 153 	105 756 	119 501 364 410 71 772 436 182 296 328 732 510 39 017 

Betriebsgröße 
- StBE in 1 000 DM 	 15,0 	32,9 	71,1 38,6 25,7 36,5 5,6 24,0 . 
- ha LF 	  13,9 	23,0 	41,6 25,6 15,1 23,9 5,2 16,3 0,5 

Flächen in 1 000 ha 
- LF 	  1 934,2 	2 432,4 	4 971,4 9 338,0 1 083,3 10 421,3 1 531,0 11 952,3 19,7 
- Ackerland 	  1 060,2 	1 205,0 	3 528,5 5 794,3 570,0 6 364,3 851,5 7 215,8 6,7 
- Dauergrünland 	 824,3 	1 224,9 	1 436,7 3 485,9 501,9 3 987,8 617,1 4 604,9 2,0 

Arbeitskräfte 
- 1 000 AK 	  164 	166 	229 558 86 644 232 876 36 
- AK/Betrieb 	  1,18 	1,57 	1,92 1,53 1,20 1,48 0,79 1,20 0,92 
- ha LF/AK 	  11,8 	t4,7 	21,7 16,7 12,6 16,2 6,6 13,6 0,5 

Milchkühe 
- 1 000 Stück 	  1 125,0 	1 526,0 	1 971,5 4 622,5 501,2 5 123,8 445,5 5 569,3 8,8 
- Stück/Betrieb 	 8,1 	14,4 	16,5 12,7 7,0 11,7 1,5 7,6 0,2 

Schweine (ohne Ferkel) 
- 1 000 Stück 	  2 651,2 	4 192,2 	6 859,9 13 703,2 1 640,4 15 343,6 1 226,2 16 569,8 364,1 
- Stück/Betrieb 	 19,1 	39,6 	57,4 37,6 22,9 35,2 4,1 22,6 9,3 

Legehennen 
- 1 000 Stück 	  4 745 	3 898 	10 483 19 126 1 525 20 651 3 559 24 210 16 275 
- Stück/Betrieb 	 34 	37 	88 52 21 47 12 33 417 

Verteilung in % 

Betriebe 	  19,0 	14,4 	16,3 49,7 9,8 59,5 40,5 100 - 

Arbeitskräfte 	  18,7 	18,9 	26,1 63,7 9,8 73,5 26,5 100 - 

LF 	  16,2 	20,4 	41,6 78,1 9,1 87,2 12,8 100 - 

Ackerland 	  14,7 	16,7 	48,9 80,3 7,9 88,2 11,8 100 - 

Dauergrünland 	 17,9 	26,6 	31,2 75,7 10,9 86,6 13,4 100 - 

Milchkühe 	  20,2 	27,4 	35,4 83,0 9,0 92,0 8,0 100 - 

Schweine (ohne Ferkel) 	 16,0 	25,3 	41,4 82,7 9,9 92,6 7,4 100 - 

Legehennen 	  19,6 	16,1 	43,3 79,0 6,3 85,3 14,7 100  

Marktanteil 4) 	  18,3 	24,8 	37,8 80,9 9,5 90,4 9,6 100 - 

1)Definitionen vgl. MB Tabelle 9 
2)vorläufig 
3) kleine = unter 30 000 DM StBE, mittlere = 30 000 bis unter 50 000 DM StBE, größere = 50 000 und mehr DM StBE je Betrieb 
4)Verkaufserlöse einschließlich Bet riebe unter 1 ha LF 
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9. Das betriebliche Einkommen wird in weit mehr 
als der Hälfte der landwirtschaftlichen Betriebe 
durch Erwerbseinkommen aus außerbetrieblichen 
Quellen sowie in zahlreichen Fällen auch aus Ren-
ten- und Kapitaleinkommen ergänzt. Teilweise neh-
men die außerlandwirtschaftlichen Einkommen so-
gar einen beträchtlichen Umfang ein. 

Die erhöhten Anforderungen an die Führung land-
wirtschaftlicher Betriebe, die Notwendigkeit einer 
effizienten Wirtschaftsweise und insbesondere die 
Neuregelung der Einkommensbesteuerung haben 
dazu geführt, daß ein zunehmender Anteil von Be-
trieben Bücher führt. Während der Anteil buchfüh-
render Betriebe im Jahre 1974 nur 7,3 % betrug, 
belief er sich im Jahre 1979 bereits auf 11 % und 
erhöhte sich auf 19 % in 1983. Bezogen auf die 
458 100 Haupterwerbsbetriebe in der Bundesrepu-
blik Deutschland betrug die Buchführungsquote 
32,7 %. Der überwiegende Teil der buchführenden 
Betriebe (86 %) führte aus steuerlichen Gründen 
Bücher. 

1.3 Gesamtrechnung 

10. Die landwirtschaftliche Gesamtrechnung er-
faßt die Erzeugung aller landwirtschaftlichen Pro-
dukte sowie den damit verbundenen Aufwand so-
wohl in den landwirtschaftlichen Betrieben als 
auch in gewerblichen Unternehmen und privaten 
Haushalten mit landwirtschaftlicher Produktion. 
Mit Hilfe der landwirtschaftlichen Gesamtrech-
nung können die wirtschaftliche Entwicklung des 
Sektors Landwirtschaft und seine gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung dargestellt werden. 

1.3.1 Wertschöpfung 

1.3.1.1 Ergebnis des Wirtschaftsjahres 1983/84 

11. Die Verkaufsmengen gingen im Wirtschafts-
jahr 1983/84 in der Landwirtschaft bei den meisten 
pflanzlichen Erzeugnissen gegenüber dem außerge-
wöhnlich guten Vorjahr zurück; allerdings wurden 
- u. a. witterungsbedingt - häufig bessere Qualitä-
ten erzielt. Im Produktionszweig Getreide konnten 
lediglich bei Weizen und Roggen in etwa die 
gleichen Mengen wie im Vorjahr abgesetzt werden. 
Dagegen wurde bei den übrigen Getreidearten das 
Ergebnis von 1982/83 zum Teil deutlich unterschrit-
ten. Ähnlich verlief die Entwicklung bei Kartoffeln, 
Zuckerrüben, Obst, Gemüse und Hopfen. Die Ver-
käufe an Ölsaaten stiegen allerdings weiter an. Der 
Weinabsatz wurde vor allem durch Abbau der La-
gerbestände aus der hohen Vorjahresernte ausge-
dehnt. 

Bei den besonders einkommensrelevanten tieri-
schen Produkten, wie Rindfleisch, Schweinefleisch 
und Milch, erhöhten die Landwirte zwar im Durch-
schnitt des Wirtschaftsjahres 1983/84 ihre Verkäu-
fe, im Verlauf des Jahres zeigten sich jedoch unter-
schiedliche Tendenzen. Das Angebot an Schlacht-
schweinen schwächte sich zyklisch bedingt im 

Frühjahr 1984 wieder ab. Als Folge der EG-Be-
schlüsse wurden die Milchanlieferungen einge-
schränkt und im Frühsommer - insbesondere 
durch vermehrte Kuhschlachtungen - die Ver-
käufe von Rindern zusätzlich erhöht. Die Eier- und 
Geflügelverkäufe blieben wiederum unter dem Vor

-

jahresergebnis. 

12. Die Erlöspreise lagen im abgelaufenen Wirt-
schaftsj ahr 1983/84 - ohne Berücksichtigung der 
Mehrwertsteuer - im Durchschnitt knapp unter 
dem Vorjahresniveau, einschließlich Mehrwert-
steuer blieben sie gegenüber 1982/83 nahezu unver-
ändert (Übersicht 6). Beim Verkauf pflanzlicher 
Produkte erzielten die Landwirte allerdings über-
wiegend höhere Preise. Dies gilt für Getreide (außer 
Weizen), Zuckerrüben, Ölsaaten und Hopfen. Be-
sonders kräftig war der Preisanstieg erntebedingt 
bei Kartoffeln, Obst und Gemüse. Dagegen gingen 
die Weinmostpreise nochmals erheblich zurück. In 
der Veredlungsproduktion war die Preisentwick-
lung sehr unterschiedlich. Die Rinder- und noch 
deutlicher die Schweinepreise gaben im Durch-
schnitt des Wirtschaftsjahres nach. Für Milch er-
hielten die Erzeuger nach Abzug der Mitverantwor-
tungsabgabe annähernd den gleichen Preis wie 
1982/83 ausbezahlt. Auf dem Schlachtgeflügel- und 
insbesondere auf dem Eiermarkt zogen die Erlös-
preise nach dem Rückgang im Vorjahr wieder an. 

Übersicht 6 

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte und der Einkaufspreise 

landwirtschaftlicher Betriebsmittel 1) 
einschließlich Mehrwertsteuer 2) 

Wirtschaftsjahr Veränderung 

Juli bis Juli bis 

Gliederung 1981/82 1982/83 1983/84 Novera- 
ber 3) 1983/84 Novem

-

ber 
1984 1984 

1980 = 100 
± % gegen- 
über Vorjahr 

Erzeug- 
nisse 	... 109,2 108,7 108,8 112,3 + 0,1 + 2,7 

davon: 

pflanz- 
liche 	. . 109,0 102,9 110,6 108,8 + 7,5 - 0,5 

tierische 109,3 111,0 108,1 113,3 - 2,6 + 3,5 

Betriebs- 
mittel 	... 111,4 113,9 116,2 116,7 + 2,0 + 2,0 

Waren u. 
Dienst- 
leistungen 112,3 114,1 115,7 115,9 + 1,4 + 1,8 

Neubauten 
u. neue 
Maschinen 108,0 113,1 117,8 119,8 + 4,2 + 2,6 

1)vgl. auch MB Tabellen 17 und 18 
2)Zur Darstellung des Einkommensausgleichs über die MWSt, 
Angaben auf Bruttobasis 

3)vorläufig, arithmetisches Mittel einschließlich Einkommens-
ausgleich über die MWSt 
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13. Als Ergebnis der Mengen- und Preisentwick-
lung lagen die Verkaufserlöse 1983/84 mit insge-
samt 58,0 Mrd. DM um 0,5% unter denen des Vor-
jahres. Dies ist in erster Linie auf die geringeren 
Erlöse bei pflanzlichen Erzeugnissen zurückzufüh-
ren, während sich die Einnahmen aus dem Absatz 
tierischer Produkte nur unwesentlich veränderten. 
Im einzelnen standen den deutlichen Mindererlö-
sen für Schlachtschweine, Zuckerrüben und Ge-
treide steigende Erlöse bei Kartoffeln und - in 
geringerer Größenordnung - auch bei Milch und 
Eiern gegenüber (Übersicht 7). Einschließlich des 
Eigenverbrauchs und der Bestandsveränderungen 
ging der Produktionswert der Landwirtschaft ge-
genüber 1982/83 um 2,5% auf 62,4 Mrd. DM zurück. 
In konstanten Preisen von 1976 nahm der Wert der 
Erzeugung um 4,3% ab (MB Tabelle 22). 

Übersicht 7 

Veränderung der Verkaufsmengen, Erzeugerpreise 
und Verkaufserlöse bei ausgewählten 

Agrarprodukten 
1983/84 gegen 1982/83 in % 

Erzeugnisse 
Verkaufs

-

mengen 
Erzeuger

-

preise 1) 
Verkaufs

-

erlöse 

Getreide 	 - 10,3 + 1,4 - 9,0 

Zuckerrüben 	 - 28,3 + 12,4 2 ) -19,4 2) 

- 28,3 + 10,9 3) -20,5 3) 

Speisekartoffeln 	 - 9,4 + 59,0 + 43,7 

Gemüse 	 - 13,4 + 34,0 + 16,1 

Obst 	  - 41,6 + 73,1 + 1,1 

Milch 	 + 3,1 + 0,5 2) + 3,5 2) 

+ 3,1 + 0,3 3) + 3,4 3) 

Schlachtrinder 	 + 2,1 - 3,3 - 1,3 

Schlachtschweine 	 + 	4,1 - 	9,0 - 	5,3 

Eier 	  - 	3,2 + 13,0 + 	9,4 

1)durchschnittliche Erzeugerpreise aller Qualitäten ohne Mehrwert-
steuer (Erlöspreise) 

2)vor Abzug der EG-Erzeugerabgaben 
3) nach Abzug der EG-Erzeugerabgaben 

14. Bei Futtermitteln, der wichtigsten Vorlei-
stungsposition, stieg der mengenmäßige Zukauf 
1983/84 erheblich an. Dazu haben vor allem die un-
befriedigende Grundfutterversorgung aufgrund des 
trockenen Sommers, die hohen Viehbestände und 
die weitere Erhöhung der Milchleistung geführt. 
Während die Düngemittellieferungen an die Land-
wirtschaft niedriger als im Vorjahr waren, lag der 
Bezug an Energie in etwa auf dem Niveau von 
1982/83. Der Saatgutbedarf ging leicht zurück; bei 
Pflanzenschutzmitteln war witterungsbedingt ein 
Anstieg zu verzeichnen. Die Landwirtschaft 
schränkte die Nachfrage nach Reparatur- und ande-
ren Dienstleistungen zum Teil sehr deutlich ein. 

Der Preisanstieg bei den landwirtschaftlichen Be-
triebsmitteln für die laufende Produktion war im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr insgesamt deutlich 
niedriger als 1982/83. Ausschlaggebend dafür waren 
insbesondere die Preisrückgänge bei Düngemitteln 
und Vieh. Die Einkaufspreise für Energie veränder-
ten sich im Jahresdurchschnitt kaum. Dagegen ver-
teuerte sich der Bezug von Futtermitteln erheblich. 
Neben Futtergetreide stiegen dabei insbesondere 
die Preise für Ölkuchen. Dies erklärt sich aus den 
veränderten Weltmarktbedingungen, den hohen 
Viehbeständen und dem festen Dollarkurs. Auch 
für die übrigen Betriebsmittel erhöhten sich die Zu-
kaufpreise überdurchschnittlich. 

15. Geringer als erwartet stiegen die Vorleistun-
gen der Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1983/84 
insgesamt um 2,9 % auf 34,8 Mrd. DM. Bei Dünge-
mitteln lag der Einkaufswert allerdings deutlich un-
ter dem Niveau von 1982/83. Auch die Aufwendun-
gen für die Unterhaltung der Wirtschaftsgebäude 
und Maschinen gingen zurück. Am kräftigsten er-
höhten sich absolut und relativ die Aufwendungen 
für Futtermittel. Wie im Vorjahr stiegen die Ener-
giekosten nur geringfügig an. 

16. Als Differenz von Produktionswert und Vorlei-
stungen ging die Bruttowertschöpfung in jeweiligen 
Preisen um  8,5% auf 27,6 Mrd. DM zurück. Die Ar-
beitsproduktivität - gemessen an der Bruttowert-
schöpfung je AK in Preisen von 1976 - unterschritt 
1983/84 das Ergebnis des Vorjahres um 4,9%. In der 
übrigen Wirtschaft erhöhte sich dagegen die Ar-
beitsproduktivität weiter. Nachdem der Anteil der 
Landwirtschaft an der gesamten Bruttowertschöp-
fung im Wirtschaftsjahr 1982/83 entgegen dem 
langfristigen Trend vorübergehend gestiegen war, 
ging er 1983/84 wieder zurück und erreichte 1,7 %. 

17. Ausgehend von der Bruttowertschöpfung er-
rechnet sich die Nettowertschöpfung durch Abzug 
der zu Wiederbeschaffungspreisen ermittelten Ab-
schreibungen und der Produktionssteuern sowie 
durch Addition der an die Landwirtschaft direkt 
gezahlten Subventionen. Die Nettowertschöpfung 
belief sich im Wirtschaftsjahr 1983/84 auf 
17,9 Mrd. DM und fiel damit um 13,9 % unter das 
Niveau des Vorjahres. Die Zahl der landwirtschaft-
lichen Arbeitskräfte verringerte sich gleichzeitig 
um 2,0%, so daß die Nettowertschöpfung je AK im 
Vergleich zu 1982/83 um 13,0% auf 18 465 DM zu-
rückging (Übersicht 8). Die Nettowertschöpfung ist 
auf einzelbetrieblicher Ebene in etwa mit dem Be-
triebseinkommen (vgl. Begriffsdefinition MB S. 172) 
vergleichbar, das 1983/84 je AK in ähnlicher Grö-
ßenordnung unter dem Vorjahresergebnis blieb. 
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Übersicht 8 

Wertschöpfung der Landwirtschaft 1) 

Produktionswert Nettowertschöpfung 

Vor- Bruttowert- Abschrei- Produktions- Subven-  

ins- 
darunter leistungen Schöpfung bungen steuern tionen ins- je AK 

Wirtschaftsjahr gesamt 
Verkaufs- 
erlöse 

gesamt 

Mio. DM DM 

D 1972/73 bis 1974/75 41 641 37 643 19 130 22 511 5 537 464 2 833 19 343 15 154 

1980/81 55 299 52 182 31 058 24 241 8 880 783 1 769 16 347 15 920 

1981/82 59 369 55 414 32 505 26 864 9 390 857 1 248 17865 17 787 

1982/83 63 944 58 268 33 812 30 132 9 810 1 005 1 432 20 749 21 214 

1983/84 2 ) 62 365 57 960 34 785 27 580 10 150 962 1 392 17 860 18 465 

1983/84 gegen jährliche Veränderungen in % 

D 1972/73 bis 1974/75 3) + 4,1 + 4,4 + 6,2 + 2,1 + 6,2 + 7,6 — 6,9 — 	0,8 + 	2,0 

1982/83 — 2,5 — 0,5 + 2,9 — 8,5 + 3,5 — 4,3 — 2,8 — 13,9 — 13,0 

1 ) ohne Forstwirtschaft und Fischerei; in der Abgrenzung des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG), vgl. auch 
MB Tabelle 23 	2) vorläufig 	3) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

1.3.1.2 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1984/85 

18. Aufgrund großer Ernten sind im laufenden 
Wirtschaftsjahr auch die Verkaufsmengen — vor 
allem bei Getreide, Kartoffeln, Zuckerrüben, Ölsaa-
ten, Obst, aber auch bei Gemüse — kräftig angestie-
gen. Die Weinmosterträge lagen erheblich unter de-
nen des Vorjahres. Dies dürfte sich für den Weinab-
satz aufgrund der großen Lagerbestände jedoch 
kaum auswirken. Bei einigen Erzeugnissen war die 
Qualität durch die Witterungsverhältnisse bedingt 
nicht immer zufriedenstellend. Die Erlöspreise, die 
in die Gesamtrechnungen generell ohne Mehrwert-
steuer eingehen, dürften insbesondere als Folge der 
Marktentwicklung deutlich zurückgehen. Die Mehr-
wertsteuer wird aus methodischen Gründen geson-
dert berechnet. Bei den durch Marktordnungen ab-
gesicherten Preisen wird vermutlich auch der Ab-
bau des Währungsausgleichs, je nach Produkt in 
unterschiedlicher Höhe, zu dem Rückgang beitra-
gen. Bei Gemüse kann von kaum veränderten Prei-
sen ausgegangen werden. Dagegen haben sich nach 
zweimaligem Rückgang die Weinmostpreise wieder 
stark erhöht. Da der Mengenzuwachs zumeist die 
Preisabschwächung übertrifft, werden die Erlöse — 
mit Ausnahme von Kartoffeln — voraussichtlich 
über dem Niveau des Vorjahres liegen und sich für 
pflanzliche Erzeugnisse insgesamt auf 17,9 bis 18,4 
Mrd. DM belaufen. Dies entspricht einem Anstieg 
von etwa 7 bis 8% gegenüber 1983/84. 

Die Neuordnung des Milchmarktes wird sich 
1984/85 erstmals voll auf die Ergebnisse des Wirt-
schaftsjahres auswirken. Es ist damit zu rechnen, 
daß die Milcherzeuger ihre Anlieferungen im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich einschränken werden. 
Dadurch ist ein größeres Angebot an Schlachtrin-
dern zu erwarten. Bei Eiern und Schlachtgeflügel 
kann nur mit unwesentlich steigenden Verkaufs-
mengen gerechnet werden. Zyklisch bedingt dürf-
ten weniger Schlachtschweine als 1983/84 auf den 
Markt gelangen. Die EG-Agrarbeschlüsse vom 
Frühjahr 1984 werden bei Milch und auch bei Rin

-dern zu einem Rückgang der Erlöspreise führen, 
während sie bei Schweinen aufgrund der Angebots-
entwicklung insgesamt leicht ansteigen. Bei Eiern 
und Geflügel dürften kaum Preisbewegungen statt-
finden. Die Einnahmen werden im Vorjahresver-
gleich aus den Milchverkäufen niedriger sowie bei 
Rindern, Eiern und Geflügel etwa gleich hoch vor-
ausgeschätzt. Lediglich bei Schlachtschweinen ist 
mit Mehrerlösen zu rechnen. Insgesamt dürften die 
Verkaufserlöse in der tierischen Produktion 1984/85 
um 4 bis 5 % auf 39,0 bis 39,4 Mrd. DM zurückge-
hen. 

Einschließlich des in etwa auf Vorjahresniveau ver-
bleibenden Eigenverbrauchs und insgesamt zurück-
gehender Bestände (Abbau bei Wein und den 
meisten Tierarten), wird der Produktionswert 
der Landwirtschaft voraussichtlich 60,7 bis 
61,5 Mrd. DM erreichen, rd. 2 % weniger als 1983/84. 

Seit Jahren dürften die Vorleistungen zum ersten 
Mal wieder das Ergebnis des Vorjahres unter-
schreiten. Die vorausgeschätzten Aufwendungen in 
Höhe von 33,4 bis 34,2 Mrd. DM bedeuten eine Ab-
nahmerate von etwa 3% gegenüber dem Vorjahr. 
Als Hauptursache dieses Rückgangs sind die erheb-
lich niedrigeren Ausgaben für Futtermittel anzuse-
hen. Die Einschränkungen in der Rinder- und 
Schweinehaltung sowie die gute Grundfutterversor-
gung lassen geringere Bezugsmengen erwarten. Zu-
dem zeigen sich bei den Einkaufspreisen rückläu-
fige Tendenzen, da sich Futtergetreide und die Ein-
fuhr von Ölkuchen erheblich verbilligt haben. Der 
mengenmäßige Zukauf wird sich bei den übrigen 
Vorleistungen voraussichtlich kaum erhöhen. Au-
ßer für Saatgut dürften jedoch die Preise weiter 
ansteigen, so daß u. a. für Düngemittel, Energie und 
Dienstleistungen auch steigende Kosten zu erwar-
ten sind. 

Als Folge der Investitionsentwicklung und der ge

-

ringen Preissteigerungen dürften sich die Abschrei

-

bungen nur leicht erhöhen. Die Landwirtschaft 
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wird 1984/85 aber deutlich mehr Produktionssteu-
ern (einschl. sonstiger Abgaben) als im Vorjahr ab-
führen. Diese Zunahme beruht in erster Linie auf 
den heraufgesetzten oder neu eingeführten Erzeu-
gerabgaben im Rahmen der Garantiemengenrege-
lung Milch. Die direkten Zuwendungen an die land-
wirtschaftlichen Erzeuger werden im laufenden 
Wirtschaftsjahr mehr als 4 Mrd. DM erreichen. Der 
größte Anteil entfällt davon auf den von der Bun-
desregierung beschlossenen umsatzsteuerlichen 
Einkommensausgleich für die negativen Einkom-
menswirkungen der EG-Agrarbeschlüsse vom 
Frühjahr 1984. Ohne diese Sonderhilfe würde die 
Wertschöpfung erneut zurückgehen. 

Alle zuvor genannten Faktoren führen dazu, daß die 
Nettowertschöpfung im Wirtschaftsjahr 1984/85 auf 
19,3 bis 19,9 Mrd. DM ansteigen dürfte (+ 9 bis 10%). 
Da sich die Zahl der Arbeitskräfte voraussichtlich 
weiter — wenn auch in abgeschwächtem Maße — 
verringern wird, dürfte der Anstieg der Nettowert-
schöpfung je AK noch etwas höher sein. 

1.3.2 Investitionen 

19. Die Landwirtschaft wendete im Wirtschaftsjahr 
1983/84 für Bruttoanlageinvestitionen 9,5 Mrd. DM 
auf (Übersicht 9); das hohe Vorjahresniveau wurde 
damit um 6,1 % unterschritten. In Preisen von 1976 
gingen die Investitionen sogar um 9,6 % zurück (MB 
Tabelle 26). Besonders stark verringerten sich die 
Zukäufe von Ackerschleppern. 

Übersicht 9 

Investitionen der Landwirtschaft 

Gliederung 
1981/82 1982/83 1983/84 1 ) 

1983/84 
gegen 
1982/83 

Mio. DM 

Bruttoanlage- 
investitionen 	 8 700 10 123 9 505 — 6,1 

darunter: 

Bauten 	 1 700 1 880 1 900 + 1,1 

Ausrüstungen 	 6 790 7 620 7 480 — 1,8 

darunter: 

Ackerschlepper 	 1 650 2 140 1 800 — 15,9 

Viehbestände 	 + 137 + 564 + 105 . 

Abschreibungen 	 9 390 9 810 10 150 +3,5 

Nettoinvestitionen 	 — 690 313 — 645 . 

1 ) vorläufig 

Die aufgezeigte Entwicklung ist in erster Linie auf 
die ungünstige Einkommenssituation im abgelaufe-
nen Wirtschaftsjahr zurückzuführen. Als weitere 
Ursachen sind die Ende 1983 ausgelaufene Investi-
tionszulage und die EG-Agrarbeschlüsse vom Früh

-

jahr 1984 anzusehen; letztere haben zunächst zu 
einer abwartenden Haltung in vielen landwirt

-

schaftlichen Betrieben geführt. Dagegen hatten 
sich wichtige außerlandwirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen, wie die Preise für Investitionsgüter und 
das Zinsniveau, gegenüber dem Vorjahr nicht ver-
schlechtert. 

Nach Abzug der zu Wiederbeschaffungspreisen be-
rechneten und im Vergleich zu den Vorjahren 
schwächer gestiegenen Abschreibungen ergibt sich 
für die Nettoinvestitionen ein Negativbetrag, d. h. 
eine Verringerung des Anlagekapitals. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich nicht ab-
schätzen, ob sich neben der zu erwartenden Ein-
kommensverbesserung im Wirtschaftsjahr 1984/85 
auch die Investitionstätigkeit wieder beleben wird. 
Positive Wirkungen dürften von dem 1984 einge-
führten Agrarkreditprogramm ausgehen. In dem 
von den agrarpolitischen Entscheidungen beson-
ders betroffenen Milchbereich bestehen allerdings 
nach wie vor geringe Investitionsneigungen. 

1.3.3 Fremdkapital und Vermögen 

20. Das Fremdkapital in der Landwirtschaft 
erreichte am 30. Juni 1984 einen Stand von 
47,8 Mrd. DM (Schaubild 1, MB Tabelle 26). Gegen-
über 1983 stieg der Fremdkapitalbestand mit rd. 3 % 
geringer als im Vorjahr an. Die Entwicklung des 
Fremdkapitaleinsatzes im vergangenen Wirt-
schaftsjahr ist dabei in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der ungünstigen Ertragslage und der 
nachlassenden Investitionstätigkeit zu sehen. 

Schaubild 1 

Guthaben und Fremdkapital der Landwirtschaft 1) 

1 ) Stand jeweils 30. Juni, ohne Forstwirtschaft und Fischerei 

Die Zusammensetzung der Verbindlichkeiten hat 
sich kaum verändert. Die kurzfristigen Verbindlich-
keiten haben allerdings mit 1 % weniger stark zuge-
nommen als die langfristigen Verbindlichkeiten 
(+ 3,2 %). 

Die Guthaben und Forderungen der Landwirtschaft 
betrugen 1984 insgesamt 9,3 Mrd. DM. Sie haben 
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sich gegenüber dem Vorjahr um 5,7 % erhöht. Die 
Nettoverbindlichkeiten — 1984 rd. 38,5 Mrd. DM — 
sind demzufolge weniger stark als das Fremdkapi-
tal angestiegen. Der Anteil der Nettoverbindlichkei-
ten am gesamten landwirtschaftlichen Vermögen 
betrug 1984 16,4 % (Vorjahr: 16 %). 

21. Das landwirtschaftliche Vermögen belief sich 1984 
einschließlich der Wohngebäude auf 234,8 Mrd. DM. 
Das sind 0,1 % mehr als im Vorjahr. Während bei 
Boden — insbesondere bedingt durch den weiteren 
Rückgang der LF — sowie bei Maschinen und Ge-
räten leichte Vermögensrückgänge eintraten, er-
höhte sich das Viehvermögen. 

Bei der Berechnung des Bodenwertes wurde von 
der unterschiedlichen wirtschaftlichen Ertragsfä-
higkeit der Böden ausgegangen, wie sie der Boden-
wertermittlung der Testbetriebe zugrunde liegt. Der 
Hektarsatz betrug dabei im Durchschnitt 7 624 DM 
und lag somit deutlich unter den durchschnittlichen 
Verkehrswerten (etwa 38 000 DM je ha Fläche der 
landwirtschaftlichen Nutzung). Die übrigen Vermö-
gensbestandteile wurden auf der Basis von Ver-
kehrswerten berechnet. 

1.4 Betriebsergebnisse 

22. Differenzierte Aussagen über die vielfältigen 
Erscheinungsformen bäuerlicher Betriebe sind nur 
möglich, wenn die Betriebe anhand verschiedener 
Kriterien in vergleichsweise homogene Gruppen 
eingeteilt werden. Auf der Grundlage der in den 
Betrieben festgestellten Einkommens- und Tätig-
keitsmerkmale werden diese zunächst nach sozial-
ökonomischen Kriterien in Voll-, Zu- und Nebener-
werbsbetriebe gegliedert; eine weitere Unterteilung 
erfolgt dann nach Größenklassen und betriebs-
strukturellen Merkmalen. Dabei steht naturgemäß 
die Entwicklung der landwirtschaftlichen Voller-
werbsbetriebe im Vordergrund, auf die 1983/84 rd. 
81 % der gesamten landwirtschaftlichen Produktion 
entfielen. 

Das wichtigste Merkmal zur Beschreibung der Ein-
kommenssitution ist der Gewinn, dessen Entwick-
lung, Niveau und Streuung im folgenden dargestellt 
werden. Hierbei steht der Gewinn je Familienar-
beitskraft (FAK) im Mittelpunkt der Betrachtung. 
Die exakte Ermittlung der betrieblichen Arbeits-
kräfte, besonders die Abgrenzung anteiliger Tätig-
keiten im außerbetrieblichen Bereich und im Haus-
halt sowie die Bewertung der betrieblichen Arbeits-
leistung nach dem Alter, ist jedoch schwierig und 
kann die Interpretation der auf die FAK bezogenen 
Einkommensergebnisse beeinträchtigen. Daher 
wird zusätzlich der Gewinn je Unternehmen zur 
Kennzeichnung der Einkommenssituation herange-
zogen. Daneben werden das außerbetriebliche Ein-
kommen und das Gesamteinkommen des Betriebs-
inhaberehepaares, die Einkommensverwendung, 
insbesondere die Investitionen und deren Finanzie-
rung, sowie die Eigen- und Fremdkapitalentwick-
lung ermittelt und ausgewiesen. 

Die Auswahl der Testbetriebe, die verwendeten 
Kennzahlen sowie die Aufbereitung und Hochrech-
nung der Betriebsergebnisse sind in den methodi-
schen Erläuterungen sowie in den Begriffsdefinitio-
nen (MB S. 154 ff.) im einzelnen beschrieben. Me-
thodische Änderungen gegenüber dem Vorjahr 
wurden nicht vorgenommen, wenn man von der ak-
tualisierten Vermögensbewertung absieht. Die an-
hand von Testbetriebsergebnissen durchgeführte 
Vergleichsrechnung nach § 4 Landwirtschaftsgesetz 
wurde um eine Darstellung der Haushaltseinkom-
men ergänzt. Falls es gelingt, insbesondere für Son-
derbereiche noch mehr Testbetriebe zu gewinnen, 
soll die Einkommensanalyse weiter ausgebaut wer-
den. Die Gewinnung neuer Testbetriebe ist aller-
dings nach wie vor schwierig. Gerade kleine Voller-
werbs- sowie Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, aber 
teilweise auch steuerlich buchführungspflichtige 
Betriebe sind nur schwer zur freiwilligen Mitarbeit 
an der Testbetriebsbuchführung zu bewegen. Die 
Bundesregierung hat durch die Einführung einer 
Prämie für die Mitarbeit von 100 DM je Jahr für 
alle Betriebe einen weiteren Anreiz geschaffen. Von 
der allgemeinen Zurückhaltung abgesehen, wurden 
im Wirtschaftsjahr 1983/84 keine außergewöhnli-
chen Hemmnisse für die Mitarbeit in den Testbe-
trieben beobachtet, wie das z. B. als Folge des Ge-
setzes zur Neuregelung der Einkommensbesteue-
rung in der Land- und Forstwirtschaft vom 25. Juni 
1980 zunächst der Fall war. Mit 9 187 landwirt-
schaftlichen Haupterwerbsbetrieben konnte die 
nach dem Auswahlplan für das Wirtschaftsjahr 
1983/84 angestrebte Zahl voll erreicht werden (MB 
S. 157). 

1.4.1 Landwirtschaftliche Vollerwerbsbetriebe 

1.4.1.1 Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1983/84 

23. Nach einer positiven Einkommensentwicklung 
in den beiden Vorjahren mußten die landwirtschaft-
lichen Vollerwerbsbetriebe im Wirtschaftsjahr 
1983/84 einen beträchtlichen Einkommensrückgang 
hinnehmen (Übersicht 10, MB Tabelle 32). Die 
Gründe dafür waren vielschichtig; hervorzuheben 
sind vor allem die gegenüber dem Vorjahr gerin-
gere Ernte und etwas niedrigere Erzeugerpreise bei 
gleichzeitig weiter verteuerten landwirtschaftlichen 
Betriebsmitteln. In einzelnen Betriebsgruppen fiel 
das tatsächliche Ergebnis etwas günstiger aus, als 
es die bisherigen Vorschätzungen vermuten ließen. 
Dies zeigt, daß sich die landwirtschaftlichen Be-
triebe durchaus an geänderte wirtschaftliche Rah-
menbedingungen anpassen. So wurde z. B. ein Teil 
der durch die abnehmenden Unternehmenserträge 
bedingten Einkommenseinbußen durch Einsparun-
gen beim Aufwand aufgefangen. 

Der Gewinn, verfügbar u. a. für private Entnahmen 
und die Eigenkapitalbildung, ging im Durchschnitt 
der Vollerwerbsbetriebe 1983/84 gegenüber dem 
Vorjahr um 18,2 % auf 21 508 DM je Familien-AK 
zurück. Je Unternehmen verringerten sich die Ge-
winne um 18,4 % auf 27 569 DM. 

Bei der Interpretation von Veränderungsraten und 
Durchschnittswerten muß beachtet werden, daß es 
eine breite Streuung nach Regionen, Betriebsfor- 
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Übersicht 10 

Gewinn der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe 

Gewinn 
Wirtschaftsjahr 

Veränderung Veränderung 
DM/FAK gegen Vor- DM/Untern. gegen Vor- 

jahr % jahr % 

D 1972/73 bis 
1974/75 20 024 23 483 . 

1968/69 12 050 . 16 528 . 

1969/70 13 161 +9,2 17 255 + 4,4 

1970/71 11 724 - 10,9 14 739 - 14,6 

1971/72 16 480 + 40,6 19 331 + 31,2 

1972/73 19 577 + 18,8 22 571 + 16,8 

1973/74 19 485 -0,5 22 751 + 0,8 

1974/75 21 010 + 7,8 25 127 + 10,4 

1975/76 25 263 + 20,2 31 251 + 24,4 

1976/77 21 842 - 13,5 28 085 - 10,1 

1977/78 24 084 + 10,3 30 568 + 8,8 

1978/79 24 780 + 2,9 31 950 +4,5 

1979/80 24 309 -1,9 31 487 - 1,4 

1980/81 21 245 - 12,6 26 983 - 14,3 

1981/82 22 890 +7,7 28 587 +5,9 

1982/83 26 282 + 14,8 33 791 + 18,2 

1983/84 21 508 - 18,2 27 569 - 18,4 

1983/84 gegen 
D 1972/73 bis 
1974/75 1 ) +0,7 . +1,6 . 

1) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

men und Größenklassen gibt. Darüber hinaus ist 
auch die moderne Landwirtschaft trotz aller techni-
schen Fortschritte wirtschaftlich eng von Witterung 
und Ernten abhängig. Diese Abhängigkeit führt in 
Verbindung mit der Lage auf den Märkten zu teil-
weise starken jährlichen Einkommensschwankun-
gen, die durch Marktinterventionen zwar vermin-
dert, nicht aber vollständig verhindert werden kön-
nen. Die Schwankungen sind wesentlich stärker als 
in anderen Wirtschaftsbereichen, so daß ein isolier-
ter Vergleich der Einkommen einzelner Jahre mit 
gezielt ausgewählten Daten besonders guter oder 
schlechter Jahre, wie er in der einkommenspoliti-
schen Diskussion häufig vorgenommen wird, leicht 
zu Fehlschlüssen führt und allein nicht aussagefä-
hig ist. Erst die zusätzliche längerfristige Betrach-
tung der Agrareinkommen ermöglicht treffende 
Aussagen über die Lage der Landwirtschaft und 
ihre Entwicklung im Vergleich zu anderen Wirt-
schaftsbereichen. 

Im Durchschnitt der letzten zehn Wirtschaftsjahre 
stieg der Gewinn je  Familien-AK jährlich um 0,7 % 
und  je  Unternehmen um 1,6% an. Der gewerbliche 
Vergleichslohn nahm demgegenüber im letzten 
Jahrzehnt jährlich um 5,4% zu, im Wirtschaftsjahr 
1983/84 um 3,8 % (Übersicht 17). Die langfristige 
Darstellung in Schaubild 2 zeigt, daß der Gewinn in 
der Landwirtschaft bis Mitte der siebziger Jahre 
etwa ebenso angestiegen ist wie der gewerbliche 
Vergleichslohn. Danach erhöhte sich der Gewinn in 
den Vollerwerbsbetrieben - bei großen jährlichen 
Schwankungen - tendenziell nicht mehr, während 
das Einkommen in der übrigen Wirtschaft - wenn 
auch mit kleineren Veränderungsraten - weiter 
anstieg. Ursache für die Stagnation in der Land- 

Schaubild 2 
Erzeugung und Preise der Landwirtschaft sowie Einkommen der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
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wirtschaft waren vor allem wachsende Überschüsse 
auf vielen Märkten, die keine starke Anhebung der 
Marktordnungspreise mehr zuließen und nicht zu 
einer entsprechenden Anhebung der Erzeuger-
preise führten, sowie der gebremste Strukturwan-
del als Folge fehlender Erwerbsalternativen. 

24. Das im Vorjahr 1982/83 erzielte bisher höchste 
Einkommensergebnis war eine Folge guter Ernten 
bei fast allen Feldfrüchten. Gegen diese außerge-
wöhnlich gute Ernte 1982 fiel die Ernte im Berichts-
jahr 1983/84 ab, obwohl sie teilweise durchaus 
noch befriedigte. Im Norden der Bundesrepublik 
Deutschland verursachte eine längere Trockenpe-
riode im Sommer 1983 zudem Probleme bei der Ein-
bringung des Grundfutters in den Futterbaubetrie-
ben. Die Auswirkungen der Brüsseler Vereinbarun-
gen zur Neuausrichtung der EG-Agrarpolitik schlu-
gen sich - von insgesamt geringfügigen ersten 
Einflüssen der Garantiemengenregelung bei Milch 
abgesehen - im Wirtschaftsjahr 1983/84 noch nicht 
nieder. 

Die Vermögensbewertung wurde im Berichtsjahr 
aktualisiert (vgl. Tz. 35). Die Verwendung der neuen 
Werte sowohl in der Anfangs- als auch in der 
Schlußbilanz hält die im Agrarbericht ausgewiese-
nen Ertragskennzahlen frei von Bewertungseinflüs-
sen. 

Der Rückgang der Gewinne im Wirtschaftsjahr 
1983/84 wurde dadurch verstärkt, daß einige Son-
dereinflüsse, die zu dem starken Einkommensan-
stieg 1982/83 beigetragen hatten, 1983/84 nicht 
mehr wirksam waren. Dazu gehörten die teilweise 
von 1981/82 auf 1982/83 hinausgeschobene Auszah-
lung der Gasölbeihilfe sowie die Möglichkeiten der 
Steuerminderung, die eine hohe Zahl erstmalig 
buchführungspflichtiger Betriebe nutzten. 

25. Der Strukturwandel setzte sich in den land-
wirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben auch 1983/84 
fort; er schwächte sich jedoch weiter ab, vor allem 
als Folge der weiterhin ungünstigen außerlandwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen. Bis Mitte der 
siebziger Jahre war der Rückgang der Zahl der Be-
triebe und der Arbeitskräfte ein wesentlicher Fak-
tor für die seinerzeit positive Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Einkommen. In den letzten fünf 
Jahren nahm die Durchschnittsgröße der Betriebe 
nur noch geringfügig zu (Übersicht 11). Die Einkom-
menskapazität der Vollerwerbsbetriebe, gemessen 
am Standardbetriebseinkommen, erhöhte sich vom 
Durchschnitt der Jahre 1977/78 bis 1979/80 zum Be-
richtsjahr nur noch um jährlich 0,9%; im Fünfjah-
reszeitraum davor waren es noch jährlich 7,3%. Im 
Berichtsjahr selbst gingen die Standardbetriebsein-
kommen vor allem als Folge niedrigerer Erzeuger-
preise zurück. Deshalb wurden Betriebe der am 
Standardbetriebseinkommen gemessenen oberen 
Betriebsgrößenklassen teilweise in die untere Grö-
ßenklasse umgeschichtet. Das dadurch entstandene 
höhere Gewicht der kleinen Betriebe verminderte 
die hochgerechnete Durchschnittsgröße der Voll-
erwerbsbetriebe geringfügig auf 25,2 ha LF. Die 
Zahl der Arbeitskräfte stagnierte. 

Übersicht 11 

Kennzahlen zur strukturellen Entwicklung 
der Vollerwerbsbetriebe 

Kennzahl 1983/84 

Veränderung in % 1 ) 

1978/79 gegen 1983/84 gegen 
D 1972/75 D 1977/80 

Betriebsgröße 
in DM StBE 	 39 340 + 7,3 	+ 0,9 

AK je Betrieb 	 1,48 + 0,8 	+ 0,1 

Viehbestand 
in VE/Betrieb 2) 	 42,9 + 4,1 	+ 1,1 

Unternehmensertrag 
in DM/Untern. 	 148 907 + 8,2 	+ 2,9 

Unternehmens- 
aufwand in 
DM/Untern 	 121 338 + 8,8 	+ 4,5 

Bilanzvermögen 
inDM/AK 	 299 776 + 5,2 	+ 1,5 

1) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
2) Durchschnittsbestand in den jeweiligen Wi rtschaftsjahren 

26. Die im Wirtschaftsjahr 1983/84 beobachteten 
Einkommensminderungen lassen sich mehr auf die 
Entwicklung der Mengen als auf die der Preise zu-
rückführen (Übersicht 12). Aufgrund der zeitweise 
ungünstigen Witterungseinflüsse lagen die Ernten 

Übersicht 12 

Ursachen der Gewinnveränderung 
der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 

1983/84 

Auswirkungen auf den 
Gewinn/FAK 

Kennzahl 
Mengen Preise 

ins

-

gesamt 

± % gegen Vorjahr 

Ertrag 

Getreide 	 - 5,6 +0,6 - 5,0 

Zuckerrüben 	 - 5,4 +2,5 - 2,9 

Rinder 	 - 0,6 -2,7 - 3,3 

Milch 	 .... - 2,6 +0,6 - 2,0 

Schweine 	 + 0,9 -9,4 - 8,5 

Sonstiges 	 -10,7 +8,0 - 2,7 

Aufwand 
Futtermittel 	 - 0,2 -5,2 - 5,4 

Düngemittel 	 + 0,9 +2,0 + 2,9 

Pflanzenschutz 	 + 0,8 -0,2 + 0,6 

Treib- und 
Schmierstoffe 1) 	 + 1,0 ±0,0 + 1,0 

Unterhaltung 
Maschinen und 
Wirtschafts- 
gebäude 	 - 0,3 +1,3 + 1,0 

Zinsen 	 + 2,4 -1,0 + 1,4 

Sonstiges 	 + 4,1 +0,6 + 4,7 

Gewinn 	 -15,3 -2,9 -18,2 

1) einschließlich S trom und Heizmaterial 
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für Getreide, Kartoffeln und Zuckerrüben deutlich 
unter dem Vorjahresniveau. Schon in den letzten 
Monaten des Wirtschaftsjahres 1982/83 setzte ein 
zyklisch bedingter Abschwung der Schlachtschwei-
nepreise ein, der sich im gesamten Wirtschaftsjahr 
1983/84 fortsetzte. Der Index der Erzeugerpreise 
landwirtschaftlicher Produkte (ohne Mehrwertsteu-
er) lag im Durchschnitt 1983/84 knapp unter dem 
Vorjahresniveau; einschließlich Mehrwertsteuer 
wurde der Vorjahreswert erreicht. Zu diesem Er-
gebnis trug vor allem die ungünstige Entwicklung 
der Erzeugerpreise für tierische Produkte ( - 3,1 %), 
insbesondere für Schlachtvieh ( - 5,6 %), am stärk-
sten aber bei Schlachtschweinen ( - 9,6 %) sowie 
Nutz- und Zuchtvieh ( -13,0 %) bei. Demgegenüber 
entwickelten sich die Preise für pflanzliche Pro-
dukte - teilweise aufgrund der geringeren Ernte-
mengen - günstiger. 

Für landwirtschaftliche Betriebsmittel war insge-
samt nur ein relativ geringer Preisanstieg von 1,2% 
zu verzeichnen. Ausschlaggebend dafür waren ins-
besondere der Rückgang der Preise für Düngemit-
tel sowie für Nutz- und Zuchtvieh. Alle übrigen Be-
triebsmittel verteuerten sich aber 1983/84; am 
stärksten stiegen die Preise für Futtermittel mit 
6,4 %. 

27. Die aufgezeigten Preis- und Mengenverände-
rungen wirkten sich in den einzelnen Betriebsfor-
men sehr unterschiedlich aus (Übersicht 13 und 
Schaubild 3). Daneben zeigten sich wiederum regio-
nale Besonderheiten, die ebenso wie die Standort-
qualität und insbesondere die Fähigkeiten der Be-
triebsleiter die Ertragslage differenzierend beein-
flußten (MB Tabellen 37 bis 48). 

Schaubild 3 

Gewinn der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe nach Betriebsformen 1) 

1) Säulenbreiten entsprechen den Anteilen der Betriebe nach Betriebsformen 

Die Einkommen in den Marktfruchtbetrieben 
schwanken naturgemäß von Jahr zu Jahr in Abhän-
gigkeit von den Ernten sehr stark. Nach dem guten 
Ergebnis 1982/83 verzeichneten die Marktfruchtbe-
triebe im Folgejahr einen Rückgang ihrer Gewinne 
um 17,2% auf 27 412 DM je Familien-AK. Aus-
schlaggebend dafür war, daß 1983 bei Getreide 
( - 6,6 %) und Zuckerrüben ( - 28,3 %) weniger geern-
tet wurde als im Vorjahr. Die Marktordnungs- 

Übersicht 13 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe nach Betriebsformen 1983/84 

Betriebsform 
insgesamt 

Marktfrucht Futterbau Veredlung Dauerkultur 
	
Gemischt 

Kennzahl Einheit 
1983/84 dagegen 

1982/83 1981/82 

Betriebe 	 % 	  14,9 60,4 5,5 6,9 12,3 100 100 100 

Fläche (LF) 	 % 	  23,2 57,8 4,5 2,1 12,4 100 100 100 

Betriebsgröße DM StBE 	 53 110 35 950 41 560 39 220 38 520 39 340 41 440 40 480 

Betriebsgröße ha LF 	 39,44 24,11 20,47 7,66 25,34 25,18 26,0 25,9 

Vergleichswert DM/ha 	 1 846 1 126 1 330 3 426 1 320 1 375 1 362 1 394 

Arbeitskräfte AK/Betrieb 	 1,67 1,43 1,24 1,81 1,41 1,48 1,49 1,45 

Familien-AK FAK/Betrieb 	 1,31 1,29 1,10 1,35 1,23 1,28 1,29 1,25 

Viehbesatz VE/100haLF 	 82,1 179,5 410,4 33,3 228,6 170,3 166,6 169,2 

Gewinn DM/ha LF 	 910 1 120 873 4 015 904 1 095 1 301 1 103 

Gewinn DM/Unternehmen 	 35 902 26 998 17 866 30 758 22 903 27 569 33 791 28 587 

Gewinn DM/FAK 	 27 412 20 877 16 194 22 799 18 555 21 508 26 282 22 890 

Veränderung gegen 
Vorjahr % 1983/84 - 17,2 - 13,2 - 49,6 - 22,0 - 25,0 - 18,2 . . 

1982/83 + 17,0 + 20,9 -4,3 + 9,7 +9,3 + 14,8 . 
1981/82 - 4,6 + 3,2 + 31,8 + 49,2 +7,0 +7,7 . . 
1980/81 -5,3 - 13,2 - 16,8 - 27,8 -8,5 - 12,6 . . 
1979/80 - 4,8 -4,3 + 12,2 + 19,0 +1,0 -1,9 . . 
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preise für Getreide, Raps und Zucker wurden im 
Rahmen der Preisbeschlüsse für 1983/84 leicht er-
höht. Allein für Zuckerrüben konnten am Markt 
jedoch darüber hinausgehende Preiserhöhungen 
realisiert werden. Beim Aufwand fällt die Vermin-
derung der Ausgaben für Düngemittel und Pflan-
zenschutz auf. 

Eine regionale Analyse zeigt, daß die Marktfrucht

-

betriebe im Norden der Bundesrepublik Deutsch-
land, die im Vorjahr besonders gut abgeschnitten 
hatten, nunmehr die deutlichsten Einkommensmin-
derungen hinnehmen mußten. Im Süden zeigen 
sich andere Tendenzen, weil vor allem in Bayern 
auch 1983 eine gute Getreideernte eingebracht wur-
de; hier lagen die Einkommen der Marktfruchtbe-
triebe nur wenig unter dem Niveau des Vorjahres. 

Der Anteil der Marktfruchtbetriebe an den im Voll-
erwerb bewirtschafteten Betrieben insgesamt liegt 
bei 14,9 %. Im Vergleich zu den übrigen Betriebsfor-
men zeichnen sie sich durch überdurchschnittliche 
Betriebsgrößen auf überwiegend guten Standorten 
sowie einen relativ geringen Arbeitskräftebesatz je 
Flächeneinheit aus. Trotz geringer Gewinnrate (Ge-
winn in Prozent des Unternehmenertrags) ermögli-
chen diese Voraussetzungen vergleichsweise hohe 
Gewinne je Unternehmen wie auch je Familien-AK, 
während die Gewinne je Flächeneinheit niedriger 
ausfallen. Andererseits reagieren die Gewinne in 
den Marktfruchtbetrieben sehr empfindlich auf 
Mengen- und Preiseinflüsse. 

Auf die in den letzten Jahren zunehmend verbes-
serte relative Vorzüglichkeit der Milchviehhaltung 
reagierten die Milcherzeuger mit einer Ausweitung 
der Produktion; sie führte auch 1983/84 zu einem 
weiteren Anstieg der abgelieferten Milchmenge. 
Die höhere Milchproduktion mußte allerdings mit 
einem höheren Futteraufwand erkauft werden. Re-
gional waren die Futterbaubetriebe insbesondere 
im Norden der Bundesrepublik Deutschland durch 
eine lang anhaltende Trockenheit im Verlauf des 
Sommers 1983 getroffen. Die Grundfutterversor-
gung verursachte teilweise erhebliche Probleme. 
Hieraus resultierte ein erhöhter Verbrauch an Zu-
kauffuttermitteln, der in Verbindung mit deutlich 
gestiegenen Preisen zu einer kräftigen Steigerung 
des Aufwandes führte, besonders in den kleinen Be-
trieben. Durch Einsparungen bei anderen Auf-
wandsarten stieg der Unternehmensaufwand je ha 
LF insgesamt nur leicht an. Insgesamt war auch in 
den Futterbaubetrieben ein deutlicher Einkom-
mensrückgang zu verzeichnen; er war jedoch gerin-
ger als vorgeschätzt, weil die Anpassung an die be-
triebseigene Futterversorgung günstiger als erwar-
tet gestaltet werden konnte. 

Nach dem erfreulichen Zuwachs im Vorjahr ging 
1983/84 der Gewinn je Familien-AK um 13,2 % auf 
20 877 DM zurück. Damit lagen die Futterbaube-
triebe, zu denen rd. 60 % der Vollerwerbsbetriebe 
zählen, vom Einkommensniveau her gesehen in die-
sem Jahr nicht am unteren Ende der Einkom-
mensskala. Viele dieser Betriebe wirtschaften auf 
ungünstigen Standorten und sind relativ klein. Der 
Anteil an Dauergrünland liegt sehr hoch und bildet 

die Grundlage der intensiven Rindvieh- und speziell 
der Milchkuhhaltung. 

Die Gruppe der Veredlungsbetriebe, zu der nur 
etwa 6% aller Vollerwerbsbetriebe zählen, hatte 
1983/84 den stärksten Einkommensrückgang und 
den niedrigsten Durchschnittsgewinn zu verzeich-
nen. Ihr Einkommen ist in hohem Maße von der 
Entwicklung des Schlachtschweinepreises abhän-
gig, der 1983/84 im Durchschnitt um 9,6 % unter dem 
Vorjahresniveau lag. Neben den Einnahmen aus 
Schlachtschweinen gingen auch die Erträge aus Bo-
denerzeugnissen zurück. Gleichzeitig erhöhten sich 
die Futtermittelpreise und -aufwendungen. Mit 
16 194 DM Gewinn je  Familien-AK wurde ein Er-
gebnis erzielt, das um 49,6% unter dem des Vorjah-
res lag. Damit wiesen die Veredlungsbetriebe erst-
malig das schlechteste Ergebnis von allen Betriebs-
formen aus. 

Bei den Veredlungsbetrieben handelt es sich in der 
Regel um hochspezialisierte Betriebe mit Schwei-
nemast, Schweinezucht oder Geflügelhaltung, die 
häufig einen sehr hohen Viehbesatz bei nur gerin-
ger Betriebsfläche haben. Schon im Vorjahr ver-
zeichnete diese Betriebsgruppe eine leichte Ein-
kommensminderung, lag jedoch immer noch zu-
sammen mit den Marktfruchtbetrieben an der 
Spitze der Einkommensskala. Schon geringe Verän-
derungen des Schlachtschweinepreises oder der 
Futtermittelpreise bewirken sehr hohe prozentuale 
Einkommensveränderungen, da die Gewinnraten 
dieser Betriebe sehr niedrig sind. 

Bei den Dauerkulturbetrieben (Wein-, Obst- und 
Hopfenanbau) spiegeln sich die natürlichen Bedin-
gungen eines Jahres am deutlichsten wider. Dies 
liegt u. a. an der vergleichsweise geringen Stützung 
durch die Markt- und Preispolitik, so daß sich Men-
genveränderungen über den Markt direkt auf die 
Preise auswirken. Andererseits können in dieser 
heterogenen Gruppe ungünstige Wirtschaftsergeb-
nisse etwa im Obstbau positiven Gewinnentwick-
lungen z. B. im Weinbau, der mit zwei Dritteln der 
Betriebe das Schwergewicht bildet, gegenüberste-
hen, wie sich beispielsweise im Wirtschaftsjahr 
1982/83 gezeigt hat. 

Die Weinmosternte 1983 lag deutlich unter dem Re-
kordergebnis des Vorjahres, aber erheblich über 
dem langjährigen Durchschnitt. Allerdings verfüg-
ten viele Betriebe über ausreichende Lagerbe-
stände aus dem Vorjahr, die nunmehr vermarktet 
werden konnten. Ein Einkommensrückgang konnte 
aber wegen kräftiger Einbußen bei den Mostprei-
sen nicht verhindert werden (vgl. Tz. 51). 

In den Obstbaubetrieben führten 1983/84 insbeson-
dere die außergewöhnlich hohen Apfelpreise zu ei-
nem kräftigen Gewinnanstieg (vgl. Tz. 62). 

Nachdem die durchschnittlichen Gewinne in den 
zwei Vorjahren angestiegen waren, ergab sich 
in den Dauerkulturbetrieben im Wirtschaftsjahr 
1983/84 insgesamt ein Rückgang um 22,0 % auf 
22 799 DM Gewinn je Familien-AK. 
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Die Gemischtbetriebe haben keinen ausgeprägten 
Produktionsschwerpunkt und kommen in der Regel 
in Niveau und Entwicklung ihrer Einkommen sowie 
in der Faktorausstattung dem Durchschnitt aller 
Betriebsformen am nächsten. Im Wirtschaftsjahr 
1983/84 verringerten sich in dieser Betriebsgruppe 
die Gewinne je  Familien-AK durchschnittlich um 
25,0 % auf 18 555 DM. Damit lagen die Gemischtbe-
triebe im Einkommensniveau erstmalig unter den 
Futterbaubetrieben. Ursache war neben einer Ver-
minderung der Einnahmen aus Bodenerzeugnissen, 
Rindvieh und Schweinen der stark gestiegene Fut-
termittelaufwand. In den vielseitig organisierten 
Betrieben, die neben Rindvieh häufig auch 
Schweine und Geflügel halten, wirkten sich offen-
sichtlich die schlechte Grundfutterversorgung und 
der Anstieg der Futtermittelpreise besonders stark 
aus. Der Anteil dieser Gemischtbetriebe an den 
Vollerwerbsbetrieben insgesamt liegt bei rd. 12 %. 

28. Im Einzelfall können die Erträge aus landwirt-
schaftlichen Nebenbetrieben den wirtschaftlichen 
Erfolg eines Betriebes erheblich beeinflussen, im 
Durchschnitt aller Betriebe sind sie mit einem An-
teil von 1,1 % am gesamten Unternehmensertrag 
aber relativ unbedeutend. In den landwirtschaftli-
chen Vollerwerbsbetrieben betrugen sie 1983/84 
durchschnittlich 1 571 DM je Unternehmen, darun-
ter 976 DM aus Forst und Jagd. Eine größere Bedeu-
tung haben die Erträge aus Nebenbetrieben in der 
Regel in landwirtschaftlichen Betrieben mit Wald; 
für sie werden über den forstlichen Betriebsteil, 
wenn er größer als 5 ha ist, gesondert Daten erho-
ben und ausgewertet. Der Beitrag des forstlichen 
Betriebsteils zum Unternehmensertrag betrug 
1983/84 4 435 DM (2,0 %). Je Betrieb wurden 51 m 3 

 Holz eingeschlagen. Der zurechenbare Aufwand lag 
bei 962 DM. Nach Abzug eines kalkulatorischen 
Lohnansatzes für die eingesetzte Arbeit ergibt sich 
für den forstlichen Betriebsteil ein Reinertrag von 
95 DM je ha Holzbodenfläche. Von den landwirt-
schaftlichen Betrieben mit Wald haben 2,3 % in den 
forstlichen Betriebsteil investiert (492 DM je Be-
trieb). Der Einkommensbeitrag aus dem forstlichen 
Betriebsteil nimmt mit zunehmender forstwirt-
schaftlicher Nutzfläche zu. Der größere Teil dieser 
Betriebe bewirtschaftet allerdings nur kleine Forst-
flächen (MB Tabelle 55). 

Aufgrund eines abgeschlossenen Forschungsauftra-
ges werden mit diesem Agrarbericht erstmals wei-
tergehende Analysen der landwirtschaftlichen Be-
triebe mit Wald vorgenommen. So findet sich u. a. 
eine Schichtung der Betriebsergebnisse nach Ein-
schlag und Baumarten im Materialband (MB Tabel-
len 56 und 57). 

29. Ergänzende Angaben zu den Buchführungser-
gebnissen über die in der Landwirtschaft geleiste-
ten Arbeitszeiten, die in der Regel länger sind als in 
anderen Berufsgruppen, liefert der Mikrozensus. 
Für selbständige Land- und Forstwirte wurden 1983 
66 Arbeitsstunden in der Woche ermittelt (MB Ta-
belle 6). Vor allem in den Betrieben mit intensiver 
Milchviehhaltung ist trotz aller Rationalisierungs

-

fortschritte ein Abbau der vergleichsweise hohen 

Arbeitsbelastung bisher noch nicht gelungen. Ein 
Vergleich der im Mikrozensus für die Landwirt-
schaft ermittelten durchschnittlichen Arbeitszeiten 
mit denen im produzierenden Gewerbe (51,4 Stun-
den/Woche) ist aber nicht ohne Probleme, da die 
Erfassung der betriebsnotwendigen Arbeitszeit in 
der Landwirtschaft besonders schwierig ist und un-
terschiedliche Neben- und Pendelzeiten zu berück-
sichtigen sind. 

30. Die unterdurchschnittlichen Ernteergebnisse 
1983 führten in den norddeutschen Bundesländern 
zu stärkeren Einkommensminderungen als im Sü-
den der Bundesrepublik Deutschland. Dennoch lag 
das durchschnittliche Einkommensniveau, gemes-
sen am Gewinn je Familien-AK, in den norddeut-
schen Flächenstaaten wie in den Vorjahren höher 
als in den anderen Bundesländern. Bestimmend da-
für sind vor anderen Faktoren die Betriebsgrößen-
struktur, aber auch Standort und Verkehrslage. 

Nach dem besonders günstigen Einkommensergeb-
nis im Vorjahr mußten die Betriebe Schleswig-Hol-
steins 1983/84 den stärksten Einkommensrückgang 
hinnehmen. Der Gewinn je Familien-AK ging ge-
genüber dem Vorjahr um 29,7 % auf 26 132 DM zu-
rück (Übersicht 14, MB Tabellen 31 und 35). In Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen machte sich 
der drastische Einkommensrückgang in den Vered-
lungsbetrieben stärker als in den übrigen Bundes-
ländern bemerkbar. Aber auch die Marktfruchtbe-
triebe verzeichneten hier deutliche Einkommens-
minderungen. Trotz zum Teil großer Probleme bei 
der Grundfutterversorgung gelang es den Futter-
baubetrieben, über Mengensteigerung bei relativ fe-
sten Milchpreisen einen teilweisen Ausgleich zu er-
reichen, so daß die Einkommensminderungen letzt-
lich schwächer als erwartet ausfielen. Das Ergebnis 
in Rheinland-Pfalz wird erheblich durch die Dauer- 

Übersicht 14 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe nach Bundesländern 

1983/84 

Flache 

 

Arbeits

-

kräfte Vieh Gewinn 

Bundesland AK je VE je ± 
ha LF 100 ha 100 ha DM/FAK gegen 

LF LF Vorjahr 

Schleswig- 
Holstein 	 44,1 3,81 171,7 26 132 - 29,7 

Niedersachsen 	. 34,4 4,42 172,7 23 989 - 19,5 

Nordrhein - 
Westfalen 	 26,6 5,29 223,0 23 494 - 19,7 

Hessen 	 25,0 5,81 160,6 14 650 - 16,4 

Rheinland-Pfalz. 17,1 9,74 103,2 18 079 - 23,2 

Baden- 
Württemberg 	 20,2 7,40 162,9 20 273 - 14,4 

Bayern 	 20,1 6,91 159,7 21 434 - 11,9 

Bundesrepublik 
Deutschland 1) 	. . 25,2 5,86 170,3 21 508 - 18,2 

1 ) ohne Berlin; einschließlich Hamburg, Bremen und Saarland 
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kulturbetriebe geprägt, insbesondere durch die 
Weinbaubetriebe. Bei den Betriebsergebnissen in 
Bayern bestehen starke Unterschiede zwischen den 
Betrieben in Nord- und Südbayern. Die im Testbe-
triebsnetz stärker vertretenen Betriebe Nordbay-
erns weisen eine deutlich ungünstigere Einkom-
mensentwicklung als der Landesdurchschnitt aus. 
In Südbayern haben sich dagegen die Gewinne 
1983/84 im Vergleich zum Vorjahr teilweise verbes-
sert. Die Marktfruchtbetriebe in Bayern schnitten, 
verglichen mit den Marktfruchtbetrieben in den 
norddeutschen Bundesländern, relativ gut ab. 

Der Gewinn je Flächeneinheit lag wiederum — wie 
für Betriebe mit geringerer Flächenausstattung 
und hohem Anteil an Sonderkulturen typisch — in 
den süddeutschen Ländern im allgemeinen höher 
als in Norddeutschland (MB Tabellen 31 und 52). 

31. Ein Maßstab für die wirtschaftliche Betriebs-
größe ist das Standardbetriebseinkommen; das die 
nachhaltige Einkommenskapazität für die jeweilige 
Faktorausstattung und Produktionsstruktur eines 
landwirtschaftlichen Unternehmens beschreibt. 
Aufgrund der speziellen Verhältnisse eines Jahres 
oder der subjektiven Leistungen des Betriebsleiters 
können die einzelbetrieblich tatsächlich erzielten 
Einkommen davon allerdings beträchtlich abwei-
chen. Besonders sichtbar werden die Unterschiede 
zwischen dem tatsächlichen Einkommen und dem 
Standardbetriebseinkommen bei einer Gliederung 
der Vollerwerbsbetriebe nach dem Gewinn. So 
schöpften die einkommensschwachen Vollerwerbs-
betriebe 1983/84 ihr im Standardbetriebseinkom-
men ausgedrücktes Einkommenspotential nur zu 
43,2 % aus. Im einkommensstärksten Viertel hinge-
gen erreichte das tatsächliche Betriebseinkommen 
134,3 % des Standardbetriebseinkommens. 

Der Einkommensvergleich nach Betriebsgrößen 
zeigt, daß sich die ungünstigen Voraussetzungen 
des Wirtschaftsjahres 1983/84 in allen Betriebsgrö-
ßen auswirkten (Übersicht 15). Das vergleichsweise 
günstigere Abschneiden der Futterbaubetriebe 
führte dazu, daß wegen des hohen Anteils dieser 
Betriebsform an den kleinen Betrieben die Verän-
derungsrate des Gewinns in dieser Betriebsgruppe 
mit –12,2 % niedriger lag als in den größeren Be-
trieben ( –18,6 %), in denen der Anteil der Vered- 

Übersicht 15 

Gewinn der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
nach Größenklassen 

Betriebsgröße 

Gewinn 1983/84 

je FAK je Unternehmen 

DM ± % gegen 
Vorjahr 

DM  ± °% gegen 
Vorjahr 

kleine 	 

mittlere 	 

größere 	 

14 079 

20 525 

31 984 

— 12,2 

— 14,3 

— 18,6 

15 403 

28 766 

47 606 

— 10,3 

— 13,7 

— 19,2 

zusammen 	 21 508 — 18,2 27 569 — 18,4 

lungs- und Marktfruchtbetriebe deutlich höher 
liegt. Das Einkommensniveau der mittleren Grö-
ßenklasse entsprach 1983/84 etwa dem Mittelwert 
aller Betriebe. 

32. Auch im Berichtsjahr 1983/84 wiesen die land-
wirtschaftlichen Einkommen, gemessen am Ge-
winn je landwirtschaftlicher Familien-AK oder 
auch je Unternehmen, eine beträchtliche Streuung 
auf (MB Schaubild 4, S. 62). Die Ursachen der intra-
sektoralen Unterschiede des Gewinns je  Familien

-

AK liegen im wesentlichen in der Effizienz des Fak-
toreinsatzes, die weitgehend auf Ausbildung und 
Können des Betriebsleiters zurückzuführen ist und 
in der Kapazitätsausstattung je Arbeitskraft, der 
die größten Einflüsse zuzurechnen sind (MB Ta-
belle 33). Weitere einflußnehmende Faktoren sind 
die natürlichen Standortbedingungen und die per-
sönlichen Präferenzen der Betriebsleiter. Analysen 
zeigen, daß in zahlreichen Betrieben der Landwirt-
schaft — wie auch in anderen Wirtschaftsbereichen 
— noch erhebliche Möglichkeiten zur Erhöhung der 
Gewinne bestehen, da offensichtlich nicht alle Be-
triebsleiter die eingesetzten Betriebsmittel effizient 
nutzen. Die Erschließung solcher Einkommensre-
serven ist nicht unbedingt mit Produktionssteige-
rungen verbunden, sondern resultiert häufig mehr 
aus Kosteneinsparungen. Gerade die Ergebnisse 
des Wirtschaftsjahres 1983/84 zeigen, daß zahlrei-
che Landwirte diese Möglichkeit wahrgenommen 
haben. 

Übersicht 16 

Einkommenstreuung der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe 

oberstes 	unterstes Abstand 

Wirtschafts- Betriebe Betriebe 
jahr insgesamt Viertel DM insgesamt 

=1 

Gewinn in DM/FAK (Schichtung nach dem Gewinn je FAK) 

1973/74 19 485 40 937 6 755 34 182 1,8 

1974/75 21 010 42 808 7 033 35 775 1,7 

1975/76 25 263 58 687 9 860 48 827 1,9 

1976/77 21 842 53 179 6 097 47 082 2,2 

1977/78 24 084 55 062 8 307 46 755 1,9 

1978/79 24 780 58 120 9 243 48 877 2,0 

1979/80 24 309 57 873 7 586 50 287 2,1 

1980/81 21 245 49 740 —638 50 378 2,4 

1981/82 22 890 52 839 1 196 51 643 2,3 

1982/83 26 282 56 988 2 810 54 178 2,1 

1983/84 21 508 49 104 — 567 49 671 2,3 

Gewinn in DM/Unternehmen 
(Schichtung nach dem Gewinn je Unternehmen) 

1979/80 31 487 80 804 9 334 71 470 2,3 

1980/81 26 983 64 177 —1 310 65 487 2,4 

1981/82 28 587 66 924 885 66 039 2,3 

1982/83 33 791 75 470 2 500 72 970 2,2 

1983/84 27 569 64 391 —1 230 65 621 2,4 
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Die Schichtung der landwirtschaftlichen Betriebe 
nach ihrem aktuellen Einkommen ergibt lediglich 
eine Momentaufnahme über die Streuung der Ge-
winne im Berichtsjahr. Da offensichtlich in der 
Landwirtschaft eine starke Tendenz zum Ausgleich 
zwischen den Jahren besteht, verringert sich die 
Einkommensstreuung, wenn der Gewinn der Be-
triebe aus mehreren Jahren gemittelt wird. 

Wie in den Vorjahren wird die Einkommensstreu-
ung in den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrie-
ben auch durch einen Vergleich nach Gewinngrup-
pen dargestellt (Übersicht 16, MB Tabelle 49). Die 
Relation zwischen dem Einkommensabstand und 
dem durchschnittlichen Gewinn eines Jahres stellt 
einen die tatsächliche Einkommensentwicklung be-
rücksichtigenden Maßstab dar. Im Wirtschaftsjahr 
1983/84 ging der absolute Einkommensabstand je 
Familien-AK auf 49 671 DM zurück. Die Relation 
des Abstandes zum durchschnittlichen Gewinn 
nahm jedoch leicht auf 2,3 zu. Die im Materialband 
dargestellte Lorenzkurve weist eine kaum verän-
derte Einkommenskonzentration aus (MB Tabelle 
58; MB Schaubild 6, S. 70). 

Schaubild 4 

Betriebswechsel zwischen den Vierteln nach dem 
Gewinn je Unternehmen 
– Anteil der Betriebe in % – 

Bei der Darstellung der Verteilung der Betriebe 
nach ihrer individuellen Gewinnhöhe je Unterneh-
men zeigt sich, daß 9,9 % der Betriebe mit Verlusten 
abgeschlossen haben, 34 % mit ihrem Gewinn je Un-
ternehmen unter 20 000 DM blieben und die besten 
20 % der Betriebe einen Gewinn von 57 000 DM und 
mehr erzielten. Unterschiede der dargestellten Grö-
ßenordnung sind keine Besonderheit der Landwirt-
schaft, sondern treten bei verfügbaren Haushalts-
einkommen auch in anderen Wirtschaftsbereichen 
auf (MB Tabelle 51). Sonderauswertungen identi-
scher Testbetriebe bestätigen zudem die Vermu-
tung, daß Betriebe nicht dauerhaft in einer be-
stimmten Gewinngruppe verbleiben. Etwa die 
Hälfte der Betriebe wechselt die Gruppe infolge au-
ßergewöhnlicher Einflüsse von Jahr zu Jahr, die 
andere Hälfte allerdings verbleibt längerfristig in 
der jeweiligen Gruppe. Aus der einmaligen, häufig 
zufälligen Zugehörigkeit eines Betriebes zu einer 
Gewinngruppe kann daher keine Aussage über die 
zukünftigen Entwicklungsaussichten abgeleitet 
werden (Schaubild 4). 

Erwerbseinkommen und Gesamteinkommen 

33. Da Einkommenswachstum über Produktions-
steigerungen aus markt- und finanzpolitischen 
Gründen nur noch begrenzt möglich ist, tritt in den 
Diskussionen um die landwirtschaftliche Einkom-
mens- und Sozialpolitik das Gesamteinkommen des 
landwirtschaftlichen Unternehmers mehr in den 
Vordergrund. Dabei geht es u. a. um die umfassende 
Beurteilung der Einkommenssituation in der Land-
wirtschaft und um die Einkommensmöglichkeiten 
landwirtschaftlicher Familien bei Aufnahme außer

-

landwirtschaftlicher Tätigkeiten. In den landwirt-
schaftlichen Vollerwerbsbetrieben hat das außer

-

landwirtschaftliche Erwerbseinkommen defini-
tionsgemäß nur eine untergeordnete Bedeutung 
(Übersicht 21, MB Tabelle 36). Im Unterschied zu 
den übrigen sozial-ökonomischen Betriebsgruppen 
lag hier wie in den Vorjahren das gesamte Erwerbs-
einkommen 1983/84 nur geringfügig höher als der 
Unternehmensgewinn. Durchschnittlich waren die 
sonstigen Einkommen (z. B. private Zinserträge 
oder Erträge aus Vermietung und Verpachtung, 
nicht jedoch schwierig zu ermittelnde Übertragun-
gen wie Kindergeld, Renten usw.) mit einem Anteil 
von 3,6 % am Gesamteinkommen der Vollerwerbs-
betriebe beteiligt. In einzelnen Betrieben waren 
diese außerlandwirtschaftlichen Einkommensbe-
träge jedoch beträchtlich. Erfaßt werden allerdings 
nur die außerbetrieblichen Einkommen des Be-
triebsinhaberehepaares, nicht aber die der Kinder 
oder sonstiger im Haushalt der landwirtschaftli-
chen Unternehmer lebenden Personen. Die Erhe-
bung von Einkommen anderer Haushaltsmitglieder 
ist weder rechtlich zulässig, noch sind zuverlässige 
Auskünfte zu erwarten. Gegenwärtig wird geprüft, 
ob die wichtigste Transferzahlung — das Kinder-
geld — vom nächsten Jahr an erfaßt werden kann. 
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Investitionen 

34. Nachdem die landwirtschaftlichen Betriebe 
aufgrund der verbesserten Ertragslage im Vorjahr 
deutlich mehr investiert hatten, ging die Investi-
tionstätigkeit 1983/84 erheblich zurück. Die zurück-
gestellten Investitionen konnten bisher nur teil-
weise nachgeholt werden (MB Tabelle 54; Schau-
bild 5). Fördernd wirkte sich allerdings 1983/84 noch 
die zur Wiederbelebung der Wirtschaft eingeführte 
Investitionszulage aus, die von der Landwirtschaft 
verbreitet in Anspruch genommen wurde. 

1982/83 1983/84 

Art  Brutto Netto 2) Brutto Netto 2) 

Investitionen in DM/ha LF 

Grund und Boden 	 124 114 133 121 

Wirtschaftsgebäude 	 322 229 295 119 

Maschinen 	 575 120 457 —11 

Vieh 1) 	  67 67 24 24 

Sonstiges 	 79 —11 34 18 

insgesamt 	 1 167 519 943 271 

1)Wertveränderung zwischen Anfang und Ende des Wi rtschaftsjahres 
2) abzüglich Abschreibungen, Abgänge 

Brutto- wie Nettoinvestitionen lagen im Berichts-
jahr deutlich unter dem Vorjahr. Mit 943 DM je ha 
LF investierten die landwirtschaftlichen Voller-
werbsbetriebe im Berichtsjahr brutto 224 DM je ha 
LF oder 19,2 % weniger als im Jahr zuvor. Von dem 
Rückgang waren alle Investitionsgüter betroffen; 

Schaubild 5 

Investitionen der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe 

prozentual am stärksten nahmen die Investitionen 
bei Maschinen und Geräten ab. Eine Schichtung 
nach der Höhe des Gewinns zeigt, daß in einzelnen 
Betrieben sehr unterschiedliche Beträge investiert 
wurden. So lagen die durchschnittlichen Bruttoin-
vestitionen je Betrieb in den 10 % der Betriebe mit 
den höchsten Gewinnen bei 53 900 DM, in den 10 % 
der Betriebe mit den niedrigsten Gewinnen bei 
16 100 DM (MB Schaubild 3, S. 49). 

Bei den Nettoinvestitionen (271 DM je ha gegen-
über 519 DM im Vorjahr) ist zu berücksichtigen, 
daß die Abschreibungen in der Landwirtschaft 
ebenso wie bei Betriebsergebnissen anderer Wirt-
schaftsbereiche, aber abweichend von der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung, vom Anschaf-
fungspreis vorgenommen werden. Bei nach wie vor 
relativ hohen Zinsen war das zur Finanzierung zu-
sätzlich aufgenommene Fremdkapital aufgrund des 
Gewinnrückgangs höher als im Vorjahr. 

Art 
1982/83 1983/84 

DM/ha % DM/ha % 

Abschreibungen, 648 55,5 672 71,3 
Abgänge 	 

zusätzlich auf- 
genommenes 
Fremdkapital t ) 	 145 12,4 177 18,8 

sonstige Eigenmittel, 
Gewinn 	 374 32,1 94 9,9 

Bruttoinvestitionen ... 1 167 100,0 943 100,0 

dar. Nettoinvestitionen 519 44,5 271 28,7 

1) Fremdkapitalentwicklung unter Berücksichtigung der Tilgungen 
sowie der Veränderung des Finanzumlaufvermögens 

Der Anteil der Nettoinvestitionen an den Bruttoin-
vestitionen betrug 28,7 %. Die stark rückläufigen 
Bruttoinvestitionen wurden zu einem größeren An-
teil als im Vorjahr aus Abschreibungen, die Nettoin-
vestitionen zu 65,5 % mit überwiegend langfristigen, 
meist mit öffentlichen Mitteln verbilligten Krediten 
finanziert. Der Eigenmittelanteil an den Nettoinve-
stitionen ging auf 94 DM je ha LF zurück und ent-
sprach 8,6 % des Gewinns. Neben dem Gewinn dürf-
ten dazu in vielen Fällen auch außerbetriebliche 
Einkommen, z. B. Zinsen oder Mieten, sowie Teile 
des Privatvermögens herangezogen worden sein. 

 
Eigenkapital und Fremdkapital 

35. Die im Wirtschaftsjahr 1982/83 beobachtete po-
sitive Tendenz setzte sich im Berichtsjahr nicht 
fort. Die ungünstigeren Wirtschaftsergebnisse des 
Jahres 1983/84 spiegeln sich deutlich in der im Ver-
gleich zum Vorjahr schwächeren Eigenkapitalbil-
dung wider. So erhöhte sich das Eigenkapital um 
108 DM je ha LF und 2 705 DM je Unternehmen. 
Der Anteil der Betriebe mit positiver Eigenkapital-
bildung ging von 66 % im Vorjahr auf 52 % zurück. 
Die Frage nach einer langfristig betriebsnotwendi-
gen Eigenkapitalbildung kann nicht allgemeingül-
tig beantwortet werden; in der Regel kann der Ein- 
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zelfall nur im Rahmen einer betriebswirtschaftli-
chen Individualberatung beurteilt werden. Als 
Faustzahlen werden jedoch in der Literatur für 
landwirtschaftliche Unternehmen häufig minde-
stens 10 000 DM Eigenkapitalbildung oder 300 DM 
je ha LF genannt. Den Wert von 300 DM je ha LF 
erreichten im Berichtsjahr 35,6 % der Vollerwerbs-
betriebe. Die Zahl der Betriebe mit Eigenkapital-
verlusten stieg auf 47,7 % an (Vorjahr: 34,1 %). Diese 
Betriebe nahmen in der Regel überdurchschnittlich 
viel Fremdkapital, vor allem in Form kurzfristiger 
Kredite auf. Sie leben teilweise seit Jahren von der 
Substanz; Nettoinvestitionen werden nicht mehr 
vorgenommen. Zahlreiche dieser Betriebe sind in 
ihrer Ertragskraft bereits so geschwächt, daß sie 
selbst in günstigen Jahren kaum Anschluß an die 
allgemeine landwirtschaftliche Einkommensent-
wicklung finden können. 

Eigenkapitalveränderung 
in DM/ha LF 

I 982/83 	1983/84 

Anteil der Betriebe in % 

+ 600 und mehr Zunahme . 	 34,1 24,0 

+ 300 bis + 600 	 14,4 11,6 

0 bis + 300 	 17,4 16,7 

0 bis - 450 	 17,3 22,3 

- 450 und mehr Abnahme . . 16,8 25,4 

Im Durchschnitt aller Betriebe lag die Eigenkapi-
talquote (Anteil des Eigenkapitals am gesamten Bi-
lanzkapital) mit 75,9 % im Vergleich zu anderen 
Wirtschaftsbereichen (gewerbliche Unternehmen 
18 %) unverändert hoch. Dabei werden Grund und 
Boden nach wie vor in Anlehnung an die natürliche 
Ertragsfähigkeit und damit erheblich unter dem 
Verkehrswert bewertet. Nur bei Zukäufen gelten 
die tatsächlichen Anschaffungspreise. Änderungen 
des Verkehrswertes gehen nicht in die Bilanz ein. 
Die hohe Eigenkapitalquote erklärt wesentlich die 
auch in ungünstigen Wirtschaftsjahren nur geringe 
Zahl an Konkursen in der Landwirtschaft (MB Ta-
belle 30). Die hohen Verkehrswerte der landwirt-
schaftlichen Grundstücke reichen bei rechtzeitigem 
Verkauf in der Regel aus, um Konkurse und 
Zwangsversteigerungen auch bei starker, laufend 
wachsender Verschuldung jenseits der nachhalti-
gen Kapitaldienstgrenze auszuschließen. 

Beim Vergleich durchschnittlicher Kennzahlen der 
Vermögens- und Finanzseite der Bilanz mit Vorjah-
reswerten müssen die Veränderungen durch die ak-
tualisierte Vermögensbewertung beachtet werden. 
Eine Sonderauswertung der Testbetriebe ergab al-
lerdings, daß die Einflüsse nicht beträchtlich sind. 

36. Die Entscheidungen für den Einsatz von 
Fremdkapital und das damit verbundene Unterneh-
merrisiko liegen im individuellen Bereich. Den ein-
zelnen landwirtschaftlichen Unternehmern ist es 
grundsätzlich freigestellt, wie sie die Finanzierung 
ihrer Betriebe gestalten. Dabei ist der Einsatz von 
Fremdkapital ein sehr wichtiges Instrument zur Er-
höhung der Eigenkapitalrendite und damit zur Aus-
schöpfung von Einkommensmöglichkeiten. Von 
„Verschuldung" eines Betriebes kann nur dann ge

-

sprochen werden, wenn laufende Zahlungsver-
pflichtungen nur noch mit - meist kurzfristigen - 
Fremdmitteln gedeckt werden können und nachhal-
tige Eigenkapitalverluste entstehen. Unter diesen 
Gesichtspunkten ist die verstärkte Aufnahme von 
Fremdkapital, wie sie in den letzten Jahren beob-
achtet wurde und wie sie sich auch im Berichtsjahr 
fortsetzte, insgesamt nicht besorgniserregend (MB 
Tabelle 53). 

Der durchschnittliche Besatz an Fremdkapital 
(ohne Abzug der Guthaben und Forderungen) stieg 
schwächer als im Vorjahr an, und zwar um 4,6 % auf 
4 116 DM je ha LF. Der Bezug auf die bewirtschaf-
tete Fläche insgesamt ist für die Beantwortung der 
Frage wichtig, ob die Betriebe noch in der Lage 
sind, die Zinsen für das aufgenommene Fremdkapi-
tal zu erwirtschaften. Der Bezug des Fremdkapitals 
auf die Eigentumsfläche (6 802 DM/ha) spielt dem-
gegenüber bei der Frage nach der Beleihungs-
grenze eine wichtige Rolle. Die langfristigen Ver-
bindlichkeiten ( + 3,6 %) stiegen weniger stark an 
als die mittelfristigen ( + 15 %), was teilweise auf die 
verringerten Gewinne zurückzuführen ist. Der An-
teil langfristiger Verbindlichkeiten von zwei Drit-
teln an den Gesamtverbindlichkeiten zeugt aber 
noch von einer insgesamt recht soliden Finanzie-
rungsbasis. 

Verände- 

Verbindlichkeiten DM/ha LF rung gegen Vor- Anteil in % 
der Vollerwerbsbetriebe jahr ±% 

1983/84 1982/83 1983/84 

kurzfristig 	 900 + 	2,3 22,4 	21,9 

mittelfristig 	 520 + 15,0 11,5 	12,6 

langfristig 	 2 696 + 	3,6 66,1 	65,5 

insgesamt 	 4 116 + 	4,6 100,0 	100,0 

Eigenkapital/-quote 1) . 13 392 + 	1,0 76,6 	75,9 

1) Anteil am Bilanzkapital am Jahresende 

Die Entwicklung der durchschnittlichen Zinsbela-
stung der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
wurde wie in den Vorjahren wesentlich von den 
kurzfristigen Verbindlichkeiten geprägt, die im 
Wirtschaftsjahr 1983/84 allerdings nur um 2,3 % hö-
her als im Vorjahr waren. Die durchschnittlichen 
Zinszahlungen lagen bei 202 DM je ha. 

Vergleichsrechnung nach § 4 LwG und 
Haushaltseinkommen 

37. Für einen Einkommensvergleich mit der übri-
gen Wirtschaft auf der Basis von Bruttoeinkommen, 
wie er in den ersten Berichten der Bundesregierung 
nach dem LwG im Vordergrund stand und wie er 
mangels eines als Nettogröße vorliegenden gewerb-
lichen Vergleichslohnes für Testbetriebsauswertun-
gen bis heute methodisch nicht anders vorgenom-
men werden kann, sind diese Einkommensergeb-
nisse nur noch eingeschränkt geeignet. Die Ein-
kommens- und Wohlstandsentwicklung ganzer 
Wirtschaftsbereiche kann nicht in einer Zahl ge- 
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messen werden. Einkommens- und Belastungsver-
gleiche sowie Wohlstandsvergleiche mit anderen 
Bereichen der Volkswirtschaft, aber auch innerhalb 
der sehr unterschiedlich ausgerichteten Landwirt-
schaft, müssen heute spezifische Besonderheiten 
wie Lebensumfeld, Arbeitsbedingungen und Sicher-
heit des Arbeitsplatzes, sozialen Besitzstand, Steu-
erleistungen, Aufwendungen für das Wohnen, öf-
fentliche Hilfen usw. einbeziehen. 

In den letzten Jahren relativiert auch die verbrei-
tete Arbeitslosigkeit die Aussagefähigkeit verglei-
chender Betrachtungen dieser Art. Gesicherte Ein-
kommen und selbständige Tätigkeiten werden 
heute von vielen höher eingeschätzt als statistische 
Einkommensabstände und paritätisches Einkom-
menswachstum. Für die Inhaber vieler klein- und 
mittelbäuerlicher Familienbetriebe sind zudem die 
erheblichen inneren Einkommensunterschiede in 
der Landwirtschaft bedeutsamer als der äußere 
Einkommensabstand. 

Für einen umfassenden Vergleich steht weder das 
methodische noch das statistische Instrumentarium 
zur Verfügung. Mit der Darstellung der Haushalts-
einkommen nach anderen Quellen, neben dem tra-
ditionellen Vergleich nach § 4 LwG, wird jedoch die 
schon sehr weitgehende Einkommensanalyse um 
eine wichtige Auswertung ergänzt. 

Übersicht 17 

Gewerblicher Vergleichslohn 1) 

Gewerblicher Zunahme 
Vergleichslohn gegen Vorjahr 

Wirtschaftsjahr 
DM % 

D 1972/73 bis 
1974/75 20 366 . 

1968/69 11 689 . 

1969/70 13 074 11,8 

1970/71 14 922 14,1 

1971/72 16 239 8,8 

1972/73 18 289 12,6 

1973/74 20 674 13,0 

1974/75 22 136 7,1 

1975/76 23 292 5,2 

1976/77 25 229 8,3 

1977/78 26 635 5,6 

1978/79 28 024 5,2 

1979/80 29 471 5,2 

1980/81 30 988 5, 1 

1981/82 31 979 3,2 

1982/83 33 046 3,3 

1983/84 34 303 3,8 

1983/84 gegen 
D 1972/73 

bis 1974/75 2 ) . 5,4 

1)einschließlich Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 
2)jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

38. Die ungünstige Ertragslage der landwirt-
schaftlichen Vollerwerbsbetriebe im Wirtschafts

-

jahr 1983/84 erhöhte im Vergleich zum Vorjahr die 
nach § 4 LwG ermittelten Einkommensabstände der 
verschiedenen Betriebsgruppen. Der Rückgang der 
Vergleichsgewinne folgte dabei in den verschie-
denen Betriebsgrößen und Betriebsformen im we-
sentlichen der aufgezeigten Entwicklung der Ge-
winne. 
Der gewerbliche Vergleichslohn für Betriebsinha-
ber und nicht entlohnte Familienarbeitskräfte hatte 
1983/84 wie im Vorjahr eine niedrige Zuwachsrate 
(Übersicht 17). Er ist der wichtigste und damit der 
Entwicklung vorrangig bestimmende Bestandteil 
der Summe der Vergleichsansätze nach § 4 LwG. 

Die Einkommensabstände — als Differenz zwi-
schen dem jeweiligen Vergleichsgewinn und der 
Summe der Vergleichsansätze — waren in allen Be-
triebsgruppen gegenüber dem Vorjahr größer und 
verbreitet negativ. Infolge dieser Entwicklung ging 
auch die Zahl der Einzelgruppen mit positivem Ein-
kommensabstand wieder zurück, nachdem im Vor-
jahr ein seit Mitte der siebziger Jahre nicht mehr 
beobachteter Höchststand erreicht worden war 
(Übersicht 18). 
Die traditionelle Struktur der äußeren Einkom-
mensabstände nach Betriebsgrößen und Betriebs-
formen blieb auch im Berichtsjahr weitgehend un-
verändert. Mit steigender Betriebsgröße nahmen 
die Anteile der Betriebe und Flächen mit ver-
gleichsweise hohen negativen Einkommensabstän-
den ab. Nach Betriebsformen hatten Marktfrucht 
und Dauerkultur nach wie vor die höchsten Anteile 
an Betrieben und Flächen mit positiven Einkom-
mensabständen. 

39. Bei der Darstellung der Buchführungsergeb-
nisse im Agrarbericht stehen die betriebliche Er-
folgsrechnung und das Einkommen des Betriebsin-
haberehepaares im Vordergrund. Das Statistische 
Bundesamt stellt die Haushaltseinkommen und die 
Einkommensbestandteile (einschl. Transferzahlun-
gen wie Kindergeld und Renten) für alle Haushalts-
mitglieder dar. Für die landwirtschaftlichen Haus-
halte zählen dabei auch die Einkommen der nicht 
in der Landwirtschaft tätigen, aber im Haushalt 
lebenden Personen dazu. Die Erfassung der verfüg-
baren Einkommen soll mehr die vergleichbare so-
ziale Lage der Haushaltsmitglieder darstellen und 
eignet sich deshalb als Ergänzung für die nach dem 
Landwirtschaftsgesetz vorgeschriebene, nach Be-
triebsgruppen differenzierte Vergleichsrechnung. 
Die Berechnungen des Haushaltseinkommens ba-
sieren auf der Zusammenführung einer Vielzahl 
verschiedener Statistiken, vor allem der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung und ihrer Grundla-
gen. Die Gewinne der landwirtschaftlichen Betriebe 
werden für die Haushalte der Landwirte nicht aus 
Buchführungsergebnissen übernommen, sondern 
auf der Grundlage anderer Erhebungen kalkulato-
risch ermittelt. Verbleibende Lücken im statisti-
schen Ausgangsmaterial werden durch Schätzun-
gen und Modellrechnungen ergänzt. Die unver-
meidbare Datenunsicherheit ist bei der Interpreta-
tion zu berücksichtigen. 
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Vergleichsrechnung der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 1) 	Übersicht 18 
1983/84 

Betriebsgröße Betriebsform 

von ...bis unter ... % 
Abstand 

kleine mittlere  größere Marktfrucht 	Futterbau Veredlung Dauerkultur  1  Gemischt 

Anteil in % 2) 

Betriebe 

unter - 50 	 67,5 49,9 35,2 52,1 	53,2 66,7 47,0 59,9 

- 50 bis - 20 	 24,1 30,4 25,9 22,5 	28,5 16,5 25,4 24,6 

- 20 bis - 0 	 5,5 10,9 14,1 9,0 	9,8 7,9 9,9 7,0 

O bis 20 	  1,5 4,7 8,5 5,6 	4,0 2,9 7,0 2,8 

20 bis 50 	  0,8 2,6 8,1 4,5 	2,7 3,4 5,1 3,2 

50 und mehr 	 0,5 1,6 8,2 6,3 	1,8 2,7 5,6 2,4 

Betriebe insgesamt 	 100,0 100,0 100,0 100,0 	100,0 100,0 100,0 100,0 

Flächen 

unter - 50 	 68,9 51,8 33,8 41,7 	48,5 57,1 39,5 54,4 

- 50 bis - 20 	 23,8 29,5 24,3 21,1 	28,0 18,1 28,4 24,6 

- 20 bis - 0 	 5,2 10,3 14,0 10,7 	11,1 10,4 10,9 . .8,6 

0 bis 20 	  1,1 4,4 9,1 7,9 	5,5 4,2 5,7 .3,5 

20 bis 50 	  0,6 2,5 8,7 6,9 	4,0 6,0 7,2 4,8 

50 und mehr 	- 0,4 1,4 10,1 11,8 	2,9 4,1 8,2 4,0 

Flächen insgesamt 	 100,0 100,0 100,0 100,0 	100,0 100,0 100,0 100,0 

1)Abstand des Vergleichsgewinns von der Summe der Vergleichsansätze in % nach § 4 LwG 
2)geringfügige Abweichungen durch Rundung 

Nach den Ergebnissen des Statistischen Bundesam

-

tes lagen die verfügbaren Einkommen je Haushalt 
bei den Landwirten (im wesentlichen Haupter- 

Übersicht 19 
Verfügbares Einkommen 

in den Haushalten 

Jahr 

Selbständige Arbeitnehmer 

Land

-wirte 

 Sonstige Beamte  Ange

-

stellte Arbeiter 

DM/Haushalt 

1972 29 687 62 235 26 951 25 701 19 637 

1982 48 502 104 424 49 509 45 585 36 476 

1983 38 970 118 120 50 641 46 855 37 320 

Veränderung 
1983 gegen 
Vorjahr in % - 19,7 + 13,1 + 2,3 +2,8 +2,3 

DM/Haushaltsmitglied 

1972 6418 19071 8481 9129 6161 

1982 11 128 33 568 16 350 17 088 11 852 

1983 8 967 38 023 16 738 17 576 12 153 

Veränderung 
1983 gegen 
Vorjahr in % - 19,4 + 13,3 +2,4 +2,9 + 2,5 

werbslandwirte) 1972 und 1983 im Durchschnitt 
etwa so hoch wie die Einkommen der Arbeitneh-
merhaushalte. Die Einkommen der übrigen Selb-
ständigen wurden nicht einmal zur Hälfte erreicht, 
die der Nichterwerbstätigen deutlich überschritten. 
Ein völlig anderes Bild ergibt sich für das Einkom

-

men je Haushaltsmitglied, weil die Zahl der Haus-
haltsmitglieder in der Landwirtschaft deutlich grö-
ßer ist als in anderen Berufsgruppen. Je Haushalts-
mitglied wurden 1983 in der Landwirtschaft nur 
zwei Drittel des Durchschnittseinkommens a ller 
Haushalte erzielt (Übersicht 19, MB Tabelle 60). 

1.4.1.2 Vorschätzung der Einkommen für das Wirtschaftsjahr 1984/85 

40. Nach dem deutlichen Einkommensrückgang 
im Berichtsjahr können die landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe im laufenden Wirtschaftsjahr 
1984/85 im Durchschnitt mit steigenden Gewinnen 
rechnen. Diese insgesamt positive Einschätzung 
der Entwicklung der Ertragslage ist auf eine im 
Vergleich zum Vorjahr höhere Bodenproduktion, ei-
nen nur mäßigen Anstieg der Betriebsmittelpreise 
und auf das Programm der Bundesregierung zur 
Verbesserung der Einkommenslage zurückzufüh-
ren. Insbesondere der Einkommensausgleich über 
die Umsatzsteuer trägt wesentlich zur Stabilisie-
rung der Einkommenssituation bei. 
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Die starken Schwankungen der landwirtschaftli-
chen Einkommen in den letzten Jahren verdeutli-
chen, daß die Einkommensentwicklung längerfri-
stig betrachtet werden muß. Auch unter Einbezie-
hung der Vorschätzung für 1984/85 wird aber deut-
lich, daß sich die Gewinne in den landwirtschaftli-
chen Vollerwerbsbetrieben seit Mitte der siebziger 
Jahre nicht mehr nachhaltig erhöht haben. 

Die Ernte 1984 übertraf die Erwartungen. Mit 26,5 
Mio. t lag die Getreideernte um 15,1 % über der vor-
jährigen Erntemenge. Dies war die bisher höchste 
Getreideernte überhaupt. Bei Rüben wurden eben-
falls  gute Erträge verzeichnet, obwohl regional zur 
Erntezeit ungünstige Witterung teilweise ein noch 
besseres Ergebnis verhinderte. Insgesamt wurden 
23,1 % mehr Zuckerrüben und 12,0 % mehr Futterrü-
ben eingebracht. Bei Raps wurde demgegenüber 
ein etwa gleicher Ertrag je ha Anbaufläche, die 
allerdings deutlich ausgedehnt wurde, erzielt. 

Besonders schwierig ist im laufenden Wirtschafts-
jahr die Abschätzung der Entwicklung bei den tie-
rischen Produkten. Unsicherheiten liegen z. B. in 
dem Anpassungsverhalten der landwirtschaftlichen 
Betriebe nach Einführung de r.  Garantiemengenre-
gelung für Milch und in der Inanspruchnahme der 
Milchrente. Dadurch wurden zum einen die Schät-
zungen der Milcherzeugung, zum anderen auch die 
der Schlachtungen erschwert. Bei Schweinefleisch 
ist nach den letzten . Viehzählungsergebnissen mit 
einem leichten Rückgang der Erzeugung zu rech-
nen. 

Die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise dürften 
einschließlich der erhöhten Mehrwertsteuer insge-
samt ansteigen. Deutliche Preisverbesserungen 
zeichnen sich außer bei den Schlachtschweinen 
noch für Weinmost und. Gartenbauprodukte (außer 
Obst) ab, Rückgänge bei Kartoffeln, Getreide und 
Zuckerrüben (MB Tabelle 62). 

Die Einkaufspreise für landwirtschaftliche Be-
triebsmittel werden sich überwiegend weiter ver-
teuern. Stärkere Preisminderungen sind nur für 
Futtermittel zu erwarten. Hierzu tragen die preis-
werteren Getreideanteile, aber auch deutlich gesun-
kene Preise für Eiweißfuttermittel wesentlich bei. 
Die Investitionen werden aufgrund der Einkom-
mensentwicklung rückläufig sein, so daß nur mit 
relativ schwach erhöhten Abschreibungen gerech-
net werden muß. Demgegenüber dürften die Ausga-
ben für Unterhaltung wieder stärker ansteigen. 

Infolge der höheren Schlachtschweinepreise wer-
den die Preise für zugekaufte Ferkel ebenfalls an-
steigen. Bei Kälbern kann wegen des langsam ab-
nehmenden Angebots mit etwa unveränderten Prei-
sen gerechnet werden, obwohl die Rindfleischpreise 
nach wie vor unter Druck stehen. Das wirtschaftsei-
gene Futteraufkommen war zufriedenstellend, so 
daß im Vergleich zum Vorjahr mit einem vermin-
derten Kraftfuttermitteleinsatz gerechnet werden 
kann. 

Aufgrund der geschätzten Veränderungen der 
Preise und Mengen (MB Tabelle 62) ist in  Ver

-

bindung mit den übrigen einkommenswirksamen 
Faktoren, wie der Steigerung der Produktivität, der 
Entwicklung der familieneigenen Arbeitskräfte 
und der administrativen Maßnahmen, eine Ver-
besserung der Einkommen um rd. 8% zu erwarten. 
Dies ist der mittlere Erwartungswert einer Vor-
schätzungsspanne von etwa + 6 bis + 10% (Ober-
sicht 20). Damit wird allerdings der Einllommens

-

rückgang im Vorjahr nicht ausgeglichen. 

Übersicht 20 

Vorschätzung der Einkommensentwicklung der 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 

nach Betriebsformen 

Gewinn/FAK  

1983/84 	1984/85 

Betriebsform 1982/83 1983/84 gegen 
Vorjahr 

DM Veränderung in % 

Marktfrucht 	 33 118 	27 412 — 17,2 	+ 20 

Futterbau 	 24 047 	20 877 — 13,2 	— 	6 

Veredlung 	 32 142 	16 194 — 49,6 	+ 60 

Dauerkultur 	. . 29 222 	22 799 — 22,0 	± 0 

Gemischt 	 24 754 	18 555 — 25,0 	+ 30 

insgesamt 	 26 282 	• 	21 508 - 18,2 	+ 	8 

41. Die Einkommen in den Marktfruchtbetrieben 
entwickelten sich im abgelaufenen Jahr unter-
schiedlich. Insbesondere die Betriebe im Norden 
der Bundesrepublik Deutschland verzeichneten 
deutliche Rückgänge. Die gute Getreideernte dürfte 
im laufenden Jahr daher dort zu höheren Zuwachs-
raten führen als im Süden. Neben dem Getreidean-
bau bestimmt die Schlachtschweineproduktion we-
sentlich die Einkommenssituation in den Markt

-

fruchtbetrieben. Die im Vergleich zum Vorjahr gün-
stigeren Preise für Schlachtschweine, , aber auch die 
niedrigeren Futtermittelpreise werden die Betriebs-
ergebnisse deutlich positiv beeinflussen. Insgesamt 
dürfte es — bei weiterhin fortschreitender Produk-
tivitätsentwicklung — den Marktfruchtbetrieben 
gelingen, die Gewinnminderungen des Vorjahres 
etwa auszugleichen. 

Besonders schwierig ist in diesem Jahr eine Vor-
schätzung der Betriebsergebnisse in den Futter-
baubetrieben. Die durch die Markt- und Finanzsi-
tuation der Gemeinschaft notwendigen Beschlüsse 
aus dem Frühjahr 1984 betreffen diese Betriebs-
gruppe durch die Garantiemengenregelung für 
Milch in besonderem Umfang. Einzelbetrieblich ist 
von vielfältigen Anpassungsreaktionen auszuge-
hen, die z. B. Umstellungen in der Fütterung, Auf

-

nahme alternativer Produktionsverfahren oder 
auch die Inanspruchnahme der Milchrente umfas-
sen. Zudem kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht voll übersehen werden, in welchem Um-
fang die einzelbetrieblichen Garantiemengen über-
schritten werden. Günstig hat sich jedoch auch hier 
der Einkommensausgleich über die Umsatzsteuer 
ausgewirkt. Die Witterung ermöglichte eine zufrie- 
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denstellende bis gute Grundfutterversorgung. 
Hinzu kommen niedrigere Futtermittelpreise, so 
daß der Unternehmensaufwand nur mäßig anstei-
gen, in vielen Betrieben sogar sinken dürfte. Alles 
in allem muß aber davon ausgegangen werden, daß 
in den Futterbaubetrieben auch 1984/85 Einkom-
mensminderungen eintreten werden. 

Die Veredlungsbetriebe verzeichneten im Vorjahr, 
in dem die Gewinne durchschnittlich halbiert wur-
den, ein besonders ungünstiges Ergebnis. Die auf 
der Ertragsseite wesentlich von der Entwicklung 
der Schlachtschweinepreise und auf der Aufwands-
seite von der Entwicklung der Futtermittelpreise 
abhängige Betriebsform wird von der positiven Ent-
wicklung dieser Positionen profitieren. Vielen Be-
trieben, die im Vorjahr mit Verlust gewirtschaftet 
haben, könnte ein Ausgleich gelingen. Insgesamt ist 
für die Veredlungsbetriebe mit dem deutlichsten 
Zuwachs von allen Betriebsformen zu rechnen. Das 
Einkommensniveau 1982/83 dürfte allerdings nicht 
ganz erreicht werden. 

Die durchschnittliche Einkommensentwicklung der 
Dauerkulturbetriebe hängt vorrangig von den Ein-
kommensaussichten in den Weinbaubetrieben ab, 
die in dieser Betriebsform das größte Gewicht be-
sitzen. Die Weinmosternte 1984 lag mit 7,99 Mio. hl 
deutlich unter dem Vorjahresergebnis, und auch die 
Qualität fiel schlechter als in den Vorjahren aus. 
Das geringere Angebot führte aber zu höheren Prei-
sen für Weinmost. Voraussichtlich können die vor-
handenen Lagerbestände zu ebenfalls höheren 
Preisen abgesetzt werden. Die Preise für die im 
Weinbau eingesetzten Betriebsmittel werden sich 
im Rahmen der allgemeinen Preisentwicklung al-
lerdings weiter verteuern. Gegenläufige Entwick-
lungen zwischen den im wesentlichen Weinmost 
vermarktenden Betrieben und den Flaschenwein

-

betrieben dürften die Ertragslage zudem beeinflus-
sen. Insgesamt ist damit zu rechnen, daß sich die 
Ertragslage der Weinbaubetriebe im laufenden 
Wirtschaftsjahr nicht wesentlich verändern wird. 

Die Obsternte 1984 lag bei 3,4 Mio. t und damit um 
26,5% höher als im Vorjahr. Die Preise gingen als 
Folge des höheren Angebots zurück. Da die Obst-
baubetriebe 1983/84 ein hervorragendes Ergebnis 
verzeichneten, muß für das laufende Jahr mit leich-
ten Gewinnminderungen gerechnet werden. Zu-
sammengenommen werden daher die Gewinne in 
den Dauerkulturbetrieben kaum ansteigen. 

In den landwirtschaftlichen Gemischtbetrieben füh-
ren die aufgezeigten Tendenzen in den einzelnen 
Betriebsformen zu einem insgesamt positiven Er-
gebnis, da in dieser Betriebsform neben der Milch-
produktion auch der Anbau von Marktfrüchten und 
die Schlachtschweineerzeugung wesentliche Ge-
winnbeiträge liefern. 

1.4.2 Landwirtschaftliche Zuerwerbsbetriebe 

42. Bei den landwirtschaftlichen Zuerwerbsbetrie

-

ben handelt es sich um solche Betriebe, in denen 

das außerbetriebliche Erwerbseinkommen zwi-
schen 10 und 50 % des gesamten Erwerbseinkom-
mens liegt. Diese Betriebe stellen eine sehr hetero-
gene Gruppe dar, deren Zahl und Zusammenset-
zung sich jährlich stark ändern. So hat 1984 die 
Zahl der Zuerwerbsbetriebe gegenüber dem Vor-
jahr um 3,6 % auf 71 800 abgenommen. Die Abnah-
merate war höher als in den übrigen sozial-ökono-
mischen Betriebsgruppen. Der Anteil an den Betrie-
ben ab 1 ha LF ging daher leicht zurück. Von der 
Fläche insgesamt wurden 9,1 % durch Zuerwerbs-
betriebe bewirtschaftet. 

Die Einkommenslage in den landwirtschaftlichen 
Zuerwerbsbetrieben wurde im Wirtschaftsjahr 
1983/84 durch zwei parallel laufende Entwicklun-
gen bestimmt (Übersicht 21). Zum einen gingen 
die landwirtschaftlichen Gewinne um 15,2 % auf 
16 208 DM je Familie zurück, zum anderen verrin-
gerten sich auch die außerbetrieblichen Einkom-
men um 5,8 % auf 15 906 DM je Familie. Die Ge-
samteinkommen in dieser Betriebsgruppe entwik-
kelten sich zwar etwas günstiger als in der Gruppe 
der Vollerwerbsbetriebe, blieben jedoch um 11,5 % 
hinter dem Vorjahresergebnis zurück. Die Zuer-
werbsbetriebe bewirtschafteten im Berichtsjahr 
durchschnittlich 18,4 ha LF und wiesen, bezogen auf 
die Flächeneinheit, eine niedrigere Intensität auf 
als die Vollerwerbsbetriebe. Das führte zusammen 
mit der geringeren Betriebsgröße dazu, daß das 
Einkommen aus der Landwirtschaft bei nur 59 
des durchschnittlichen Unternehmensgewinnes in 
den Vollerwerbsbetrieben lag. Wegen mangelnder 
Bereitschaft zur Mitwirkung im Testbetriebsnetz 
konnten kleinere Zuerwerbsbetriebe mit sehr ge-
ringer landwirtschaftlicher Einkommenskapazität, 
die ohnehin mit Buchführungsergebnissen kaum zu 
erfassen sind, nicht einbezogen werden. 

Bei den Gewinnen nach Betriebsformen zeigen sich 
ähnliche Entwicklungstendenzen wie in den Voller-
werbsbetrieben. Insbesondere die Veredlungs- und 
die Dauerkulturbetriebe verzeichneten deutliche 
Einkommensrückgänge. Besser schnitten demge-
genüber die Futterbau- und die Marktfruchtbe-
triebe ab. Beim Niveauvergleich lagen 1983/84 die 
Marktfruchtbetriebe am höchsten, die Dauerkultur-
und Gemischtbetriebe am niedrigsten. 

Die Zuerwerbsbetriebe stellen eine besonders labile 
Betriebsgruppe dar, die häufig durch den zeitlich 
verzögerten Übergang vom einkommensschwachen 
Vollerwerbs- zum Nebenerwerbsbetrieb geprägt 
wird. Die auf den Betrieben beschäftigten Familien-
angehörigen sind in vielen Fällen einer besonderen 
Belastung ausgesetzt. 

In der landwirtschaftlichen Organisationsform un-
terscheiden sich die Betriebe meist nicht von klei-
nen oder mittleren Vollerwerbsbetrieben, so daß die 
außerbetriebliche Erwerbstätigkeit zusätzlich gelei-
stet werden muß. Häufig werden betriebliche Arbei-
ten den vorrangigen außerbetrieblichen Verpflich-
tungen untergeordnet, woraus sich die verminderte 
Intensität in der landwirtschaftlichen Bewirtschaf-
tung erklärt. Zum anderen gibt es aber auch zahl-
reiche Betriebe, die neben einem auch für den Voll- 
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erwerb ausreichenden Einkommen fast gleich hohe 
außerlandwirtschaftliche Einkommen beziehen. 
Dieses führt dazu, daß die Einkommensunter-
schiede innerhalb der Zuerwerbsbetriebe besonders 
groß sind und die Durchschnittsergebnisse, etwa im 
Vergleich zum Vollerwerb, nur begrenzt verallge-
meinert werden können. 

Der Besatz mit Fremdkapital verringerte sich 
1983/84 geringfügig um 35 DM auf 4 403 DM je ha. 
Er lag damit aber noch höher als in den Voller-
werbsbetrieben. Die Zinsbelastung, die extensivere 
Nutzung und vergleichsweise hohe feste Kosten 
führen zu einer ungünstigen Ertrags-Aufwands-Re-
lation, die sich zum Beispiel in der niedrigen Ge-
winnrate von 15,8 % widerspiegelt. Diese lag in den 
Vollerwerbsbetrieben bei 18,5 % und in den ver-
gleichbaren kleinen Vollerwerbsbetrieben sogar bei 
21,5 %. Allerdings ist bei den kleinen Vollerwerbs-
betrieben der Anteil der Futterbaubetriebe, die in 
der Regel eine höhere Gewinnrate haben, beson-
ders hoch. 

43. Die außerbetrieblichen Erwerbseinkommen 
gingen in den Zuerwerbsbetrieben deutlich zurück. 
Hier dürften sich auch in den Testbetrieben die 
angespannte Situation auf dem Arbeitsmarkt und 
insgesamt eingeschränkte Verdienstmöglichkeiten 
niedergeschlagen haben. Die außerbetrieblichen Er-
werbseinkommen hatten einen durchschnittlichen 
Anteil von 48,2 % am Gesamteinkommen je Familie. 
Gemessen am Gesamteinkommen erreichten damit 
die dargestellten größeren Zuerwerbsbetriebe wie-
derum ein höheres Einkommensniveau als kleine 
und mittlere Vollerwerbsbetriebe. 

44. Im laufenden Wirtschaftsjahr 1984/85 ist bei 
den Zuerwerbsbetrieben von stagnierenden oder 
leicht steigenden landwirtschaftlichen Gewinnen 
auszugehen. Der außerbetriebliche Anteil am Ge-
samteinkommen dürfte sich gegenüber dem Vor-
jahr kaum verändern und allenfalls etwa wie der 
durchschnittliche gewerbliche Vergleichslohn an-
steigen. Als Folge könnten sich die Gesamteinkom-
men der Zuerwerbsbetriebe insgesamt positiv ent-
wickeln. 

1.4.3 Landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe 

45. Die Ertragslage in den Nebenerwerbsbetrie-
ben wurde wie in den Vollerwerbsbetrieben durch 
stark verminderte betriebliche Einkommen be-
stimmt (Übersicht 21). Da außerdem auch die außer-
betrieblichen Einkommen leicht zurückgingen, ver-
ringerte sich das Gesamteinkommen je Familie 
deutlich. Der Gewinn je Familie, der in den beiden 
Vorjahren noch um jeweils etwa 20 % angestiegen 
war, nahm im Durchschnitt aller Nebenerwerbsbe-
triebe um 25,2 % auf 3 139 DM ab. Das außerbetrieb-
liche Erwerbseinkommen erreichte im Durch-
schnitt 32 455 DM und lag damit um 0,1 % über dem 
Vorjahresniveau. Trotz der im Vergleich zu den 
Haupterwerbsbetrieben stärkeren Abnahmerate 
beim Gewinn lagen die Nebenerwerbsbetriebe mit 
ihrem Gesamteinkommen aber weiterhin über dem 
Durchschnitt der Zuerwerbsbetriebe und auch über 
denen der kleinen und mittleren Vollerwerbsbe-
triebe. 

46. In den kleineren Nebenerwerbsbetrieben mit 
einem Standardbetriebseinkommen unter 5 000 DM 
wird die Einkommenslage der Familie vor allem 

Übersicht 21 

Einkommen der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 1982/83 und 1983/84 1 ) 

Haupterwerb 2) Nebenerwerb 

Art  des Einkommens Einheit Vollerwerb Zuerwerb 3) 
unter 5 000 DM 4 ) 

StBE 
5 000 und 

mehr 2) StBE zusammen 

1982/83 1983/84 1982/83I 1983/84 1982/83 1983/84 1982/83 1983/84 1982/83 	I 1983/84 

DM/ 
Gewinn 	 Familie 33 791 27 569 19 107 16 208 2 148 1 787 7 681 5 441 4 195 3 139 

Veränderung 
gegen Vorjahr 	 % + 18,2 — 18,4 + 15,0 — 15,2 + 19,0 — 16,8 + 21,7 — 29,2 + 20,8 — 25,2 

Außerbetriebliches DM/ 
Erwerbseinkommen . . Familie 58 34 16 893 15 906 32 245 32 567 32 760 32 276 32 436 32 455 

Sonstige DM/ 
Einkommen 5) 	  Familie 1 362 1 016 1 289 878 . . 2 020 1 193 . . 

DM/ 
Gesamteinkommen 	 Familie 35 211 28 619 37 289 32 992 34 393 34 354 42 461 38 910 37 378 36 035 

Veränderung 
gegen Vorjahr 	 % + 16,3 — 18,7 + 	8,0 — 11,5 + 	3,9 — 	0,1 + 	2,0 — 	8,4 + 	3,1 — 	3,6 

1) Ein Bezug der außerbetrieblichen Einkommensteile auf die Familien-AK kann nicht vorgenommen werden, da diese sich ausschließlich auf 
die betriebliche Arbeitsleistung beziehen. 

2)Ergebnisse des Testbetriebsnetzes 
3) im wesentlichen größere Zuerwerbsbetriebe 
4) fortgeschriebene Ergebnisse der Agrarberichterstattung; zur Berechnung des Gewinns der Betriebe unter 5 000 DM StBE vgl. MB S. 162f. 
5) Erfaßt sind hier: Einkommen aus Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung, sonstige steuerpflichtige Einkommen. 
Nicht erfaßt sind: Kindergeld, Wohngeld, Leistungen nach dem Sozialhilfegesetz u. a. 
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von der Höhe und der Entwicklung der außerbe-
trieblichen Erwerbseinkommen geprägt. Die Ein-
kommen aus der Landwirtschaft trugen in dieser 
zahlenmäßig großen Gruppe nur zu 5,2 % zum Ge-
samteinkommen bei. Im Vorjahr waren es noch 
6,2 %. Die Verschlechterung der Ertragslage in der 
Landwirtschaft haben natürlich auch die kleinen 
Nebenerwerbsbetriebe zu spüren bekommen. Die 
entsprechenden Auswirkungen auf das Gesamtein-
kommen halten sich aber in Grenzen. Der Rück-
gang um 0,1 % auf 34 354 DM ist deutlich geringer 
ausgefallen als im Durchschnitt aller Nebener-
werbsbetriebe. 

47. In den größeren Nebenerwerbsbetrieben mit 
5 000 DM und mehr Standardbetriebseinkommen 
sind die Verhältnisse anders zu beurteilen. In dieser 
Gruppe trug 1983/84 der Gewinn aus den landwirt-
schaftlichen Betrieben immerhin zu 14 % zum Ge-
samteinkommen bei. Der starke Rückgang des Ge-
winns um 29,2 % auf 5 441 DM schlug sich auch in 
einer deutlichen Verringerung des Gesamteinkom-
mens nieder. Gegenüber dem Vorjahr war eine Ab-
nahme von 8,4 % festzustellen. Das Niveau der Ge-
samteinkommen in den größeren Nebenerwerbs

-

betrieben liegt aber nach wie vor über denen der 
Voll- und Zuerwerbsbetriebe. 

Die Gruppe der größeren Nebenerwerbsbetriebe ist 
sehr heterogen. Sie enthält sowohl einen großen 
Teil von Betrieben mit niedrigen Gewinnen oder 
auch Verlusten als auch verhältnismäßig große, gut 
bewirtschaftete Betriebe mit hohen Gewinnen und 
entsprechend noch höheren Gesamteinkommen. 
Während im Berichtsjahr 33 % dieser Nebener-
werbsbetriebe betriebliche Verluste aus außerland-
wirtschaftlichen Quellen und Vermögen decken 
mußten und damit im durchschnittlichen Gesamt-
einkommen mit 28 359 DM unter dem Gruppen-
durchschnitt blieben, erzielten 23 % der Betriebe 
mehr als 50 000 DM Gesamteinkommen (MB Tabel-
len 65 und 66). 

Die Investitionstätigkeit wird in den größeren Ne-
benerwerbsbetrieben von der Ertragslage beein-
flußt. Die Gewinneinbußen führten dazu, daß mit 
11 791 DM je Betrieb die Investitionen gegenüber 
dem Vorjahr um 22 % zurückgingen. Investitionen 
in Wirtschaftsgebäude (45 %) und in Maschinen und 
Geräte (47 %) machten dabei den größten Teil der 
Bruttoinvestitionen aus. Auf Nettoinvestitionen ent-
fielen nur noch 13,7 % der gesamten Investitions-
summe; das war deutlich weniger als im Vorjahr 
(32,1 %). 

48. Für die aktuellen markt- und einkommenspoli-
tischen Probleme, insbesondere für die Fragen des 
Marktgleichgewichts, sind die unterschiedlichen 
Flächenproduktivitäten des Haupt- und Nebener-
werbs aufschlußreich. Nebenerwerbsbetriebe be-
wirtschaften etwa 13 % der LF und erzielen 9,6 
der Verkaufserlöse (Übersicht 5). Ihre Flächenpro-
duktivität ist offenbar erheblich niedriger als die 
der Haupterwerbsbetriebe. Die Unternehmenser-
träge je ha LF sind erheblich geringer als in den Zu- 
und Vollerwerbsbetrieben (Übersicht 22). Die gerin-
gere Flächenproduktivität ist darauf zurückzufüh- 

Übersicht 22 

Intensität der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 

Unternehmensertrag in DM/ha LF 

Wirtschaftsjahr darunter 

insgesamt Boden- tierische 
erzeugnisse Erzeugnisse 

Haupterwerb 

1981/82 5 858 1 123 3 979 

1982/83 6 032 1 230 4 061 

1983/84 5 881 1 137 3 985 

Nebenerwerb 

1981/82 4 479 708 3 001 

1982/83 4 904 882 3 168 

1983/84 4 495 728 2 913 

in % des Haupterwerbs 

1981/82 76 63 75 

1982/83 81 72 78 

1983/84 76 64 73 

ren, daß Organisation und Bewirtschaftungsintensi-
tät häufig den außerbetrieblichen Tätigkeiten un-
tergeordnet werden. Hinzu kommt aber auch, daß 
Gebiete mit hohem Anteil an Nebenerwerbsbetrie-
ben vielfach ungünstige Produktionsverhältnisse 
aufweisen und daß die Inhaber von Nebenerwerbs-
betrieben für ihren landwirtschaftlichen Beruf we-
niger gut ausgebildet sind als Inhaber von Voll- und 
Zuerwerbsbetrieben. 

49. Im laufenden Wirtschaftsjahr 1984/85 ist in 
den Nebenerwerbsbetrieben, ähnlich wie auch in 
den Haupterwerbsbetrieben, mit einer leichten Ver-
besserung der Einkommen aus der Landwirtschaft 
zu rechnen. Da zudem auch die außerbetrieblichen 
Einkommen ansteigen dürften, ist wieder eine posi-
tive Entwicklung der Gesamteinkommen zu erwar-
ten. Dieser Einkommenszuwachs wird voraussicht-
lich geringer, das Einkommensniveau jedoch wei-
terhin höher sein als in den Haupterwerbsbetrie-
ben. 

1.4.4 Alternativ bewirtschaftete Betriebe 

50. Die Bereitschaft alternativ bewirtschafteter 
Betriebe zur Mitarbeit an der Testbuchführung hat 
sich leider im Berichtsjahr 1983/84 trotz verstärkter 
Bemühungen nicht verbessert. Es konnten wie im 
Vorjahr nur 27 alternativ bewirtschaftete Betriebe 
— darunter 22 Vollerwerbsbetriebe — nach den 
Grundsätzen der Testbuchführung ausgewertet 
werden (Übersicht 23). Die Ergebnisse sind auf-
grund der schmalen Materialgrundlage nicht voll 
repräsentativ für die nach den letzten Umfragen 
insgesamt rd. 1 200 Betriebe dieser verschiedenarti-
gen Wirtschaftsformen, die 0,2 % aller landwirt-
schaftlichen Betriebe und mit etwa 26 000 ha 0,2 % 
der gesamten LF bewirtschaften. Gleichwohl lag 
der Auswahlsatz mit 2,3 % höher als in der Test-
buchführung insgesamt (2,1 %), so daß die Durch-
schnittsergebnisse Aussagen über charakteristi- 
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Übersicht 23 

Alternativ bewirtschaftete Vollerwerbsbetriebe 
im Vergleich 

1983/84 

Alternative 1) 	Konventionelle 2) 

Kennzahl Vollerwerbsbetriebe 

Zahl der Betriebe 	 22 1 562 

Betriebsgröße in ha LF 	....... 32,9 34,5 

Arbeitskräftebesatz in 
AK/100 ha LF 	  6,92 4,84 

Weizen in dt/ha 	 32,1 53,0 

Roggen in dt/ha 	 28,7 38,0 

Gerste in dt/ha 	 29,3 44,6 

Kartoffeln in dt/ha 	 103,9 264,4 

Milchleistung in kg/Kuh 	 3 595 4 940 

Weizen in DM/dt 	 86,36 48,87 

RoggeninDM/dt 	 90,53 47,38 

Gerste in DM/dt 	 82,84 47,47 

Kartoffeln in DM/dt 	 63,95 25,84 

Milch in DM/100 kg 	 66,38 64,07 

Unternehmensertrag 
in DM/ha LF 	  4 471 6 098 

Unternehmensaufwand 
in DM/ha LF 	  3 792 5 079 

darunter: 

Düngemittel in DM/ha LF 	 59 338 

Pflanzenschutz in DM/ha LF . . 8 88 

Löhne in DM/ha LF 	 303 112 

Aufwands-Ertrags-Relation, 
1 zu... 1,18 1,20 

Gewinn in DM/ha LF 	 680 1 019 

Gewinn in DM/FAK 	 14 644 24 300 

1) Ausführliche Darstellung vgl. MB Anhang 1, S. 232 
2) Ausführliche Darstellung der Vergleichsgruppe mit 30 bis 40 ha LF 

vgl. MB Anhang 1, S. 198 

sche Besonderheiten alternativer Wirtschaftswei-
sen im Vergleich zu anderen Betriebsgruppen er-
möglichen. 

Kennzeichnend für die alternativ wirtschaftenden 
Betriebe mit Buchführung waren auch 1983/84 die 
sehr niedrigen Aufwendungen für Düngemittel und 
Pflanzenschutz, geringere Flächenerträge und hohe 
Verkaufspreise vor allem für Bodenerzeugnisse. In 
den alternativ geführten Vollerwerbsbetrieben wur-
den je ha LF 59 DM für Düngemittel und 8 DM für 
Pflanzenschutz ausgegeben. Die entsprechenden 
Aufwendungen in der konventionellen Vergleichs-
gruppe der gleichen Größenklasse betrugen 338 DM 
und 88 DM. Naturgemäß erwirtschafteten die alter-
nativen Betriebe mit ihrem relativ geringen Unter-
nehmensaufwand von 3 792 DM, trotz deutlich hö-
herer Erzeugerpreise als in der Vergleichsgruppe, 
einen relativ niedrigen Unternehmensertrag von 
4 471 DM je ha LF. Je Flächeneinheit erzielten die 
alternativ bewirtschafteten Betriebe einen geringe

-

ren Gewinn als die Vergleichsgruppe. Der Gewinn 
je Familien-AK war mit 14 644 DM aufgrund des 
höheren Arbeitskräftebesatzes erheblich niedriger. 
Die Ergebnisse bestätigen insgesamt die in frühe-
ren Agrarberichten wie auch durch Einzeluntersu-
chungen getroffenen Aussagen. Die im Vergleich 
zum Vorjahr ungünstigeren Witterungsbedingun-
gen im Jahre 1983, die Ertragsverhältnisse sowie 
die spezifischen Preis-Kosten-Relationen haben die 
alternativ bewirtschafteten Betriebe relativ benach-
teiligt, so daß verglichen mit dem Vorjahr die Er-
gebnisse deutlich ungünstiger ausfielen. 

Bemerkenswert sind allerdings die hohen Ver-
kaufspreise je dt von z. B. 86,36 DM bei Weizen, 
90,53 DM bei Roggen, 82,84 DM bei Gerste und 
63,95 DM bei Kartoffeln. Sie sind jedoch nur in Ver-
bindung mit einer gut organisierten Vermarktung 
zu erzielen und deshalb keine realistische Möglich-
keit zur einkommenswirksamen Anhebung der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise insgesamt. 

1.4.5 Weinbaubetriebe 

1.4.5.1 Betriebsergebnisse 

51. Nach der außergewöhnlichen Ernte des Jahres 
1982 konnte auch im Jahre 1983 ein gutes Ergebnis 
erzielt werden. Das Ernteergebnis lag mit 13 Mio. hl 
Weinmost noch weit über dem mehrjährigen 
Durchschnitt (1978/83 = 9,3 Mio. hl) und nur um 
2,4 Mio. hl (15,3 %) unter dem Vorjahresergebnis. 
Darüber hinaus fiel diese Ernte auch qualitativ gut 
aus und war damit für den Ausbau von Qualitäts-
weinen geeignet. Infolge des hohen Angebotes gin-
gen die Preise für Weinmost und für ausgebaute 
Weine dennoch kräftig zurück. Der Preisindex für 
Weinmost lag 1983/84 bei 60,8 (1980 = 100), und 
damit um nahezu 20 % niedriger als im Vorjahr. 

Infolge dieser Marktsituation haben sich die Ein-
kommen in den weinbaulichen Vollerwerbsbetrie-
ben im Wirtschaftsjahr 1983/84 verschlechtert 
(Übersicht 24). Eine Verringerung des Unterneh-
mensertrages je ha LF von 3,1 % und eine Erhöhung 
des  entsprechenden Unternehmensaufwandes von 

Übersicht 24 

Gewinn der weinbaulichen Vollerwerbsbetriebe 

Veränderung 
Gewinn 1983/84 Gewinn je FAK 1983/84 

Anbau

-

gebiet 
gegen 

DM/ 1982/83 	I 1974/75 1) 
DM/FAK Unter- 

% nehmen 

Mosel-Saar- 
Ruwer 	 17 983 30 448 - 27,3 + 5,4 

Rheinhessen 	 24 593 40 948 - 4,2 + 0,4 

Rheinpfalz 	 28 033 44 169 - 23,8 + 3,6 

Rheingau 	 22 534 28 699 - 12,0 

Baden und 
Württemberg 	. . 25 204 36 593 - 23,8 + 4,1 

insgesamt . . 23 033 36 475 - 25,8 + 2,7 

1 ) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/2850 

4,0 % führten zu einem Gewinn je Unternehmen von 
36 475 DM. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das 
einen Rückgang um 22,3 %. Der Gewinn je Famili-
en-AK lag 1983/84 bei 23 033 DM, das waren 25,8 
weniger als im Vorjahr. Im längerfristigen Durch-
schnitt hat sich der Gewinn je Familien-AK aber 
noch verbessert; gegenüber 1974/75 stieg er jährlich 
um 2,7 %. 

Von großer Bedeutung sind nach wie vor die re-
gionalen Unterschiede. Die Mosterträge je ha- im 
Ertrag stehender Rebfläche lagen im Saarland 
(153,4 hl) und in Rheinland-Pfalz (151,6 hl) höher als 
in Bayern (148,2 hl), Baden-Württemberg (131,3 hl) 
und Hessen (99,2 hl). Während in Bayern der Durch-
schnittsertrag gegenüber dem Vorjahr noch zu-
nahm ( + 5,2 %), verringerte er sich im Saarland 
(– 21,6 %) und in Hessen (– 33,0 %) besonders stark. 
Die Betriebsergebnisse lassen sich aufgrund der 
großen regionalen Unterschiede zwischen den Län-
dern und Anbaugebieten nur bedingt miteinander 
vergleichen (MB Tabelle 70). Problematisch ist auch 
der Vergleich von Betriebsergebnissen zwischen 
einzelnen Wirtschaftsjahren für die nach Vermark-
tungsformen ausgewiesenen Betriebe. Die Gliede-
rung nach Flaschen- und Faßwein vermarktenden 
Betrieben hängt nämlich in starkem Maße von der 
Erntemenge ab, so daß Ernteschwankungen die 
Struktur der Betriebsgruppen erheblich verändern 
können. 

Die ungünstige Ertragslage wirkte sich auf die Be-
triebe aller Vermarktungsformen aus. In den Mit-
gliedsbetrieben von Winzergenossenschaften ver-
ringerten sich die Gewinne gegenüber dem Vorjahr 
um 26,4 % auf 31 298 DM je Unternehmen. Die Faß-
weinbetriebe erzielten einen durchschnittlichen Ge-
winn von 36 270 DM je Unternehmen. Das waren 
23,1 % weniger als im Vorjahr. In den Flaschenwein

-

betrieben verringerte sich der Gewinn um 22,8 % 
auf 40 676 DM je Unternehmen. 

Diese Gruppen sind allerdings wegen ihrer unter-
schiedlichen Kosten- und Ertragsstrukturen nicht 
voll miteinander vergleichbar. So sind Genossen-
schaftsbetriebe im Durchschnitt kleiner als die Be-
triebe der anderen Vermarktungsformen, und die 
Erlöse einer Ernte verteilen sich meist auf mehrere 
Perioden. In den Flaschenweinbetrieben wird dage-
gen häufig mit einem höheren Einsatz von Fami-
lien-AK gearbeitet und ein größerer Teil des Be-
triebsertrages aus dem Handel mit Wein erzielt. 

52. Deutliche Unterschiede in Höhe und Entwick-
lung der Einkommen zeigen sich zwischen den ein-
zelnen Anbaugebieten. Die weinbaulichen Voller-
werbsbetriebe wiesen in Rheinhessen den gering-
sten und an Mosel, Saar, Ruwer sowie in Rheinpfalz 
und in Baden-Württemberg den größten Rückgang 
des Gewinns je Familien-AK auf (Übersicht 24). Ur-
sachen dieser regionalen Unterschiede sind die in 
Abhängigkeit von der Vermarktungsform unter-
schiedlichen Auswirkungen der Preisentwicklung 
sowie die regionale Vermarktungs- und Größen-
struktur der Betriebe. 

In den Betrieben des Weinbaugebietes Mosel-Saar-
Ruwer hat der Anteil von Flaschenweinen am Er-
trag aus Weinbau wieder zugenommen, und zwar 
von 52 % im Wirtschaftsjahr 1982/83 auf 63 % im 
Wirtschaftsjahr 1983/84. Größere Einbußen bei den 
weinbaulichen Erträgen aus Trauben, Maische, 
Most und Faßwein im Vergleich zu denen aus Fla-
schenwein trugen zu dieser Verlagerung bei. Das 
Einkommensniveau lag in diesem Anbaugebiet mit 
17 983 DM Gewinn je Familien-AK um 22 % unter 
dem Durchschnitt aller weinbaulichen Vollerwerbs-
betriebe. 

In den Betrieben Baden-Württembergs prägt der 
hohe Anteil der weinbaulichen Erträge aus Trauben 
und Maische das Betriebsergebnis. Die ungünstige 
Preisentwicklung hat sich hierin deutlich niederge-
schlagen. Der relative Rückgang der Flächener-
träge aus Trauben und Maische ist in Baden-Würt-
temberg aber nicht so groß wie in anderen Anbau-
gebieten. Dies deutet darauf hin, daß von den Ge-
nossenschaften als aufnehmender Hand dieser Pro-
dukte eine gewisse preisstabilisierende Wirkung 
ausgeht. 

Der verhältnismäßig geringe Gewinnrückgang in 
den Betrieben des Weinbaugebietes von Rheinhes-
sen erklärt sich daraus, daß die Flächenausstattung 
dieser Betriebe und der Anteil nichtweinbaulicher 
Erträge am Unternehmensertrag je ha LF relativ 
stark zugenommen haben. Dadurch konnten die 
Auswirkungen der auch in diesem Anbaugebiet zu 
beobachtenden Ertragsrückgänge im Weinbau auf 
die Betriebseinkommen abgemildert werden. Das 
Niveau des Gewinns je Familien-AK in Rheinhes-
sen entspricht etwa dem Gesamtdurchschnitt. 

Die Weinbaubetriebe der Rheinpfalz weisen auch 
nach den starken Einkommenseinbußen das höch-
ste Einkommen aller Anbaugebiete aus. Je Fami-
lien-AK wurde 1983/84 ein Gewinn von 28 033 DM 
erwirtschaftet. Das waren 22 % mehr als im Durch-
schnitt aller weinbaulichen Vollerwerbsbetriebe. 
Der Ertrag aus Flaschenwein ging auch hier ver-
gleichsweise wenig zurück, so daß die Flaschen-
weinbetriebe die geringeren Einkommenseinbußen 
hinzunehmen hatten. 

Für die Betriebe des Weinbaugebietes Rheingau 
wurden im Wirtschaftsjahr 1983/84 durchschnittli-
che Gewinne von 22 534 DM je Familien-AK erwirt-
schaftet. Die weinbaulichen Erträge setzen sich vor-
nehmlich aus den Verkäufen von Flaschenwein zu-
sammen (68,5 %); Erträge aus Maische (21,4 %) so-
wie aus Faßwein und Most (9,4 %) sind weniger be-
deutend. 

Das relativ niedrige Einkommensniveau in diesem 
Anbaugebiet resultiert u. a. aus der kleinbetriebli-
chen Struktur. Die durchschnittliche Flächenaus-
stattung dieser Betriebe betrug mit 2,6 ha LF 3,6 ha 
weniger als der Durchschnitt aller weinbaulichen 
Vollerwerbsbetriebe. 

53. Die Verringerung der Gewinne führte 1983/84 
dazu, daß sich der Abstand zu den Vergleichsansät-
zen wieder deutlich vergrößerte. Die Vergleichsge-
winne gingen besonders in den Anbaugebieten 
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Rheinpfalz und Baden-Württemberg zurück, so daß 
sich die in diesen Gebieten bestehenden relativ ge-
ringen negativen Abstände besonders deutlich aus-
weiteten (MB Anhang 3). 

54. In den weinbaulichen Nebenerwerbsbetrieben 
ist der Gewinn 1983/84 ebenso wie in den Voller-
werbsbetrieben stark zurückgegangen; er betrug je 
Unternehmen durchschnittlich 4 979 DM. Der Ge-
winn lag damit aber deutlich höher als in den land-
wirtschaftlichen Nebenerwerbsbetrieben insge-
samt. Die Weinbauerträge dieser Betriebe wurden 
zum überwiegenden Teil (52 %) aus Maische erzielt; 
Flaschen- (33 %) und Faßwein (13 %) trugen in weni-
ger starkem Maße zu den Weinbauerträgen bei. Die 
Gesamteinkommen je Familie in dieser Gruppe 
verringerten sich stark auf 33 998 DM. Damit lag 
das Niveau der Gesamteinkommen in den weinbau-
lichen Nebenerwerbsbetrieben aber nicht wesent-
lich unter dem der landwirtschaftlichen Nebener-
werbsbetriebe insgesamt. 

55. Aufgrund einer verbesserten Datengrundlage 
können in diesem Agrarbericht erstmals Ergeb-
nisse aus landwirtschaftlichen Betrieben mit Wein-
bau dargestellt werden. Diese Gruppe ist dadurch 
gekennzeichnet, daß der Anteil der Deckungsbei-
träge aus Weinbau am gesamten Deckungsbeitrag 
der Betriebe zwischen 50 und 75 % ausmacht. Neben 
dem Weinbau widmen sich die Inhaber dieser Be-
triebe noch anderen landwirtschaftlichen Produkti-
onszweigen. Der Gewinn betrug 1983/84 in dieser 
Gruppe 30 291 DM je Unternehmen und 20 957 DM 
je Familien-AK. Der Anteil der Unternehmenser-
träge aus Weinbau an den gesamten Unterneh-
menserträgen belief sich in diesem ungünstigen 
Jahr auf 43 %. Diese Betriebe bewirtschaften durch-
schnittlich 17,6 ha LF und sind mit erheblich mehr 
Fläche ausgestattet als die speziellen Weinbaube-
triebe. Die Rebfläche hatte daran einen Anteil von 
16,6 %. Ihre Weinbauerträge erzielten sie vornehm-
lich aus Maische (39 %) und Faßwein (37 %). 

1.4.5.2 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1984/85 

56. Die Weinmosternte 1984, die die Betriebsergeb-
nisse des Wirtschaftsjahres 1984/85 maßgeblich be-
einflußt, fiel erheblich schlechter aus als in den bei-
den Vorjahren. Mit 7,99 Mio. hl Weinmost wurden 
sowohl das gute Ernteergebnis 1983 (rd. 13 Mio. hl) 
als auch der mehrjährige Durchschnitt (9,29 Mio. hl) 
deutlich unterschritten. Überdies war die Qualität 
der Weinmosternte 1984 schlechter als in den Vor-
jahren. Ein relativ hoher Anteil wird aufgrund ge-
ringer Mostgewichte nur zum Ausbau von Tafel-
wein geeignet sein. 

Nach den hohen Erntemengen der Vorjahre geht 
von dieser Ernte eine gewisse Marktentlastung aus. 
So ist bereits festzustellen, daß trotz noch bestehen-
der hoher Lagerbestände die Mostpreise gegenüber 
dem Vorjahr um über 30 % angestiegen sind. Es 
bleibt abzuwarten, ob dieser Preisanstieg die ernte-
bedingten Ertragseinbußen ausgleichen kann. Eine 
positive Wirkung in dieser für die Weinbaubetriebe 
ungünstigen Situation geht von dem seit 1. Juli 1984 
gewährten Einkommensausgleich über die Umsatz

-

steuer aus. Insgesamt deuten die Rahmenbedingun-
gen darauf hin, daß sich die Ertragslage der Wein-
baubetriebe im laufenden Wirtschaftsjahr nicht we-
sentlich verändert. 

1.4.6 Gartenbaubetriebe 

1.4.6.1 Betriebsergebnisse 

57. Im Bereich Gartenbau (ohne Obstbau) konn-
ten die Betriebe ihre Ertragslage im Kalenderjahr 
1983 und im Wirtschaftsjahr 1983/84 teilweise deut-
lich verbessern. Gegenüber dem Vorjahr stieg im 
Durchschnitt aller Betriebe der Gewinn je Unter-
nehmen um 5,6 % und der Gewinn je Familien-AK 
um 4,9 % an (Übersicht 25). Während die durch-
schnittlichen Gewinne der Zierpflanzenbetriebe 
nur leicht zunahmen, erhöhte sich das Einkommen 
insbesondere in den Gemüse- und in den Baum-
schulbetrieben deutlich. Eine durchschnittliche 
Preiserhöhung 1983 gegenüber dem Vorjahr von 
15,6 % bei Gemüse sowie von etwa 5,7 % bei Baum-
schulerzeugnissen hatte an dieser Entwicklung 
maßgeblichen Anteil. 

Gemüsebetriebe 

58. Die Gemüsebetriebe haben 1983 im Freiland 
rd. 14 % weniger Gemüse (1,06 Mio. t) und unter 
Glas 0,6 % mehr Gemüse (75 391 t) als im Vorjahr 
geerntet. Der Rückgang der Erntemengen im Frei-
land war zu etwa einem Drittel auf eine Verringe-
rung der Anbauflächen und zu rd. zwei Dritteln auf 
eine Verminderung der durchschnittlichen Erträge 
zurückzuführen. Die Anbauflächen unter Glas gin-
gen wie in den Vorjahren weiter leicht zurück 
( – 0,9 %). Im Gegensatz zu den Freilandflächen 
konnten die Durchschnittserträge unter Glas aber 
noch gesteigert werden ( + 1,7 %). 

Der Erzeugerpreisindex für Gemüse lag 1983 bei 
117 (1980 = 100) und damit um 15,6 % über dem des 
Vorjahres. Durch diese Preiserhöhung konnte der 
Erntemengenrückgang ausgeglichen werden. Insge-
samt kam es in den Gemüsebetrieben zu einem An-
stieg des durchschnittlichen Unternehmensertra-
ges. Da außerdem auch der Unternehmensaufwand 
verringert werden konnte, erhöhte sich der Ge-
winn deutlich von 45 109 DM um über 18 % auf 
53 319 DM. 

Die Verbesserung der Ertragslage machte sich be-
sonders in den Freilandgemüsebetrieben bemerkbar. 
Der Gewinn je Familien-AK stieg in dieser Gruppe 
um 18,6 % auf 34 119 DM (Vorjahr 28 772 DM) 
an. Zu diesem Ergebnis trug von den bereits ge-
nannten Gründen vor allem der deutliche Rück-
gang des Unternehmensaufwandes und hierbei ins-
besondere die Einsparung von Lohnkosten bei. In 
den Unterglasbetrieben nahm der Gewinn je Fami-
lien-AK um 2,9 % zu und erhöhte sich auf 31 434 DM 
(Vorjahr: 30 553 DM). Nach mehreren Jahren erziel-
ten damit die Freilandbetriebe wieder ein besseres 
Betriebsergebnis als die Unterglasbetriebe. Diese 
gute Ertragslage führte aber nur in den Freiland

-

betrieben zu einer erhöhten Investitionstätigkeit. In 
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Übersicht 25 

Gewinn der gartenbaulichen Vollerwerbsbetriebe 1) 

Gemüse Zierpflanzen Baumschulen insgesamt  

Wirtschaftsjahr Gewinn in DM je 

FAK Unternehmen FAK Unternehmen FAK Unternehmen FAK Unternehmen 

1974/75 23 153 33 797 24 433 33 307 60 501 80 994 29 321 40 463 

1975/76 23 120 34 979 26 694 39 700 68 180 83 052 30 939 44 974 

1976/77 24 432 36 530 27 031 40 029 68 749 89 410 30 988 45 304 

1977/78  27 855 41 943 30 497 45 084 66 611 91 111 34 166 50 244 

1978/79 25 704 39 615 31 107 44 825 70 110 86 570 34 263 49 245 

1979/80 22 262 34 015 33 482 48 591 59 718 69 830 33 900 48 311 

1980/81 31 882 49 663 29 669 42 406 61 171 72 407 34 584 48 876 

1981/82 28 489 45 553 30 312 42 421 61 381 74 768 34 157 48 265 

1982/83 28 608 45 109 29 859 41 659 56 411 67 081 33 246 46 504 

1983/84 33 975 53 319 30 177 42 369 61 612 72 450 34 863 49 093 

Veränderung in % gegen Vorjahr 

1981/82 - 10,6 - 8,3 + 2,2 + 0,0 + 0,3 +3,3 -1,2 - 1,3 

1982/83 + 0,4 - 1,0 -1,5 -1,8 - 8,1 - 10,3 -2,7 - 3,6 

1983/84 + 18,8 + 18,2 +1,1 + 1,7 + 9,2 + 8,0 + 4,9 + 5,6 

Veränderung in % gegen D 1974/75-1976/772) 

1983/84 + 4,7 +5,4 + 1,9 + 1,5 -0,8 - 1,9  + 1,7 + 1,5 

1) hochgerechnete Ergebnisse der Testbetriebe 	2) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

den Unterglasbetrieben gingen die Nettoinvestitio-
nen je ha GG stark zurück. Diese Entwicklung ist 
als unmittelbare Folge der hohen, überwiegend zum 
Zwecke der Einsparung von Energie getätigten In-
vestitionen im Vorjahr zu sehen (MB Tabelle 74). 

Zierpflanzenbetriebe 

59. Die Preise für Zierpflanzen gingen 1983 gegen-
über dem Vorjahr um 0,8 % zurück. Während sich 
die Preise für Schnittblumen leicht verbesserten, 
verminderten sich vor allem die Topfpflanzenprei-
se. Unter den Schnittblumen wiesen Treibrosen, 
-nelken, Gladiolen und Fresien eine für den Erzeu

-

ger günstige Preisentwicklung auf. Unter den Topf-
pflanzen zeigten sich besonders bei Azaleen stabile 
Preise. Im ersten Halbjahr 1984 änderte sich die 
Marktsituation beträchtlich. Die Preise für Topf-
pflanzen stiegen an, wogegen die für Schnittblumen 
zurückgingen. Die Unternehmenserträge je ha GG 
erhöhten sich in den Zierpflanzenbetrieben trotz 
dieser wechselnden Marktverhältnisse um 5,1 %. Da 
aber gleichzeitig auch die Aufwendungen um 5,7 % 
anstiegen, verblieb lediglich eine Zunahme des Ge-
winns je Unternehmen von 1,7 %. Der Gewinn je 
Familien-AK lag im Durchschnitt der Betriebe bei 
30 177 DM. Für Freilandzierpflanzenbetriebe fiel 
das entsprechende Ergebnis mit 24 127 DM deutlich 
niedriger aus. Gegenüber dem Vorjahr bedeutete es 
aber immer noch eine Verbesserung um 12,5 %. Der 
Anstieg der Aufwendungen dürfte sowohl auf die 
allgemeine Preissteigerung als auch auf einen hö-
heren Einsatz von Betriebsmitteln zurückzuführen 
sein. Die Aufwendungen für Pflanzenschutzmittel 

erhöhten sich beispielsweise um 320 DM je ha GG 
(+ 18,5 %) gegenüber dem Vorjahr. 

Die Investitionstätigkeit nahm in den Topfpflanzen

-

betrieben kräftig zu, während sie sich in den ande-
ren Betrieben beträchtlich verringerte. Im Durch

-

schnitt aller Zierpflanzenbetriebe beliefen sich die 
Nettoinvestitionen auf 13 380 DM je ha GG. Dieser 
Betrag ist fast doppelt so hoch wie der des Vorjah-
res (MB Tabelle 74). 

Baumschulen 

60. Im Jahre 1983 stiegen die Preise für Baum-
schulerzeugnisse gegenüber dem Vorjahr um 5,7 % 
an. Als Folge dieser positiven Preisentwicklung 
konnten die Baumschulbetriebe ihre Unterneh-
menserträge um 5 % steigern. Der durchschnittliche 
Unternehmensaufwand stieg zwar um 4,3 %, blieb in 
seiner Entwicklung aber hinter der des Ertrages 
zurück. Daraus ergab sich insgesamt gegenüber 
dem Vorjahr eine Erhöhung des Gewinns je Unter-
nehmen um 8 % auf 72 450 DM. Der Gewinn je Fa-
milien-AK nahm sogar um 9,2 % auf 61 612 DM zu. 
Baumschulbetriebe erzielen somit nach wie vor das 
beste Betriebsergebnis unter den Gartenbaubetrie-
ben (Übersicht 25, MB Tabelle 74). 

In ihrer Organisation unterscheiden sich die Baum-
schulbetriebe allerdings von anderen Formen des 
Gartenbaues, so vor allem durch ihren hohen Anteil 
an Lohnarbeitskräften. Vergleiche mit anderen 
Gartenbaubetrieben müssen sich daher vornehm-
lich auf unternehmensbezogene Kennzahlen kon-
zentrieren (MB Tabelle 74). 
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61. Die Verbesserung der Einkommenslage im 
Gartenbau schlägt sich auch in den Ergebnissen 
der Vergleichsrechnung nach § 4 LwG nieder (MB 
Anhang 4). Die Summe der Vergleichsansätze ist im 
Durchschnitt aller Gartenbaubetriebe und insbe-
sondere in den Gemüse- und Baumschulbetrieben 
weniger stark angestiegen als der entsprechende 
Vergleichsgewinn. Der negative Abstand in den Ge-
müse- und Zierpflanzenbetrieben wurde dadurch 
verringert. Der positive Abstand der Baumschulbe-
triebe hat sich dabei von etwa 28 auf 31 % vergrö-
ßert. 

Obstbaubetriebe 

62. Die Betriebsergebnisse im Obstbau sind erfah-
rungsgemäß großen Schwankungen unterworfen. 
Nach dem ungünstigen Wirtschaftsjahr 1982/83 
sind die Einkommen im abgelaufenen Wirtschafts-
jahr wieder kräftig angestiegen (Übersicht 26). Mit 
35 514 DM je Familien-AK lag der Gewinn 1983/84 
um 47,7 % über dem des Vorjahres und erreichte 
nahezu das hervorragende Ergebnis des Wirt-
schaftsjahres 1981/82. Je Unternehmen nahm der 
Gewinn gegenüber dem Vorjahr sogar um über 60% 
auf 55 259 DM zu. Diese Entwicklung ist vor allem 
auf die starken Preiserhöhungen für Obst infolge 
der relativ schlechten Ernte 1983 (2,66 Mio. t) zu-
rückzuführen. Der Preisindex für Obst lag 1983/84 
um 32,5% über dem Vorjahresniveau. Für Apfel stie-
gen die Preise sogar um über 90%. Der Ernterück-
gang konnte damit mehr als ausgeglichen werden. 

Auch bei längerfristiger Betrachtung zeichnet sich 
bei den Obstbaubetrieben eine positive Einkom-
mensentwicklung ab. Im Vergleich zum Dreijahres-
durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1974/75 bis 

Übersicht 26 

Gewinn der Obstbaubetriebe 

Gewinn 

Ver- Ver- 

Wirtschaftsjahr DM/FAK 
änderung 

gegenüber 
DM/ 
Unter- 

änderung 
gegenüber 

Vorjahr nehmen Vorjahr 
in % in %) 

1974/75 19 177 - 16 645 — 

1975/76 16 789 — 12,5 15 033 — 9,7 

1976/77 26 694 + 59,0 38 897 + 158,7 

1977/78 39 286 + 47,2 52 898 + 36,0 

1978/79 18 809 — 52,1 25 997 —50,9 

1979/80 14 311 — 23,9 20 894 - 19,6 

1980/81 '20 897 + 46,0 29 805 + 42,6 

1981/82 41 234 + 97,3 59 369 +99,2 

1982/83 24 050 — 41,7 34 209 — 42,4 

1983/84 35 514 + 47,7 55 259 + 61,5 

1983/84 1 )  
gegen 

D 1974/75 — . + 6,9 . +11,3 
1976/77 

1) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins  

1976/77 ist der Gewinn je Familien-AK bis 1983/84 
jährlich um 6,9 % gestiegen. Trotz starker Schwan-
kungen von Jahr zu Jahr deuten diese Zahlen dar-
auf hin, daß es der Mehrzahl der Obstbaubetriebe 
gelingt, an der allgemeinen Einkommensentwick-
lung teilzunehmen, und sich auf bevorzugten Stand-
orten mit überwiegend ortsnahen Absatzmärkten 
im Wettbewerb der EG zu behaupten. 

63. Im Erntejahr 1984 war mit einer Erntemenge 
von 3,36 Mio. t Obst wieder ein deutlicher Anstieg 
( + 26,5%) gegenüber dem schlechten Vorjahreser-
gebnis festzustellen. Den größten Anteil an dieser 
Steigerung hatte die stark erhöhte Erntemenge bei 
Äpfeln, die von 1,31 Mio. t im Jahre 1983 auf rd. 
1,8 Mio. t zunahm. Die Obstpreise gingen aufgrund 
der guten Ernte erwartungsgemäß zurück. Im Okto-
ber lag der Preisindex für Äpfel um 7,7% unter dem 
entsprechenden Vorjahreswert. Insgesamt ist auch 
für das Wirtschaftsjahr 1984/85 mit einem guten 
Betriebsergebnis zu rechnen. Gegenüber dem gün-
stigen Wirtschaftsjahr 1983/84 wird es aber vermut-
lich zu einem leichten Einkommensrückgang kom-
men. 

1.4.6.2 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1984/85 

64. Im Jahre 1984 hat sich die Anbaufläche für 
Gemüse im Freilandanbau kräftig erhöht. Die Zu-
nahmerate lag bei 10%. Ausgedehnt wurde vor al-
lem der Anbau von verschiedenen Salaten, frühen 
Möhren, von Frühweißkohl, von Herbstrotkohl und 
von Frischerbsen. Zurückgegangen ist insbeson-
dere der Anbau von Blumenkohl, Schälgurken und 
Tomaten. Überdies sind 1984 die durchschnittlichen 
Erträge von Gemüse im Freilandanbau gestiegen. 
Insgesamt war somit ein kräftiger Erntemengenan-
stieg zu verzeichnen, der - nach bisherigen Er-
kenntnissen - rd. 15% beträgt. 

Infolge dieser Angebotssteigerung gingen die 
Preise für Gemüse zurück. Sie lagen im August/ 
September 1984 etwa 20% unter dem Vorjahresni-
veau. Im Oktober 1984 konnte jedoch schon wieder 
ein Preisanstieg festgestellt werden. Die gute Ernte 
und der Einkommensausgleich über die Umsatz-
steuer werden voraussichtlich für das Wirtschafts-
jahr 1984/85 zu einer weiteren Verbesserung der 
Ertragslage in den Gemüsebetrieben beitragen. 

Die Preise für Schnittblumen und Topfpflanzen 
sind im Zeitablauf kräftigen Schwankungen ausge-
setzt; zudem bestehen starke Unterschiede in der 
Preisentwicklung zwischen den einzelnen Arten. Im 
Durchschnitt des Jahres 1984 insgesamt stiegen die 
Preise an. Die Auswirkungen dieser Entwicklung 
auf die Ertragslage der Zierpflanzenbetriebe dürf-
ten demzufolge sehr unterschiedlich ausfallen. Bei 
nach wie vor schwach zunehmenden Kosten ist ins-
gesamt mit einer leichten Verbesserung der Er-
tragslage zu rechnen. 

Für Baumschulerzeugnisse ist der Erzeugerpreisin-
dex weiter angestiegen. Im Wirtschaftsjahr 1983/84 
lag er um 9,4% über dem Vorjahresniveau. Während 
die Preise für Ziergehölze im Oktober 1984 (einschl. 
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des Einkommensausgleichs über die Umsatzsteuer) 
einen Anstieg gegenüber dem entsprechenden Vor-
jahresmonat um 4,6% zeigten, erhöhten sich die 
Preise für Erzeugnisse aus Forstbaumschulen um 
9,0 % und aus Obstbaumschulen um 7,5% gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahresniveau. Die Ent-
wicklung der Verkaufsmengen ist allerdings schwer 
abzuschätzen. Die Nachfrage nach Ziergehölzen ist 
weiterhin durch die anhaltend schwache Baukon-
junktur geprägt. Die Nachfrage nach Obst- und 
Forstgehölzen scheint sich dagegen zu beleben. Bei 
weiterhin nur leicht steigendem Unternehmensauf-
wand dürften die Baumschulen auch für das lau-
fende Wirtschaftsjahr mit einer Verbesserung ihrer 
Ertragslage rechnen können. 

1.4.7 Lage der Landwirtschaft in den benachteiligten 
Gebieten 

65. Auf die benachteiligten Gebiete im Sinne der 
EG-Bergbauernrichtlinie entfallen etwa 32 % der 
landwirtschaftlichen Betriebe, 30% der LF und 40% 
des Dauergrünlandes. Die Betriebe in den benach-
teiligten Gebieten sind im Durchschnitt etwas klei-
ner als in den nicht benachteiligten Gebieten; sie 
weisen allerdings einen höheren Kuhbestand je ha 
auf. Besonders ungünstig ist die Betriebsstruktur in 
den Berggebieten und den Kerngebieten der be-
nachteiligten Agrarzonen, in denen die Ausgleichs-
zulage bisher gewährt wurde. 

66. Für die Agrarpolitik sind die strukturellen und 
wirtschaftlichen Gegebenheiten in den verschie

-

denen Gebietskategorien von besonderem Interes-
se. Eine Gegenüberstellung zeigt für die Voller-
werbsbetriebe des Testbetriebsnetzes, daß die Be- 
triebsgrößen und Vergleichswerte in den benachtei-
ligten Gebieten und in den Gebieten mit Aus-
gleichszulage deutlich geringer sind als in den nicht 
benachteiligten Gebieten. Grünlandanteil, AK-Be-
satz und Viehhaltung liegen dagegen erhèblich hö-
her. 

Die Gewinne waren 1983/84 in den benachteiligten 
Gebieten je Unternehmen und je Familien-AK weit 
geringer als in den nicht benachteiligten Gebieten 
(Übersicht 27, MB Tabelle 50). Bei Einrechnung der 
Ausgleichszulage übertrafen die Betriebe in Gebie-
ten mit Ausgleichszulage das Niveau der übrigen 
Betriebe in den benachteiligten Gebieten. Eine gesi-
cherte Aussage, ob die Ausgleichszulage die Er-
tragskraft und Wettbewerbsfähigkeit der emp-
fangsberechtigten Betriebe nachhaltig gestärkt hat, 
ist aus dem Datenmaterial nicht zu ersehen. 

1.5 Soziale Situation der in der Landwirtschaft 
Tätigen 

67. Die soziale Lage der in der Landwirtschaft Tä-
tigen wird nicht allein durch die Höhe und die Ent-
wicklung des Einkommens bestimmt. Auch andere 
Faktoren sind für die Lebensverhältnisse in der 
Landwirtschaft von entscheidender Bedeutung. 

Übersicht  27 

Struktur und Einkommen landwirtschaftlicher Haupterwerbsbetriebe nach Gebietskategorien 

1983/84  

insgesamt  
nicht 

benachteiligtes 
benachteiligtes 

Gebiet  (ohne  Ausgleichs- Ausgleichs

-

zulagengebiet 
Kennzahl Gebiet zulage)  

absolut  insgesamt  absolut  insgesamt  absolut insgesamt 
=100 =100 =100 

Anteil der Betriebe 	  . . 67,7 . 18,0 . 14,4 
Betriebsgröße, DM StBE 	 37 710 42 090 112 29.530 78. 27 320 72 
Betriebsgröße,haLF 	  24,3 25,5  105 22,5 93 20,9 86 

Vergleichswert, DM/ha LF 	 1 358 1 567 115 904 67 766 56 
Gründlandanteil, % der LF 	 37,7 31,7 85 39,9 108 • 64,3  173  

AK-Besatz, s 
AK/100haLF 	  5,9 • 5,8 98 6,0 102 6,3 107 

Rindviehbesatz, •. 
VE/ 100 ha LF 	- 106 98 92 118 111 134 126 

Milchkuhbesatz, . 

VE/100 ha LF 	  52 46 88 .59 113 75 144 

Gewinn, DM/Unternehmen 	 26 124 27 121 104 23 574 90 24 608 94 1 ) 
Gewinn, DM/FAK 	  20 908 21 657 104 18 595 89 20 287 97 1) 

1) Gewinn ohne Ausgleichszulage: 
23 677 DM/Unternehmen oder 91 % von insgesamt, 
19519 DM/FAK oder 93 % von insgesamt. 
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1.5.1 Allgemeine Lebens - und Arbeitsbedingungen 

Familiensituation 

68. Die landwirtschaftlichen Haushalte sind nach 
wie vor erheblich größer als der Durchschnittshaus-
halt. Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, 
daß die Lebens-, Arbeits- und Wohnbedingungen in 
der Landwirtschaft das Zusammenleben mehrerer 
Generationen in einem gemeinsamen Haushalt in 
besonderem Maße begünstigen. Ober die Hälfte der 
Menschen in den landwirtschaftlichen Betrieben 
lebt in 3-Generationen-Haushalten oder in sog. er-
weiterten Haushalten zusammen mit nahen Ver-
wandten. Rund 43 % leben in 2-Generationen-Haus-
halten. Hinzu kommt, daß die landwirtschaftlichen 
Haushalte noch durch eine überdurchschnittlich 
hohe Kinderzahl gekennzeichnet sind. 

Die Zahl der Haushaltsmitglieder nimmt mit größe-
rer Entfernung zu den Ballungsräumen zu. Dies 
dürfte zum Teil auf die vergleichsweise schlechte-
ren außerlandwirtschaftlichen Erwerbsmöglichkei-
ten in der peripheren ländlichen Regionen zurück-
zuführen sein, in denen zunehmend Familienange

-

hörige in der Landwirtschaft verbleiben, auch wenn 
sie für die Arbeitserledigung im Grunde gar nicht 
benötigt werden. Die Unterbeschäftigung in der 
Landwirtschaft verringert jedoch die Chancen zur 
Gründung eines eigenen Haushaltes. 

Arbeitssituation 

69. Nach wie vor ist die Landwirtschaft der' Wirt-
schaftssektor mit der längsten Arbeitszeit. Dies gilt 
sowohl für den selbständigen Landwirt als auch für 
die mithelfenden Familienarbeitskräfte und  für die 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer (MB Tabelle 6). 
Dabei sind die Landfrauen neben ihren Aufgaben 
in Haushalt und Familie vielfach einer zusätzlichen 
hohen zeitlichen Arbeitsbelastung im Betrieb aus-
gesetzt. Besonders in Futterbau- und Nebener-
werbsbetrieben übernehmen sie auch einen Groß-
teil der betrieblichen Arbeiten. Durch die Vorteile, 
die sich aus der Einheit von Wohn- und Arbeitswelt 
in der Landwirtschaft ergeben, wird jedoch die Be-
lastung teilweise gemildert. So kann beispielsweise 
die Kinderbetreuung und -beaufsichtigung oftmals 
recht gut mit dem betrieblichen Arbeitsablauf in 
Einklang gebracht werden. Außerdem bietet die Tä-
tigkeit in der Landwirtschaft einen Freiraum,, der 
weitgehend mit selbständigem und  eigenverant-
wortlichem Handeln verbunden ist. 

70. Die Reduzierung des Arbeitskräfteeinsatzes in 
der Landwirtschaft hat in den letzten Jahrzehnten 
für die verbleibenden Arbeitskräfte zu steigenden 
Belastungen und Gesundheitsgefährdungen ge-
führt. Deshalb kommt den Betrieben, dem Berufs-
stand und den Berufsgenossenschaften die Aufgabe 
zu, die Arbeitssicherheit in der Landwirtschaft wei-
ter zu verbessern. Die Bemühungen der Berufsge-
nossenschaften finden Ausdruck in dem ständig 
steigenden Anteil der Aufwendungen zur Unfallver-
hütung. 1983 lagen die Aufwendungen der landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften hierfür bei 
31,3 Mio. DM. 

Wohnverhältnisse 

71. Die Wohnverhältnisse in der Landwirtschaft 
haben sich in den letzten Jahren deutlich verbes-
sert. Das zeigt sich u. a. in einer verstärkten Aus-
stattung der landwirtschaftlichen Haushalte mit 
langlebigen Gebrauchsgütern, die zu einer wesentli-
chen Arbeitsentlastung der Landfrauen beitragen. 
Zudem wird der Wohnwert auch durch die vielfach 
großräumige Gestaltung von Wohn- und Gartenflä- 
chen, die Lage in landschaftlich reizvoller Umge-
bung und die enge Verbundenheit mit der Natur 
beeinflußt. 

72. In vielen ländlichen Gebieten ist der Anteil 
älterer Menschen (60 Jahre und älter) an der Bevöl-
kerung, insbesondere als Folge der Abwanderung 
von Erwerbstätigen, angestiegen. Diese Entwick-
lung wird sich in der Zukunft verstärkt fortsetzen. 
Für, die älteren Menschen hängt der Wohnwert ent-
scheidend von einem überschaubaren, auf soziales 
Miteinander und Mitverantwortung -angelegten 
Umfeld ab. Aus diesen Gründen ist es notwendig, 
bei der Förderung von Maßnahmen der Flurbereini-
gung und der Dorferneuerung die infrastrukturelle 
Ausstattung der ländlichen Gemeinden zu verbes-
sern und hierbei verstärkt die Belange älterer Men-
schen zu berücksichtigen. So wird die Reaktivie-
rung der zumeist von älteren und einkommens-
schwächeren Bürgern bewohnten Ortskerne als 
wichtige Aufgabe angesehen. Die Nutzung und Wie-
derherstellung erhaltenswerter Wohnsubstanz 
kann hierzu einen wichtigen Beitrag leisten und 
der Zersiedlung der Ortsränder entgegenwirken. 
Darüber hinaus ist für ältere Menschen die leichte 
Erreichbarkeit ortsferner zentraler Einrichtungen 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln von besonderer 
Bedeutung. 

Versorgung mit zentralen Diensten 

73. In den letzten Jahren ist die Zahl der Pflegebe-
dürftigen auch in landwirtschaftlichen Betrieben 
stark angestiegen. In rd. 80 000 landwirtschaftlichen 
Familien werden pflegebedürftige Personen ver-
sorgt. Diese Entwicklung ist auf die wachsende 
Zahi älterer Menschen zurückzuführen, die wegen 
Altersgebrechlichkeit ständiger Pflege bedürfen. 
Besonders vordringlich ist es daher, die Situation 
der zu Hause lebenden Pflegebedürftigen und ihrer 
Pflegepersonen durch ein Bündel von Maßnahmen 
zu verbessern (vgl. Bericht der Bundesregierung 
zu Fragen der Pflegebedürftigkeit, BT-Drucksache 
10/1943). Dies kann auch durch den Ausbau der am-
bulanten Dienste für Pflegebedürftige geschehen. 
Insbesondere in ländlichen Regionen ist dieses Ver-
sorgungsnetz noch nicht eng genug. 

1.5.2 Landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

74. In den vergangenen Jahren war eine zuneh-
mende Qualifikation der Lohnarbeitskräfte in der 
Landwirtschaft zu verzeichnen. In den größeren 
landwirtschaftlichen Betrieben mit 50 ha . LF und 
mehr waren im September 1983 nur noch rd. 6% der 
männlichen Arbeiter nicht beruflich qualifiziert. 
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Der Anteil der Facharbeiter an den Lohnarbeits-
kräften betrug 61 %; 33 % waren Landarbeiter 
(Schlepperfahrer, sog. Ecklohn-Gruppe). Im Ver-
gleich dazu lag der Anteil der Fachkräfte an den 
männlichen Arbeitern im Jahre 1970 erst bei 24 %. 

75. Der Landarbeiter-Ecklohn wurde regional un-
terschiedlich mit Wirkung vom 1. Juni bzw. 1. Juli 
1984 um 0,32 DM/Stunde angehoben. Als Ausgleich 
für die Monate April/Mai (bzw. April bis Juni) wur-
den monatliche Pauschalbeträge von 50 DM verein-
bart. Damit beträgt der Landarbeiter-Ecklohn ab 
Juli 1984 im Bundesdurchschnitt 10,85 DM/Stunde 
(MB Tabelle 76). Ab 1. März 1984 gilt auch für die  

Landarbeiter in Rheinland-Pfalz die 40-Stunden-
Woche, die in den übrigen Regionen bereits ab 
1. Dezember 1983 eingeführt wurde (Jahresarbeits-
zeit: 2 088 Stunden). Darüber hinaus haben Land-
arbeiter ab 1. Januar 1985 Anspruch auf vier Wo-
chen Grundurlaub. Das zusätzliche Urlaubsgeld 
wurde gleichzeitig von 5 auf 8 DM je Urlaubstag 
erhöht. 

Der durchschnittliche Bruttostundenlohn in der 
Landwirtschaft liegt jedoch mit 11,53 DM/Stunde 
noch immer um 23,5 % unter dem vergleichbaren 
außerlandwirtschaftlichen Lohn (Übersicht 28). Die 
monatliche Ausbildungsvergütung beträgt bei drei-
jähriger Ausbildung je nach Lebensalter und Re-
gion im ersten Ausbildungsjahr zwischen 540 und 
680 DM, im dritten Ausbildungsjahr zwischen 670 
und 810 DM. 

76. Im Erwerbsgartenbau wurden die Ecklöhne ab 
1. April bzw. 1. Mai 1984 (Niedersachsen, Hessen, 
Hamburg, Schleswig-Holstein) zwischen 0,46 und 
0,49 DM je Stunde erhöht. Seit Juli 1984 beträgt 
der Ecklohn im Durchschnitt des Bundesgebietes 
11,29 DM je Stunde. Der Ecklohn steht ausgelernten 
Gärtnern vom Beginn des dritten Jahres nach der 
Abschlußprüfung (Baden-Württemberg: ab 21. Le-
bensjahr) an zu. Der Grundurlaub wurde auf 22 

Übersicht 28 

Durchschnittlicher Bruttostundenlohn 
in der Landwirtschaft und in der Industrie 

Gliederung 1980/81 1981/82 	1982/83  1983/84 1) 

Durchschnittlicher Bruttolohn 
in DM/Stunde 

Landarbeiter 	 10,12 10,71 	11,11 11,53 

Industrie- 
arbeiter 2) 	 13,38 13,90 	14,56 15,07 

Differenz Landarbeiterlohn zum 
Industriearbeiterlohn 

in DM/Stunde 	. 	 3,26 3,19 	3,45 3,54 

in % 	 24,4 22,9 	23,7 23,5 

1) vorläufig 	2) errechnet aus den Bruttojahresverdiensten der 
männlichen Versicherten in der Rentenversicherung der Arbeiter  

Werktage erhöht. Das zusätzliche Urlaubsgeld be-
trägt wie bisher in den norddeutschen Regionen 
12 % des jeweiligen Urlaubsentgelts, in den übrigen 
Regionen 10 DM je Urlaubstag. 

Außerdem wurde 1984 auch für die Beschäftigten 
im Erwerbsgartenbau die 40-Stunden-Woche ver-
einbart. Die Verkürzung der Arbeitszeit wurde bei 
den Lohnvereinbarungen berücksichtigt. 

Die monatliche Ausbildungsvergütung liegt bei 
dreijähriger Ausbildung je nach Lebensalter und 
Region im ersten Ausbildungsjahr ,zwischen 324 
und 438 DM und im dritten Ausbildungsjahr zwi-
schen 460 und 570 DM. Die Ausbildungsvergütun-
gen sind am 1. April (Bayern, Baden-Württemberg) 
bzw. 1. August 1984 (übrige Regionen) in Kraft ge-
treten. 

77. Die Zahl der Arbeitslosen mit land- und forst-
wirtschaftlichen sowie gärtnerischen Berufen ist 
1983 weiter angestiegen (MB Tabelle 75). Der Anteil 
an der Zahl der Arbeitslosen insgesamt hat sich von 
rd. 1% in den Jahren 1976 und 1977 auf 1,7 % im Jah-
resdurchschnitt 1983 erhöht: Zunehmende Beschäf-
tigungsschwierigkeiten zeichnen sich vor allem für 
Arbeitnehmer mit gärtnerischen Berufen ab. Unter 
den Arbeitslosen in dieser Beschäftigungsgruppe 
sind die jüngeren Arbeitslosen (bis 25 Jahre) über-
durchschnittlich vertreten. Dies ist vor allem Aus-
druck für die zunehmenden Schwierigkeiten, im 
Anschluß an die Ausbildung einen geeigneten Ar-
beitsplatz zu finden. 

Im September 1983 waren 228 Melker arbeitslos. Da 
neuere Zahlen für 1984 noch nicht vorliegen, sind 
Aussagen über die Auswirkungen der Garantie-
mengenregelung bei der Milch auf die Beschäfti-
gungssituation der Melker noch nicht möglich. Es 
ist jedoch nicht auszuschließen, daß die Anpassung 
der Milchproduktion in einigen größeren Betrieben 
zu einer Erhöhung der Arbeitslosenzahl in dieser 
Berufsgruppe führt. Besonders für ältere Melker 
dürfte es nahezu unmöglich sein, in ihrem bis-
herigen Beruf eine neue Tätigkeit zu finden (vgl. 
Tz. 207). 

Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
(ABM) haben auch für Arbeitslose im Bereich 
Land- und Forstwirtschaft eine positive Wirkung. 
Im Jahresdurchschnitt 1983 waren 15 771 Arbeits-
kräfte in den Maßnahmenbereichen Landwirt-
schaft, Garten- und Landschaftsbau sowie Forst-
wirtschaft eingesetzt. Das sind rd. 35 % aller in Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen Beschäftigten. Hier-
bei konnten insbesondere schwer vermittelbare Ju-
gendliche unter 20 Jahren berücksichtigt werden. 
Für den Jahresdurchschnitt 1984 liegen noch keine 
endgültigen Zahlen vor, es ist jedoch ein noch gün-
stigeres Ergebnis zu erwarten, weil die Arbeitsbe

-

schaffungsmaßnahmen insgesamt und auch im Be-
reich Forstwirtschaft verstärkt wurden. Über Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen geförderte Arbeits-
kräfte wurden beispielsweise bei Arbeiten einge-
setzt, die im Zusammenhang mit den neuartigen 
Waldschäden zusätzlich anfallen. 
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2 Lage der Landwirtschaft in der Europäischen 
Gemeinschaft 

78. In der EG-9 (ohne Griechenland) bewirtschaf-
teten 1979/80 rd. 5,5 Mio. landwirtschaftliche Be-
triebe insgesamt rd. 86,3 Mio. ha LF. Die durch-
schnittliche Flächenausstattung der Betriebe belief 
sich somit auf 15,6 ha LF. Mit 6,4 ha LF waren die 
italienischen Betriebe relativ klein und mit 64,4 ha 
LF die des Vereinigten Königreiches vergleichs-
weise groß. Die Bundesrepublik Deutschland lag 
mit 14,4 ha LF etwas unter dem EG-9-Durchschnitt 
(MB Tabelle 77). 

Von den  rd. 11,8 Mio. Arbeitskräften in der Land-
wirtschaft der EG-9 entfielen 1979 rd. 45% auf Ita-
lien. Die Bundesrepublik Deutschland hatte einen 
Anteil von 16,8 % an den Arbeitskräften. Das Ein-
satzverhältnis von Fläche zu Arbeit erreichte 
mit 30,3 ha je Arbeitskrafteinheit im Vereinigten 
Königreich einen weit über dem Durchschnitt der 
EG-9 (14,5 ha) und der Bundesrepublik Deutschland 
(11,6 ha) liegenden Wert. 

Gemessen am Umfang der Bodennutzung trug 
Frankreich zu einem großen Teil zum Getreide-
(37 %) und Zuckerrübenanbau (30%), Italien zum 
Obst- (58%) sowie Weinanbau (51%) und die Bun-
desrepublik Deutschland zum Kartoffelanbau (24%) 
bei. 

Hohe durchschnittliche Bestände an Milchkühen 
waren im Vereinigten Königreich (53 Kühe je Hal-
ter) und in den Niederlanden (32 Kühe je Halter) zu 
beobachten. Die Konzentration der Tierhaltung auf 
größere Betriebe ist vornehmlich im Vereinigten 
Königreich, in Irland und in den Niederlanden weit 
fortgeschritten. 

Übersicht 29  

79. Die Entwicklung der Ertragslage landwirt-
schaftlicher Betriebe in den europäischen Mitglied-
staaten wird an Hand der Ergebnisse des Informa-
tionsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen 
festgestellt. Wegen der langen Übermittlungs- und 
Auswertungszeiten stehen lediglich die Betriebser-
gebnisse für das Kalenderjahr 1982 bzw. das Wirt-
schaftsjahr 1982/83 zur Verfügung. 

Im Kalenderjahr 1982, bzw. im Wirtschaftsjahr 
1982/83, haben sich in allen Mitgliedstaaten, außer 
in den Niederlanden, die Einkommen nominal deut-
lich verbessert (Übersicht 29). In der Bundesrepu-
blik Deutschland erhöhte sich das Betriebseinkom-
men (EG) je Jahresarbeitseinheit (vgl. MB S. 173) in 
nationaler Währung um 21,0%. Damit lag die Steige-
rungsrate über dem EG-Durchschnitt. Lediglich in , 

Frankreich, Italien, Luxemburg und Griechenland 
war die Zunahme des Betriebseinkommens größer. 
In DM umgerechnet ergaben sich dagegen auf-
grund der eingetretenen Währungsverschiebungen 
geringere Steigerungsraten (MB Tabelle 81). 

Trotz der starken Erhöhung des Einkommens ist 
das Einkommensniveau (in Betrieben größer als 
vier Europäische Größeneinheiten) in der Bundes-
republik Deutschland nach wie vor niedrig. Beim 
Vergleich mit den übrigen Mitgliedstaaten lag die 
Bundesrepublik Deutschland an vorletzter Stelle. 
Längerfristig betrachtet haben sich die Einkommen 
nominal nur in Irland und in Luxemburg langsamer 
als in der Bundesrepublik Deutschland entwickelt. 
In Kaufkraftparitäten gemessen würde sich ein 
noch schlechteres Ergebnis zeigen. 

Wie für jeden internationalen Vergleich der Er

-

tragslage landwirtschaftlicher Betriebe gelten prin- 

Entwicklung des nominalen Betriebseinkommens (EG) je Jahresarbeitseinheit 
in den europäischen Mitgliedstaaten 1) 

- Betriebe > 4 EGE 2) - 

Veränderung in % 1983/84 5) 

Mitgliedstaat Einheit 1981/82 1982/83 3) 1982/83 gegen 1982/83 
in DM 

gegen 
1982/83 

1981/82 1975/76 4) in % 

Bundesrepublik Deutschland 	 DM 17 188 20 800 + 21,0 + 1,5 20 800 - 13 

Frankreich 	  FF 54 359 74 039 + 36,2 + 13,0 25 423 - .5 

Italien 	  1 000 Lit 10 232 12 444 + 21,6 + 20,3 21 725 + 18 

Niederlande 	  hfl 50 991 49 592 - 2,7 + 3,1 44 605 +1 

Belgien 	  bfrs 620 798 740 301 + 19,2 +6,4 38 596 + 11 

Luxemburg 	  lfrs 343 956 455 917 + 32,6 + 3,3 26 116 - 19 

Vereinigtes Königreich 	 f Sterl. 7 537 8 302 + 10,1 +4,1 33 280 - 5 

Irland 	  £ Irl. 6 703 7 172 + 7,0 +7,6 24 036 + 15 

Dänemark 	  dkr 124 547 142 686 + 14,6 + 7,7 40 445 - 4 

Griechenland 	  Dr 326 608 444 325 + 36,0 . 12 711 + 2 

EG (10) 	  ECU 9 800 11 300 + 15,3 + 10,0 26116 - 

1) hochgeréchnete Ergebnisse 
2)Europäische Größeneinheit -1 EGE entspricht einem Standarddeckungsbeitrag von 1 000 ERE (Durchschnittswert 1972/74) - 
3)vorläufig, teilweise Revision durch die Kommission zu erwarten 
4)jährliche Veränderung nach Zinseszins 
5)Vorschätzung 
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zipiell Restriktionen hinsichtlich der Vergleichbar-
keit der Ergebnisse, da die Agrarstrukturen und die 
volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen stark 
voneinander abweichen. Hinzu kommt, daß die 
Kommission für die Gewichtung der Kennzahlen 
auf die EG-Strukturerhebung 1975 zurückgreifen 
muß, da die Aufbereitung neuerer Erhebungen sich 
bisher verzögerte. Daher spiegeln die Betriebser-
gebnisse die unterschiedlichen Entwicklungen der 
Agrarstrukturen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
seit 1975 nicht wider. 

80. Der Selbstversorgungsgrad der Gemeinschaft 
liegt im Wirtschaftsjahr 1983/84 für die meisten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse erheblich über 
100 % (Übersicht 30, MB Tabelle 86). Bei einzelnen 
pflanzlichen Erzeugnissen ist er 1983/84 infolge 
von Ernteschwankungen deutlich zurückgegangen. 
Aufgrund des guten Ernteergebnisses 1984 ist für 
1984/85 wieder ein Anstieg des Selbstversorgungs-
grades bei den pflanzlichen Produkten zu erwar-
ten. 

Bei den tierischen Erzeugnissen ist im Kalender-
jahr 1983 eine weitere Zunahme der Selbstversor-
gung zu verzeichnen; lediglich bei Magermilchpul-
ver zeigten sich, aufgrund der verbilligten Abgabe 
zur Schweine- und Geflügelfütterung, gegenläufige 
Tendenzen ( – 23 Prozentpunkte). 

An der Stellung der einzelnen EG-Mitgliedstaaten 
als Überschuß- bzw. Defizitland hat sich gegenüber 
dem Vorjahr nichts geändert. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist 1983/84 der 
Selbstversorgungsgrad bei fast allen pflanzlichen 
Produkten zurückgegangen, bei den tierischen Pro-
dukten dagegen zum Teil angestiegen (Übersicht 30, 
MB Tabelle 86). Für Nahrungsmittel insgesamt er-
gab sich gegenüber dem Wirtschaftsjahr 1982/83 ein 
etwas niedrigerer Selbstversorgungsgrad von 95 Yo 
mit und von 79 % ohne Erzeugung aus eingeführten 
Futtermitteln. Ein hoher Zuschußbedarf besteht 

nach wie vor bei pflanzlichen Fetten, bei Gemüse 
und Obst sowie bei Futtermitteln, insbesondere sol-
chen mit hohem Proteingehalt. 

81. Die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise ha-
ben 1984 im EG-Durchschnitt das Vorjahresniveau 
um mehr als 6 % übertroffen (Übersicht 31). Die 
Preissteigerung war damit — wie schon 1983 — 
niedriger als im Jahr zuvor. Tierische Produkte ver-
teuerten sich angebotsbedingt und aufgrund der 
Marktordnungsmaßnahmen wiederum unterdurch-
schnittlich. Bei den pflanzlichen Erzeugnissen lag 
der Erzeugerpreis für Getreide insbesondere in-
folge der hohen Ernte in wichtigen Anbauländern 
niedriger als vor einem Jahr. 

Die Länderergebnisse weichen zum Teil deutlich 
vom EG-Durchschnitt ab. Griechenland verzeich-
nete erneut den höchsten nominalen Preisanstieg. 
In der Bundesrepublik Deutschland ist das Erzeu-
gerpreisniveau im zweiten Jahr hintereinander 
leicht zurückgegangen. 

Unter Berücksichtigung der allgemeinen Teu-
erungsrate und des Preisanstiegs der landwirt-
schaftlichen Betriebsmittel verringern sich aller-
dings die Entwicklungsunterschiede. So lag der 
Rückgang der realen Erzeugerpreise in den mei-
sten Ländern zwischen 2 und 4 %. Er war damit 1984 
im Durchschnitt der EG und in den meisten Mit-
gliedstaaten höher als im mehrjährigen Mittel. Die 
Bundesrepublik Deutschland bleibt auch weiterhin 
der Mitgliedstaat, in dem die landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise real am stärksten zurückgegangen 
sind. 

82. Die Veränderung der Nettowertschöpfung je 
landwirtschaftlicher Arbeitskraft gibt Auskunft 
über die generelle Einkommensentwicklung der 
Landwirtschaft in den EG-Mitgliedstaaten. Die Da-
ten stellen Durchschnittswerte des jeweiligen Ka- 

Übersicht 30 

Selbstversorgungsgrad1) bei ausgewählten landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
in den Mitgliedstaaten der EG 1983/84 2) 

in % 

Erzeugnis 

Bundes

-

republik 
Deutsch

-

land 

Frank

-

reich Italien  
Nieder

-

lande 

Belgien/ Luxem

-

burg 

Ver

-

einigtes 
König

-

reich 

Irland Däne

-

mark 
Griechen

-

land EG 

Weichweizen) 	 101 205 70 58 66 106 64 106 93 118 
Gerste3) 	  93 167 50 23 68 140 115 95 85 108 
Getreide insgesamt 3 ) 	 89 180 79 29 50 109 88 96 97 105 
Zucker3) 	 120 197 83 132 222 47 139 178 104 118 
Wein3) 	  84 102 128 — 9 0 — — 98 122 
Rind- und Kalbfleisch . 	 114 113 63 172 114 86 535 417 40 105 
Schweinefleisch 	 87 82 75 252 149 70 123 401 73 103 
Butter 	  157 130 61 638 126 77 385 257 44 145 
Magermilchpulver 	 273 135 — 56 112 229 671 224 — 129 

1) Inlandserzeugung in Prozent des Gesamtverbrauchs an Nahrungs- und Futtermitteln einschließlich Verbrauch infolge von Sondermaßnahmen 
2) tierische Produkte Kalenderjahr 1983 	3) vorläufig 
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Übersicht 31 
Veränderung der Indizes der landwirtschaftlichen Erzeuger- und 
Betriebsmittelpreise sowie der Preisindizes für die Lebenshaltung 

in den EG-Mitgliedstaaten 
in % 

Mitgliedstaat 

Index der landwirtschaftlichen') 
Preisindex für die 
Lebenshaltung Erzeugerpreise Betriebsmittelpreise2) 

1983 gegen 
1982 

1984 3) gegen 
1983 

19843) gegen 
1975 

1983 gegen 
1982 

19843) gegen 
1983 

19843) gegen 
1975 

1983 gegen 
1982 

19843) gegen 
1983 

19843) gegen 
1975 

Bundesrepublik Deutschland - 1,2 -1,4 +14,0 +0,5 +2,7 +43,1 +3,3 +2,4 +44,4 
Frankreich 	  + 8,9 +4,6 + 106,2 +9,7 +8,4 + 133,3 +9,6 +7,9 + 146,6 

Italien 	  + 9,6 + 10,4 + 215,3 + 12,1 +8,9 + 211,3 + 14,7 + 10,7 + 171,2 

Niederlande 	 + 1,9 +1,9 +31,1 + 3,5 +3,3 +54,4 +2,7 +3,2 +61,2 

Belgien 	  + 6,8 +2,4 +51,9 +8,3 +5,9 +74,7 +7,7 +6,4 +82,3 

Luxemburg 	 + 7,6 ±0,0 +54,0 +9,2 +5,7 +74,8 +8,7 +5,8 +82,3 
Vereinigtes Königreich 	 + 5,6 +0,6 + 102,0 +6,4 +4,0 + 142,4 +4,6 +5,0 + 161,1 

Irland 	  + 6,5 +5,5 + 155,8 + 10,1 +6,5 + 179,7 + 10,4 +8,9 + 227,6 

Dänemark 	  + 4,9 +2,7 + 	89,5 +5,8 +7,4 + 112,9 +6,9 +6,3 + 129,4 

Griechenland 	 + 17,2 + 19,2 + 381,6 + 22,2 + 15,0 + 319,7 + 20,5 + 18,1 + 355,2 

EG-10 	  + 7,6 +6,2 + 114,0 +7,9 +6,6 + 119,3 +8,5 +7,4 + 144,2 

1)nach einheitlichen methodischen Grundsätzen innerhalb der EG harmonisierte Indizes; ohne MwSt., d. h. für die Bundesrepublik Deutschland 
ohne Einkommensausgleich über die MwSt. 

2)Waren und Dienstleistungen für die laufende Produktion (ohne Investitionsgüter) 	3) Schätzung 	Quelle: Eurostat; Statistisches Bundesamt 

lenderjahres dar und beziehen sich ausschließlich 
auf die Wertschöpfung aus landwirtschaftlicher Tä-
tigkeit. Die Nettowertschöpfung entspricht dem Be-
triebseinkommen auf der mikroökonomischen Ebe-
ne. Obwohl die Berechnungen und Vorschätzungen 
grundsätzlich nach einheitlichen Regeln aufgestellt 
werden, ist das statistische Basismaterial von Land 
zu Land verschieden und kann bei einzelnen Posi-
tionen zu Abweichungen führen. Diese Vorbehalte 
gelten jedoch nicht in gleichem Maße für zeitliche 

Vergleiche zwischen den Mitgliedstaaten. Insbeson-
dere die Zahlen über die Arbeitskräfte sind noch 
nicht harmonisiert. Deshalb können auch zur Zeit 
noch keine Aussagen über das absolute Niveau der 
Nettowertschöpfung je AK getroffen werden. 

Nachdem die Nettowertschöpfung je AK im Vorjahr 
in allen Mitgliedstaaten nominal erheblich ange-
stiegen war, verlief die Entwicklung 1983 in der EG 
wieder differenzierter (Übersicht 32). Während die 

Übersicht 32 

Nettowertschöpfung') der Landwirtschaft je Arbeitskraft 
in den EG-Mitgliedstaaten 

nominal real') 

Mitgliedstaat 
1982 		1983 		19843) 1982 		1983 	I 	19843) 

Veränderung gegenüber Vorjahr 
in % Index4) 

Veränderung gegenüber Vorjahr 
in Index4) 

Bundesrepublik Deutschland . . + 23,9 - 19,0 + 	6,9 111,7 + 18,5 - 21,5 + 	4,9 97,6 

Frankreich 	  + 31,0 + 	'4,6 + 	9,2 158,4 + /6,5 - 	4,6 + 	/,6 107,0 

Italien 	  + 19,3 + 15,6 + 	9,3 171,2 + 	1,2 + 	0,3 - 	0,8 97,1 

Niederlande 	  + 10,1 + 	3,7 + 10,3 149,0 + 	3,8 + 	1,8 + 	7,6 127,5 

Belgien 	  + 18,7 + 	9,3 - 	1,9 144,1 + 11,0 + 	3,2 - 	7,0 115,0 

Luxemburg 	  + 49,9 - 	7,1 + 	5,4 160,6 + 38,8 - 14,4 - 	1,3 119,2 

Vereinigtes Königreich 	 + 21,2 - 	2,8 + 14,2 151,7 + 13,2 - 	7,5 + 	9,7 114,1 

Irland 	  + 23,5 + 15,8 + 14,5 184,9 + 	7,1 + 	4,7 + 	6,4 116,9 

Dänemark 	  + 33,3 - 	9,5 + 26,8 182,1 + 20,6 - 15,7 + 20,2 132,8 

Griechenland 	  + 37,7 + 	6,0 + 31,8 242,2 + 10,7 - 11,6 + 11,4 116,6 

EG 	  . . + 	8,7 . + 10,5 - 	5,8 + 	3,8 107,1 

1 ) zu Faktorkosten 	2) deflationiert mit dem Preisindex des Bruttoinlandsprodukts 
3) Vorschätzungen, durchgeführt von den Mitgliedstaaten 	4) D 1979 bis 1981("1980") = 100 Stand: 14. Dez. 1984 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache  10/2850  

deutsche Landwirtschaft einen deutlichen Rück-
gang verzeichnete und in einigen weiteren Mit-
gliedstaaten das Ergebnis von 1982 ebenfalls nicht 
erreicht wurde, wies die Mehrzahl der Mitgliedstaa-
ten zum Teil beachtliche Steigerungsraten auf. Im 
Jahre 1984 dürfte, nach einer Vorschätzung, das Ni-
veau des Vorjahres in fast allen Mitgliedstaaten 
überschritten worden sein. Dabei werden die höch-
sten Veränderungsraten in Griechenland und Däne-
mark erwartet. Der Anstieg in der Bundesrepublik 
Deutschland ( + 7 %) liegt unter dem Durchschnitt in 
der Gemeinschaft. Ohne den von der Bundesregie-
rung gewährten umsatzsteuerlichen Einkommens-
ausgleich für die aus den EG-Agrarbeschlüssen 
vom Frühjahr 1984 entstandenen Verluste hätte die 
Nettowertschöpfung je AK bereits nominal den 
niedrigen Werte von 1983 noch unterschritten. 
Allein für die belgische Landwirtschaft wird ein 
gegenüber dem Vorjahr niedrigeres Ergebnis ge-
schätzt; sie weist allerdings nach den Niederlanden 
das zweithöchste Einkommensniveau in der EG 
auf. 

Bei längerfristiger Betrachtung ergibt sich für die 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Drei-
jahresdurchschnitt 1979 bis 1981 (Vergleichsniveau) 
der mit Abstand geringste Anstieg der Nettowert-
schöpfung je  AK. 

Als sachliche Gründe für die abweichende Entwick-
lung zwischen den Mitgliedstaaten sind vor allem 
die witterungsbedingten Ernteschwankungen, das 
unterschiedliche Ausmaß des Strukturwandels und 
die verschiedenen, auch währungspolitisch beding-
ten Veränderungen der Erzeugerpreise anzuführen. 

Außerdem haben die meisten nördlichen Mitglied-
staaten eine teilweise wesentlich höhere Produkti-
ons- und Kapitalintensität als die südlichen, so daß 
sich in den zuerst genannten Ländern auch die 
Preisbewegungen bei Betriebsmitteln stärker auf 
das Ergebnis auswirken. 

Nach Abzug der allgemeinen Preissteigerungen 
war 1983 die Nettowertschöpfung je AK in der Bun-
desrepublik Deutschland auch real am deutlichsten 
zurückgegangen. Erhebliche Einbußen verzeichne-
ten aber auch die Landwirte in Dänemark, Grie-
chenland und Luxemburg, während die übrigen 
Mitgliedstaaten nur sehr niedrige Zuwachsraten 
auswiesen. Im Jahre 1984 sind für Belgien, Luxem-
burg und Italien real rückläufige Einkommen zu 
erwarten. In der Bundesrepublik Deutschland ist 
zwar aufgrund der niedrigen Inflationsrate mit ei-
nem über dem EG-Durchschnitt liegenden Anstieg 
der realen Nettowertschöpfung ( + 5 %) zu rechnen, 
dennoch wird die deutsche Landwirtschaft auch 
weiterhin im unteren Drittel der europäischen Ein-
kommensskala verbleiben. 

Trotz der günstigen Entwicklung 1984 hat die Land-
wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland das 
Durchschnittsergebnis der Jahre 1979 bis 1981 real 
noch nicht wieder erreicht. Lediglich in Italien ver-
lief die Entwicklung in den letzten Jahren ähnlich 
ungünstig. Am deutlichsten waren die realen Zu-
wächse in Dänemark und den Niederlanden, deren 
absolutes Einkommensniveau der Landwirte zu den 
höchsten in der Gemeinschaft zählt. Im Gegensatz 
zu den siebziger Jahren stehen die Länder mit ho-
hen Inflationsraten nicht gleichzeitig auch an der 
Spitze der realen Entwicklung. 

II. Forst- und Holzwirtschaft 

1 Forstwirtschaft 

1.1 Struktur 

Waldstruktur 

83. Die Waldfläche der Bundesrepublik Deutsch-
land hat sich gegenüber der letzten Erhebung 1979 
um 10 000 ha auf rd. 7,33 Mio. ha erhöht. Allerdings 
ergeben sich bei regionaler Betrachtung gebiets-
weise Abweichungen von dieser Entwicklung. So 
sind beispielsweise in Teilen von Verdichtungsge-
bieten auch Rückgänge der Waldfläche zu verzeich-
nen. 

Trotz einer Zunahme der Laubholzbeimischung ist 
die Baumartenverteilung in den Wirtschaftswäl-
dern nach wie vor durch einen hohen Anteil an 
Nadelhölzern gekennzeichnet. Um für einzelne 
Standorte die jeweils bestgeeigneten Baumarten 
und Baumartenzusammensetzungen zu bestimmen, 

führen die Bundesländer Standortkartierungen 
durch. Damit werden wesentliche Voraussetzungen 
für einen ertragreichen und ökologisch befriedigen-
den Waldbau geschaffen. 

Betriebsstruktur 

84. Von der gesamten Waldfläche entfielen 1983 
etwa 6,89 Mio. ha auf die statistisch erfaßten Be-
triebe der Land- und Forstwirtschaft. Die restlichen 
0,44 Mio. ha sind Kleinstwaldflächen außerhalb die-
ser Betriebe. Insgesamt wurden 1983 473 789 Be-
triebe mit Wald gezählt. Das waren 7 273 Betriebe 
(-1,5 %) weniger als im Vorjahr. Gegenüber 1971 
hat sich die Zahl der Betriebe um rd. 79 600 
( –14,4 %) verringert. 

Der überwiegende Teil aller Betriebe mit Wald (rd. 
97 %) befindet sich in privater Hand. Diese Betriebe 
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bewirtschaften allerdings nur etwa 42 % der gesam-
ten Waldfläche. Der größere Teil der Waldflächen 
ist den Staats- und Körperschaftswaldbetrieben zu-
zurechnen (Übersicht 33). 

Übersicht 33 

Struktur der Betriebe mit Wald 

Betriebsgruppe Betriebe Waldfläche 

Waldfläche 
Zahl 1 000 ha ha je 

Betrieb 

1983 
Landwirtschaftliche 
Betriebe 	 372 141 	1619,5 	4,5 

Forstbetriebe 	 101 648 	5 266,1 	51,8 

zusammen 	 473 789 6 885,7 14,5 

darunter: 

Staatswald 1 ) 	 875 2 219,3 2 827,1 

Körperschaftswald 2) 	. 	 11 072 1 743,6 157,5 

Privatwald3) 	 461 842 2 922,8 6,3 

Kleinstwaldflächen4) . . — 442,3 — 

Waldfläche 
insgesamt5) 	 — 7 328,0 — 

19846) 

Landwirtschaftliche 
Betriebe 	 368 637 	1 622,7 	4,4 

Forstbetriebe 	 103 131 	5 263,0 	51,0 

zusammen 	 471 768 6 885,7 14,6 

1)Bund und Länder 
2)Bezirke, Kreise, Gemeinden und deren Verbände sowie Kirchen, 
kirchliche Anstalten u. a. 

3)natürliche und juristische Personen des privaten Rechts; darunter 
89 701 private Forstbetriebe ab 1 ha WF und mehr 

4) außerhalb der erfaßten Betriebe, weitgehend Privatwald 
5)Ergebnis der Flächenerhebung 1981 
6)vorläufig 

Die größeren Betriebe mit Wald (1 000 ha Fläche 
und mehr) vereinigen nahezu die Hälfte (47,7 %) der 
gesamten Waldfläche der Betriebe ab 1 ha auf sich. 
Die zahlreichen kleineren Betriebe mit Wald zwi-
schen 1 und 50 ha Waldfläche stellen dagegen nur 
einen Anteil von 25,2% (MB Tabelle 90). Die Körper-
schaftswaldbetriebe mit 500 und mehr ha Waldflä-
che haben seit 1977 vor allem durch den Zusam-
menschluß von Gemeinden zu Großgemeinden ei-
nen Zugang zu verzeichnen. Dagegen hat sich bei 
allen Besitzarten ein deutlicher Rückgang der Zahl 
der kleineren Betriebe mit Wald vollzogen. Die Zahl 
der Forstbetriebe allerdings hat zu Lasten der land-
wirtschaftlichen Betriebe mit Wald zugenommen. 
Diese Entwicklung deutet darauf hin, daß landwirt-
schaftliche Betriebe vielfach unter Zurückbehal-
tung der Waldflächen aufgegeben und somit zu klei-
nen Forstbetrieben umgewandelt werden. Der Ein-
beziehung der Waldflächen dieser Betriebe in forst-
wirtschaftliche Zusammenschlüsse wird auch wei-
terhin größere Bedeutung zukommen. 

Arbeitskräfte 

85. Im Forstwirtschaftsjahr 1982/83 waren in den 
Staatsforstbetrieben sowie in Körperschafts- und 
Privatforstbetrieben mit mehr als 50 ha Waldfläche 
90 300 Arbeitskräfte beschäftigt. Gegenüber 1979/80 
ist die Zahl der Beschäftigten in der Forstwirtschaft 
um rd. 11 % zurückgegangen. Von den Beschäftigten 
waren 59 000 betriebseigene Lohnarbeitskräfte 
(einschl. Familienarbeitskräfte), 18 100 betriebs-
fremde Arbeitskräfte und 13 200 Beamte und Ange-
stellte. 

In den Privatforstbetrieben ging die Zahl der 
Stammarbeiter um 30 % zurück. Die Zahl der zeit-
weise beschäftigten Arbeitskräfte nahm hingegen 
zu. In den Betrieben des Körperschaftswaldes ist 
bei beiden Beschäftigungsgruppen ein Rückgang zu 
verzeichnen. In den Staatsforstbetrieben hat nur 
die Zahl der betriebseigenen Lohnarbeitskräfte ab-
genommen ( –12 %); dem steht aber eine zuneh-
mende Inanspruchnahme privater Lohnunterneh-
men gegenüber. Je nach Besitzart versuchen die 
Forstbetriebe die steigenden Lohnkosten durch den 
verstärkten Einsatz entweder von zeitweise be-
schäftigten betriebseigenen Lohnarbeitskräften 
oder von Arbeitskräften privater Lohnunterneh-
men teilweise aufzufangen. 

1.2 Waldschäden 

86. Die neuartigen Waldschäden sind auch weiter-
hin das gravierendste Problem der deutschen Forst-
wirtschaft. Auch 1984 wurde, wie in den Vorjahren, 
eine bundesweite Waldschadenserhebung durchge-
führt. Durch eine zwischen dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und den 
Forstverwaltungen der Länder getroffene Vereinba-
rung konnte das Verfahren der Waldschadenserhe-
bung und damit die Aussagefähigkeit der Daten 
weiter verbessert werden. Alle Länder wendeten 
1984 ein einheitliches Stichprobenverfahren an. 

Die Waldschadenserhebung 1984 zeigt, daß — trotz 
günstigen Witterungsverlaufs seit Herbst 1983 — 
sowohl der Umfang der Schäden als auch ihre 
Schwere erheblich zugenommen haben. Nach den 
vorliegenden Ergebnissen sind rd. 3,7 Mio. ha und 
damit 50 % der gesamten Waldfläche sichtbar ge-
schädigt. Gegenüber dem Vorjahr mit einer Schad-
fläche von 2,5 Mio. ha (34 % der Waldfläche) bedeu-
tet dies eine erhebliche Zunahme, auch wenn die 
methodischen Verbesserungen bei der Schadenser-
fassung berücksichtigt werden (Übersicht 34). Ob-
wohl der überwiegende Teil der Waldfläche (33 %) 
nur schwach geschädigt ist (Übersicht 35), wird ein 
deutlicher Zuwachs der Schadfläche in höheren 
Schadstufen erkennbar. Die mittelstarken Schäden 
haben von 9 auf 16 % der Waldfläche zugenommen. 
Der Anteil der stark geschädigten und abgestorbe-
nen Bäume hat sich von 1,0 auf 1,5 % der Waldfläche 
erhöht und damit rd. 111 000 ha erreicht. 

Die Schäden haben bei allen Baumarten zugenom-
men, besonders stark bei Buche und Eiche (Über-
sicht 34). Die Schadfläche bei Buchen hat sich na-
hezu verdoppelt, bei Eichen verdreifacht. Ferner 
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Übersicht 34 

Waldschäden 1983 und 1984 
nach Baumarten 

1983') 	I 	1984 	I 	1983') 	I 	1984 

Baumart Schadfläche 

Mio. ha in % der Baumartenfläche 

Fichte 	 1,195 1,477 41 51 

Kiefer 	 0,641 0,866 44 59 

Tanne 	 0,135 0,152  75 87 

Buche 	 0,326 0,631 26 50 

Eiche 	 0,090 0,269 15 43 

Sonstige 
Baumarten 	 0,161 0,303 17 31 

insgesamt 	 2,549 3,698 34 50 

1) ohne Stadtstaaten 

zeigt sich, daß die Unterschiede im Grad der Schä-
digung zwischen den verschiedenen Baumarten ge-
ringer geworden sind. Am weitesten fortgeschritten 
sind die Schäden bei der Tanne. Ihr Bestand ist 
ernsthaft bedroht. Auf Fichte und Kiefer, die in der 
Bundesrepublik Deutschland am weitesten verbrei-
teten Baumarten, entfällt die größte Schadensflä-
che. Bemerkenswert ist, daß bei allen Baumarten 
der Schwerpunkt der Schäden in den über 60jähri-
gen Beständen liegt. Dies kann auf Dauer zu einer 
empfindlichen Störung auch der Altersstruktur des 
Waldes führen. 

Eine regionale Aufgliederung der Waldschäden ver-
deutlicht, daß der Anteil der geschädigten Waldflä-
che in den norddeutschen Ländern geringer ist als 
in den wald- und mittelgebirgsreichen süddeut-
schen Ländern (MB Tabelle 92). Auf Baden-Würt-
temberg und Bayern, die mit 66 bzw. 57 % Schadflä-
chenanteil am stärksten betroffen sind, entfallen 
61 % der insgesamt geschädigten Waldfläche des 
Bundesgebietes. Rheinland-Pfalz, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen nehmen mit 42% Schadflä- 

Übersicht 35 

Waldschäden 1984 nach Schadstufen 

Schadstufe Mio. ha in % der 
Waldfläche 

in %der 
Schadfläche 
insgesamt 

1 (schwach 
geschädigt) 	 2,424 32,9 65,5 

2 (mittelstark 
geschädigt) 	 1,163 15,8 31,5 

3 + 4 (stark geschä- 
digt und abge- 
storben) 	 0,111 1,5 3,0 

insgesamt 	 3,698 50,2 100 

Waldfläche insgesamt) 7,370 100 — 

1) Waldfläche aus Statistiken der Forstverwaltungen ermittelt, stimmt 
mit den Ergebnissen der Flächenerhebung von 1981 nicht voll 
überein. 

chenanteil eine mittlere Stellung ein. Geringere 
Schäden verzeichnen die Länder Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Saarland. 

Geographische Schwerpunkte der Schäden bilden 
in Norddeutschland Harz, Westfälische Bucht und 
Niedersächsischer Küstenraum. In Süddeutschland 
reicht das Hauptschadgebiet — von Pfälzer Wald 
und Bayerischen Alpen abgesehen — als nahezu 
geschlossenes Band vom Schwarzwald über Schwä-
bische Alb, Neckarland und Fränkischen Keuper 
bis hin zu Frankenwald, Fichtelgebirge und Ober-
pfälzer Wald. 

87. Der Trend zu einer Ausweitung der Schadflä-
chen ist noch nicht gebrochen. Da nun auch die 
Laubbäume verstärkt Schäden aufweisen, werden 
die Bemühungen der Waldbesitzer um den Anbau 
standortgerechter Mischwälder zunehmend er-
schwert. Buche und Eiche stellen besonders wert-
volle Mischbaumarten dar, die erheblich zur Stabili-
sierung des Ökosystems Wald beitragen. Sie sind 
durch keine andere Baumart zu ersetzen. 

Mit der Zunahme der Schäden geht auch eine 
strukturelle Schwächung des Waldes einher. Diese 
vollzieht sich vor allem durch die verstärkte Aus-
lichtung von Waldrändern und die Schädigung ins-
besondere der kräftigen hohen Bäume, die aus dem 
Bestand herausragen. Außerdem beeinflussen die 
Waldschäden die Entwicklung der Altersstruktur 
des Waldes in erheblichem Maße. Störungen in der 
Altersstruktur der Wälder wirken sich nachhaltig 
auf die Nutzungsmöglichkeiten künftiger Genera-
tionen aus. Als Folge der strukturellen Schwächung 
der Waldbestände ist mit einer erhöhten Gefähr-
dung des Waldes gegenüber Witterungseinflüssen, 
besonders Sturm, zu rechnen. 

88. Die erstmalige Erfassung von Schäden infolge 
Insekten- und Pilzbefall im Rahmen der Waldscha-
denserhebung 1984 zeigte, daß der Borkenkäferbe-
fall nur eine sehr geringe Rolle spielte. Bei den son-
stigen Insekten und Pilzen konnten keine wesentli-
chen Unterschiede in der Befallintensität zwischen 
den äußerlich gesund erscheinenden Bäumen und 
den Bäumen mit leichten bis mittleren Schäden 
festgestellt werden. 

89. Der Forstschutz gegen Insekten konzentrierte 
sich auch 1984 auf die Bekämpfung des Borkenkä-
fers. Die aufgrund der Populationsdichte und der 
Schwächung der Wälder durch die neuartigen Wald-
schäden erwartete sprunghafte Massenvermehrung 
von Borkenkäfern ist jedoch weitgehend ausgeblie-
ben. Der Neubefall stehender Bestände war wegen 
der günstigen Witterungsverhältnisse mit starken 
Temperaturschwankungen und reichlichen Nieder-
schlägen sowie der intensiven Vorbeugemaßnah-
men der Forstbetriebe im Rahmen des integrierten 
Forstschutzes gering. Insbesondere die Entfernung 
bruttauglichen Materials („saubere Waldwirt-
schaft") und die großflächige Anwendung biotechni-
scher Verfahren (Lockstoffallen) zur Überwachung 
und Bekämpfung haben entscheidend dazu beige-
tragen, den Käferbestand und den Befall zu sen-
ken. 
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In den Buchenbeständen — vor allem Hessens — 
vermehrte sich der Buchenprachtkäfer stark. Hinzu 
kommt als Dauerschädling der Buchen-Springrüss-
ler sowie der erstmals stärker aufgetretene 
Buchen-Bockkäfer. 

Eine Forleulen-Kalamität auf rd. 500 ha in den Kie-
fernrevieren Südhessens wurde unter Einsatz von 
Hubschraubern bekämpft. Als weiterer Groß-
schmetterling trat die Nonne in den Kiefernbestän-
den im nordöstlichen Niedersachsen wieder ver-
stärkt auf. 

Die Fichtengespinstblattwespe ist in den süddeut-
schen Befallsgebieten (u. a. Bayern) weiter zurück-
gegangen; örtliche Schäden wurden jedoch noch im 
Südosten von Schleswig-Holstein festgestellt. Der 
Befall mit Eichenwickler, großem braunen Rüssel-
käfer, Läusen und anderen Schadinsekten hielt sich 
trotz örtlich größerer Schäden insgesamt in Gren-
zen. 

Bei den Pilzkrankheiten war eine deutliche Zu-
nahme vor allem an Nadeln und Blättern festzustel-
len. Im Vordergrund stand hier nach wie vor die 
Kiefernschütte. 

Im Vergleich zu 1982 war 1983 die Zahl der Wald-
brände weitgehend witterungsbedingt geringer. 
Trotz der verminderten Schadensfläche von 592 ha 
(1982: 751 ha) erhöhten sich die gesamten Wald-
brandschäden auf rd. 4,6 Mio. DM (1982: 3,7 Mio. 
DM). 

1.3 Gesamtrechnung 

90. Im Forstwirtschaftsjahr 1983 betrug der Roh-
holzeinschlag 26,063 Mio. m3  (1982: 29,001 Mio. m 3 ; 
MB Tabelle 93). Dieses Ergebnis entspricht rd. 99 % 
der Einschlagsplanung für das Forstwirtschaftsjahr 
1983, die aufgrund der Schneebruchschäden 1982 
und deren Auswirkungen auf den Holzmarkt erheb-
lich reduziert worden war. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hatte we-
gen der Auswirkungen der Schneebruchschäden 
von 1982 das Forstschäden-Ausgleichsgesetz ange-
wendet und den ordentlichen Holzeinschlag bei den 
Holzartengruppen Fichte und Kiefer beschränkt. 
Somit konnten der erhebliche Anfall von Kalami-
tätshölzern ausgeglichen und weitere Absatz-
schwierigkeiten vermieden werden. Bei der Fichte 
überstieg der Gesamteinschlag einschließlich Kala-
mitätsnutzungen das Einschlagssoll lediglich um 
6%. Bei der Kiefer belief sich der Gesamteinschlag 
einschließlich Kalamitätsnutzung dagegen auf nur 
91 % des Einschlagssolls. 

Vom Gesamteinschlag kommen rd. 36,5% aus dem 
Staatswald, 29,6% aus dem Körperschaftswald und 
33,9 % aus dem Privatwald. Der Nutzungsanteil des 
Privatwaldes liegt somit nach wie vor erheblich un-
ter seinem Flächenanteil, was vor allem auf Nut-
zungserschwernisse infolge der Kleinflächenstruk-
tur und auf die besonderen Wirtschaftsziele im Be-
reich des Kleinprivatwaldes zurückzuführen ist. Die 
Holzartengruppen haben folgenden Anteil am Ge

-

samteinschlag: Eiche 4,2 %, Buche 22,6 %, Fichte 
57,0% und Kiefer 16,2 %. 

Entgegen der Entwicklung in den vorangegangenen 
Forstwirtschaftsjahren hat sich erstmals wieder im 
Forstwirtschaftsjahr 1983 bei allen Holzartengrup-
pen der Stammholzanteil zu Lasten des Industrie-
holzanteils erhöht. Er betrug 57 % (1982: 52 %). Die 
Ursache für diese Anteilsverschiebung dürfte in 
den geringen Preisen für Industrieholz infolge des 
schneebruchbedingten Schwachholzüberangebots 
aus dem Jahre 1982 liegen (MB Tabelle 93). 

91. Der Index der Erzeugerpreise (ohne MWSt) 
für Rohholz insgesamt aus dem Staatswald zeigte 
im Forstwirtschaftsjahr 1984 gegenüber dem Vor-
jahr mit einer Zunahme von 1,2 % wieder eine leicht 
positive Tendenz. Für Stammholz stiegen im Forst-
wirtschaftsjahr 1984 die Preise um 1,6 %. Für Indu-
strieholz insgesamt war die Preisentwickung mit 
– 2,2 % immer noch rückläufig (MB Tabelle 91). 

Der Produktionswert der Forstwirtschaft ging 1983 
aufgrund des verminderten Einschlags bei leichten 
Erlöspreisverbesserungen um 6,3 % auf 2,83 
Mrd. DM zurück. Die Vorleistungen verringerten 
sich nur wenig, so daß die Nettowertschöpfung 
deutlich unter dem Ergebnis von 1982 blieb (MB 
Tabelle 94). Im Forstwirtschaftsjahr 1984 lag der 
Rohholzeinschlag wieder über dem Vorjahresni-
veau. Die Preise dürften ebenfalls, wenn auch nur 
leicht, gestiegen sein. Aus dieser Entwicklung wird 
ein Produktionswert von 3,18 Mrd. DM geschätzt, 
12,5 % mehr als im Vorjahr. Aufgrund des höheren 
Einschlags nahmen auch die Vorleistungen zu. Ob-
wohl die Nettowertschöpfung angestiegen sein 
dürfte, liegt sie weiter unter dem Anfang der achtzi-
ger Jahre erreichten Niveau. 

1.4 Betriebsergebnisse 

Betriebsergebnisse des Forstwirtschaftsjahres 1983 

92. Für die Darstellung der Betriebsergebnisse 
von Forstbetrieben mit 200 ha Waldfläche und mehr 
wurden für 1983 die Angaben von 118 Körper-
schafts- und 84 Privatwaldbetrieben ausgewertet. 
Die Ergebnisse sind auf die Gesamtheit der Forst-
betriebe dieser Größenkategorie hochgerechnet 
und ermöglichen den Vergleich mit den in der 
gleichen Weise ermittelten Ergebnissen aus den 
Vorjahren. Für den Staatswald standen aus den 
meisten Bundesländern Ergebnisse aus einer Total-
erhebung zur Verfügung. 

Die Ertragslage der Forstbetriebe wird zunächst 
anhand einschlagsbezogener Erfolgsgrößen darge-
stellt (MB Tabelle 98), da die aktuelle Ertragslage 
maßgeblich von der Höhe des Einschlags bestimmt 
wird. Für die Abbildung der aus einer nachhaltig 
erzielbaren Holznutzung resultierenden Ertrags-
lage sind daneben aber auch die auf den Hiebsatz, 
der durch forstwirtschaftliche Gutachten ermittelt 
wird, bezogenen Betriebsergebnisse wichtig und 
Gegenstand der Darstellung (MB Tabelle 96). 



Deutscher Bundestag -10. Wahlperiode 	Drucksache 10/2850 

93. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die am 
Reinertrag je ha Holzbodenfläche gemessene Er-
tragslage in den Körperschaftswaldbetrieben er-
neut verschlechtert. Obwohl die Erträge je m 3  Holz-
einschlag von 109 auf 112 DM anstiegen und der 
Betriebsaufwand nahezu konstant blieb, verrin-
gerte sich der Betriebsertrag in den Körperschafts

-

waldbetrieben um 5,7 % und das Betriebseinkom-
men um fast 8% (Übersicht 36). Diese Entwicklung 
ist auf den Rückgang des Einschlags von 5,8 auf 
5,3 m3  je ha Holzbodenfläche zurückzuführen, der 
damit sogar den durchschnittlichen Hiebsatz dieser 
Betriebe (5,5 m3  je ha Holzbodenfläche) unter-
schritt. 

Übersicht 36 

Betriebsergebnisse der Testbetriebe') 
des Körperschafts- und Privatwaldes 

Gliederung 

DM/ha Holzbodenfläche Veränderung 
in 1983 gegen 
in Vorjahr1) 

in % 1980 1981  1982 1983 

Körperschaftswald2)  
Betriebsertrag 	 758 776 705 665 — 	5,7 

Betriebsaufwand . . 549 543 552 550 — 	0,4 

Betriebseinkommen 541 558 483 445 — 	7,9 

Reinertrag) 	 209 233 153 114 — 25,5 

Privatwald 
Betriebsertrag 	 761 742 641 671 + 	4,7 

Betriebsaufwand . . 543 554 573 566 - 	1,2 

Betriebseinkommen 521 495 392 434 + /0,7 

Reinertrag) 	 218 188 68 105 + 54,4 

1)Betriebe ab 200 ha Waldfläche, Kennzahlen auf den Einschlag 
bezogen 

2)Ein Teil der forstwirtschaftlichen Personal- und Sachkosten wird 
nicht im forstwirtschaftlichen Haushalt der Gemeinden erfaßt. 

3)Differenzen durch Rundungen auf ganze DM 

Die Aufwendungen beim Einschlag, Holzrücken 
und Holztransport gingen infolge der Einschlagsre-
duzierung deutlich zurück. Dagegen nahmen an-
dere Aufwandspositionen (z. B. Waldpflege und 
Forstschutz) zu. Dies führte wieder zu einem na-
hezu gleichbleibenden Gesamtaufwand. 

94. Nach dem außergewöhnlich starken Ertrags-
einbruch im Vorjahr war 1983 in den Privatwald

-

betrieben eine positive Ertragsentwicklung zu ver-
zeichnen. Im Jahre 1983 wurde ein Reinertrag in 
Höhe von 105 DM je ha Holzbodenfläche erwirt-
schaftet. Bei längerfristiger Betrachtung zeigt sich 
jedoch auch in dieser Gruppe der Testbetriebe ein 
Rückgang der Reinerträge. 

Der Einschlag der Privatwaldbetriebe war auch 
1983 weiter rückläufig. Er betrug nur noch 5,1. m 3  je 
ha Holzbodenfläche, liegt damit "aber noch immer 
deutlich über der nachhaltig nutzbaren Holzmenge 
(Hiebsatz) in diesen Betrieben (4,5 m 3  je ha Holzbo-
denfläche). Die Erträge je m3  Holzeinschlag haben 
sich auch im Privatwald erhöht; sie stiegen um 4,6% 
von 109 auf 114 DM. 

Der Betriebsaufwand ging gegenüber dem Vorjahr 
leicht zurück; bei mehrjähriger Betrachtung ist 
aber auch bei den Privatwaldbetrieben eine Zu-
nahme der Aufwendungen erkennbar. 

95. Aufgrund der sich tendenziell weiter ver-
schlechternden Ertragslage in den Forstbetrieben 
verringerten sich auch 1983 wieder die Investitio-
nen. Im Durchschnitt je ha Holzbodenfläche war 
nur noch ein Anlagenzugang von 20 DM festzustel-
len. Die Differenzierung der Betriebe nach ihrer 
Größe (in ha HB) läßt erkennen, daß 1983 die Be-
triebe mittlerer Größe (500 bis 1 000 ha HB) wieder 
das beste Ergebnis erzielen konnten. Ein Vergleich 
der Betriebe nach Baumarten zeigt nach wie vor die 
Überlegenheit der Fichte vor anderen Baumarten. 
Wie in den Vorjahren wird mit zunehmendem Ein-
schlag und auch mit höherem Hiebsatz ein besseres 
Betriebsergebnis erzielt (MB Tabelle 96). 	 

96. Für den Staatswald läßt sich aufgrund fehlen-
der Angaben aus einigen Bundesländern nur ein 
vorläufiges Betriebsergebnis feststellen. 

Für 1983 ist danach ein negativer Reinertrag von 
51 DM je ha HB (bezogen auf den Einschlag) erwirt-
schaftet worden (Übersicht 37, MB Tabelle 95). Da-
mit konnte gegenüber der ungünstigen Ertragslage 
des Vorjahres nur eine geringfügige Verbesserung 
erreicht werden. Bei leicht rückläufigem Einschlag 
blieb der Betriebsertrag je ha HB nahezu auf Vor

-

jahresniveau. Die Aufwendungen für Einschlag, 
Holzrücken und Holztransport gingen leicht zurück, 
während die für Waldpflege, Forstschutz und Ver-
waltung zunahmen. 

Übersicht 37 

Betriebsergebnisse der Forstbetriebe 
des Staatswaldes 

Gliederung 
DM/ha Holzbodenfläche 

1979 	1980 		1981 	1982 	I  19831) 

bezogen auf Einschlag 

Betriebsertrag . . 574 663 668 584 583 

Betriebsaufwand 582 627 633 641 633 

Betriebs- 
einkommen 	 405 482 484 399 408 

Reinertrag 	 — 8 + 36 + 35 —57 —51 

1) vorläufig 

Vorschätzung für das Forstwirtschaftsjahr 1984 

97. Zur voraussichtlichen Ertragsentwicklung in 
den Forstbetrieben kann erstmals auf Sachverstän-
digenschätzungen aus verschiedenen  Bundeslän

-

dern zurückgegriffen werden. Nach diesen Angaben 
ist für das Forstwirtschaftsjahr 1984 mit einer Zu-
nahme des Holzeinschlages zu rechnen. Da außer-
dem die Rohholzpreise leicht angestiegen sind, wer-
den die Forstbetriebe mit einem merklichen An-
stieg des Betriebsertrages rechnen können. 

Bedingt durch allgemeine Preis- und Lohnsteige

-

rungen und durch einen höheren Personaleinsatz 
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werden aber auch die Aufwendungen zunehmen 
und die zu erwartenden Ertragssteigerungen 
schmälern. Insgesamt ist damit zu rechnen, daß 
sich nach den geringen Reinerträgen des Forstwirt-
schaftsjahres 1983 eine leichte Besserung der  Er-
tragslage einstellt. 

1.5 Situation der Arbeitnehmer In der Forstwirtschaft 

98. Der durchschnittliche Bruttolohn je Arbeits-
stunde (Übersicht 38) eines Forstarbeiters (ohne 
Werkzeuggeld und Lohnfortzahlung) belief sich 
1982/83 im Staatswald auf 13,56 DM, im Körper-
schaftswald auf 13,51 DM und im Privatwald auf 
13,21 DM. Für 1984 liegen bislang noch keine An-
gaben vor. Da sich infolge der Tarifabschlüsse 
die  Ecklöhne der Forstarbeiter zwischen -3,7 und 
5,0 % erhöht haben, werden die Bruttolohnanhebun

-

gen ebenfalls in diesem Rahmen liegen. 

Übersicht 38 

Löhne in der Forstwirtschaft 

Gliederung 1981/82 	1982/83 	1983/84 

Ecklöhne in DM/Tarifstunde 

Staatswald . . 10,32 10,62 11,02 

Privatwald . . 9,99 -10,23 10,23 -10,60 10,79 -11,00 

Durchschnittliche Stundenlöhne in DM 

Staatswald . . 13,63') 13,561 ) 	 -2) 

Körper- 
schaftswald . 12,93 13,51 2) 

Privatwald . . 12,68 13,21 -2) 

1) vorläufig 	2) Ergebnisse liegen noch nicht vor 

2 Holzwirtschaft 

2.1 Struktur 

99. Die Zahl der holzwirtschaftlichen Betriebe 
nahm auch 1983 weiter ab. Sie verringerte sich um 
1,1 % auf 63 304. Auch die Zahl der Beschäftigten 
war wiederum rückläufig, nämlich um 2,8 % auf 
677 056. Die Abnahme war am stärksten bei den 
Herstellern von Halbwaren ( -10,8 %) und bei der 
holzverarbeitenden Industrie ( -4,9 %), am gering-
sten beim Holzhandwerk (-1,1 %). 

2.2 Außenhandel 

100. Die Verlagerung des Schwerpunktes im Au-
ßenhandel von Rohholz hin zu weiterverarbeiteten 
Produkten hat sich 1983 fortgesetzt. In Rohholz

-

äquivalenten war die mengenmäßige Zunahme der 
Einfuhren bei Halbwaren am größten. Der Selbst

-

versorgungsgrad für Holz und Holzwaren ging 1983 
auf 59,2 % zurück (Übersicht 39). 

Übersicht 39 

Bilanz für Holz und Waren auf der Basis Holz 
in Rohholzäquivalenten 

1982 	 1983 
Bilanzposten 

Mio. m3  

Erzeugung (Einschlag) 	 28,9 27,5 
Wiederverwendung von Altpapier 
(a. d. Inland) 	  9,9 10,3 

Einfuhr 		  43,8 48,5 

Bezüge aus der DDR 	  1,7 2,0 

Ausfuhr 	  23,4 24,5 

Lieferungen in die DDR 	 0,2 	. 0,2 

Bestandsveränderung 	 0,9 0,3 
Inlandsverwendung 	  61,6 63,9 

Selbstversorgungsgrad in % 

einschließlich Altpapier a. d. Inland . . 63,0 59,2 

Die Einfuhr bei Laubstammholz, Grubenholz, Laub-
schnittholz und bei Furnieren ist im 1. Halbjahr 
1984 gestiegen. Mit Ausnahme der Spanplatten nah-
men auch die Einfuhren der Holzwerkstoffplatten 
zu. 

Bei Stammholz, Faserholz und Schnittholz erhöh-
ten sich die Einfuhrpreise im 1. Halbjahr 1984. 

2.3 Produktion und Betriebsergebnisse 

101. Der Umsatz der Holzwirtschaft stieg 1983 ge-
genüber dem Vorjahr um 3,5 % auf 92,3 Mrd. DM 
(MB Tabelle 97). Zu dieser Entwicklung trugen vor 
allem die holzverarbeitende Industrie und das Holz-
handwerk bei. 

102. Im Bereich der Sägeindustrie erhöhte sich die 
Erzeugung von Schnittholz um 8 % auf 9,4 Mio. m 3, 
bei um 14 % gestiegenen Importen. Lediglich Nadel-
schnittholz wurde in größerem Umfang (+ 28 %) ex-
portiert (MB Tabelle 100). 

Während die von der inländischen Sägeindustrie er- 
zielten Preise für Nadelschnittholz im Jahre 1983 
um 4,2 % unter denen von, 1982 blieben, lagen die 
Einfuhrpreise etwa in Vorjahreshöhe. Die inländi-
schen Preise für Laubschnittholz veränderten sich 
kaum; die Stammholzpreise (Nadel- und Laubholz 
insgesamt) lagen um 5,3 % unter denen von 1982. 

Im 1. Halbjahr 1984 erhöhte sich die Schnittholzer-
zeugung gegenüber dem 1. Halbjahr 1983 um 8 %. 
Gleichzeitig stiegen die Einfuhren an Laubschnitt-
holz, während die Nadelschnittholzeinfuhren ge-
ringfügig zurückgingen. Der Export erhöhte sich 
sowohl bei Nadel- als auch bei Laubschnittholz 
merklich. 

103. Bei der Holzspanplattenindustrie, der um-
satzstärksten Gruppe der Holzwerkstoffindustrie, 
stieg die Produktion 1983 um 5,2 % auf 5,7 Mio. m3 
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und lag damit wieder auf dem Niveau von 1981. Bei 
nachgebenden Industrieholzpreisen war auch der 
Erzeugerpreisindex für Spanplatten 1983 rückläu-
fig, bei furnierten Spanplatten ausgeprägter als bei 
unfurnierten. Der bisher nahezu ausgewogene Au-
ßenhandelssaldo entwickelte sich wegen der star-
ken Zunahme der Importe 1983 zu einem beachtli-
chen Passivsaldo. Diese Entwicklung setzte sich al-
lerdings im 1. Halbjahr 1984 nicht fort: die Einfuhr 
ging zurück, der Export stieg und die inländische 
Erzeugung erhöhte sich weiter, wenn auch nur ge-
ringfügig. Insbesondere die Hersteller von Furnier-, 
Tischler- und Faserplatten konnten einen stärkeren 
Zuwachs verbuchen. 

Die holzverarbeitende Industrie erzielte 1983 mit 
einem Umsatz von rd. 27 Mrd. DM eine Steigerung 
gegenüber 1982 von rd. 4 %. Innerhalb dieser Bran-
che hatte die Möbelindustrie (Holzmöbel und Pol-
stermöbel) mit über 18 Mrd. DM wieder die höch-
sten Umsätze, wobei der Umsatzzuwachs bei Holz-
möbeln geringer ausfiel als bei Polstermöbeln. Die 
Impulse für diese Steigerung kamen im wesent-
lichen aus der Inlandsnachfrage, während der Um-
satz aus Exportgeschäften stagnierte ( + 0,1 %). Die 
Importe erhöhten sich dagegen um fast 10 %; die 

Importe aus den Staatshandelsländern erreichten 
einen Anteil von 11,4 %. Für 1984 werden hauptsäch-
lich Ausweitungen der Exportgeschäfte erwartet. 

104. Die Zellstoff- und Papierindustrie steigerte 
ihren Umsatz 1983 um 4 % auf rd. 13,4 Mrd. DM. Die 
höhere Produktion, vor allem bei Papier und Pappe, 
führte jedoch nicht zu einem entsprechend steigen-
den Rohholzeinsatz. Der Mehrbedarf an Faserstof-
fen wurde vorwiegend durch Industrierestholz und 
Altpapier gedeckt. Die Ausweitung der Produktion 
um rd. 5 % auf 8,7 Mio. t bei Papier und Pappe ist 
auf die gestiegene Nachfrage sowohl im Inland als 
auch im Ausland zurückzuführen. Für 1984 wird 
eine deutliche Umsatzsteigerung erwartet. 

105. Das Holzhandwerk erzielte 1983 eine Umsatz-
steigerung um 2,4 % auf 31,5 Mrd. DM. Die Zahl der 
Beschäftigten verringerte sich um 1,1 % auf 353 500 
und die der Betriebe um 0,9 % auf 55 975. 

106. Der Holzhandel steigerte 1983 seinen Umsatz 
um 5 % auf 11,3 Mrd. DM. Die Zahl der  Betriebe 
stagnierte, während die Zahl der Beschäftigten um 
0,2 % auf 27 200 zurückging. 

III. Fischwirtschaft 

107, In der Großen Hochseefischerei waren die 
Fangmöglichkeiten 1983 ungünstiger als im Vor-
jahr; der Umsatz hat zwei Drittel des Gesamtumsat-
zes der Seefischerei unterschritten (Übersicht 40). 
Wesentliche Gründe hierfür waren die nur teilweise 
Ausfischung der vereinbarten Kabeljauquote vor 
Kanada wegen der Verzögerungen bei der Lizenzer-
teilung sowie ungewöhnlich schlechte hydrographi- 

Übersicht 40 
Fanggewicht und Verkaufserlöse 

nach Fischereibetriebsarten 
(einschließlich Direktanlandungen im Ausland) 

Fanggewicht Verkaufserlöse 

zu/ab zu/ab 
Betriebsart 1983 gegen 1983 gegen 

1982 1982 

1 000t % Mio. 
DM 

Große Hochsee- 1 ) 
fischerei 	 161,7 — 11,6 217,0 — 11,3 

Kleine Hochsee- 
und Küsten- 
fischerei 	 122,8 + 18,6 123,2 — 	5,8 

insgesamt 	. . 284,5 — 	0,7 340,2 — 	9,4 

1) einschließlich Loggerfischerei 	Quelle: Statistisches Bundesamt 

sche und klimatische Bedingungen besonders im 
2. Halbjahr vor Ost-Grönland. Die Erzeugung ging 
um fast 12 % auf rd. 162 000 t (Fanggewicht) zurück. 
Der Rückgang war bei den Frischfischanlandungen, 
auf die noch knapp 20 % der Gesamterzeugung der 
Großen Hochseefischerei entfallen, relativ stärker 
als im Frostfischbereich. Der Frischfischfang wurde 
vor allem durch ungünstige Witterungsverhältnisse 
beeinträchtigt, die eine volle Ausschöpfung zuste-
hender Fangquoten nicht zuließen. Im Frostfisch-
bereich ist der Angebotsrückgang hauptsächlich 
auf die Verringerung der Fangkapazität zurückzu-
führen. 

Die Preisentwicklung war insgesamt uneinheitlich. 
Bei einer Reihe wichtiger traditioneller Frostfisch-
produkte mit hohem Veredlungsgrad waren merkli-
che Preissteigerungen zu verzeichnen, vor allem bei 
Rotbarschfilet um über 10 %. Bei anderen Erzeug-
nissen trat jedoch ein Preisrückgang ein. Neben 
dem Rückgang der Anlandemengen hat vor allem 
die ungünstiger gewordene Produktzusammenset-
zung zu einer Erlösminderung geführt. Mangels 
ausreichender Fangmöglichkeiten für hochwertige 
herkömmliche Fischarten mußten die Froster 
(Fang- und Fabrikschiffe) wieder stärker auf den 
Fang nicht-traditioneller Arten, vor allem Makrele 
und Alaska-Pollock, ausweichen. Bei diesen ohne-
hin nur in begrenzten Mengen . und zu unterdurch-
schnittlichen Preisen absetzbaren Arten mußten 
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ebenso wie bei Hering weitere Preisrückgänge hin-
genommen werden. 

Die Marktrücknahmen (unverkaufte Ware) in Höhe 
von rd. 5 000 t (einschl. der Kutterware) im Jahre 
1983 fielen etwas höher als im Vorjahr aus, doch 
hielten sie sich trotz der lang anhaltenden sommer-
lichen Witterung in Grenzen. E in kleinerer Teil des 
aus dem Markt genommenen Frischfischs konnte 
mit Hilfe der neu eingeführten Verarbeitungsprä-
mie dem menschlichen Konsum zugeführt werden. 
Eine Verringerung der Marktrücknahmen könnte 
durch eine bessere Koordinierung der Anlandun-
gen besonders von isländischen Rotbarschlieferun-
gen erreicht werden. In den ersten zehn Monaten 
1984 sind die Marktrücknahmen verglichen mit 
dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um 23 % 
zurückgegangen. 

Trotz der durchgreifend verbesserten rechtlichen 
Rahmenbedingungen (rechtzeitige Festlegung der 
Fangquoten im EG-Meer, Ausräumung der Schwie-
rigkeiten beim Fischereiabkommen mit Kanada) 
hatte die Hochseefischerei in den ersten elf Mona-
ten 1984 gegenüber dem entsprechenden Vorjahres-
zeitraum einen weiteren Rückgang der Frischfisch-
anlandungen von mehr als 38 % auf rd. 17 500 t zu 
verzeichnen; die erzielten Erlöse gingen um knapp 
32 % zurück. Allein im November 1984 betrugen die 
Fangmengen an Frischfisch nur noch 29 % der An-
landungen des entsprechenden Vorjahresmonats. 
Bei den Frostfischprodukten verringerten sich die 
Anlandemengen in den ersten zehn Monaten 1984 
um rd. 15 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Die 
Gründe für diese starken Rückgänge liegen in den 
überaus schlechten klimatischen und hydrographi-
schen Bedingungen in den Fanggebieten sowie in 
den fehlenden Ausweichmöglichkeiten der Hoch-
seefischerei als Folge der bestehenden Quotenrege-
lungen. 

108. Der Kapazitätsabbau der Hochseeflotte 
setzte sich 1983 mit dem Verkauf von drei Vollfro-
stern und einem Frischfischfänger fort (MB Tabelle 
102). Erstmals seit fünf Jahren war aber auch ein 
Zugang von zwei kleineren, für das nähere EG-
Meer konzipierten Trawler-Neubauten zu verzeich-
nen. Die unbefriedigenden Fang- und Ertragsver-
hältnisse führten im Laufe des Jahres 1984 dazu, 
daß vier ältere Frischfischfänger aus der Fahrt ge-
zogen wurden, für die größere Überholungen kaum 
noch wirtschaftlich gewesen wären. Außerdem wur-
den zwei moderne Froster der dritten Generation 
verkauft. Der Flottenbestand verringerte sich damit 
zum Jahresende 1984 auf zwölf Froster und neun 
Frischfischfänger. 

109. Der Betriebsverlust der Großen Hochseefi-
scherei ist 1983 — nach Berechnungen der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Treuarbeit AG, Hanno-
ver — mit 25 Mio. DM (ohne Berücksichtigung der 
öffentlichen Hilfen von rd. 11 Mio. DM) um rd. ein 
Viertel höher als im Vorjahr ausgefallen, nachdem 
die Verluste in den beiden letzten Jahren wesent-
lich zurückgegangen waren. Bezogen auf die ver-
kaufsfähige Menge lag die Kostenunterdeckung bei 
140 DM je t. Sie war bei Frischfisch etwa viermal so 

hoch wie bei Frostfisch. Wesentliche Ursache für 
dieses Ergebnis ist die Verschlechterung der Fang-
verhältnisse. Diese zwang zu verstärktem Auswei-
chen auf erlösungünstige Fischarten, bei denen zu-
dem ein Preisrückgang hingenommen werden muß-
te. Zugleich gingen die Fangleistungen der Frisch-
fischtrawler zurück. Diese Einbußen konnten durch 
Rationalisierungsmaßnahmen nicht aufgefangen 
werden. Da diese Entwicklung 1984 anhielt, muß für 
dieses Jahr mit einem eher noch ungünstigeren Er-
gebnis gerechnet werden. 

110. In der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei 
waren Ende 1983 651 Motorkutter mit insgesamt 
24 100 BRT registriert. Nach einem fast zehn Jahre 
andauernden Kapazitätsrückgang ist damit wieder 
eine leichte Erhöhung der Tonnage zu verzeichnen. 
Investitionen mit dem Ziel des Ersatzes überalter-
ter Fahrzeuge haben in jüngster Zeit wieder zuge-
nommen. 

Die Fangmöglichkeiten der Kutter- und Küstenfi-
scherei sind insgesamt ausreichend, doch bleibt ihr 
der Zugang zu wichtigen Fanggründen in der mitt-
leren und östlichen Ostsee weiterhin verwehrt. Bei 
der Befischung der vor Schweden und Norwegen 
eingeräumten Fangquoten haben sich zudem admi-
nistrative Schwierigkeiten ergeben. Die Anlandun-
gen erhöhten sich 1983 um knapp 20 % auf 123 000 t 
Fanggewicht (Übersicht 40). Die Kutterfischerei hat 
mit diesem Anlandeergebnis einen Anteil von rd. 
60 % an der Eigenversorgung des Inlandsmarktes 
mit Frischfisch erreicht. Wegen kürzerer Fahrzei-
ten zwischen Fangplätzen und Häfen sowie etwas 
höheren Erzeugerpreisen stiegen die Direktanlan-
dungen in Dänemark allerdings erneut auf rd. 
10 700 t an. In der Muschelfischerei fiel mit 40 000 t 
eine sehr gute Ernte an. Auf die leicht gestiegenen 
Frischfischanlandungen, die zu kaum veränderten 
Durchschnittspreisen abgesetzt wurden, entfielen 
rd. drei Viertel des Umsatzes, der insgesamt um 7 
zurückgegangen ist. Ausschlaggebend für diesen 
Rückgang waren Umsatzeinbußen bei hochwerti-
gen Speisekrabben von über 40 %, die auf die unge-
wöhnliche Dezimierung der Bestände im Watten-
meer durch starke Jungfischschwärme zurückzu-
führen sind. 

In den ersten neun Monaten 1984 sind die Anlan-
dungen in der Kleinen Hochsee- und Küstenfische-
rei — vorwiegend durch Steigerung der Muschelan-
landungen um nahezu 200 % — um rd. 28 % ange-
stiegen. Die durchschnittlichen Erzeugerpreise blie-
ben annähernd unverändert. Der Krabbenfang nor-
malisierte sich in den Herbstmonaten wieder, nach-
dem er im 1. Halbjahr fast zum Erliegen gekommen 
war. Die Verkaufsmengen in den ersten neun Mo-
naten 1984 erreichten allerdings nur etwa die Hälfte 
der Verkäufe des vergleichbaren Vorjahreszeit-
raums. 

111. Die Ertragslage der Betriebe der Kleinen 
Hochsee- und Küstenfischerei hat sich 1983 gegen-
über dem Vorjahr deutlich verschlechtert (Ober-
sicht 41). Im Durchschnitt aller Betriebe verringer-
ten sich die Gewinne um 28,7 % auf 46 126 DM je 
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Übersicht 41 

Gewinn der Betriebe der Kleinen Hochsee- 
und Küstenfischerei 

Frischfisch 
Jahr Krabben insgesamt 

Ostsee 		Nordsee 

DM je Unternehmen 

1978 67 094 106 710 55 931 72 895 

1979 66 943 87 286 22 979 50 495 

1980 59 150 123 688 35 517 62 773 

1981 68 007 129 168 41 245 69 604 

1982 67 120 93 494 54 147 64 730 

1983 68 105 70 185 17 584 46 126 

Veränderung in % gegen Vorjahr 

1981 + 15,0 + 	4,4 + 16,1 + 10,9 

1982 - 	1,3 - 27,6 + 31,3 - 	7,0 

1983 + 	1,5 - 24,9 - 67,5 - 28,7 

Unternehmen. Dabei zeigen sich allerdings zwi-
schen den einzelnen Gruppen der Fischereibetriebe 
deutliche Unterschiede bezüglich des Einkommens-
niveaus und der Entwicklung der Ertragslage (MB 
Tabellen 101 und 103). 

Die Frischfisch fangenden Betriebe der Ostsee er-
zielten mit 68 105 DM Gewinn je Unternehmen ein 
relativ gutes Ergebnis. Gegenüber dem Vorjahr be-
deutet dies eine Zunahme von 1,5 %. Zudem weisen 
die Ostseefischer bei längerfristiger Betrachtung 
im Vergleich zu anderen Betriebsgruppen eine rela-
tiv stabile Ertragslage auf. 

In den Frischfisch fangenden Betrieben der Nord-
see verminderten sich die Gewinne gegenüber dem 
Vorjahr um 24,9 %. Nach sehr ertragreichen Jahren 
1980 und 1981 gingen die Gewinne dieser Betriebe 
damit nahezu auf das Niveau der Gewinne der Ost-
seefischer zurück. Der Ertrag aus dem Warenver-
kauf hat sich in den Betrieben der Nordseefischerei 
erheblich verringert. Ursachen waren sowohl rück-
läufige Anlandungen als auch niedrigere Preise. 
Außerdem trugen die relativ hohen Aufwendungen 
zu dem ungewohnten Ergebnis bei. 

Den stärksten Einkommensrückgang hatten 1983 
die Krabbenfischer zu verzeichnen. Im Durch-
schnitt der Betriebe wurden nur 17 584 DM Gewinn 
erzielt. Das waren 67,5 % weniger als im guten Er-
tragsjahr 1982 und auch deutlich weniger als im 
längerfristigen Durchschnitt. Dieser außergewöhn-
lich starke Einkommenseinbruch bei den Krabben-
fischern ist auf den erheblichen Rückgang der 
Fangmengen als unmittelbare Folge der deutlich 
dezimierten Krabbenbestände zurückzuführen. Bei 
längerfristiger Betrachtung ist die Gruppe der 
Krabbenfischer durch ein relativ niedriges Einkom-
mensniveau und durch starke Einkommensschwan-
kungen von Jahr zu Jahr gekennzeichnet. 

In der Vergangenheit hat sich in der Gruppe der 
Frischfischfänger eine starke Abhängigkeit der Ge

-

winnhöhe je Unternehmen von der Schiffslänge 

(Fangkapazität) gezeigt. Im Berichtsjahr 1983 ist in 
dieser Gruppe jedoch eine gewisse Überlegenheit 
der kleineren Schiffe eingetreten. Während die 
Frischfisch fangenden Betriebe mit kleineren Schif-
fen (bis 22 m Schiffslänge) ihre Einkommen gegen-
über dem Vorjahr teilweise recht deutlich verbes-
sern konnten, erlitten die Betriebe mit den größe-
ren Schiffen beträchtliche Einkommensrückgänge. 
Es ist anzunehmen, daß die Betriebe mit den kleine-
ren Schiffen sich schneller auf veränderte Markt- 
und .Preisverhältnisse einstellen und ihr Fischange-
bot entsprechend anpassen konnten. 

112. In den ersten neun Monaten des Jahres 1984 
kam es im Vergleich zum entsprechenden Vorjah-
reszeitraum zu einem mengenmäßigen Anstieg der 
Fischanlandungen von über 20 %. Bei weitgehend 
stabilen Fischpreisen und nur relativ schwach ge-
stiegenen Betriebsmittelpreisen dürfte sich da-
durch die Ertragslage der Frischfischbetriebe der 
Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei im Jahre 
1984 gegenüber 1983 verbessern. Auch die Krabben-
betriebe können aufgrund zunehmender Fangmen-
gen für 1984 wieder mit einer deutlich besseren 
Ertragslage rechnen. 

113. Die nunmehr vorliegenden Ergebnisse der 
Binnenfischereierhebung 1981/82 weisen aus, daß 
knapp 10 000 Betriebe Binnenfischerei — überwie-
gend im Nebenerwerb — ausüben. Seit der letzten 
Erhebung vor zehn Jahren ist die Zahl der Betriebe 
damit um etwa 60 % angestiegen. Mehr als 90 % von 
ihnen betreiben Teichwirtschaft und Fischzucht. 
Die Zahl der Fluß- und Seenfischereibetriebe ist 
rückläufig. 

1983 wurden in der Binnenfischerei rd. 24 000 t 
Speisefisch im Wert von rd. 130 Mio. DM erzeugt. 
Zwei Drittel des Umsatzes entfielen auf die stetig 
wachsende Forellenzucht, die bereits knapp die 
Hälfte des inländischen Verbrauchs deckt. Die-hohe 
Karpfenerzeugung des Vorjahres wurde 1983, be-
günstigt durch die warme Witterung in den Som-
mermonaten, nochmals um etwa 15 % auf schät-
zungsweise 6 800 t gesteigert. Dies entspricht etwa 
70 % des Inlandkonsums. Die Einfuhren aus EG-
Mitgliedstaaten und aus Drittländern gingen im 
gleichen Ausmaß zurück. Die erhöhte Erzeugung 
wurde zu leicht rückläufigen Preisen abgesetzt. Die 
nur örtlich wirtschaftlich bedeutsame Fluß- und 
Seenfischerei, die ihre Fänge im wesentlichen un-
mittelbar an Endverbraucher absetzt, konnte bei 
insgesamt stabilen Preisen mit einem im Mehrjah-
resvergleich durchschnittlichen Ergebnis abschlie-
ßen. Allerdings hatte die Flußfischerei in dem trok-
kenen Sommer erneut unter der geringen Wasser-
führung und der damit verbundenen hohen Abwas-
serkonzentration zu leiden. Für das Wirtschaftsjahr 
1984/85 wurden die Referenzpreise bei Speisekarp-
fen insgesamt geringfügig erhöht. 

114. Für die Versorgung der Bevölkerung mit Er-
zeugnissen der See- und Binnenfischerei standen 
1983 aus Eigenproduktion und Einfuhren insgesamt 
rd. 728 000 t (Fanggewicht) zur Verfügung. Das wa-
ren 11 % mehr als 1982. Der Fischverbrauch je Kopf 
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der Bevölkerung belief sich auf 11,8 kg und war 
damit um 1,2 kg höher als 1982 (Übersicht 42). 

Die wichtigsten Fanggebiete der Seefischerei wa-
ren 1983 die Nordsee mit über 36 % (Zunahme um 
7 %) und Grönland mit mehr als 21 % (Abnahme um 
6 %) der Gesamtfangmengen, gefolgt von den west-
britischen Gewässern mit knapp 13 % und der Ost-
see mit knapp 12 %. Die Fangmengen haben 1983 
bei den wirtschaftlich bedeutenden Fischarten (Ka-
beljau, Rotbarsch, Seelachs und Hering) wieder ab-
genommen (55 % der Fischanlandungen gegenüber 
61 % im Vorjahr). Die Einfuhren erhöhten sich um 
6 % auf 689 000 t; die Ausfuhren gingen um 10 % auf 
252 000 t zurück. Der Selbstversorgungsgrad in der 
Bundesrepublik Deutschland ist 1983 von 45 % auf 
41 % zurückgegangen. 

Im Vorfeld der Nordseeschutz-Konferenz haben Fi-
schereiexperten und Wissenschaftler erklärt, daß 
die teilweise Verschmutzung der Nordsee bislang 
keine Auswirkungen auf die Qualität des in der 
Bundesrepublik Deutschland angelandeten Fisches 
gezeigt habe, da sich die Fanggebiete überwiegend 
in küstenfernen Regionen befinden. Zudem ge-
währleisten ständige Qualitätskontrollen, mit de-
nen rd. 5 % der in der Fischwirtschaft Beschäftigten 
beauftragt sind, daß nur einwandfreier Fisch in den 
Handel gelangt. 

Übersicht 42 

Versorgung der Bundesrepublik Deutschland mit 
Fisch und Fischereierzeugnissen aus der See- 

und Binnenfischerei 
-1 000 t Fanggewicht - 

Gliederung 1981 1982 1983 

1983 gegen 1982 in % 

Anlandungen 	 331,0 309,1 308,8 - 0,1 

darunter aus 
Seefischerei) 	 309,1 286,4 284,5 - 0,7 

Einfuhr2) 4 ) 	 643,0 648,4 689,2 +6,3 

Ausfuhr3) 4 ) 	 263,8 278,0 251,5 - 10,5 

Inlandsverwendung 710,2 679,5 746,5 +9,9 

davon Futter 	 42,2 27,6 18,7 - 32,2 

Nahrungs- 
verbrauch 	 668,0 651,9 727,8 + 11,6 

dgl. je Kopf in kg 10,8 10,6 11,8 + 11,3 

Selbstversorgungs- 
grad in% 	 47 45 41 -8,8 

1)Anlandungen deutscher Schiffe in deutschen und ausländischen 
Häfen 

2) einschließlich Anlandungen ausländischer Schiffe in deutschen 
Häfen 

3) einschließlich Anlandungen deutscher Schiffe in ausländischen 
Häfen 

4) ohne Fischmehl 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BEF, Verband der 
Deutschen Binnenfischer 

IV. Vor- und nachgelagerte Wirtschaftsbereiche 

115. Die Aufgabe der Erzeugung und des Absatzes 
eines qualitativ hochwertigen und vielseitigen Nah-
rungsmittelangebots kann von der Landwirtschaft 
nur in Zusammenarbeit mit vor- und nachgelager-
ten Wirtschaftsbereichen gelöst werden. Zum einen 
tritt die Landwirtschaft als wichtiger Käufer von 
Betriebsmitteln auf. Andererseits erreichen rd. 90 % 
der landwirtschaftlichen Verkäufe den Verbraucher 
erst nach einer Be- oder Verarbeitung durch die 
gewerbliche Ernährungswirtschaft. Auch unverar-
beitete Frischprodukte werden überwiegend nicht 
von den Landwirten selbst vermarktet. Einschließ-
lich der Landwirtschaft stellen die vor- und nachge-
lagerten Wirtschaftsbereiche mit einem Anteil von 
jeweils etwa 16 % an der Zahl der Erwerbstätigen 
und an der Bruttowertschöpfung einen volkswirt-
schaftlich wichtigen Faktor dar. 

In einigen der nachgelagerten Bereiche zeigen sich 
Konzentrationserscheinungen. Die Möglichkeiten 
der landwirtschaftlichen Erzeuger, diesen durch 
Zusammenfassung ihres Absatzes wirksam ent-
gegentreten zu können, sind jedoch begrenzt 
(vgl. Tz. 198). 

Vorgelagerte Wirtschaftsbereiche 

116. Die Ackerschlepper- und Landmaschinenin-
dustrie gehört zu den vorgelagerten Wirtschaftsbe-
reichen, in denen das Nachfrageverhalten der 
Landwirte deutliche Auswirkungen auf die Bran-
chenentwicklung hat. Mehr als die Hälfte der Pro-
duktion werden zwar ausgeführt, die Landwirt-
schaft ihrerseits kauft aber etwa 75 % des Gesamt-
bedarfs an Ackerschleppern und Landmaschinen 
von den inländischen Herstellern. Während die Um-
sätze 1983 nochmals ausgeweitet werden konnten, 
führte die nachlassende Investitionsbereitschaft in 
der Landwirtschaft 1984 zu einer deutlichen Ab-
schwächung des Inlandsgeschäfts. Im abgelaufenen 
Jahr ging die Zahl der Betriebe und der Beschäftig-
ten in geringerem Maße zurück als noch 1983 (Über-
sicht 43). 

Dagegen hat die Zahl der Betriebe des Landma-
schinenhandwerks im Berichtszeitraum weiter zu-
genommen; die Beschäftigtenzahl verringerte sich 
allerdings auch dort. Der Erlösanstieg im Jahre 
1983 ist vor allem auf die Handelstätigkeit mit 
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Übersicht 43 

Entwicklung der Ackerschlepper- und  
Landmaschinenwirtschaft 

Bereich Einheit 1983 
1983 		1984') 

gegen Vorjahr in % 

Industrie2)  

Betriebe 	 Zahl 239 — 4,0 — 0,1 

Beschäftigte 	 Zahl 48 161 — 4,3 — 0,5 

Umsatz 	 Mio. DM 8 329 + 7,7 — 6,3 

darunter Inland . Mio. DM 4 333 + 6,4 — 9,0 

Handwerk 

Betriebe 	 Zahl 4 7313) + 4,6 . 

Beschäftigte 	 Zahl 28 200 — 0,7 — 2,4 

Umsatz 	 Mio. DM 5 056 + 7,5 — 0,4 

1) Januar bis November (Handwerk: September) 
2) Betriebe von Unternehmen ab 20 Beschäftigte 	3) Jahresende 

neuen Maschinen und Geräten zurückzuführen. Die 
Umsätze unterschritten 1984 das Vorjahresniveau 
nicht so stark wie in der Industrie und beim spezi-
alisierten Großhandel. Dies dürfte in den verstärk-
ten Reparaturleistungen aufgrund der schwierigen 
Erntebergung begründet sein. 

Nach dem ungünstigen Vorjahresergebnis sind die 
Umsätze der Pflanzenschutzmittelindustrie auf 
dem Inlandsmarkt gestiegen. Die Absatzmengen er-
höhten sich ebenfalls, blieben aber unter dem 
Durchschnitt der letzten Jahre. Ursachen dieser 
Entwicklung waren u. a. der Verkauf von teueren 
Produkten mit spezifischer Wirkung und geringe-
ren Aufwandmengen pro Hektar sowie die witte-
rungsbedingt verbesserten Anwendungsmöglich-
keiten. Außerdem erfolgte die Umstellung auf neue 
quecksilberfreie Beizmittel, deren Einführungs-
preise wegen der beachtlichen Forschungskosten 
relativ hoch waren. 

Nach dem günstigen Geschäftsverlauf im Frühjahr 
und der anschließenden rückläufigen Entwicklung 
infolge der vielfach schwierigen Herbstbestellung  
dürften die Umsätze der Pflanzenschutzmittelin-
dustrie 1984 insgesamt etwa auf Vorjahresniveau 
liegen. 

 
Der starke Wettbewerb und die teilweise rückläu-
fige Nachfrage brachten den Düngemittelherstel-
lern im Wirtschaftsjahr 1983/84 Umsatzeinbußen. 
Daraufhin haben die inländischen Unternehmen 
Teilbereiche ihrer Produktion eingeschränkt oder 
Umstrukturierungen vorgenommen. Die Bemühun-
gen — vor allem bei Stickstoff —, durch Preissen-
kungen Marktanteile zurückzugewinnen, waren 
wenig erfolgreich. Bezogen auf den Reinnährstoff 
wurden vom Gesamtbezug der Landwirtschaft bei 
Stickstoff etwa 45 %, bei Phosphat über die Hälfte 
und bei Kali zwei Drittel aus der Inlandsproduktion 
gedeckt. Mit Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/85 
wurden die Preise durchweg angehoben. Es bleibt 
abzuwarten, inwieweit diese am Markt gegen die 
Importkonkurrenz durchgesetzt werden können. 

Im Jahre 1983 stiegen die Umsätze der Futtermit

-

telindustrie mengen- und preisbedingt um 6,2 % auf 
10,2 Mrd. DM. Hauptursache waren die Aufstok-
kung der Milchviehbestände und die witterungsbe-
dingt schlechte Grundfutterversorgung. Einschließ-
lich der Handelsbetriebe lag die gesamte Mischfut-
terproduktion mit 17,7 Mio. t um 2,9 % über dem 
Vorjahresniveau. Durch die starke Verteuerung der 
Substitute wurde Getreide wieder wettbewerbsfähi-
ger. Sein Anteil in den Futtermischungen erhöhte 
sich erstmals seit Jahren wieder. Die Einschrän-
kungen in der Rinderhaltung als Folge der agrarpo-
litischen Entscheidungen in diesem Bereich wirk-
ten sich auch auf den Umsatzverlauf von 1984 aus. 
Insbesondere in der zweiten Jahreshälfte war ein 
deutlicher Rückgang zu beobachten. 

117. Der Großhandel mit Getreide, Futter- und 
Düngemitteln sowie Lebendvieh ist sowohl einzel-
wirtschaftlich als auch genossenschaftlich organi-
siert. Nach neueren Erhebungen tätigte dieser Wirt-
schaftsbereich in seiner Gesamtheit sowohl ein 
Viertel der Warenbezüge als auch des Umsatzes di

-

rekt mit den landwirtschaftlichen Betrieben. In den 
einzelnen Fachsparten weichen die Anteile teil-
weise erheblich voneinander ab. Die Umsätze stie-
gen 1983 nominal um 7,5 %; selbst real konnten sie 
noch um 5,1 % ausgeweitet werden. Bei den land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen ist der Anstieg vor 
allem auf höhere Viehumsätze zurückzuführen. Im 
Jahre 1984 war ein wesentlich geringerer Zuwachs 
zu verzeichnen. Der seit mehreren Jahren andau-
ernde Beschäftigungsrückgang hat sich inzwischen 
abgeschwächt. Dabei werden vollbeschäftigte Ar-
beitskräfte vermehrt durch Teilzeitarbeitskräfte er-
setzt. 

Ländliche Genossenschaften . 

118. Von den Mitgliedern in den ländlichen Genos-
senschaften waren im Jahre 1983 nur noch 24 % 
(910 000) in der Landwirtschaft erwerbstätig. Dage-
gen nimmt die Zahl der Mitglieder in den vornehm-
lich nicht landwirtschaftlich orientierten Genossen-
schaftsbereichen weiter zu. Gegenüber 1982 ver-
ringerte sich die Zahl der in den Genossenschaften 
Beschäftigten geringfügig auf 146 000. 

Der Gesamtumsatz der Genossenschaften erhöhte 
sich 1983 auf 83,7 Mrd. DM; das bedeutet einen 
realen Zuwachs von 4,8 %. Die Landwirtschaft tä-
tigte 1983 mehr als die Hälfte ihrer Ein- und Ver-
käufe mit einem Umsatzvolumen von 47,4 Mrd. DM .  
über die Genossenschaften. Im Jahre 1984 sind die 
Gesamtumsätze leicht zurückgegangen. Bei nur ge-
ringen Preisveränderungen wurde das Vorjahresni-
veau auch real leicht unterschritten. 

Der Strukturanpassungsprozeß, dem sich aufgrund 
des Wettbewerbs auf den angrenzenden Wirt-
schaftsstufen auch die ländlichen Genossenschaf-
ten nicht entziehen konnten, hat sich im Berichts-
zeitraum zwar fortgesetzt, jedoch weiter verlang-
samt. Ende 1984 betrug die Zahl der Genossenschaf-
ten rd. 6 570, etwa 3 % weniger als vor Jahresfrist. 
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Ernährungsgewerbe 

119. Das Produzierende Ernährungsgewerbe (Er-
nährungsindustrie und Großunternehmen des Er-
nährungshandwerks) erzielte 1983 in etwa 30 Bran-
chen mit insgesamt 7 000 Betrieben und 448 000 Be-
schäftigten einen Umsatz von mehr als 153 Mrd. 
DM. Statistisch regelmäßig und detailliert erfaßt 
werden nur die größeren Unternehmen (Übersicht 
44). Während die Zahl der Betriebe gegenüber 1982 
nicht mehr so stark abnahm, setzte sich der Abbau 
des Personalbestandes unvermindert fort. 

Da die Nachfrage nach Lebensmitteln auf Einkom-
mensänderungen relativ unelastisch reagiert, wir-
ken sich konjunkturelle Schwankungen nur abge-
schwächt und mit Verzögerung auf das Produzie-
rende Ernährungsgewerbe aus. So war das Produk-
tionsergebnis 1983 leicht rückläufig, während sich 
die Gesamtindustrie bereits wieder in der Auf-
schwungphase befand (MB Tabelle 105). Der Um-
satzanstieg blieb unterhalb der Veränderungsrate 
von 1982. Da die Verkaufspreise in ähnlicher Grö-
ßenordnung angehoben wurden, erreichten die Um-
sätze real lediglich das Vorjahresniveau. Auf den 
Auslandsmärkten ließen sich die Umsätze nur we-
nig mehr als im Inland ausweiten, so daß sich die 
Exportquote, anders als in vergangenen Jahren, 
nicht weiter erhöhte. 

Im Jahre 1984 verlief die Entwicklung wieder etwas 
günstiger. Es wurden zwar in gleichem Umfang wie 
1983 Produktionsstätten geschlossen, der Rückgang 
der Beschäftigtenzahl verlangsamte sich jedoch 
deutlich. Die Produktion konnte wieder leicht aus-
gedehnt werden; die Umsätze nahmen real, unter 
Berücksichtigung der Preiserhöhungen, zu. In meh-
reren Zweigen wurden beim Exportgeschäft erheb-
liche Erfolge erzielt. 

Hohe Erzeugungskapazitäten, die mit Sättigungs-
tendenzen bei der Inlandsnachfrage zusammentref-
fen, steigender Kostendruck und anhaltender Ra-
tionalisierungszwang bei scharfem Wettbewerb ha-
ben dazu geführt, daß sich die Unternehmenskon- 

Übersicht 44 

Entwicklung im Produzierenden Ernährungsgewerbe s) 

Gliederung Einheit 1983 
1983 		19842) 
gegen Vorjahr in % 

Betriebe 	 Zahl 4 534 — 0,9 — 	1,1 . 

Beschäftigte 	 Zahl 433 638 — 3,7 — 	1,0 
Index 
Nettoproduktion 	. 1980 

= 100 100,3 — 1,2 + 	1,3 

Umsatz 	 Mio. DM 148 227 + 1,5 + 	3,3 
davon 
Inland 	 Mio. DM 135 590 + 1,5 + 2,4 

Ausland 	 Mio. DM 12 637 + 2,1 + 13,3 

Exportquote 	 % 8,5 . (9,3) 

1) Betriebe von Unternehmen ab 20 (z. T. 10) Beschäftigte 
2) Januar bis November 

zentration im Produzierenden Ernährungsgewerbe 
fortgesetzt hat, allerdings langsamer als im gesam-
ten  Verarbeitungsgewerbe. Die relative Umsatzkon

-

zentration ist bis auf wenige Branchen in den mei-
sten, mittelständisch strukturierten Zweigen aller-
dings nach wie vor als gering einzustufen (MB Ta-
belle 106). 

120. Im Ernährungshandwerk, zu dem auch die 
beim Produzierenden Gewerbe erfaßten Großunter-
nehmen zählen, verringerte sich 1983 die Zahl der 
Betriebe nicht mehr ganz so stark wie im Vorjahr 
(Obersicht 45). Nach dem Rückgang von 1982 waren 
wieder mehr Personen im Ernährungshandwerk 
beschäftigt. Die Leistung des Ernährungshand-
werks im Bereich der Ausbildung übertraf mit ei-
nem Anstieg der Zahl der Lehrstellen um 6 % - wie 
schon im Vorjahr — alle anderen Handwerksgrup-
pen. 

Übersicht 45 

Entwicklung des Ernährungshandwerks 

Gliederung Einheit 1983 
1983 		1984') 

gegen Vorjahr in % 

Betriebe 	 Zahl 68 0642) — 1,4 . 

Beschäftigte 	 Zahl 473 800 + 0,4 + 0,8 
darunter 

Auszubildende Zahl 63 510 + 6,0 . 

Umsatz 	 Mio. DM 52 277 — 0,7 + 0,4 
darunter 

Bäcker 	 Mio. DM 15 468 + 0,8 + 3,5 
Fleischer 	 Mio. DM  31 025 — 1,4 — 1,5 

1 ) Januar bis September 	2) Jahresende 

Bei den Umsätzen war gegenüber 1982 ein leichter 
Rückgang auf 52,3 Mrd. DM zu verzeichnen. Die 
Ursachen sind vor allem in der Kaufzurückhaltung 
der Konsumenten bei qualitativ hochwertigen Pro-
dukten, aber auch in dem zunehmenden Wettbe-
werb des Ernährungshandwerks mit den Großun-
ternehmen des Lebensmittelhandels zu suchen. Die 
Betriebe des Ernährungshandwerks versuchen 
durch die Betonung der Frische und Qualität ihrer 
Waren sowie durch fachspezifische Angebotsvielfalt 
und zusätzliche Leistungsangebote (z. B. Imbißek

-

ken, Party-Service), neue Absatzmöglichkeiten zu 
erschließen. 

Im Jahre 1984 war, vornehmlich durch die gestie-
gene Zahl der Auszubildenden, ein weiterer Zugang 
bei den Beschäftigten zu beobachten. Die Umsätze 
stiegen wieder an, wenn auch nur geringfügig. 

Die Ertragssituation der an Betriebsvergleichen 
teilnehmenden Handwerksunternehmen hatte sich 
1983 gegenüber 1982 bei den Fleischern deutlich, bei 
den Bäckern nach dem Rückgang in den Vorjahren 
jedoch nur leicht gebessert (MB Tabelle 107). 

121. Der Lebensmittelgroßhandel konnte 1983 
seine Umsätze gegenüber dem Vorjahr leicht erhö-
hen. Die Unternehmen bauten ihre Beschäftigten- 
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zahl in ähnlicher Größenordnung wie 1982 ab; wäh-
rend des Jahres 1984 setzte sich diese Entwicklung 
allerdings nur noch in abgeschwächter Form fort. 
Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die Umsätze 1984 
deutlicher an. Da die Preise ebenfalls anstiegen, er-
gaben sich nur geringe reale Zuwächse (MB Tabelle 
108). 

Der Strukturwandel von den kleinen und nicht or-
ganisierten Unternehmen hin zu den Großunter-
nehmen mit verstärkter Zentralisierung hat sich 
fortgesetzt. Durch inneres Wachstum, Angliederung 
und Fusion, aber auch Kooperation, entstehen im-
mer größere Handelsunternehmen, durch die die 
Konzentration auch auf der Großhandelsstufe be-
günstigt wird. Nach der Umsatzsteuerstatistik ent-
fiel 1982 auf 1,4 % der Steuerpflichtigen im Lebens-
mittelgroßhandel mit Jahresumsätzen von über 100 
Mio. DM bereits ein Umsatzanteil von 56,6 %. 

122. Nach dem Rückgang im Vorjahr stieg 1984 im 
Lebensmitteleinzelhandel die Beschäftigtenzahl 
wieder an. Dabei hat die Teilzeit- mehr als die Voll-
zeitbeschäftigung zugenommen. Im Durchschnitt 
des Lebensmitteleinzelhandels blieb 1983 die Um-
satzerhöhung hinter der des Vorjahres zurück. Eine 
leichte, jedoch zögernde Verbesserung war im 
Jahre 1984 zu beobachten, so daß auch real das 
Umsatzniveau von 1983 überschritten wurde. Die 
Entwicklung verlief für die einzelnen Unterneh-
mens- und Vertriebsformen sehr unterschiedlich. 
Die Großfilialunternehmen, die ganz bewußt auf die 
Erarbeitung von Kostenvorteilen und ihre Umset-
zung in Wettbewerbsvorteile mittels Niedrigpreis-
strategien gesetzt haben, weiteten ihren Absatz 
stärker aus als der Branchendurchschnitt. Ihnen 
kam bei geringen Einkommenssteigerungen das 
verstärkte Preisbewußtsein der Verbraucher entge-
gen. Die kleinen Lebensmittelgeschäfte haben da-
gegen weitere Marktanteile verloren (MB Tabelle 
108). 

Sowohl die an Betriebsvergleichen teilnehmenden 
Filial- als auch einzelwirtschaftlichen Betriebe wie

-

sen für 1983 überwiegend eine Verschlechterung 
der Gewinnsituation aus (MB Tabelle 107). 

Nach Angaben eines Forschungsinstituts verrin-
gerte sich — als Folge des intensiven Wettbe-
werbs — die Zahl der Geschäfte 1983 um 2 700, 
überwiegend kleine Unternehmen. Dabei ist die Ab-
nahmerate von rd. 3 % im Vergleich der letzten 
Jahre in etwa konstant geblieben. Die Zahl der zu 
den Großunternehmen mit modernen Filialsyste-
men gehörenden Geschäfte nahm dagegen noch zu. 
Das Bundeskartellamt hat im Oktober 1984 mit Ver-
tretern führender Unternehmen der Lebensmittel-
industrie und des Lebensmittelhandels verschie-
dene Aspekte der unbilligen Behinderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen durch systematische 
„Verkäufe unter Einstandspreis" von Unternehmen 
mit überlegener Marktmacht erörtert. Dabei hat 
der Lebensmittelhandel zugesagt, Verkäufe dieser 
Art zu unterlassen. Die Ernährungsindustrie hat 
sich verpflichtet, ihre Konditionensysteme insge-
samt zu vereinfachen und transparenter zu ma-
chen. 

123. Innerhalb des Gastgewerbes kommt dem 
Gaststättenbereich und den Kantinen für den Nah-
rungsmittel- und Getränkeabsatz große Bedeutung 
zu. Die Geschäftsentwicklung dieser Zweige hatte 
sich 1983 zwar leicht gebessert, war aber nach wie 
vor unbefriedigend. Es konnten wiederum keine re-
alen Umsatzsteigerungen erzielt werden. Auch für 
1984 zeichnete sich keine Tendenzänderung ab (MB 
Tabelle 108). Die Ausgaben der Verbraucher für Au-
ßer-Haus-Verpflegung steigen langsamer als noch 
in den siebziger Jahren. Allerdings wurde von den 
Unternehmen mit modernen Angebotsformen, d. h. 
geänderter Sortimentsgestaltung und Dienstlei-
stungen (z. B. Restaurantketten, Schnellimbiß), zu-
meist zum Nachteil der traditionellen Gastronomie-
betriebe noch Umsatzwachstum erzielt. Die Zahl 
der Beschäftigten steigt inzwischen wieder. Dies 
geht aber fast ausschließlich auf die vermehrte An-
stellung von Teilzeitbeschäftigten zurück. 
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Teil B 

Ziele und Programme der Agrar- und Ernährungspolitik 

I. Ziele 

124. Auch nach den notwendigen Beschlüssen der 
EG vom März 1984 zur Neuausrichtung der gemein-
samen Agrarpolitik hält der Druck auf wichtigen 
Agrarmärkten weiter an. Lösungen wurden zwar 
für Teilbereiche gefunden; es bleibt jedoch eine zen-
trale Aufgabe der EG-Agrarpolitik, Wege aus dem 
Dilemma steigender Produktion und stagnierender 
Nachfrage bei begrenzten staatlichen Interven-
tionsmöglichkeiten zu finden. 

Im Mittelpunkt steht dabei die Sicherung der land-
wirtschaftlichen Marktordnungen. Sie haben ent-
scheidende Bedeutung für die wirtschaftliche Exi-
stenz bäuerlicher Betriebe und für die Versorgung 
der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Pro-
dukten zu angemessenen Preisen. Der gemeinsame 
Agrarmarkt muß aber auch deshalb funktionsfähig 
und finanzierbar gehalten werden, weil er ein wich-
tiges Element der europäischen Integration ist. 

125. Ein nicht allein agrarpolitisches, sondern all-
gemein gesellschaftspolitisches Problem sind die 
zunehmenden Belastungen der Umwelt durch Luft-
schadstoffe. Besonders betroffen ist der Wald. Die 
Waldschäden haben weiter zugenommen. Damit 
der Wald weiterhin seine vielfältigen Funktionen 
für die Bevölkerung erfüllen kann, muß — auch 
über die nationalen Grenzen hinweg — die Luft 
sauberer werden. Dies ist zugleich ein zentraler 
Teilaspekt eines umfassenden Konzeptes zum 
Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen. 

126. Neben der Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen und der Ordnung der Agrarmärkte als 
derzeit herausragende Schwerpunkte der Agrarpo-
litik gibt es eine Vielzahl weiterer wichtiger Ziele 
und Aufgaben (vgl. Zielstruktur des BML im An-
hang). Nicht immer ergänzen sich diese Ziele. Zu-
weilen widersprechen sie sich sogar. Aufgabe der 
Agrarpolitik ist es, den Maßnahmeneinsatz so zu 
steuern, daß Zielkonflikte soweit wie möglich ver-
mindert und Wege gefunden werden, die von allen 
Beteiligten akzeptiert werden können. Dies geht 
meist nur über eine Vielzahl kleiner Schritte, die 
den Erfolg oftmals erst in größeren Zeitabständen 
sichtbar werden lassen. 

Die wesentlichen Ziele und Aufgaben der Agrar- 
und Ernährungspolitik leiten sich unter Berück-
sichtigung der allgemeinen Rahmenbedingungen 
vornehmlich aus dem Landwirtschaftsgesetz und 
dem EWG-Vertrag ab. Hauptziele sind unverändert 
folgende: 

— Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländli-
chen Raum sowie Teilnahme der in der Land-
und Forstwirtschaft sowie Fischerei Tätigen an 

der allgemeinen Einkommens- und Wohl-
standsentwicklung, 

— ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
qualitativ hochwertigen Produkten der Agrar-
wirtschaft zu angemessenen Preisen, 

— Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen; 
weitere Verbesserung des Umwelt-, Natur- und 
Landschaftsschutzes sowie des Tierschutzes, 

— Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernäh-
rungsprobleme sowie Verbesserung der agra-
rischen Außenwirtschaftsbeziehungen (Politik 
des Interessenausgleichs bei Ein- und Ausfuh-
ren). 

127. Ein besonderes Anliegen der Bundesregie-
rung ist der Schutz und die Sicherung der bäuerli-
chen Familienbetriebe, die insbesondere durch eine 
enge Bindung der Viehhaltung an den Boden ge-
kennzeichnet sind und eine Reihe wichtiger Aufga-
ben für die Bevölkerung erfüllen. Zum einen ist 
eine bäuerliche Landwirtschaft — zusammen mit 
dem Ernährungsgewerbe — eine entscheidende 
Voraussetzung für eine gesicherte Versorgung der 
Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen und ge-
sundheitlich unbedenklichen Nahrungsmitteln. Mit 
ihrem Nachfragepotential trägt sie zum anderen 
zur Stärkung der Wirtschaftskraft, zur Sicherung 
außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze und zur 
Stabilisierung sozialer Strukturen insbesondere in 
den weniger besiedelten ländlichen Gebieten bei. 
Schließlich bestimmt die bäuerliche Landwirtschaft 
den Erholungswert und Erlebnischarakter vieler 
Landschaften durch Verschiedenartigkeit von Kul-
turen und Wirtschaftsweisen. 

Damit die bäuerlichen Familienbetriebe auch zu-
künftig ihre Aufgaben wahrnehmen können, sind 
die agrarpolitischen Maßnahmen — vor allem im 
Bereich der Markt- und Preispolitik, der Agrar-
strukturpolitik, der Steuerpolitik sowie der Agrar-
sozialpolitik — weiterhin auf die bodenabhängig 
wirtschaftenden Betriebe auszurichten. 

128. Kostspielige Überschüsse auf wichtigen 
Agrarmärkten setzen einer einkommensorientier-
ten Preispolitik enge Grenzen. Außerbetriebliche 
Einkommensmöglichkeiten bringen wegen der all-
gemein schwierigen Arbeitsmarktlage nicht die 
Entlastung wie in früheren Jahren. Die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung der Landwirtschaft 
hängt deshalb wesentlich von der Begrenzung der 
Überproduktion ab, damit nach Sicherung der 
Funktionsfähigkeit und Finanzierbarkeit der ge-
meinsamen Marktordnungen wieder mehr Spiel-
raum für die Preispolitik besteht. Ein wichtiger 
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Schritt in diese Richtung war die Entscheidung auf 
EG-Ebene, eine Garantiemengenregelung bei der 
Milch sowie Garantieschwellen für weitere Pro-
dukte einzuführen. Insgesamt muß es gelingen, die 
Produktion wieder der Nachfrage anzupassen. 

129. Die anhaltende Überschußsituation verbietet 
grundsätzlich die Förderung von Kapazitätserwei-
terungen. Deshalb wurde die frühere investive, auf 
Wachstum ausgerichtete Förderung landwirt-
schaftlicher Betriebe weitgehend eingestellt und 
die sogenannte Förderschwelle abgeschafft. Hinzu 
kommt, daß es angesichts der schwierigen außer- 
landwirtschaftlichen Arbeitsmarktlage heute mehr 
auf eine Sicherung der Betriebe und Arbeitsplätze 
in der Landwirtschaft ankommt. Dem entspricht 
die verstärkte Förderung von Maßnahmen zur Ar-
beitserleichterung, Kostensenkung und Betriebsra-
tionalisierung. Ein besonderes Anliegen der Bun-
desregierung ist die Sicherung landwirtschaftlicher 
Erwerbstätigkeit in den von der Natur benachtei-
ligten Gebieten. Aus diesem Grunde, aber auch um 
die negativen Einkommenswirkungen der Brüsse-
ler Beschlüsse vom März 1984 in diesen Gebieten 
abzumildern, wurden in Abstimmung mit den Bun-
desländern zum 1. Januar 1985 die Ausgleichszula-
gengebiete erheblich erweitert und die finanziellen 
Mittel beträchtlich aufgestockt. 

130. Auf dem Pachtmarkt muß einer möglichen 
Konzentration von Grund und Boden in wenigen 
Betrieben entgegengewirkt werden. Die Gesetzent-
würfe der Bundesregierung. zur Reform des land-
wirtschaftlichen Pachtrechts, die zur Zeit vom 
Deutschen Bundestag beraten werden, sollen dazu 
beitragen, bäuerlichen Betrieben die notwendigen 
Zupachtmöglichkeiten zu erhalten. Ferner ist den 
bäuerlichen Betrieben der kaum noch wachstums-
fähige Veredlungssektor zu sichern. Hier wurden 
beim Einkommensausgleich über die Mehrwert-
steuer deutliche Signale gesetzt. 

131. Im Bereich der agrarsozialen Sicherung geht 
es darum, die Belastungen für die Beitragszahler in 
vertretbaren Grenzen zu halten; die für 1985 be-
schlossene Aufstockung der Bundesmittel zur land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung trägt dem 
Rechnung. In nächster Zeit wird es darum gehen, 
die staatlichen Zuschüsse zur Altershilfe für Land-
wirte verstärkt im Interesse einer Entlastung der 
kleineren und mittleren Betriebe einzusetzen. 

132. Politik für den bäuerlichen Familienbetrieb 
ist zugleich auch Politik für den gesamten ländli-
chen Raum. Die Vielzahl der Betriebe mit ihrer 
breiten Eigentumsstreuung ist trotz des agrarstruk-
turellen Wandels in den vergangenen Jahrzehnten 
ein wichtiger stabilisierender Faktor für die ländli-
che Sozial- und Infrastruktur geblieben. In ihrer 
Vielfalt von Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben 
erweist sich die bäuerliche Landwirtschaft zudem 
immer wieder als anpassungsfähig an die volks-
wirtschaftliche Entwicklung. 

Gleichwertige Lebensbedingungen bedeuten nicht, 
gleichartige Verhältnisse in Stadt und Land zu 

schaffen. Ländliche Gebiete müssen ihre spezifi-
sche Eigenart erhalten. Ein agrarstruktureller 
Schwerpunkt liegt deshalb auch bei der Dorfer

-

neuerung, mit der das Wohnumfeld der im ländli-
chen Raum lebenden Menschen verbessert und den 
ländlichen Gemeinden in ihrer Entwicklung gehol-
fen werden soll. Intakte Dörfer sind wichtig für die 
gesamte Siedlungsstruktur. 

133. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Natur- und 
Umweltschutzpolitik. In einem Land mit dichter 
Besiedlung und hochentwickelter Industrie kommt 
es darauf an, einen Ausgleich zwischen ökonomi-
schen und ökologischen Interessen zu finden. Ziel 
muß ganz allgemein eine Produktion sein, die mit 
Naturgütern, Rohstoffen und Energie sparsam um-
geht. 

Zu den vielfältigen Aufgaben der Natur- und Um-
weltschutzpolitik gehören in erster Linie, Boden, 
Wasser und Luft als Naturfaktoren vor negativen 
Umwelteinflüssen zu schützen, ökologisch wertvolle 
Teile von Natur und Landschaft zu erhalten sowie 
die Artenvielfalt von wildwachsenden Pflanzen und 
wildlebenden Tieren zu sichern. Um die Lebens-
räume gefährdeter Pflanzen- und Tierarten zu er-
halten, ist insbesondere eine bessere Koordinierung 
des Biotopschutzes über Ländergrenzen hinweg 
notwendig. Beim Artenschutz geht es um eine Neu-
ordnung des gesamten Artenschutzrechts mit dem 
Ziel einer Vereinheitlichung, Vereinfachung und 
Verbesserung des Schutzes gefährdeter Tier- und 
Pflanzenarten. . 

Die Pflege des Naturhaushaltes liegt im besonderen 
Interesse der Landwirtschaft, weil  die pflanzliche 
und tierische Produktion nur dann langfristig gesi-
chert ist, wenn sie auf einem leistungsfähigen Na-
turhaushalt aufbaut. Naturschutz muß deshalb in 
Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft verwirk-
licht werden, zumal es häufig landwirtschaftlich 
oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind, die 
von Umwelt- und Naturschutzauflagen betroffen 
sind. Soweit im konkreten Fall Bewirtschaftungs-
beschränkungen die Sozialpflichtigkeit des Eigen-
tums überschreiten, sind die Landwirte dafür zu 
entschädigen. . 

Damit die Leistungsfähigkeit der natürlichen Le-
bensgrundlagen für Menschen, Tiere und Pflanzen 
nicht nachhaltig beeinträchtigt wird, müssen Um-
weltbelastungen rechtzeitig erkannt und soweit wie 
möglich vermieden werden. Welche Auswirkungen 
Umweltbelastungen haben können, zeigen die 
Schädigungen des Waldes. Um ihn zu erhalten, ist 
insbesondere der Schadstoffgehalt der Luft mög-
lichst schnell zu reduzieren. Die Bundesregierung 
hat zur Emissionsbegrenzung eine Reihe von Maß-
nahmen ergriffen, die weiter auszubauen sind. Par-
allel dazu müssen die Waldschäden näher erforscht 
werden. Dazu sind auch international alle techni-
schen Möglichkeiten auszuschöpfen, da der weit-
räumige Transport von Luftschadstoffen ein grenz-
überschreitendes Problem darstellt. Bis die Luft-
reinhaltepolitik nachhaltig Wirkung zeigen- kann, 
muß mit forstwirtschaftlichen Maßnahmen (Voran

-

bau, Unterbau, Wiederaufforstung, Düngung) soweit 
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wie möglich die Widerstandskraft der Wälder ge-
stärkt und damit der Schadensverlauf verzögert 
und in Grenzen gehalten werden. Zusammen mit 
Luft, Wasser und Sonnenlicht ist der Boden Grund-
lage allen Lebens und meist Ausgangs- und End-
punkt menschlicher Aktivitäten. Um zu verhindern, 
daß sich in ihm schädliche Stoffe anreichern, er 
seine natürlichen Eigenschaften verändert und 
schließlich nicht mehr nachhaltig zu nutzen ist, be-
darf es eines umfassenden Programms zum Schutz 
des Bodens. 

134. Auch im Zusammenhang mit den Ansprü-
chen an eine hohe Qualität unserer Nahrungsmittel 
kommt einer deutlichen Verringerung schädlicher 
Immissionen hohe Bedeutung zu. Ebenso darf die 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln, Düngemit-
teln und anderen Hilfsstoffen in der Land- und 
Forstwirtschaft die Produktion hochwertiger 
Agrarerzeugnisse nicht beeinträchtigen. Mit der 
Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes ist beab-
sichtigt, nicht nur diesem Ziel, sondern insgesamt 
den ökologischen Belangen starker als bisher 
Rechnung zu tragen. Hierzu soll auch eine stärkere 
Verbreitung des integrierten Pflanzenbaus beitra-
gen. 
In dem Maße, wie die quantitative Versorgung der 
Bevölkerung mit pflanzlichen und tierischen Nah-
rungsmitteln sichergestellt ist, wachsen die An-
sprüche der Verbraucher an die Qualität der Nah-
rungsmittel. Bei dem agrar- sowie ernährungspoli-
tisch erwünschten vielfältigen und kostengünstigen 
Angebot hochwertiger Nahrungsmittel geht es so-
wohl um die ernährungsphysiologisch einwandfreie 
Beschaffenheit der Nahrungsmittel als auch um die 
weitgehende Erhaltung ihrer natürlichen Eigen-
schaften. 

Diesen Zielen dient eine Vielzahl von Gesetzen und 
Verordnungen, die ständig neueren Erkenntnissen 
anzupassen sind. Vereinzelt auftretende Unregel-
mäßigkeiten sind kein Grund, die in der Regel gute 
Qualität der inländischen Nahrungsmittel generell 
in Frage zu stellen. Hauptansatzpunkt für eine ge-
sunde Ernährung ist und bleibt das individuelle  Er-
nährungsverhalten, das es zu verbessern gilt. Ver-
stärkt sollen dem Verbraucher die biologischen Ge-
samtzusammenhänge der Nahrungsmittelproduk-
tion sowie die Bedeutung der richtigen Nahrungs-
auswahl und -Zubereitung für die Qualität der 
menschlichen Ernährung erläutert werden. 

135. Intensive Tierhaltungsformen und die damit 
verbundenen Probleme erfordern verstärkte Bemü-
hungen um einen tierschutzgerechten Umgang mit 
landwirtschaftlichen Nutztieren. Parallel  dazu ver-
folgt die, Bundesregierung mit . der Novelle zum 
Tierschutzgesetz das Ziel, die Tierversuche soweit 
wie möglich einzuschränken und durch andere Me-
thoden und Verfahren zu ersetzen. Darüber hinaus 
sollen auch Verbesserungen hinsichtlich des ge-
werblichen Tierhandels und der Tierhaltung er

-

reicht werden, 

136. Die Fischerei und die mit ihr verbundene 
fischverarbeitende Industrie stellen einen wichti-
gen Wirtschaftsfaktor in den Küstenregionen dar. 
Auch zukünftig ist die Versorgung mit frischer Roh-
ware wichtig. Für eine leistungsfähige deutsche 
Fangflotte sind angemessene Fangrechte sowohl 
nach Umfang als auch nach Artenzusammenset-
zung zu erhalten. In der internationalen Fischerei-
politik kommt es verstärkt auf eine sinnvolle, scho-
nende Nutzung der Fischbestände an, um dadurch 
und durch Verringerung der Meeresverschmutzung 
die Ressourcen der Meere zu erhalten und deren 
ökologische Funktionen zu schützen. 

137. Agrar- und Ernährungspolitik muß schließ

-

lich in weltweitem Zusammenhang gesehen und 
entsprechend ausgestaltet werden. Zur Lösung der 
Weltagrar- und -ernährungsprobleme ist es not-
wendig, die Weltagrarmärkte zu stabilisieren, die 
Handelshemmnisse abzubauen 'sowie die Handels-
beziehungen zu den Drittländern und die interna-
tionale Zusammenarbeit zu verbessern. Die Bezie-
hungen der EG zu den USA müssen weiterhin von 
einer Politik des Interessenausgleichs geprägt 
sein. 

Nahrungsmittelhilfe bleibt in  Katastrophenfällen 
und bei vorübergehenden, unüberbrückbaren Ver-
sorgungsengpässen ein unentbehrliches Instru-
ment, akute Not zu lindern. Sie kann und darf je-
doch in Ländern mit unzureichender Nahrungsmit-
telproduktion nicht die Anstrengungen dieser Län-
der ersetzen, die Produktion von Nahrungsmitteln 
selbst zu steigern. Die Entwicklungsländer bedür-
fen dazu der technischen und finanziellen Unter-
stützung, wobei die Bundesregierung ihre Zusam-
menarbeit vor allem an den Bedürfnissen der ärm-
sten und besonders benachteiligten Länder ausrich-
tet. 

IL Programme 

138. Nachfolgend werden — untergliedert nach 
Aufgabenschwerpunkten (Programmen) — die 
wichtigsten Maßnahmen und Aktivitäten der 
Agrar- und Ernährungspolitik dargestellt. Bereiche, 
die nicht einem einzelnen Aufgabengebiet zuge-
rechnet werden können, werden im Teil C pro-
grammübergreifend abgehandelt. 

Soweit die Ansätze des Haushalts für den Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten (Einzelplan 10) 
unmittelbar den Programmen zugeordnet werden 
können, sind sie jeweils am Ende eines Programms 
in einem Finanztableau zusammengestellt. Die pro-
grammspezifischen Ausgaben decken 1985 mit rd. 
96% den größten Teil des Einzelplans 10 ab. 
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1. Markt- und Preispolitik 

1.1 Neuorientierung der gemeinsamen Politik 

139. Wegen beträchtlicher, auch im Weltmarkt 
nicht absetzbarer Überschüsse bei wichtigen 
Marktordnungsprodukten geriet der gemeinsame 
Agrarmarkt immer mehr in Gefahr, unfinanzierbar 
zu. werden. Der Aufforderung des Stuttgarter Gip-
fels folgend legte die EG-Kommission deshalb am 
28. Juli 1983 ein umfangreiches Konzept zur Reform 
der gemeinsamen Agrarpolitik vor, dessen Lösungs-
ansätze zur schrittweisen Wiederherstellung des 
Marktgleichgewichtes im Grundsatz auch von der 
Bundesregierung mitgetragen werden konnten. Es 
enthielt zusätzlich die nachdrückliche Forderung 
nach einem Abbau des positiven deutschen Wäh-
rungsausgleichs; darin wurde die Kommission von 
allen anderen Mitgliedstaaten unterstützt. Das Re-
formkonzept der Kommission floß nach zwischen-
zeitlichen vergeblichen Verhandlungen letztlich in 
die Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1984/85 
ein und bildete mit diesen ein umfangreiches Ge-
samtpaket. 

Die Verhandlungen über das Reformpaket standen 
von Anbeginn im Zeichen der sich abzeichnenden 
Erschöpfung der Eigenmittel der Gemeinschaft. Be-
reits im Jahre 1983 reichten die Einnahmen der 
Gemeinschaft nicht aus, um die Ausgaben im 
Agrarbereich zu decken. Aus diesem Grunde wurde 
ein Teil dieser Ausgaben in das folgende Kalender-
jahr 1984 verlagert und schränkte damit den Hand-
lungsspielraum der Preispolitik ein. Die Verhand-
lungen mußten deshalb das Ziel haben, Funktions-
fähigkeit und Finanzierbarkeit der gemeinsamen 
Agrarpolitik zu sichern. Auch für die Bundesregie-
rung war dies das wichtigste Anliegen, denn bei 
Zahlungsunfähigkeit der EG wären der gemein-
same Agrarmarkt auseinandergebrochen und die 
Erzeugerpreise extrem zurückgegangen. Es galt 
also, schwerwiegende Folgen für die deutsche Land-
wirtschaft und insbesondere für die große Zahl 
mittlerer und kleinerer Familienbetriebe zu verhin-
dern. Daher stimmte die Bundesregierung dem vom 
Agrarministerrat am 31. März 1984 gefundenen 
Agrarkompromiß nicht nur aus agrar- und finanz-
politischen, sondern auch aus übergeordneten ge-
sellschafts- sowie europapolitischen Gründen zu. 

140. Neben dem Abbau des deutschen positiven 
Währungsausgleichs und den Preisfestsetzungen 
für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse für das 
Wirtschaftsjahr 1984/85, auf die unter Tz. 141 näher 
eingegangenen wird, leitete der Agrarkompromiß 
eine neu ausgerichtete EG-Agrarmarktpolitik ein, 
deren Ziel die Wiederherstellung des Marktgleich-
gewichts ist. Für einige weitere Erzeugnisse wur-
den Garantieschwellen festgesetzt (vgl. im einzel-
nen Tz. 144), bereits vorhandene Garantieschwellen 
fortgeschrieben und bei Milch eine Garantiemen-
genregelung eingeführt. Auf diese Weise wurden 
wichtige Schritte getan, um die volle Funktionsfä-
higkeit der  Marktordnungen wieder herzustellen, 
die Erzeugerpreise zu stabilisieren, den Fortbe

-

stand kleiner und mittlerer bäuerlicher Betriebe zu 

sichern und einen Verdrängungswettbewerb, insbe-
sondere bei Milch, zu verhindern. 

1.2 EG-Agrarpreisbeschlüsse und währungspolitische 
Maßnahmen 

Preisfestsetzungen 

141. Bei den Preisfestsetzungen folgte der EG

-

Agrarministerrat weitgehend den Vorschlägen der 
Kommission. Die Marktordnungspreise in ECU 
wurden für das Wirtschaftsjahr 1984/85 im einzel-
nen wie folgt geändert: 

— Weichweizen, Gerste, Mais, Olivenöl, Tafelwein, 
Rind-; Schaf- und Schweinefleisch sowie weitere 
weniger bedeutsame Erzeugnisse 1 % 

— Raps (Überschreitung der Garantieschwelle) 
–2% 

— Roggen, Durum (Hartweizen), Zucker, Isogluko-
se, Milch unverändert ± 0% 

— Reis, Sojabohnen, Baumwolle, Obst, Gemüse 
+ 1,5% bis + 3 %. 

Insgesamt entsprach das Ergebnis der Preisfestset-
zungen im großen und ganzen einer Null-Preis- 
runde (MB Tabelle 112). Die bestehenden Stütz-
preise in DM zu Anfang des Wirtschaftsjahres 
1984/85 änderten sich in gleichem Ausmaß wie die 
Marktordnungspreise in ECU, da im Jahre 1984 die 
Umrechnungskurse („grüne" Paritäten) für die Bun-
desrepublik Deutschland unverändert blieben. 

Flankierende Maßnahmen und sonstige 
Beschlüsse 

142. Für Brotweizen wurde eine obligatorische, 
mengenmäßig allerdings begrenzte Anfangsinter-
vention angekündigt. 

Für Tafelwein, Qualitätswein und Tafeltrauben be-
schloß der Agarministerrat einen Anbaustopp für 
Erstanpflanzungen bis 1990 sowie die Streichung 
der Beihilfen für kurzfristige Lagerverträge. Die 
Vorschläge der Kommission zum Verbot der Zucke

-

rung sowie die Erhöhung des Mindestalkoholge-
halts wurden nicht angenommen. 

Um den Butterverbrauch in der Gemeinschaft zu 
steigern, Verbraucherbeihilfen einzusparen und die 
Wälzung von Butterbeständen zu erleichtern, er-
folgte eine Herabsetzung des Interventionspreises 
für Butter um rd. 11 %, bei gleichzeitiger entspre-
chender Anhebung des Interventionspreises für 
Magermilchpulver. Damit werden die Fettbestand-
teile und die fettfreien Bestandteile der Milch nun-
mehr gleich, bewertet. 

143. Angesichts der erheblichen Überschüsse bei 
Milch hat der Ministerrat die volle Preisgaran-
tie auf eine Garantiemenge in Höhe der Anliefe-
rungsmenge des Jahres 1981 + 1% beschränkt 
(99,57 Mio. t im Wirtschaftsjahr 1984/85 und 
98,7 Mio. t ab Wirtschaftsjahr 1985/86, jeweils 
einschl. 0,335 Mio. t Gemeinschaftsreserve). Diese 
Menge wurde auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die 
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Bundesrepublik Deutschland erhielt 23,487 Mio. t 
für das Wirtschaftsjahr 1984/85 und 23,248 Mio. t für 
das Wirtschaftsjahr 1985/86. Die Laufzeit der Ga-
rantiemengenregelung für Milch wurde auf fünf 
Jahre festgelegt. 

Zur Finanzierung der im ersten Jahr der Anwen-
dung zugestandenen höheren Garantiemenge hat 
der EG-Ministerrat die Mitverantwortungsabgabe 
um 1 Prozentpunkt erhöht, so daß diese Abgabe 
jetzt im Regelfall 3% des Richtpreises beträgt. 
Vom Agrarministerrat nicht gebilligt wurden die 
Vorschläge der Kommission für eine Sonderabgabe 
für intensiv wirtschaftende Milchviehbetriebe, die 
Aussetzung der Magermilchpulverintervention so-
wie die Erhöhung des Fettgehalts von Trinkmilch. 
Auch die von der Kommission vorgeschlagene Ab-
gabe auf alle Öle und Fette pflanzlichen und tieri-
schen Ursprungs außer Butter (Fettsteuer) fand im 
Rat keine Zustimmung. 

144. Neben der Garantiemengenregelung für 
Milch hat der Agrarministerrat für das Wirtschafts-
jahr 1984/85 folgende Garantieschwellen festgelegt, 
um eine mittelfristige Ausrichtung der Erzeugung 
auf die Bedürfnisse des Marktes zu erreichen: 

— Getreide ohne Hartweizen 	121,32 Mio. t 

— Durum 	 4,60 Mio. t 

— Baumwolle 	 0,50 Mio. t 

— Raps und Rübsensamen 	2,41 Mio. t 

- Sonnenblumenkerne 	 1,00 Mio. t 

— Tomatenverarbeitungserzeugnisse 
(Grunderzeugnis) 	 4,70 Mio. t 

— Korinthen 	 65 000 t 

— Sultaninen 	 93 000 t 

145. Trotz der Garantiemengenregelung bei Milch, 
der Garantieschwellen und sonstiger einschränken-
der Maßnahmen bei weiteren Produkten sowie der 
vorsichtigen Preisfestsetzung konnte die EG-Agrar-
poltik nur mit Hilfe eines Nachtragshaushaltes für 
1984 in Höhe von rd. 1,8 Mrd. ECU finanziert wer-
den (vgl. Tz. 280 f.), von denen 1 Mrd. ECU als rück-
zahlbarer Vorschuß von den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung gestellt werden mußten. 

Übersicht 46  

Währungspolitische Maßnahmen 

146. Im Preisbeschluß 1984/85 einigte sich der 
Agrarministerrat auch auf eine zunächst bis Ende 
des Wirtschaftsjahres 1986/87 befristete Neurege-
lung des Währungsausgleichs. Diese Regelung sieht 
vor, daß bei künftigen Währungsanpassungen keine 
neuen positiven Währungsausgleichsbeträge ent-
stehen werden. Dies wird dadurch erreicht, daß bei 
künftigen Währungsänderungen die Agrarpreise in 
dem Mitgliedstaat mit  der stärksten Währung un-
verändert bleiben und die währungsbedingten 
Preisunterschiede nur noch durch negative Wäh-
rungsausgleichsbeträge in den anderen Mitglied-
staaten abgesichert werden. 

Die bestehenden positiven Währungsausgleichsbe-
träge werden nach einem 3-Stufen-Plan abgebaut. 
Zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/85 wurden rd. 
3 Prozentpunkte des positiven Währungsausgleichs 
auf den negativen Währungsausgleich umgeschich-
tet. Auf die deutschen Marktordnungspreise hatte 
dies keine Auswirkungen. Ab 1. Januar 1985 er-
folgte ein weiterer Abbau des positiven deutschen 
Währungsausgleichs um 5 Prozentpunkte. Die  Bun-
desregierung hat durchgesetzt, daß die hierdurch 
entstehenden Einkommensminderungen in der 
Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
durch eine Ausgleichsregelung über die Umsatz-
steuer ausgeglichen werden (vgl. Tz. 220). An de n 
für die Bundesrepublik Deutschland anfallenden 
Kosten wird sich die Gemeinschaft 1985 mit 120 
Mio. ECU und 1986 mit 100 Mio. ECU beteiligen. 
Über eine Gemeinschaftsbeteiligung 1987 muß der 
Rat erneut befinden. Der dritte Abbauschritt und 
damit der völlige Abbau des noch bestehenden posi

-

tiven Währungsausgleichs ist bis spätestens zu Be-
ginn des Wirtschaftsjahres 1987/88 durch eine wei-
tere Aufwertung der landwirtschaftlichen Umrech-
nungskurse im Rahmen der jährlichen Preisver-
handlungen vorgesehen. 

Die beschlossenen Aufwertungen der landwirt-
schaftlichen Umrechnungskurse der DM und des 
holländischen Gulden sowie die Abwertungen der 
landwirtschaftlichen Umrechnungskurse des belgi-
schen/luxemburgischen Francs, der dänischen Kro-
ne, des französischen Francs, der griechischen 
Drachme, des irischen Punts und der italienischen 
Lira führten zu einem beträchtlichen Abbau des 

Währungsausgleichssätze in der EG 

Mitgliedstaat 

Bundes

-

republik Frank- Italien Nieder- Belgien/ 
Luxem- 

Ver

-

einigtes Irland Däne- Griechen- Produkt Deutsch- reich lande burg König- mark land 
land reich 

in % 

allgemein 	  + 1,8 — 2,0 — + 1,8 — — 3,6 - — — 3,6 

Milch 	  + 2,9 — 1,0 — + 2,9 — — 3,6 — — — 3,6 

Getreide 	  + 2,4 — 2,0 — + 2,4 — — 3,6 -- — — 3,6 

Schweinefleisch 	  + 2,4 — — + 2,4 — — 3,6 — — — 3,6 

Wein 	  — — — — — — -- — — 

(Stand: 25. Januar 1985) 
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Währungsausgleichs in der EG. In Belgien, Däne-
mark, Irland, Italien und Luxemburg wird zur Zeit 
kein Währungsausgleich mehr angewandt (Stand: 
25. Januar 1985, Übersicht 46). 

1.3 Sonderprogramm zur Verbesserung 
der Einkommenssituation der Landwirtschaft 
und zur Durchführung der EG-Marktpolitik 

147. Die mit den EG-Agrarbeschlüssen von Ende 
März 1984 im Bereich der landwirtschaftlichen 
Marktordnungen getroffenen einschneidenden 
Maßnahmen waren mit beträchtlichen finanziellen 
Nachteilen für die deutsche Landwirtschaft verbun-
den. Insgesamt drohte der deutschen Landwirt-
schaft vor allem aufgrund des Abbaus des positiven 
Währungsausgleichs sowie der Garantiemengenre-
gelung bei Milch eine weitere Einkommensminde-
rung von 20%, nachdem bereits im vergangenen 
Wirtschaftsjahr 1983/84 die Einkommen der Land-
wirtschaft stark zurückgegangen waren ( –18,2 %). 
Daher hat die Bundesregierung ein Sonderpro-
gramm zur Verbesserung der Einkommenssitua-
tion der Landwirtschaft und zur Durchführung der 
EG-Marktpolitik beschlossen und auf EG-Ebene 
durchgesetzt. Für die nachfolgend aufgeführten 
Maßnahmen im Rahmen dieses Sonderprogramms 
werden teils nationale Haushaltsmittel, teils Fi-
nanzmittel der EG bereitgestellt und steuerliche 
Vergünstigungen gewährt. Zusammengenommen 
bewirken sie für 1985 voraussichtliche Einkom-
mensverbesserungen von rd. 3 Mrd. DM. 

Einkommensausgleich über die Umsatzsteuer 

148. Um die oben dargestellte Einkommensminde-
rung abzufangen, hatte der EG-Agrarministerrat 
bereits im Rahmen der Preisbeschlüsse den deut-
schen Landwirten einen national zu finanzierenden 
Ausgleich über die Umsatzsteuer zugestanden. Die 
Staats- und Regierungschefs der Gemeinschaft bil-
ligten am 25./26. Juni 1984 in Fontainebleau die Ab-
sicht der Bundesregierung, den Ausgleich über die 
Umsatzsteuer vom 1. Juli 1984 an auf 5% und vom 
1. Januar 1989 bis zum 31. Dezember 1991 auf 3% 
festzulegen. Der Ausgleich konnte somit von den 
Erzeugern pflanzlicher Produkte schon für die 
Ernte 1984 in Anspruch genommen werden (vgl. im 
einzelnen Tz. 220). 

Gewährung einer Vergütung für die endgültige 
Aufgabe der Milcherzeugung (Milchrente) 

149. Den Milcherzeugern, die auf ihre Referenz-
menge verzichten und die Milchproduktion auf-
geben wollen, wird auf Antrag eine Vergütung 
(Milchrente) gewährt. Die Bundesregierung stellt 
hierfür Mittel in Höhe von jährlich 100 Mio. DM ab 
1985 für zehn Jahre bereit. Die freigesetzten Garan-
tiemengen werden Betrieben in besonderen Situa-
tionen im Rahmen der Garantiemengenregelung 
für Milch zugewiesen. 

Die Milchrente kann bis zum 31. März 1985 bean-
tragt werden (vgl. im einzelnen Tz. 158). 

Entlastung der Kleinerzeuger bei der 
Mitverantwortungsabgabe für Milch 

150. In den Wirtschaftsjahren 1984/85 und 1985/86 
wird Milcherzeugern, die im Kalenderjahr 1983 we-
niger als 100 000 kg Milch abgeliefert haben, eine 
Entlastung von der Mitverantwortungsabgabe ge-
währt (vgl. im einzelnen Tz. 162). Damit wird die 
Erhöhung der Mitverantwortungsabgabe um 1 % im 
Wirtschaftsjahr 1984/85 für diese Betriebe aufge-
fangen und für das Wirtschaftsjahr 1985/86 eine 
entsprechende Erlösverbesserung erzielt. 

Anhebung der Bundesmittel für die 
landwirtschaftliche Unfallversicherung 

151. Die Bundesmittel für die landwirtschaftliche 
Unfallversicherung wurden für 1985 gegenüber 1984 
von 279 Mio. DM auf 400 Mio. DM angehoben und in 
dieser Höhe für den Zeitraum der mehrjährigen 
Finanzplanung festgeschrieben. Die Festlegung der 
Bundesmittel auf durchgehend 400 Mio. DM bedeu-
tet eine erhebliche Kostensenkung für die landwirt-
schaftlichen Betriebe und ermöglicht den landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften wieder eine 
langfristige Einnahmeplanung auf solider Basis 
(vgl. im einzelnen Tz. 225). 

Verbesserte Förderung in benachteiligten 
Gebieten 

152. Zur Sicherung der Einkommen von Haupt-
und Nebenerwerbsbetrieben in benachteiligten Ge-
bieten hat die Bundesregierung die Haushaltsmittel 
für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" für 1985 
um 125 Mio. DM auf 1 300 Mio. DM aufgestockt. Die 
zusätzlich zur Verfügung stehenden Mittel sollen 
ausschließlich für die verstärkte Förderung von Be-
trieben in benachteiligten Gebieten über die Aus-
gleichszulage verwandt werden. Für die Ausgleichs-
zulage werden damit für 1985, unter Berücksichti-
gung des von den Ländern zu finanzierenden An-
teils, insgesamt 315 Mio. DM bereitgestellt (vgl. im 
einzelnen Tz. 207). 

1.4 Entwicklung und Maßnahmen 
auf den Agrarmärkten 

Milch 

a) Entwicklung 

153. Die Milcherzeugung in der Gemeinschaft 
ging 1984 um rd. 2,1 % auf 118,4 Mio. t zurück (Über-
sicht 47); die Milchanlieferungen an die Molkereien 
verminderten sich um 2,6 %. Im Zeitraum April bis 
Dezember 1984, d. h. nach Einführung der Garantie-
mengenregelung für Milch, nahm die angelieferte 
Milchmenge um 3,9 % ab. 

In der Bundesrepublik Deutschland betrug der 
Rückgang der Milchanlieferungen von April bis De-
zember 1984 gegenüber dem entsprechenden Vor-
jahreszeitraum 6,1 %. Um die nationale Garantie- 
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Übersicht 47 

Versorgung mit Milch in der Europäischen Gemeinschaft und in der Bundesrepublik Deutschland 
1 000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982 I 	1983') I 	19842) 1982 1983 I 	19842) 

Milchkuhbestand3) in 1 000 Stück 	 25 363 25 775 24 805 5 530 5 735 5 578 

Milchertrag je Kuh in kg 	  4 246 4 363 4 301 4 647 4 824 4 650 

Kuhmilcherzeugung4) 	  116 909 120 992 118 400 25 759 27 186 26 278 

Gesamtmilcherzeugung 5) 	 122 421 126 500 123 000 25 781 27 208 26 300 

Einfuhr6) 	  1 572 950 1 000 2 608 2 818 3 094 

Ausfuhr6) 	  16 582 12 625 16 000 6 487 5 353 5 034 

Bestandsveränderung6) 	  +3 654 + 11 425 +3 000 +509 + 3 889 + 2 760 

Gesamtverbrauch6) 	  103 760 103 400 105 000 21 393 20 784 21 400 

darunter Kuhmilch 6) 7 ) 	  82 849 82 650 84 400 19 289 18 752 19 600 

Milchanlieferung an Molkereien 	 99 600 103 697 100 957 23 670 25 176 24 300 

Butter 

Herstellung 	  2 114 2 340 2 160 557 628 572 

Verbrauch 	  1 640 1 618 1 637 426 399 422 

dgl. kg je Kopf 	  6,0 5,9 6,0 6,9 6,5 6,9 

darunter zu Marktpreisen 8) 	 987 1 095 1 037 346 341 332 

Bestand am Jahresende9) 	 306 853 954 83 267 375 

Magermilchpulver 

Herstellung 	  2 232 2 501 2 134 616 727 580 

Verbrauch 	  1 465 1940 1900 248 266 236 

darunter zu Marktpreisen 8) 	 207 235 235 22 22 22 

Bestand am Jahresende9) 	 576 983 632 352 487 408 

Selbstversorgungsgrad in % 10) 	 

Milch insgesamt6) 	  118 122 117 121 131 123 

darunter: Bu tter 	  129 145 132 131 157 134 

Magermilchpulver 	 152 129 112 248 273 246 

1) vorläufig 	2) geschätzt 	3) Bestand im Dezember, nur Milchkühe 	4) einschließlich Milch von Fleischrassen 	5) einschließlich 
Milch von Fleischrassen, Schafen und Ziegen und bei der EG einschließlich der Abnahmeverpflichtungen Großbritanniens aus Neuseeland 
6) in Vollmilchwert 	7) Verbrauch von Milch und Milchprodukten, die in Molkereien aus Kuhmilch hergestellt wurden 	8) Verbrauch 
ohne Verbilligungsmaßnahmen und EG-Beihilfen 	9) Interventionsbestände entsprechend den Bestimmungen der EG 	10) Gesamt- 
erzeugung in Prozent des Gesamtverbrauches einschließlich subventionierten Verbrauchs 

menge (1984/85: 23,487 Mio. t) nicht zu überschrei-
ten, muß die Anlieferungsmenge bis zum Ende des 
Milchwirtschaftsjahres noch um 12,8 % gegenüber 
dem vergleichbaren Zeitraum des Vorjahres zu-
rückgeführt werden. Eine Beschleunigung des An-
lieferungsrückganges ist nach Stillegung der restli-
chen Referenzmengen, die durch die Milchrente 
freigesetzt werden, zu erwarten (vgl. Tz. 158). 

Der Gesamtverbrauch an Milch und Milcherzeug-
nissen nahm 1984 in der EG um 1,5 % auf 105 Mio. t 
zu. In der Bundesrepublik Deutschland erhöhte sich 
der Verbrauch an Frischmilcherzeugnissen, Butter 
und Käse. Hinzu kam ein wachsender Rohmilchbe-
darf für Milcherzeugnisse zur Ausfuhr in Drittlän-
der. 

Die Erzeugerpreise für Milch stiegen 1984 in der 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Vor-
jahr um rd. 0,5 % auf 71 DM/100 kg (bei 3,7 % Fettge-
halt, 3,4 % Eiweißgehalt, frei Molkerei, vor Abzug 
der Mitverantwortungsabgabe, einschl. MWSt). 

154. Die Buttererzeugung in der Gemeinschaft 
verringerte sich im Jahre 1984 gegenüber 1983 um 
8 % auf 2,16 Mio. t. Auch in der Bundsrepublik 
Deutschland ging die Herstellung von Butter auf 
572 000 t ( – 9 %) zurück. Die Entwicklung ist auf das 
verminderte Milchaufkommen und einen verstärk-
ten Bedarf für die Produktion von Milcherzeugnis-
sen wie Käse und Vollmilchpulver zurückzuführen. 

Der Butterverbrauch in der EG erhöhte sich 1984 
gegenüber 1983 um 1,2 % auf 1,64 Mio. t. Während 
noch im Vorjahr ein Rückgang des Butterver-
brauchs in der Bundesrepublik Deutschland zu ver-
zeichnen gewesen war ( – 6 %), stieg der Butterver-
brauch 1984 um 5,8 % gegenüber 1983. Dies ist auch 
auf die Senkung des Butterpreisniveaus durch die 
Umbewertung der Milchinhaltsstoffe und die verbil-
ligte Abgabe von Molkereibutter im Dezember 1984 
zurückzuführen. 
Das starke Angebot von Milcherzeugnissen am 
Weltmarkt und die schwache Nachfrage haben dazu 
geführt, daß bei einigen Erzeugnissen, wie z. B. But- 
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ter, der GATT-Mindestpreis erreicht wurde. Die für 
die EG-Ausfuhr günstige Entwicklung des Dollar-
Kurses hat mit dazu beigetragen, daß neben Käse 
nun auch wieder bei Vollmilchpulver und Kondens-
milch eine Absatzsteigerung zu beobachten war. 

Die Interventionsbestände der EG an Butter lagen 
Ende Oktober 1984 mit 1,22 Mio. t um 40 % über den 
Vorjahresbeständen. Sie verminderten sich bis zum 
Jahresende auf rd. 0,95 Mio. t (Schaubild 6). 

Schaubild 6 

Interventionsbestände an Butter und Magermilchpulver 
in öffentlicher (und für Butter einschließlich privater) 

Lagerhaltung in der EG 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

— Bestände am Monatsanfang — 

Die Butterbestände in der Bundesrepublik Deutsch-
land beliefen sich Ende Oktober 1984 auf 419 000 t; 
das waren 51 % mehr als im Jahr zuvor. Insbeson-
dere durch die speziellen Maßnahmen zur Förde-
rung des Absatzes (Weihnachtsbutteraktion, Her-
stellung von Backwaren und anderen Lebensmit-
teln) konnte der Butterbestand bis Jahresende auf 
375 000 t zurückgeführt werden. 

155. Die Herstellung von Magermilchpulver nahm 
1984 im Vergleich zu 1983 sowohl in der EG als auch 
in der Bundesrepublik Deutschland ab. Der Rück-
gang betrug für die EG insgesamt 367 000 t 
( –14,7 %), für die Bundesrepublik Deutschland 
147 000 t ( – 20,2 %). 

Der Verbrauch von Magermilch hat sich in der Bun-
desrepublik Deutschland 1984 überwiegend positiv 
entwickelt. So nahm die Rücklieferung von Mager-
milch an Tierhalter um rd. 19 %, die Verwendung 

von Magermilch zur Herstellung von Kasein um 7 % 
und die Verwendung von Magermilchpulver aus 
Interventionsbeständen zur Verfütterung an 
Schweine um mehr als das Doppelte zu. Dagegen ist 
der Einsatz von Magermilchpulver in Milchaus-
tauschfuttermitteln für Kälber um 16 % zurückge-
gangen. Dies ist eine Auswirkung der Garantiemen-
genregelung, die zu einer starken Zunahme der 
Verfütterung von Vollmich auf dem Hof geführt 
hat. 

Zum Abbau der Interventionsbestände der EG an 
Magermilchpulver trugen sowohl der Rückgang der 
Erzeugung als auch die Absatzmaßnahmen auf dem 
Binnenmarkt bei. Am Jahresende belief sich der 
Bestand an Magermilchpulver in der EG auf rd. 
632 000 t und in der Bundesrepublik Deutschland 
auf 408 000 t. 

b) Maßnahmen 

156. Die der Bundesrepublik Deutschland zuge-
teilte Garantiemenge, für die die volle Preisgarantie 
gewährt wird, liegt im Wirtschaftsjahr 1984/85 um 
6,7 % (1,689 Mio. t) und ab Wirtschaftsjahr 1985/86 
um 7,7 % (1,928 Mio. t) unter der im Kalenderjahr 
1983 an die Molkereien gelieferten Milchmenge von 
25,176 Mio. t (vgl. Tz. 143). 

Von den beiden nach dem Gemeinschaftsrecht vor-
gesehenen Möglichkeiten (einzelbetriebliche Refe-
renzmengen oder Referenzmengen je Molkerei) hat 
sich die Bunderegierung nach sorgfältigen Beratun-
gen mit den betroffenen Wirtschaftskreisen, unter 
Berücksichtigung der Molkereistruktur (private 
und genossenschaftliche Molkereien) und der un-
terschiedlichen Größe der Molkereien für das 
Milchwirtschaftsjahr 1984/85 für die einzelbetriebli-
che Lösung entschieden. 

Ausgangsbasis für die einzelbetriebliche Referenz-
menge ist die Milchanlieferung 1983 an die Molke-
rei; hinzu kommen folgende Kürzungskomponen-
ten: 
— Alle Erzeuger erhalten einen Basisabzug, der im 

allgemeinen 4 % der Milchanlieferungsmenge 
1983 beträgt. Für kleinere und mittlere Be-
triebe mit einer Jahreslieferung (1983) unter 
161 000 kg, die ihre Anlieferungsmenge zwischen 
1981 und 1983 nicht erhöht haben, ermäßigt sich 
der Basisabzug für die ersten 60 000 kg auf 2 %. 

— Für Betriebe, die ihre Milchanlieferung zwi-
schen 1981 und 1983 gesteigert haben, wird zu-
sätzlich ein Verursacherabzug erhoben. Er be-
trägt je Prozent Anlieferungssteigerung seit 
1981 0,33 %, insgesamt jedoch nicht mehr als 5 %. 
Zur Entlastung kleiner Milcherzeugerbetriebe 
unter 30 000 kg angelieferter Milchmenge 1983, 
deren Einkommen zu mehr als 50 % aus der 
Landwirtschaft kommt, wurde eine Sonderrege-
lung getroffen. Sie werden — auch im Falle ei-
ner Produktionssteigerung im Zeitraum 1981 bis 
1983 — von der Verursacher-Kürzung ausge-
nommen. In einem Übergangsbereich bis zu 
35 000 kg Milchanlieferung wird der Verursa-
cherabzug auf 1 % je weitere 1 000 kg Anliefe-
rungsmenge begrenzt. 
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— Für Betriebe ab 161 000 kg Milchanlieferung 
wird ein zusätzlicher Mengenabzug erhoben. Er 
beträgt bei einer Anlieferungsmenge (Jahr 
1983) 
• von 161 000 kg bis 180 000 kg 0,1 % für jede 

zusätzliche tausend Kilogramm, 
• von 180 001 kg bis 286 000 kg konstant 2 

und 
• von 286 001 kg bis 300 000 kg zusätzlich 0,1 % 

für jede angefangene tausend Kilogramm. 

Der Mengenabzug erreicht bei Anlieferungs-
mengen von 300 001 kg und mehr den Höchst-
satz von 3,5 %. 

Unter Berücksichtigung der einzelnen Kürzungs-
komponenten errechnet sich' in den Betrieben eine 
Referenzmenge, die in Abhängigkeit von der ange-
lieferten Milchmenge und der Steigerung der 
Milchproduktion um 2 bis 12,5 % unter der Anliefe-
rungsmenge von 1983 liegt. Diese Staffelung hat zu 
einer relativ ausgewogenen Kürzung sowohl auf 
einzelbetrieblicher als auch auf regionaler Ebene 
geführt. 

Für die Milchanlieferungen, die über die jeweilige 
Referenzmenge hinausgehen, wird eine Abgabe er-
hoben. Sie dient der Abdeckung der Kosten zur Ver-
marktung dieser Überschußmilch und beträgt 75 % 
des EG-Richtpreises für Milch. Der Vorschlag der 
Bundesregierung bei den Brüsseler Verhandlungen, 
die Abrechnung der Abgabezahlungen jährlich 
durchzuführen, wurde von den anderen Mitglied-
staaten nicht gebilligt. Es wurde beschlossen, die 
Abgabe vierteljährlich abzurechnen. 

157. Bei der Zuteilung von Referenzmengen er-
geben sich vor allem dann Probleme, wenn die 
Milchanlieferung im Referenzjahr für die Referenz-
mengenberechnung aus bestimmten Gründen 
(Fälle höherer Gewalt) besonders niedrig war oder 
wenn Betriebe sich im Aufstockungsprozeß befin-
den. Daher wurde für Betriebe in besonderen Si-
tuationen eine Regelung geschaffen, nach der die 
Referenzmenge abweichend von der oben beschrie-
benen Regelung festgesetzt wird. Der Berücksichti-
gung von besonderen Situationen bei der Bemes-
sung der Referenzmenge sind allerdings Grenzen 
gesetzt, da jede Erweiterung der einzelbetrieblichen 
Referenzmenge dem Ziel der Produktionsbegren-
zung bzw. der Produktionsrückführung wider-
spricht. 

Für Milcherzeuger, die hauptberuflich Landwirt-
schaft betreiben und die durch die Garantiemen-
genregelung nachweislich in ihrer Existenz gefähr-
det sind, nach den bisher geltenden Kriterien je-
doch nicht als Betriebe in besonderen Situationen 
anerkannt werden können, wurde eine Sonderrege-
lung geschaffen. Den Bundesländern obliegt es, im 
Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Men-
gen diesen Betrieben zusätzliche Referenzmengen 
zuzuteilen. Hierfür stehen insgesamt 60 000 t Milch 
zur Verfügung. Die Aufteilung auf die einzelnen 
Bundesländer erfolgte unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten bei 
der Milcherzeugung. 

158. Für Betriebe in besonderen Situationen stellt 
die Bundesregierung Mittel zum Aufkauf von Refe-
renzmengen zur Verfügung, um den Kürzungssatz 
für den einzelnen Milcherzeuger möglichst gering 
zu halten. Landwirten, die ihre Milchproduk-
tion endgültig aufgeben, wird eine Vergütung, die 
sogenannte Milchrente, gewährt. Diese beträgt 
1 000 DM je 1 000 kg ermittelte Referenzmenge und 
wird in zehn gleichen Jahresraten ab 1985 gezahlt. 
Der Höchstbetrag der Milchrente beläuft sich auf 
15 000 DM pro Betrieb und Jahr. Insgesamt soll da-
mit eine Menge von 1 Mio. t Milch für Betriebe in 
besonderen Situationen freigesetzt werden. 

Zum 7. Januar 1985 waren 21 938 Anträge auf Milch-
rente mit einem Garantiemengen-Volumen von 
786 153 t bewilligt. Weitere rd. 1 700 Anträge mit 
einem Volumen von etwa 45 000 t befinden sich in 
Bearbeitung. Die Antragsfrist für die Milchrente, 
die zunächst Ende September 1984 enden sollte, 
wurde bis zum 31. März 1985 verlängert. 

159. Einer Regelung bedurfte auch der Übergang 
von Referenzmengen insbesondere bei der Ver-
pachtung von Betriebsflächen. Hier gilt im wesent-
lichen folgendes: Für laufende Pachtverträge, die 
nach dem 1. April 1984 geschlossen wurden und 
nach dem 30. September 1984 enden, fallen bei 
Rückgabe der Pachtfläche höchstens 5 000 kg Milch 
je ha zur Milcherzeugung genutzter Fläche als Re-
ferenzmenge an den Verpächter zurück. Die restli-
che, auf der Pachtfläche ruhende Referenzmenge 
verbleibt beim Pächter. 

Aus nach dem 30. September 1984 geschlossenen 
Pachtverträgen (Neupachten) können maximal 
5 000 kg je ha als Referenzmenge auf den Pächter 
übergehen. Davon werden jedoch 20 % zugunsten 
der nationalen Reserve, aus der Zuweisungen für 
Betriebe in besonderen Situationen erfolgen sollen, 
einbehalten. Letztlich gehen somit nur maximal 
4 000 kg Milch je ha auf den Pächter über. Mit die-
ser Regelung soll vor allem einer spekulativen Er-
höhung der Pacht- und Bodenpreise entgegenge-
wirkt werden. 

Eine Sonderregelung wurde für sog. „Altpachtver-
träge" geschaffen, die vor Inkrafttreten der Garan-
tiemengenregelung geschlossen worden sind und 
nach dem 30. September 1984 auslaufen. In diesen 
Fällen verbleibt bei der Rückgabe der Pachtflächen 
die Referenzmenge, die auf einer zur Milcherzeu-
gung genutzten Fläche bis zu 5 ha liegt, beim Päch-
ter. Die Referenzmenge für darüber hinausgehende 
Flächen fällt dem Verpächter zu, allerdings nur bis 
zu einer Höchstmenge von 5 000 kg je ha. Ausnah-
men von dieser Regelung sind nur dann möglich, 
wenn Pächter und Verpächter eine entsprechende 
Einigung erzielen oder der Verpächter nachweisen 
kann, daß er auf die Rerenzmenge angewiesen ist. 
Auch in diesen Ausnahmefällen gilt jedoch für die 
Übertragungsmenge die Höchstgrenze von 5 000 kg 
je ha. 

160. Die Abgaben für die Überschreitung von Re-
ferenzmengen wurden für die ersten beiden Ab-
rechnungsquartale 1984/85 mit der Milchgeldab- 
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rechnung für den Oktober von den Molkereien ein-
behalten. Die folgenden Abgaben sind quartals-
weise abzuführen. Wegen der zum Teil recht hohen 
Abgabezahlungen beschränkte die EG-Kommission 
auf deutschen Antrag die erste Zahlung auf 50 % 
der Abgabeschuld. Darüber hinaus wird nach natio-
nalem Abgaberecht Landwirten, deren dann noch 
verbleibende Abgabeschuld mehr als die Hälfte des 
Oktober-Milchgeldes beträgt, der überschießende 
Betrag gestundet. Die Restschuld wird mit der Jah-
resabrechnung im Mai 1985 verrechnet. 

Die Bundesregierung hat für die Berggebiete und 
für Kleinbetriebe bis zu 20 000 kg Jahresmilchanlie-
ferung von der im EG-Recht vorgesehenen Möglich-
keit der jährlichen Abrechnung Gebrauch ge-
macht. 

161. Milcherzeuger, die Milch oder Milchprodukte 
direkt an den Verbraucher verkaufen, müssen hier-
für die Zuweisung einer Referenzmenge beantra-
gen. Die Menge errechnet sich nach den Grundsät-
zen der Garantiemengenregelung. Als Referenzjahr 
gilt hier — anders als bei den Anlieferungen an die 
Molkereien — das Jahr 1981. 

In bestimmten Ausnahmefällen (z. B. Vorzugs-
milchbetriebe und Betriebe mit zeitweiliger Alp-
wirtschaft) soll jeweils für ein Wirtschaftsjahr eine 
Gesamtreferenzmenge (Anlieferungs- und Direkt-
vermarktungsreferenzmenge) gebildet werden kön-
nen, um im Rahmen dieser Gesamtmenge den Ab-
satz den jeweiligen Gegebenheiten anpassen zu 
können. Hierfür ist eine Änderung des EG-Rechts 
notwendig, um die sich die Bundesregierung nach 
wie vor bemüht. 

162. Die Mitverantwortungsabgabe wurde für das 
Wirtschaftsjahr 1984/85 um 1 % auf 3 % des Richt-
preises für Milch angehoben. Gleichzeitig erfolgte 
eine Entlastung der Kleinerzeuger, die im Kalen-

derjahr 1983 weniger als 100 000 kg Milch abgelie-
fert haben. Ihnen wird für die ersten 60 000 kg An

-

liefereng in den Wirtschaftsjahren 1984/85 und 
1985/86 ein Abzug von der Mitverantwortungsab-
gabe in Höhe von rd. 0,7 Pf/kg gewährt. 

163. Die zusätzliche Verbilligung von Butter zur 
Herstellung von Backwaren und Speiseeis (Beihilfe 
beträgt 60 % bzw. 33 % des Interventionspreises) so-
wie die Ausweitung der Verwendung auf Süßwaren 
haben dazu beigetragen, daß der Einsatz von Butter 
in diesen Bereichen EG-weit um knapp 20 % ausge-
dehnt werden konnte. Damit konnte der Absatz um 
rd. 20 000 t auf 1,64 Mio. t gesteigert werden. Diese 
und andere Absatzmaßnahmen reichten jedoch 
nicht aus, die hohen Butterbestände nachhaltig ab-
zubauen. 

Die Kommission hat deshalb Mitte Oktober 1984 
einige Sondermaßnahmen beschlossen. Neben ei-
ner Weihnachtsbutteraktion wurde eine Verbilli-
gung von mindestens sechs Monate alter sowie von 
mindestens 18 Monate alter Butter für den Export 
festgesetzt. Die Butter ist für Länder des Vorderen 
Orients und die UdSSR bestimmt. 

Um den Bestand an Magermilchpulver abzubauen, 
wurden 1984 zur Verfütterung an Schweine rd. 
620 000 t Magermilchpulver verbilligt. 

Rind- und Kalbfleisch 

a) Entwicklung 

164. Die Bruttoeigenerzeugung von Rind- und 
Kalbfleisch erhöhte sich im Jahre 1984 in der EG 
(rd. + 5 %) und in der Bundesrepublik Deutschland 
(rd. +7 %) weit stärker als in den Vorjahren (Über-
sicht 48). Diese Entwicklung ist vor allem auf die 
durch die veränderte EG-Milchmarktpolitik gestie-
gene Zahl an Kuhschlachtungen zurückzuführen. 

Übersicht 48 

Versorgung mit Rind- und Kalbfleisch in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

1000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982 19831 ) 19842) 1982 1983 19842) 

Bruttoeigenerzeugung . 	 6 678 6 900 7 250 1 502 1 521 1 635 
Ausfuhr lebender Tiere 	  76 103 100 75 78 70 
Einfuhr lebender Tiere 	  75 64 17 43 44 49 
Nettoerzeugung 	  6 677 6 861 7 167 1471 1 487 1 613 
Einfuhr 	  365 384 364 205 217 245 
Ausfuhr 	  447 500 695 333 341 407 
Bestandsveränderung 	  + 22 + 160 + 130 -6 +29 65 
Nahrungsverbrauch 	  6 565 6 578 6 700 1 350 1 335 1 385 
dgl. kg je Kopf 	  24,1 24,2 24,6 21,9 21,7 22,6 

Selbstversorgungsgrad in % 	 102 105 108 111 114 118 

1) vorläufig 	2) geschätzt 
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Der Verbrauch an Rind- und Kalbfleisch nahm 1984 
erstmals seit mehreren Jahren sowohl in der EG als 
auch in der Bundesrepublik Deutschland um rd. 4 % 
gegenüber dem Vorjahr zu. Da die Zunahme des 
Verbrauchs geringer war als der Produktionszu-
wachs, stieg der Selbstversorgungsgrad weiter an. 
Dank der günstigen Absatzmöglichkeiten in Dritt-
ländern fielen die deutschen Exporte an Rind- und 
Kalbfleisch fast doppelt so hoch aus wie die Im-
porte und erreichten damit einen neuen Rekord-
stand. 

Die Schlachtrinderpreise lagen aufgrund des er-
höhten Inlandsangebots ganzjährig unter dem ho-
hen Vorjahresniveau. Der Durchschnittspreis für 
Bullen A (einschl. MWSt) betrug 1984 im Bundes-
gebiet 490 DM/100 kg Lebendgewicht gegenüber 
498 DM/100 kg im Vorjahr. 

b) Maßnahmen 

165. Im Rahmen der Dauerintervention wurden in 
der EG im Jahre 1984 rd. 490 000 t Rindfleisch in die 
staatliche Lagerhaltung übernommen gegenüber 
445 000 t im Jahre 1983. Davon entfielen rd. 75 000 t 
auf Ankäufe der BALM (1983: 71 495 t). Infolge äu-
ßerst schwacher Drittlandsnachfrage nach Gefrier-
fleisch im 2. Halbjahr 1984 stiegen die EG-Interven-
tionsbestände bis zum Jahresende 1984 auf rd. 
615 000 t an. Daran war die BALM mit rd. 74 100 t 
beteiligt. Die Gesamtverkäufe der Gemeinschaft an 
interveniertem Rindfleisch beliefen sich 1984 auf 
rd. 209 000 t (BALM rd. 42 450 t). 

Die im Spätsommer und Herbst 1984, insbesondere 
zur Stützung des Marktes für Schlachtkühe, durch-
geführte EG-Beihilfenaktion für die private Lager-
haltung von Rindfleisch fand eine weitaus größere 
Beteiligung als die Aktionen in früheren Jahren. 
Vom 20. August bis 21. Dezember 1984 wurden in 
der EG insgesamt Lagerverträge für rd. 275 000 t 
Rindfleisch abgeschlossen (BALM rd. 86 140 t). Mit 

Hilfe der EG-Stützungsmaßnahmen konnten die 
Preisabstände zum Vorjahr in der zweiten Jahres-
hälfte deutlich verringert werden. 

Zur weiteren Marktentlastung in der EG trugen im 
Jahre 1984 Rekordausfuhren von Rindfleisch und 
Schlachtrindern in Drittländer von rd. 800 000 t bei, 
die - wie schon im Vorjahr — durch eine Sonderer-
stattungsregelung für Frischfleisch von männlichen 
Rindern begünstigt wurden. Aber auch die zum 
28. Juli 1984 erfolgte Anhebung der Exporterstat-
tungen für lebende Schlacht- und Nutzkühe sowie 
Färsen und Frischfleisch von weiblichen Rindern 
um durchschnittlich 15 % hatte beträchtlichen An-
teil an der Steigerung der EG-Drittlandsausfuhren. 

Die im Rahmen von Art. 14 der Rindfleisch-MO all-
jährlich vom Rat festgesetzte abschöpfungsbegün-
stigte Einfuhr von Verarbeitungsfleisch aus Dritt-
ländern zur Versorgung der' inländischen Verarbei-
tungsindustrie wurde 1984 in Anbetracht der reich-
lichen Inlandsversorgung um 10 000 t auf 50 000 t 
Rindergefrierfleisch gekürzt. Die Gesamtimporte 
der EG blieben 1984 mit rd. 364 000 t um rd. 5 % hin-
ter dem vorjährigen Umfang zurück.  

Aufgrund des Agrarministerratsbeschlusses von 
Ende März 1984 werden die Interventionsankaufs-
preise für Schlachtkörper von. Rindern seit April 
1984 auf der Basis des gemeinschaftlichen Handels-
klassenschemas für Rindfleisch festgelegt. 

Schweinefleisch 

a) Entwicklung 

166. Die Erzeugung von Schweinefleisch erhöhte 
sich 1984 im Durchschnitt der EG ähnlich (rd. 
+ 1 %) wie in der Bundesrepublik Deutschland (rd. 
+ 3 %) (Übersicht 49). Der Schwerpunkt des zy-
klisch bedingten Produktionsanstiegs lag im 
1. Halbjahr. 

Übersicht 49 

Versorgung mit Schweinefleisch in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

in 1 000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982 19831) 19842) 1982 1983. 19842) 

Bruttoeigenerzeugung 	 10 175 10 470 10 530 3 064 3 150 3 179 	 

Ausfuhr lebender Tiere 	 16 20 23 17 20 25 
Einfuhr lebender Tiere 	 43 20 37 102 88 90 

Nettoerzeugung 	 10 202 10 470 10 544 3 150 3 218 3 245 
Einfuhr 	  118 55 103 486 507 506 

Ausfuhr 	  233 295 332 85 113 115 

Bestandsveränderung 	 — 8 + 21 - — 4 + 8 — 6 
Nahrungsverbrauch 	 10 090 10 209 10 315 3 556 3 604 3 642 
dgl. kg je Kopf 	 37,1 37,5 37,8 57,7 58,7 59,5 

Selbstversorgungsgrad in % 	.. 101 103 102 86 87 87 

1) vorläufig 	2) geschätzt 
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Der Pro-Kopf-Verbrauch an Schweinefleisch in der 
EG und in der Bundesrepublik Deutschland stieg 
weiter an. 

Nach einem Tiefstand Anfang 1984 haben die Refe-
renzpreise für Schweinehälften in der zweiten Jah-
reshälfte das Vorjahresniveau deutlich überschrit-
ten. Im Jahresdurchschnitt lagen die Marktpreise 
für lebende Schlachtschweine im Bundesdurch-
schnitt (einschl. MWSt) um rd. 2 % über dem relativ 
niedrigen Vorjahresniveau. 

b) Maßnahmen 

167. Zur Marktentlastung wurden in der Zeit vom 
16. Januar bis 29. Juni 1984 in der Gemeinschaft 
Verträge über die private Lagerhaltung von insge-
samt rd. 104 000 t Schweinefleisch abgeschlossen; 
davon entfielen rd. 24 000 t auf die Bundesrepublik 
Deutschland. 

Der EG-Ministerrat hat eine neue EG-Handelsklas-
senregelung für Schweineschlachtkörper mit Wir-
kung vom 1. Januar 1985 verabschiedet. Während 
einer Übergangszeit von vier Jahren können die 
Mitgliedstaaten festlegen, von welchem Zeitpunkt 
an das neue Handelsklassenschema in ihrem Ho-
heitsgebiet verbindlich anzuwenden ist. Für die 
Bundesrepublik Deutschland wird eine Anpassung 
der nationalen Verordnung an die neue EG-Verord-
nung im Laufe des Jahres 1985 angestrebt. 

Schaffleisch 

a) Entwicklung 

168. Die Bruttoeigenerzeugung an Schaffleisch 
nahm im Jahre 1984 in der Bundesrepublik 
Deutschland weiter zu (rd. + 3,2 % auf 22 500 t). 

Da die Nachfrage wie im Vorjahr relativ schwach 
war, bewegten sich die durchschnittlichen Erzeu-
gerpreise für Mastlammfleisch 1984 erneut auf 
niedrigem Niveau. Die durchschnittlichen Markt-
preise lagen im Wirtschaftsjahr 1984/85 bisher, 
auch unter Berücksichtigung der Ausgleichsrege-
lung über die Umsatzsteuer, deutlich unter dem EG-
Grundpreis von 10,76 DM/kg (ohne MWSt). 

b) Maßnahmen 

169. In Anbetracht der deutlichen Differenz zwi-
schen den durchschnittlichen Marktpreisen in der 
Bundesrepublik Deutschland und dem EG-Grund-
preis sind für das Wirtschaftsjahr 1984/85 Mutter-
schafprämien zu erwarten, die allerdings die für 
1983/84 gezahlten Prämien von 40,16 DM je Mutter-
schaf nicht ganz erreichen. 

Die Gesamtausgaben der Gemeinschaft zur Stüt-
zung der Schaffleischproduktion hat die EG-Kom-
mission im Nachtragshaushaltsplan für 1984 auf 
479 Mio. ECU geschätzt. Dies bedeutet gegenüber 
dem Vorjahr einen Ausgabenanstieg von rd. 56,5%. 

Eier und Geflügel 

a) Entwicklung 

170. Bei 1983 zunächst verringerten, im weiteren 
Jahresverlauf dann wieder steigenden Kükenein-
stallungen in der Gemeinschaft lag die Eiererzeu-
gung 1984 etwa auf Vorjahreshöhe (Übersicht 50). 

Die Erzeugerpreise lagen Anfang 1984 auf hohem 
Niveau und sind nach Ostern ungewöhnlich stark 
zurückgegangen. Für 1984 insgesamt wurden die 
Vorjahrespreise leicht übertroffen. 

Übersicht 50 

Versorgung mit Eiern in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

in 1 000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982 1983') 19842) 1982 1983 19842) 

Verwendbare Erzeugung 	 4 264 4 192 4 213 771 759 757 

Einfuhr 	  33 38 45 363 339 339 

Ausfuhr 	  162 173 145 42 47 47 

Bestandsveränderung 	 + 	5 —2 —2 +3 0 0 

Inlandsverwendung 	 4 128 4 057 4 115 1 089 1 051 1 049 

darunter 
— Bruteier 	  232 225 230 23 22 22 

Nahrungsverbrauch 	 3 873 3 810 3 900 1 066 1 029 1 027 

dgl. kg je Kopf 	 14,2 14,0 14,3 17,3 16,8 16,8 

Selbstversorgungsgrad in % 	 103 103 102 71 72 72 

1) vorläufig 	2) geschätzt 
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Übersicht 51 

Versorgung mit Geflügelfleisch in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

in 1 000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982 1983') 19842) 1982 1983 
- 

19842) 

Bruttoeigenerzeugung 	 4 397 4 285 4 285 379 344 351 
Ausfuhr lebender Tiere 	 3 3 3 2 1 2 
Einfuhr lebender Tiere 	 3 3 3 18 15 11 

Nettoerzeugung 	 4 397 4 285 4 285 395 358 360 
Einfuhr 	  64 60 60 260 237 244 
Ausfuhr 	  426 417 350 47 28 25 
Bestandsveränderung 	 + 99 + 33 — 15 . . . 

Nahrungsverbrauch 	 3 928 3 895 4 010 608 567 579 
dgl. kg je Kopf 	 14,4 14,3 14,7 9,9 9,2 9,5 

Selbstversorgungsgrad in % 	 112 110 107 62 61 61 

1) vorläufig 	2) geschätzt 

171. Die im Jahre 1983 vorgenommene Einschrän-
kung der Hähnchenerzeugung um rd. 15% reichte 
wegen der schwachen Nachfrage nur zu einer Sta-
bilisierung der Preise auf sehr niedrigem Niveau 
aus. Erst eine weitere Verringerung des Angebotes 
gefrosteter Hähnchen zugunsten von Frischware 
und Hähnchenteilen sowie geringere Einfuhren 
führten in der zweiten Jahreshälfte zu einem An-
stieg der Hähnchenpreise (Übersicht 51). 

b) Maßnahmen 

172. Nach jahrelangen Verhandlungen wurde die 
EWG-Verordnung über die Vermarktungsnormen 
für Eier dahingehend geändert, daß statt der ver-
schlüsselten Wochennummer die offene Angabe der 
Packzeit oder des Packdatums erfolgen muß. 
Ferner kann auf den Packungen ein empfohlenes 
Verkaufsdatum, ein Hinweis auf die Haltungsform 
der Hühner sowie auf die Herkunft der Eier ange-
bracht werden. 

Die Frage der Verwendung von bebrüteten Eiern in 
Nahrungsmitteln muß nach einer auf zwei Jahre 
befristeten umfassenden Untersuchung durch die 
Kommission erneut behandelt werden. 

Bienenhonig 

173. Im Jahre 1984 wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland 14 900 t Honig produziert (Vorjahr: 
19 000 t). Der Produktionswert betrug 151 Mio. DM. 
Die EG hat im Wirtschaftsjahr 1983/84 wiederum 
rd. 2,7 Mio. DM an Beihilfen zur Förderung der Bie-
nenzucht bereitgestellt. 

Getreide 

a) Entwicklung 

174. Das Wirtschaftsjahr 1984/85 begann weltweit 
mit vergleichsweise geringen Überhangbeständen 

(rd. 16% des Weltverbrauchs, gegenüber 21 % im 
Vorjahr), die sogar den von der FAO für erforder-
lich gehaltenen Umfang (rd. 17 % bis 18 % des Welt-
verbrauchs) unterschritten. Insbesondere in den 
USA, die den Weltmarkt wesentlich bestimmen, war 
der Getreideüberhang (vor allem bei Futtergetrei-
de) zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/85 erheb-
lich niedriger als im Vorjahr. Die Zunahme der 
Weltgetreideernte (einschl. Reis) um rd. 8 % auf 
1,77 Mrd. t wird voraussichtlich am Ende des Wirt-
schaftsjahres 1984/85 zu einem Anstieg der Über-
hangbestände auf 18 % des Weltgetreideverbrauchs 
führen. Die Getreidepreise auf dem Weltmarkt ste-
hen daher unter einem beträchtlichen Angebots-
druck. Infolge der Kursentwicklung des US-Dollars 
lagen die Weltmarktpreise in ECU aber dennoch 
zum Teil höher als vor einem Jahr. Von August bis 
Oktober 1984 überschritten die cif-Preise für Weich-
weizen und Mais sogar zeitweise die Interventions-
preise der Gemeinschaft (Schaubild 7). 
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175. Auf dem Getreidemarkt der EG konnten bis 
zum Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/85 die 
Überhangbestände von 18 auf 13 Mio. t abgebaut 
werden (Übersicht 52). Dennoch hielt der starke An

-

gebotsdruck auf dem Getreidemarkt weiterhin an, 
da die Ernte 1984 mit rd. 150 Mio. t das Vorjahreser-
gebnis um 22 % übertraf, obwohl die Getreideflä-
chen nur geringfügig um 0,5% ausgedehnt worden 
war. 

Die durchschnittlichen Flächenerträge überstiegen 
— vorwiegend witterungsbedingt — erstmals 53 dt/ 
ha. Der Produktionsanstieg gegenüber dem Vorjahr 
war bei Weichweizen mit 26 % und bei Durum mit 
59% am höchsten. Die EG-Erzeugung beider Getrei-
dearten zusammen übertraf mit 76 Mio. t sogar die 
Weizenproduktion der USA um rd. 5 Mio. t. Die Ger-
steproduktion 1984/85 lag  mit rd. 44 Mio. t noch über 
dem hohen Ergebnis der Ernte 1982. 

Der Verbrauch an Getreide in der EG wird sich 
1984/85 voraussichtlich wie im vergangenen Jahr 
auf etwa 117 Mio. t belaufen. Gegenüber dem Auf-
kommen an Getreide (Bestand zu Beginn des  Wirt-
schaftsjahres, verwendbare Erzeugung, Einfuhren) 
ergibt sich somit eine Differenz von mindestens 
50 Mio. t. Unter Berücksichtigung der am  Welt-
markt voraussichtlich absetzbaren Getreidemenge 
(rd. 24 Mio. t, einschl. Erzeugnisse) werden die Ge-
treidebestände der Gemeinschaft am Ende des 
Wirtschaftsjahres 1984/85 auf rd. 30 Mio. t ansteigen 
und damit die für erforderlich gehaltenen Vorräte 
von rd. 12 Mio. t erheblich übersteigen. 

Die Überschüsse bestehen fast ausschließlich aus 
Weichweizen und Durum. Während bei Durum eine 
inferiore Verwendung (Verfütterung) in größerem 

Umfang nicht zu erwarten ist, könnte bei Weichwei-
zen gegenüber dem Vorjahr eine Mehrverfütterung 
eintreten. Eine verstärkte Verfütterung von Weich-
weizen zu Lasten der Maisverfütterung wird durch 
die seit Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/85 auf-
grund der Überschußsituation vergleichsweise nied-
rigen Getreidepreise in der Gemeinschaft begün-
stigt. Sie unterschritten zeitweise für Brotweizen 
und Gerste in weiten Teilen der Gemeinschaft die 
vergleichbaren Vorjahrespreise in nationaler Wäh-
rung um 10 % und mehr. Den Wettbewerbsvorteil 
der weitgehend abgabenfrei eingeführten Futter-
mittel vermag aber selbst dieser Preisrückgang 
nicht auszugleichen. Selbst wenn es möglich wäre, 
'alle importierten Getreidesubsitute (de finiert im 
Anhang D zur Getreidegrundverordnung) rd. 
13 Mio. t Getreideäquivalent - durch EG-Getreide 
zu ersetzen, würden die beträchtlichen Getreide-
überschüsse der Gemeinschaft 1984/85 damit je-
doch nicht völlig beseitigt. 

176. Die Getreideernte der Bundesrepublik 
Deutschland erhöhte sich 1984/85 gegenüber dem 
Vorjahr trotz Einschränkung der Anbaufläche (rd. 
2%) um 15% auf 26,5 Mio. t, da auch hier die Erträge 
vorwiegend witterungsbedingt erheblich über dem 
mehrjährigen Durchschnitt lagen. Bei einem ge-
schätzten Inlandsverbrauch von 26 Mio. t wurde bei 
Getreide insgesamt erstmals die volle Selbstversor-
gung überschritten. Bei Weichweizen beträgt im 
laufenden Wirtschaftsjahr der Selbstversorgungs

-

grad 117 % und bei Gerste 104 % (Übersicht 52). 

Schon zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/85 
herrschte in der Bundesrepublik Deutschland auf-
grund der Überschußsituation bei Getreide ein er-
heblicher Preisdruck. Dieser wurde verstärkt durch 

Übersicht 52 

Versorgung mit Getreide in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

— 1 000 t Getreideeinheiten- 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982/83 1983/80 1984/852) 1982/83 1983/84 1984/852) 

Anbaufläche (1000 ha) 	 28 086 27 512 27 520 5 069 5 044 4 941 

Erzeugung (verwendbar) 	 131401 123 289 149 800 24 625 23 011 26 489 

Anfangsbestand 	 13 085 17 940 12 833 5 374 6 828 5 394 

Endbestand 	  17 940 12 833 29 700 6 828 5 394 9 275 

Einfuhr 	  10 862 9 085 7 900 5 880 5 785 5 582 

Ausfuhr 	  22 917 20 265 23 800 3 408 4 412 2 078 

Verbrauch insgesamt 	 114 491 117 216 117 033 25 643 25 818 26 112 

darunter Futter 	  69 178 69 403 69 220 15 831 15 986 16 200 

Industrie 	 8 943 8 781 8 850 2 756 2 786 2 795 

Nahrung 	 30 226 29 310 29 540 5 593 5 627 5 629 
Nahrungsverbrauch 
(Mehlwert, kg je Kopf) 	 82,6 80,1 80,4 70,8 71,8 71,9 

Selbstversorgungsgrad (%) 	 115 105 128 96 89 102 

1) vorläufig 	2) geschätzt 
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die ungewöhnlich große Getreideernte der Gemein-
schaft insgesamt, durch die Verlängerung der Zah-
lungsfristen bei der Intervention von Getreide und 
durch die Marktunsicherheit im Hinblick auf den 
Preisbruch zum 1. Januar 1985. Zudem verminder-
ten sich die Weltmarktpreise für Nichtgetreidefut

-

termittel. Die Erzeugerpreise für Getreide gingen 
gegenüber dem Vorjahr zurück. Auch unter Berück-
sichtigung des den Landwirten vom 1. Juli 1984 an 
gewährten Einkommensausgleichs über die Um-
satzsteuer lagen die Erzeugerpreise im August/No-
vember 1984 um rd. 6% unter den Vorjahrespreisen 
(Übersicht 53). 

Übersicht 53 

Erzeugerpreise für Getreide 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Aug./Nov. 

Getreideart 1982/83 1983/84 
1983/84 
gegen Aug./Nov. 19842) 

) 

1984 
gegen 

1982/83 Aug./Nov. 
1983 

DM/dt2) To  DM/dt1 

Weichweizen 	 53,48 53,62 + 0,3 49,09 - 6,1 

Roggen 	 50,31 52,06 + 3,5 48,34 - 6,7 

Futtergerste 	 48,75 50,98 + 4,6 47,14 - 5,0 

Braugerste 	 54,07 56,16 + 3,9 55,56 - 0,6 

1) Durchschnitt aller Qualitäten einschließlich Mehrwertsteuer; ab 
1. Juli 1984 einschließlich 5 % Einkommensausgleich über die Mehr

-

wertsteuer vgl. MB Tabelle 110 
2) arithmetisches Mittel 

b) Maßnahmen 

177. Im Rahmen der Preisbeschlüsse für 1984/85 
wurde bei Weichweizen der Abstand zwischen dem 
Preis, zu dem die Interventionsstellen Brotweizen 
der Mindestqualität aufkaufen können (Referenz-
preis der Mindestqualität), und dem Interventions-
preis für Weichweizen, Gerste und Mais von 10,34% 
auf 7 1)/0 vermindert. Die Kommission begrenzte den 
Ankauf von Brotweizen für die gesamte EG - wie 
im Vorjahr - auf 3 Mio. t. Aufgrund der großen 
Ernte lagen die Marktpreise für Brotweizen in wei-
ten Teilen der  Gemeinschaft unter dem Interven-
tionspreis. Auch bei den anderen Getreidearten 
Futterweizen, Gerste und Roggen sowie Durum  - 
war  ein erheblicher Angebots- und Preisdruck zu 
verzeichnen. 

Der Rückgang der Großhandelspreise für Getreide 
führte zu einer starken Inanspruchnahme der 
staatlichen Preisstützung. Bis Ende Oktober 1984 
waren, abgesehen von Brotweizen, bereits 2,5 Mio.t 
Getreide von den Interventionsstellen der Gemein-
schaft übernommen worden. 

Wegen der mit dem Abbau des Währungsausgleichs 
verbundenen Senkung der Interventionspreise zum 
1. Januar 1985 war zu erwarten, daß die Andienung 
von Getreide an die Interventionsstelle der Bundes-
republik Deutschland stark zunehmen würde. Um 
dies zu verhindern, hatte die Bundesregierung bei 
der Kommission beantragt, eine Preisbruchvergü-
tung für am 1. Januar 1985 vorhandene Bestände an 

Getreide und Stärke zu gewähren. Trotz wiederhol-
ter Erinnerungen traf die  Kommission eine Ent-
scheidung erst am 20. September 1984, als die Ver-
marktung der Ernte schon weit fortgeschritten war. 
Sie lehnte eine Preisbruchvergütung ab und be-
, schränkte die Intervention von Weichweizen, Ger-
ste und Roggen in der Bundesrepublik Deutschland 
zum alten Preis (1 ECU = 2,52875 DM) auf 2,5 Mio. t. 
Für darüber hinaus angelieferte Getreidemengen 
wurden die Interventionspreise um 5,17 % 
(1 ECU = 2,39792 DM) vermindert. Die Bundesregie-
rung hat wegen der Verordnung der Kommission 
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof erhoben 
und gleichzeitig beantragt, den Vollzug der Verord-
nung vorläufig auszusetzen. Der Gerichtshof hat 
am 13. Dezember 1984 den Antrag auf eine einstwei-
lige Anordnung abgelehnt. 

Zur Entlastung des EG-Getreidemarktes waren von 
der Kommission frühzeitig vor Beginn des Wirt-
schaftsjahres 1984/85 , Exportmöglichkeiten eröffnet 
worden. Bis Ende Oktober 1984 waren bereits Aus-
fuhrlizenzen für etwa 12 Mio. t Getreide - rd. 40% 
mehr als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres - 
erteilt worden. 

Da sich bei Durum eine Ausweitung der Produktion 
absehen ließ, hat der Agrarministerrat die Einfüh-
rung einer gesonderten Garantieschwelle für diese 
Getreideart beschlossen und sie für 1984/85 auf 
4,6 Mio. t festgesetzt Der Durchschnitt der Durum-
ernten der drei letzten Jahre liegt über dieser 
Schwelle. 

Die 1984/85 gültige Garantieschwelle für Getreide 
außer Durum in Höhe von 121,32 Mio. t wird vom 
Durchschnitt der letzten drei Ernten um 8,2 Mio. t 
überschritten. Nach dem Beschluß des Ministerra-
tes vom 18. Mai 1982 ist die Kommission gehalten, 
für 1985/86 eine Senkung des Referenzpreises für 
Brotweizen (mittlere Qualität) und des Interven-
tionspreises der Hauptgetreidearten um 5% vorzu-
schlagen. 

Ölsaaten 	  

a) Entwicklung 

178. Am Weltmarkt führt die Produktionsausdeh-
nung bei den wichtigsten Ölsaaten, insbesondere 
von Sojabohnen, im Wirtschaftsjahr 1984/85 zu 
rückläufigen Preisen für Ölsaaten, Öle und Fette 
und für Ölschrote. Der vom Weltmarkt ausgehende 
Preisdruck bei den Futtereiweißkonzentraten wird 
in der Gemeinschaft durch die Einschränkung der 
Nachfrage als Folge der Milchmengenregelung und 
die weit überdurchschnittliche Versorgung mit 
Grundfutter noch verstärkt. Trotz des Kursanstiegs 
des US-Dollars gegenüber den EG-Währungen lie-
gen daher die Preise in ECU unter dem Vorjahres-
niveau. 
In der EG wurde der Anbau von Ölsaaten weiter 
ausgedehnt. Die Rapsernte 1984/85 erhöhte sich ge-
genüber dem Vorjahr um 33 % auf 3,33 Mio. t, die 
Produktion von Sonnenblumenkernen um 28 % auf 
1,24 Mio. t. 
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In der Bundesrepublik Deutschland setzte sich die 
seit Jahren zu beobachtende Produktionsauswei-
tung fort. Die Rapsernte übertraf 1984/85 mit 
672 000 t das Vorjahresergebnis um 12%, den Durch-
schnitt der drei Jahre zuvor um 35%. Der Absatz 
der Ernte war durch die zeitweise herrschende Un-
sicherheit über die Regelung des Preisbruchs zum 
1. Januar 1985 erschwert. Die Erzeuger erzielten - 
unter Berücksichtigung des den Landwirten ge-
währten Einkommensausgleichs über die Umsatz-
steuer — etwa Vorjahrespreise. 

b) Maßnahmen 

179. Bei Raps übertraf die Erzeugung die Garan-
tieschwelle für das Wirtschaftsjahr 1983/84. Dies 
hatte für 1984/85 eine Senkung der Richt- und 
Interventionspreise um 2% zur Folge. Die Ga-
rantieschwelle wurde für 1984/85 unter Beachtung 
der für 1990/91 festgelegten Orientierungsmenge 
(3,3 Mio. t) auf 2,41 Mio. t festgesetzt. Sie wird vom 
Durchschnitt der letzten drei Ernten voraussicht-
lich um 0,43 Mio. t überschritten. Daraus folgt, daß 
die Kommission gemäß dem Ratsbeschluß vom 
18. Mai 1982 für das Wirtschaftsjahr 1985/86 eine 
Kürzung des Richt- und Interventionspreises um 
5% vorschlagen müßte. 

Wegen der starken Zunahme der Produktion von 
Sonnenblumenkernen in der Gemeinschaft wurde 
für diese Kulturart ebenfalls eine Garantieschwelle 
eingeführt und für 1984/85 auf 1 Mio. t festgesetzt. 
Sie wurde vom Durchschnitt der letzten drei Jahre 
nicht überschritten. 

Zucker und Isoglukose 

a) Entwicklung 

180.

Der Weltmarkt für Zucker war weiterhin 
durch Überschüsse und hohe Bestände (1984 rd.  

40 % des Weltverbrauchs) gekennzeichnet. Die  Welt-
marktpreise bewegten sich daher auf vergleichs-
weise niedrigem Niveau (1984 rd. 30 % des EG-Prei-
ses) (Schaubild 8).  

Schaubild 8 

Für 1984/85 wird weltweit mit einer etwa gleichblei-
benden Produktion (rd. 97 Mio. t Rohwert) gerech-
net. Bei stagnierendem Verbrauch werden die Vor-
räte hoch und die Preise voraussichtlich niedrig 
bleiben. Die - vor allem in den USA — zuneh-
mende Verwendung von Isoglukose und anderen 
Süßstoffen wird zu weiteren Absatzverlusten bei 
Zucker führen. 

181.

In der EG ist die Zuckererzeugung 1983/84 
nach einer nochmaligen Anbaueinschränkung auf 
11 Mio. t (einschl. 1,1 Mio. t C-Zucker) zurückgegan-
gen (Übersicht 54). Hinzu kommen die vertraglich 
festgelegten Einfuhren aus AKP-Ländern in Höhe 
von 1,3 Mio. t. Der Verbrauch betrug rd. 9,4 Mio. t, 
die Ausfuhr mehr als 4 Mio. t. Die in den Vorjahren 
zur Entlastung des Weltmarktes gebildeten Zucker- 

Übersicht 54 
Versorgung mit Zucker in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 

und in der Bundesrepublik Deutschland 1) 

— 1000 t Weißzuckerwert — 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1982/83 1983/842) 1984/853) 1982/83 1983/84 '1984/853) 

Anbaufläche (l 000 ha) 	 1839 1 667 1 721 418 393 422 
Erzeugung 	  13 952 11 005 12 265 3 305 2 511 2 730 
Anfangsbestand 	 5 036 5 759 5 049 1 046 1 265 . 1 074 
Endbestand 	  5 759 5 049 5 914 1 265 1 074 974 
Einfuhr 	  1 277 1 650 1 500 400 401 420 
Ausfuhr 	  4 998 4000 3 500 I  243 1 008 1 100 
Verbrauch insgesamt 	 9 508 9 365 9 400 2 243 2 095 2 150 
darunter Futter 	 12 12 10 4 3 4 

Industrie 	. 66 85 80 19 18 18 
Nahrung 	 9 425 9 268 9 310 2 220 2 074 2 128 

Nahrungsverbrauch (kg je Kopf) 34,5 34,1 34,3 36,1 33,8 34,8 

Selbstversorgungsgrad (%) 	 147 	 118 130 147 120 127 

1) Wirtschaftsjahr Juli/Juni 	2) vorläufig 	3) geschätzt 
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bestände der EG wurden 1984 beträchtlich vermin

-

dert. Sie lagen Ende September 1984 mit 1,7 Mio. t 
erheblich unter den Vorjahresbeständen (3 Mio. t). 

Die Rübenanbaufläche in der Gemeinschaft wurde 
im Frühjahr 1984 um rd. 3,2 % ausgedehnt. Sie ist 
aber noch die zweitkleinste der letzten zehn Jahre. 
Für 1984/85 wird mit einer Zuckerproduktion von 
rd. 12,3 Mio. t gerechnet. 

182. Im Wirtschaftsjahr 1983/84 wurden in der 
Bundesrepublik Deutschland 2,5 Mio. t Zucker er-
zeugt, das waren — bedingt durch Anbaueinschrän-
kung und Witterungseinflüsse — 25 % weniger als 
im Vorjahr. Davon wurden rd. 2 Mio. t verbraucht; 
ein Großteil der Exporte ging in Drittländer. 

Für 1984/85 wird infolge einer leichten Ausdehnung 
der Anbauflächen mit einer etwas höheren Zucker-
produktion . von rd. 2,9 Mio. t gerechnet. 

Bis Ende 1984 wurden wegen Unsicherheiten bei 
der Preisbruchregelung 62 900 t Zucker zur Inter-
vention angeboten. 

183. Die Herstellung von Isoglukose blieb auch 
1983/84 in der EG mit 178 000 t innerhalb der Pro

-

duktionsquote. Die Qualität der Isoglukose ver-
schiebt sich offensichtlich bei einigen Herstellern 
in Richtung eines höheren Fruktosegehalts, was 
eine größere Süßkraft bedeutet. Weltweit wird die 
Produktion vor allem in den USA ausgedehnt. 

b) Maßnahmen 

184. Die EG ist ein traditioneller Anbieter von 
Zucker auf dem Weltmarkt. Wegen der anhaltend 
niedrigen Weltmarktpreise entstanden im Wirt-
schaftsjahr 1983/84 bei der Ausfuhr Verluste, die 
von der Zuckerwirtschaft mittels Produktionsabga-
ben zu tragen sind. Die Produktionsabgaben betru-
gen für A-Zucker 2 %, für B-Zucker 39,5 % des Inter-
ventionspreises. Auch 1984/85 werden größere Men-
gen (rd. 4 Mio. t) zu exportieren sein. 

Im Zusammenhang mit dem Abbau des Währungs-
ausgleichs ab 1. Januar 1985 und dem damit verbun-
denen Preisbruch bei Zucker hat die EG-Kommis-
sion für die Bundesrepublik Deutschland gegen-
über dem Vorjahr eine Senkung der Rübenmindest-
preise um 3,86 % sowie des Ankaufspreises für Zuk-
ker bei der Intervention um 5,15 % vom 21. Septem-
ber 1984 an beschlossen. Gegen diese Regelung hat 
die Bundesregierung Klage wegen unzureichender 
Ermächtigungsgrundlage der Kommission beim 
Europäischen Gerichtshof erhoben (vgl. Tz. 177). 

Unter Berücksichtigung der Ausgleichsregelung 
über die Umsatzsteuer betragen die A-Rübenpreise 
109,46 DM/t gegenüber 108,82 DM/t im Vorjahr 
und die B-Rübenpreise 67,59 DM/t gegenüber 
67,19 DM/t. 

Für 1985 stehen Neuverhandlungen über die ge-
meinsame Zuckermarktorganisation an, da die gel-
tende Quotenregelung Mitte 1986 ausläuft. 

Kartoffeln 

a) Entwicklung 

185. Die Kartoffelernte betrug 1984 in der Bundes-
republik Deutschland 7,27 Mio. t gegenüber 5,7 Mio. t 
im Vorjahr (MB Tabelle 85); darunter waren rd. 
540 000 t Frühkartoffeln (1983: rd. 424 000 t). Dieser 
Zuwachs der Erntemenge im Vergleich zu 1983 ist 
allein auf den Anstieg der durchschnittlichen Flä-
chenerträge um 31 % auf 332 dt/ha zurückzuführen. 
Die Anbaufläche war 1984 weiter auf 219 400 ha 
(– 2,1 %) eingeschränkt worden. Der Anbaurück-
gang ist vorrangig auf die abnehmende Bedeutung 
der Kartoffel als Grundnahrungsmittel sowie als 
Futtermittel zurückzuführen. Andererseits hat die 
Herstellung von Veredlungserzeugnissen für die 
menschliche Ernährung, bei der die Rohstoffversor-
gung in hohem Maße im Vertragsanbau erfolgt, zu-
genommen und damit zu einer gewissen Stabilisie-
rung der Kartoffelerzeugung beigetragen. 

b) Maßnahmen 

186. Für Kartoffeln gibt es keine gemeinsame 
Marktorganisation. Der Kartoffelmarkt wird durch 
verschiedene Maßnahmen stabilisiert, die zum Teil 
im Rahmen von nationalen und zum Teil von EG-
rechtlichen Regelungen durchgeführt werden. Zur 
Stärkung der Wettbewerbsstellung der deutschen 
Kartoffelwirtschaft hat die Bundesregierung den 
Kartoffelmarkt durch strukturwirksame Maßnah-
men nach der VO (EWG) Nr. 355/77 unterstützt. Die 
notwendige Qualitätsverbesserung von Speisekar-
toffeln soll auf der Grundlage der am 1. Juni 1985 in 
Kraft tretenden Neufassung der Handelsklassen-
verordnung erreicht werden. 

Obst und Gemüse 

a) Entwicklung 

187. Die Obsternte lag im Jahre 1984 in der Bun-
desrepublik Deutschland mit 3,4 Mio. t leicht über 
dem mehrjährigen Durchschnitt. Eine relativ hohe 
Ernte wurde bei Sauerkirschen erzielt, die in Ver-
bindung mit der verminderten EG-Verarbeitungs-
beihilfe und marktstörenden Einfuhren von Sauer-
kirscherzeugnissen aus Drittländern zu beträchtli-
chen Absatzschwierigkeiten führte. Aufgrund der 
unterdurchschnittlichen letztjährigen Apfelernte 
ließen sich die Lagerbestände aus dem Vorjahr zu 
befriedigenden Preisen absetzen. Interven tions-
maßnahmen der Erzeugerorganisationen mußten 
deshalb im Wirtschaftsjahr 1983/84 nicht durchge-
führt werden. 

188. Die Erzeugung von Gemüse im Freiland war 
1984 durch feuchtkühle Witterung bestimmt, die im 
Frühjahr die Produktion erheblich verzögerte. Die 
Anbaufläche wurde um 7 % auf 44 500 ha ausgewei-
tet; sie erreichte damit jedoch nicht den mehrjähri-
gen Durchschnitt. Die Flächenerträge lagen bei den 
meisten Gemüsearten überdurchschnittlich hoch; 
so daß die Erntemenge im Freiland mit 1,3 Mio. t 
das mehrjährige Mittel übertraf. Die Anbaufläche 
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unter Glas zeigte mit 1 274 ha keine Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr. 

b) Maßnahmen 

189. Die EG-Produktionsbeihilfenregelung für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
wurde u. a. in der Weise geändert, daß in Zukunft 
die Beihilfe nur noch für die verwendete Rohware 
und nicht mehr für das Fertigerzeugnis (einschl. 
Verpackung) gewährt wird. Dadurch wird die Ab-
nahme von einheimischer Rohware durch die Ver-
arbeitungsindustrie gefördert. Um eine Überpro-
duktion in der Gemeinschaft zu vermeiden, wurden 
Garantieschwellen für Tomatenerzeugnisse und ge-
trocknete Weintrauben eingeführt. Die Erzeuger-
mindestpreise für Kirschen wurden gesenkt, um 
den Absatz an die Obstkonservenindustrie zu er

-

leichtern. Zugleich wurde die Beihilfe für Kirschen 
in Sirup um 60 % und auch für einige andere Verar-
beitungserzeugnisse erheblich gekürzt. 

Die von der Bundesregierung zur Marktstabilisie-
rung beantragten Schutzmaßnahmen gegen die 
Einfuhr von Sauerkirschen und Sauerkirscherzeug-
nissen aus Jugoslawien lehnte die EG-Kommission 
ab. Außerdem untersagte die EG-Kommission der 
Bundesrepublik Deutschland, den Erzeugern und 
Erzeugervereinigungen eine einmalige Lagerbei-
hilfe für die Einlagerung von Sauerkirschen zu ge-
währen. Mit dieser Beihilfe hätte der Sauerkir-
schenmarkt vorübergehend entlastet werden kön-
nen. 

Wein 

a) Entwicklung 

190. Die Rebfläche in der Bundesrepublik 
Deutschland wurde seit 1950 von 49 479 ha auf 
90 372 ha im Jahre 1983 ausgedehnt. Mit diesem 
Flächenzuwachs und zunehmender Flächenproduk-
tivität durch rationelle Bewirtschaftungsverfahren 
erhöhte sich die Produktion. Die außergewöhnlich 
hohen Erntemengen der Jahrgänge 1982 und 1983 
(MB Tabelle 85) führten zu hohen Weinüberschüs-
sen und ernsten Absatzstörungen bei den Erzeu-
gern, da der Markt das große Weinangebot nicht 
aufnahm. In der Bundesrepublik Deutschland wur-
den daher im Weinwirtschaftsjahr 1983/84 erstma-
lig 2,5 Mio. hl Tafelwein destilliert. 

Vor Beginn der Lese des Jahrgangs 1984 beliefen 
sich die Lagerbestände bei den Erzeugern noch auf 
über 10 Mio. hl. Diese Weinmenge überstieg den 
seitherigen inländischen Weinbedarf eines Wirt-
schaftsjahres. Die Vegetationsentwicklung des 
Jahrgangs 1984 blieb hinter Normaljahren zurück; 
es wurde dadurch nur eine unterdurchschnittliche 
Weinmostmenge von 7,99 Mio. hl eingebracht. 

b) Maßnahmen 

191. Zum Abbau der Überschüsse wurden in be-
sonders stark betroffenen Weinbaugebieten Son-
derhilfsmaßnahmen, vornehmlich in Form gezielter 
und verstärkter Weinwerbung, eingeleitet. 

192. Nach langwierigen und äußerst schwierigen 
Verhandlungen hat der Europäische Rat auf seiner 
Sitzung am 3./4. Dezember 1984 zur EG-Weinmarkt-
regelung folgende Beschlüsse gefaßt: 

— Für Tafelwein soll, solange die Überschußsitua-
tion besteht, eine restriktive Preispolitik durch-
geführt werden. Langfristig soll das Produk-
tionspotential durch die Rodung von Rebflächen 
den Absatzmöglichkeiten angepaßt werden. 
Bis diese Zielvorgabe erreicht ist, wird eine obli-
gatorische Destillation durchgeführt, deren Aus-
lösung an bestimmte Voraussetzungen geknüpft 
ist. 

Die EG-Kommission legt die zu destillierenden 
Mengen für die einzelnen Mitgliedstaaten fest, 
die für die Durchführung der entsprechenden 
Destillationsmaßnahmen verantwortlich sind. 
Die zu destillierenden Mengen werden auf die 
Weinbauregionen aufgeteilt, wobei als Bezugs-
menge 85 % der durchschnittlichen Erzeugung 
in den letzten drei Jahren zugrundegelegt wird. 
Bei der Mengenaufteilung auf die einzelnen 
Weinbaubetriebe in der jeweiligen Weinbaure-
gion ist der in der Vergangenheit erzielte regio-
nale Durchschnittsertrag maßgebend. 
Der Ankaufspreis beträgt für die Erzeuger für 
die ersten 10 Mio. hl 50 %, für die darüber hin-
ausgehende Menge 40 % des jeweiligen Orientie-
rungspreises. 

Diese Maßnahmen sind zunächst bis 1989/90 be-
fristet. Danach faßt der Ministerrat unter Be-
rücksichtigung der erzielten Ergebnisse neue 
Beschlüsse. 

— Für Tafelweinflächen wurde grundsätzlich eine 
Begrenzung des Wiederbepflanzungsrechts be-
schlossen. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird dadurch jedoch nicht betroffen, weil ihre 
Rebflächen als Qualitätsweinflächen eingestuft 
sind. 

— Die von der Kommission vorgeschlagene Ab-
schaffung der Anreicherung mit Saccharose ab 
1990 wurde verhindert. Die EG-Kommission 
wird bis 1990 die Verwendungsmöglichkeiten 
von Saccharose und Traubenmost eingehend un-
tersuchen. Erst danach wird der EG-Ministerrat 
über Maßnahmen zur Anreicherung entschei-
den. 

— Die in der Bundesrepublik Deutschland zur De-
stillation verwandte Tafelweinmenge darf ab 
1988 jährlich 1 Mio. hl nicht überschreiten. Diese 
Menge liegt über der durchschnittlichen deut-
schen Tafelweinerzeugung. Der Ministerrat 
kann diese Destillationsmenge zur Vermeidung 
von schweren Marktstörungen nach oben anpas-
sen. 

— Für die Weinmenge, die den von den Bundeslän-
dern festgelegten Hektarhöchstertrag über-
steigt, soll eine nationale Regelung geschaffen 
werden. Dies soll neben der Begrenzung der 
Qualitätsweinmenge auch eine Verringerung 
der Tafelweinmenge bewirken, damit künftig in 
der Bundesrepublik Deutschland weitgehend 
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auf Destillationsmaßnahmen verzichtet werden 
kann. 

Die derzeit für Qualitätswein geltenden Regelun-
gen wurden nicht geändert. 

Agraralkohol 

a) Entwicklung 

193. Im Betriebsjahr 1983/84 hat die Bundesmono-
polverwaltung 620 000 hl Agraralkohol übernom-
men und 533 000 hl in den Bereichen Genußzwecke, 
Essig, Pharmazeutik und Kosmetik abgesetzt; die 
Produktion der Kornbrennereien betrug 366 000 hl 
(vorläufige Ergebnisse). Die Einfuhr von Agraralko-
hol aus EG-Mitgliedstaaten — überwiegend aus 
Frankreich — ist im Betriebsjahr 1983/84 mit 
236 000 hl gegenüber dem Vorjahr (257 000 hl) zu-
rückgegangen. 

b) Maßnahmen 

194. Aufgrund der ungünstigen Bestands- und Ab-
satzlage mußten die Jahresbrennrechte einiger 
Brennereisparten — ausgenommen Kornbrenne-
reien — auch im Betriebsjahr 1984/85 wieder ge-
kürzt werden, und zwar für landwirtschaftliche 
Kartoffelbrennereien auf 70 % und für gewerbliche 
Brennereien auf 50 % der regelmäßigen Brennrech-
te. Nach einer von der EG-Kommission auf der 
Grundlage von Art. 46 EWG-Vertrag erlassenen 
Verordnung wird seit dem 13. September 1984 eine 
Ausgleichsabgabe auf französischen Agraralkohol 
bei der Einfuhr in die Bundesrepublik Deutschland 
erhoben. In den Verhandlungen über die EG-Alko-
holmarktordnung auf der Grundlage des Kommis-
sionsvorschlags vom 14. Juli 1983 wurden keine 
Fortschritte erzielt. 

Rohtabak 

a) Entwicklung 

195. In der Gemeinschaft wurde im Jahre 1983 auf 
einer Fläche von knapp 183 000 ha Tabak angebaut. 
Die Erzeugung betrug rd. 312 000 t. Der weitaus 
überwiegende Teil der rd. 200 000 Pflanzerbetriebe 
liegt in Griechenland und Italien. Die Anbaufläche 
von Tabak lag 1984 in der Bundesrepublik Deutsch-
land mit 3 045 ha etwa in Höhe der Vorjahre. Die 
Ernte belief sich auf rd. 7 400 t. 

b) Maßnahmen 

196. Um Interventionskäufen entgegenzuwirken, 
hat der Agrarministerrat den Interventionspreis für 
das Wirtschaftsjahr 1984/85 auf 85 % des entspre-
chenden Zielpreises festgesetzt. Er beschloß ferner, 
die Schwellenwerte für Interventionsmengen her-
abzusetzen, bei deren Überschreitung Maßnahmen 
zur Anpassung der Erzeugung einzuleiten sind. 

Interventionskäufe blieben auf Griechenland be-
schränkt. Dort wurden inzwischen Sortenumstel-
lungen eingeleitet, die zu besseren Qualitäten bei 
Orienttabak führen sollen. Größere Anbauumstel-
lungen erfolgen derzeit auch in Frankreich, um der 
geänderten Nachfrage zu entsprechen. 

 

1.5 Marktstruktur, Absatzförderung 

197. Die Verordnung (EWG) Nr. 355/77 des Rates 
über eine gemeinsame Maßnahme zur Verbesse-
rung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedin-
gungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse lief am 
31. Dezember 1984 aus. Aufgrund der positiven Er-
fahrungen mit der Anwendung dieser Verordnung 
und mit Rücksicht auf die bestehenden Probleme 
im Marktstrukturbereich hat der Agrarministerrat 
auf Vorschlag der Kommission eine Verlängerung 
der Laufzeit um weitere zehn Jahre, gerechnet ab 
dem 1. Januar 1985, unter gleichzeitiger Modifizie-
rung einiger Bestimmungen beschlossen (Verord-
nung [EWG] Nr. 1932/84). Eine Förderung im Rah-
men der Verordnung ist möglich (Übersicht 55), 
wenn die Mitgliedstaaten regional und sektoral ab-
gegrenzte Programme erstellen und der EG-Kom-
mission zur Genehmigung vorlegen. Insgesamt sind 
der Kommission aus der Bundesrepublik Deutsch-
land für die verschiedensten Warenbereiche 47 Pro-
gramme, die von den Bundesländern erstellt wer-
den, zur Billigung vorgelegt worden. Davon wurden 
bisher 45 Programme genehmigt. 

198. Nach dem Marktstrukturgesetz ist es auf na-
tionaler Ebene auch weiterhin möglich, Erzeugerge-
meinschaften und deren Vereinigungen sowie Un-
ternehmen, die langfristige Lieferverträge mit Er-
zeugergemeinschaften abgeschlossen haben, mit 
Start- und Investitionsbeihilfen zu fördern (Über-
sicht 55). In der Bundesrepublik Deutschland sind 
insgesamt 1 185 Erzeugergemeinschaften sowie 
33 Vereinigungen anerkannt. Seit dem Jahre 1984 
können auch Erzeugergemeinschaften gefördert 
werden, die Qualitätshartweizen (Durum) für Er-
nährungszwecke erzeugen. 

199. Die Förderung des Absatzes von Erzeugnis-
sen der Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft so-
wie die Verbesserung der Markttransparenz gewin-
nen angesichts wachsender Überschüsse bei vielen 
Agrarerzeugnissen weiter an Bedeutung. Eine 
wachsende Zahl von Betrieben verwendet das 
CMA-Gütezeichen. Der Schwerpunkt der Exportför-
derung lag in den einkommensstarken Ländern des 
OECD- und OPEC-Bereichs. 

Die Bemühungen der deutschen Agrarwirtschaft 
um neue Märkte wurden durch amtliche Beteiligun-
gen an Messen und Ausstellungen in zwölf Ländern 
wirksam unterstützt. 
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Übersicht 55 

Ausgabe n und Förderungsvorhaben im Programm Markt- und Preispolitik 
(Bundesmittel) 

1983 1984 1985 1983 		1984 

Maßnahme Soll 		Ist Soll Soll  der Bemerkungen 

Mio. DM Förderungsvorhaben 

Bundesanstalt für landwirt- 
schaftliche Marktordnung 	 112,8 	111,8 100,6 222,82) - Kosten der Vorratshaltung ein- 

schl. 	Verwaltungskosten 	der 
BALM und von der EG nicht 
übernommene Marktordnungs- 
ausgaben 

Messen und Ausstellungen 	 5,0 	4,9 5,0 5,1 - 	- 

Förderung aufgrund des 
Marktstrukturgesetzes1) 	  17,0 	14,7 16,2 . 257 	280 Gewährung von Startbeihilfen 

und Invest.-Beihilfen an aner- 
kannte Erzeugergemeinschaf- 
ten und deren Vereinigungen 

Investitionen im Bereich der 
Be- und Verarbeitung von 
Kartoffeln') 	  0,9 		1,6 1,2 . 6 	8 Räumlicher Schwerpunkt liegt 

in Bayern, Rheinland-Pfalz und 
Niedersachsen 

Investitionen bei Vermark-  
tungseinrichtungen für Obst  
und Gemüse1) 	 4,7 	1,8 2,8 . 44 	32 Förderungsschwerpunkte sind 

die traditionellen Anbaugebiete 
in Niedersachsen und  Baden- 
Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Bayern und Nordrhein-West- 
falen 

Investitionen bei Vermark- 
tungseinrichtungen für 
Blumen und Zierpflanzen1) 	  0,5 	0,2 0,3 7 	5 Räumlicher Schwerpunkt liegt 

in 	Nordrhein-Westfalen 	und 
Niedersachsen 

Verbesserung der Molkerei- . 

struktur1) 	  0,1 	0,2 - - 	- Maßnahme seit 1981 eingestellt, 
nur noch Abwicklung 

Verbesserung der Struktur bei , . 
Schlachthöfen und Lebend- 
viehmärkten1) 	  0,1 	-  - . 	. 	. 1 		- Maßnahme seit 1978 eingestellt, 

nur noch Abwicklung 

Maßnahme gem. EG-VO 
355/77') 	  11,7 	9,6 14,8 . 143 	128 Die Förderungsbereiche müs- 

sen durch Länderprogramme 
konkretisiert werden 

Forschung 
(Forschungsanstalten) 	 11,8 	11,8 12,0 12,5 - 	- EP. 10 Kap. 10 10 (geschätzt) 

insgesamt 	 164,6 	156,6 152,9 . . 	. 

1) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 	
 

 
2) 1985 einschließlich „Vergütung für die Aufgabe der Milcherzeugung" (von BEF verwaltet) 

1.6 Innerdeutscher und innergemeinschaftlicher 
Handel 

Innerdeutscher Handel 

200. Der Umfang des innerdeutschen Handels mit 
Agrar- und Ernährungsgütern (Bezüge und Liefe

-

rungen) betrug im Jahre 1983 1,882 Mrd. Verrech-
nungseinheiten (VE; 1 VE = 1 DM) und übertraf 
damit das Ergebnis des Vorjahres um rd. 15 %. Be-
züge und Lieferungen entwickelten sich bei nahezu 
gleichbleibender Warenstruktur jedoch unter-
schiedlich. Während der Bezug aus der DDR und 
Berlin (Ost) im Jahre 1983 gegenüber 1982 nur um 
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Übersicht 56  

Innergemeinschaftlicher Handel der Bundesrepublik Deutschland  
mit Gütern der Land- und Ernährungswirtschaft 1983/84  

Handelspartner  

Einfug Ausfuhr Einfuhr — (—)/Ausfuhr (+) — 
Überschuß  

Mio. DM %-Veränderungen 
gegenüber Vorjahr Mio. DM %-Veränderungen 

gegenüber Vorjahr  Mio. DM 

EG insgesamt 	  28 590 + 6,3 16 688 + 	7,8 - 11 902  
darunter Frankreich 	 6 411 + 	7,9 2 823 + 12,4 — 3 588 

Italien 	 4 116 + 14,6 5 466 + 0,5 + 1 350  
Niederlande 	 11 462 + 	8,6 3 245 + 10,9 - 8 217  

(vgl. MB Tabelle 123)  

rd. 6,7 % auf 752,5 Mio. VE zunahm, erhöhten sich  
die Lieferungen in die DDR und nach Berlin (Ost)  
um rd. 22 % auf 1 129,6 Mio. VE. Die Zunahme be-
ruhte insbesondere auf der Lieferung von Futter-
mitteln.  

Diese Entwicklung setzte sich allerdings im 1. Halb

-

jahr 1984 nicht mehr fort. Während die Bezüge der  
Bundesrepublik Deutschland nochmals relativ ge-
ringfügig um rd. 4 % gegenüber dem entsprechen-
den Vorjahreszeitraum auf 444,7 Mio. VE anstiegen,  
gingen die Lieferungen in die DDR und nach Berlin  
(Ost) um rd. 17 % auf 539,7 Mio. VE zurück. Dies lag  
im wesentlichen daran, daß Lieferungen von Ge-
treide in die DDR und nach Berlin (Ost) ausgeblie-
ben sind.  

Innergemeinschaftlicher Handel  

201. Im Handel mit den EG-Mitgliedstaaten er-
höhte sich der Einfuhrüberschuß der Bundesrepu-
blik Deutschland bei Gütern der Land- und Ernäh

-

rungswirtschaft 1983/84 auf 11,9 Mrd. DM (Über-
sicht 56). Besonders hoch waren wie in den Vorjah-
ren die Passivsalden gegenüber den Niederlanden  
und Frankreich; im Handel mit Italien ergab sich  
wiederum ein — wenn auch abgeschwächter --
Ausfuhrüberschuß.  

Am gesamten ernährungswirtschaftlichen Handel  
der Bundesrepublik Deutschland hatten die Einfuh

-

ren aus Mitgliedstaaten der EG einen Anteil von  
54 %, die Ausfuhren in die EG einen Anteil von 67 %  
(MB Tabelle 154). Während sich das Einfuhrvolu

-

men an Ernährungsgütern (zu konstanten Preisen)  
aus der EG gegenüber 1982/83 nur um rd. 2,5 %  
erhöhte, nahmen die Ausfuhren (zu konstanten  
Preisen) um rd. 7 % zu; im Durchschnitt kam es bei  
der Ausfuhr nur zu geringfügigen Preiserhöhun-
gen.  

Die Aufteilung der Güter der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft in unbearbeitete sowie be- und ver-
arbeitete Produkte zeigt wie im Vorjahr, daß rd.  
43 % der Einfuhr der Bundesrepub lik Deutschland  
aus unbearbeiteten landwirtschaftlichen Produkten  
besteht, während der Anteil dieser Produkte an den  
Ausfuhren nur knapp 19 %-beträgt.  

1.7 Agraraußenhandel mit Drittländern  

202. Im Agrarhandel der Bundesrepublik Deutsch-
land mit den Drittländern trat im Wirtschaftsjahr  
1983/84 wieder eine deutliche Belebung ein. Dabei  
erhöhte sich der traditionelle Einfuhrüberschuß auf  
rd. 16,4 Mrd. DM (Übersicht 57). Am gesamten er-
nährungswirtschaftlichen Handel hatten die Ein-
fuhren aus Drittländern einen Anteil von 46 %, die  
Ausfuhren dorthin einen Anteil von 33 % (MB Ta-
belle 154).  

Übersicht 57  
Ernährungswirtschaftlicher Handel der  

Bundesrepublik Deutschland mit Drittländern 1983/84  

Handelspartner 

Einfuhr Ausfuhr Einfuhr —(-) 	Ausfuhr(+) — 
Überschuß 

Mio. DM %-Veränderung 
gegenüber Vorjahr 

Mio. DM %-Veränderung 
gegenüber Vorjahr Mio. DM  

Drittländer insgesamt 	 24 818 + 11,3 8 395 + 10,4 — 16 423  
darunter  

— Entwicklungsländer (ohne OPEC) . 12 162 + 13,8 1 581 + 20,2 — 10 581  
— USA 	  5 054 + 0,0 1 165 + 27,5 — 3 889  
— Staatshandelsländer 	 1903 + 16,1 1 059 + 	5,1 — 	844  
— OPEC-Länder 	  670 + 20,0 1 515 — 4,5 + 	845  
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Von dem Einfuhrüberschuß gegenüber Drittländern 
entfielen knapp zwei Drittel auf Entwicklungslän-
der (ohne OPEC-Staaten). Auch gegenüber den USA 
war noch ein hoher Einfuhrüberschuß zu verzeich-
nen, obwohl die Einfuhren stagnierten und die deut-
schen Ausfuhren in die USA kräftig ausgeweitet 
wurden. Im Agrarhandel mit den Staatshandelslän-
dern machte sich deren Devisenknappheit zuneh-
mend deutlicher bemerkbar. Der Einfuhrüberschuß 
der Bundesrepublik Deutschland erhöhte sich. Im 
Handel mit den OPEC-Staaten blieb der traditio-
nelle Ausfuhrüberschuß nahezu unverändert. 

Von den Einfuhren an Gütern der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft aus Drittländern entfielen rd. 43 % 
und von den Ausfuhren in diese Länder rd. 80 % auf 
be- und verarbeitete Erzeugnisse. 

2 Entwicklung des ländlichen Raumes — 
Agrarstruktur 

203. Die Agrarstrukturpolitik, insbesondere die 
Förderung einzelbetrieblicher Investitionen, hat 
1984 eine grundsätzlich neue Ausrichtung erhalten, 
die zu folgenden Änderungen ' der Förderungs-
grundsätze der Gemeinschaftsaufgabe führte: 

— Abschaffung der Förderschwelle 

— Einführung eines Agrarkreditprogramms 

— Aufnahme der Dorferneuerung als selbständige 
Förderungsmaßnahme 

— Aufnahme der Förderung forstlicher Maßnah

-

men gegen neuartige Waldschäden. 

Über diese grundlegenden Änderungen hinaus hat 
die Bundesregierung — in Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern — zur Verbesserung der durch 
die Brüsseler Beschlüsse vom März 1984 ver-
schlechterten Einkommenssituation der Landwirt-
schaft die Förderung der Landwirtschaft in den 
Berggebieten und benachteiligten Gebieten erwei-
tert. Außerdem erforderten die neuartigen Wald-
schäden und deren  Folgewirkungen zusätzliche 
Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe (vgl. im einzelnen Tz. 238). 

2.1 Weiterentwicklung der EG-Agrarstrukturpolitik 

204. Das Jahr 1984 stand im Zeichen intensiver 
Beratungen über die künftige Gestaltung der ge-
meinsamen Agrarstrukturpolitik. Die EG-Kommis-
sion hatte dazu im Oktober 1983 ihre Vorstellungen 
in Form eines Vorschlags für eine Verordnung 
zur Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur 
unterbreitet, die die zum 31. Dezember 1983 auslau-
fenden vier Agrarstrukturrichtlinien (72/159/EWG, 
72/160/EWG, 72/161/EWG, 75/268/EWG) ablösen 
sollte. 

Da die Neuvorschläge jedoch nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt verabschiedet werden konnten, beschloß 
der Agrarministerrat Ende Februar 1984 zunächst 
eine Verlängerung der Richtlinien bis zum 30. Juni 

1984. Wichtiger Bestandteil dieses Beschlusses war 
außerdem eine Verordnung, nach der ab 1. März 
1984 jegliche Beihilfen für Investitionen in der 
Milchviehhaltung bis zu dem Zeitpunkt ausgesetzt 
wurden, zu dem der Agrarministerrat die zur Wie-
derherstellung des Gleichgewichts auf dem Milch-
markt erforderlichen Maßnahmen beschlossen ha-
ben würde. 

Trotz intensiver Verhandlungen gelang auch im 
1. Halbjahr 1984 noch keine Einigung über die Kom-
missionsvorschläge zur Weiterentwicklung der EG

-
Agrarstrukturpolitik, so daß die Strukturrichtlinien 
ein weiteres Mal bis zum 31. Dezember 1984 verlän-
gert werden mußten. Auch in seiner Sitzung im De-
zember 1984 konnte der Agrarrat keinen Beschluß 
über den Vorschlag für eine Verordnung zur Ver-
besserung der Effizienz der Agrarstruktur herbei-
führen. Da die EG-Kommission außerdem keinen 
Vorschlag für eine nochmalige Verlängerung der 
bisherigen Strukturrichtlinien unterbreitet hatte, 
sind diese damit zum Jahresende 1984 ersatzlos 
ausgelaufen. 

205. Im Bereich der EG-Sonderprogramme wur-
den insbesondere einige Maßnahmen zugunsten 
Griechenlands beschlossen, die von der EG-Kom-
mission als Antwort im Rahmen des griechischen 
Memorandums vorgeschlagen worden waren. Am 
bedeutendsten ist die Ausdehnung der gemeinsa-
men Maßnahmen zur beschleunigten Agrarent-
wicklung in bestimmten Gebieten Griechenlands 
auf alle ländlichen Gebiete des Landes. Die voraus-
sichtlichen Kosten belaufen sich auf 44,7 Mio. ECU 
(rd. 100 Mio. DM). Ferner wurden zwei Verordnun

-

gen aus dem Jahre 1983, die die landwirtschaftliche 
Beratung und die Beschleunigung der kollektiven 
Bewässerungsarbeiten in Griechenland betreffen, 
in ihrer Laufzeit auf jeweils zwei Jahre verlängert. 

206. Die- EG-Kommission hatte bereits im März 
1983 umfangreiche Vorschläge zur Einführung „In-
tegrierter Mittelmeerprogramme" (IMP) vorgelegt, 
mit deren Hilfe u. a. auch die Strukturen im Agrar-
bereich in bestimmten Gebieten Griechenlands, Ita

-

liens und Frankreichs verbessert werden sollen. 
Für die IMP sind nach den Kommissionsvorschlä-
gen Mittel aus dem EG-Haushalt in Höhe von insge-
samt 6,6 Mrd. ECU  (rd. 15 Mrd. DM) für einen Zeit-
raum von sechs Jahren (1985 bis 1990) vorgesehen. 

Bislang konnte über den Vorschlag der Kommis-
sion, der im September 1984 modifiziert worden 
war, noch kein Einvernehmen erzielt werden. Aller-
dings hat sich der Europäische Rat auf seinen Ta-
gungen im März 1984 in Brüssel und im Juni 1984 in 
Fontainebleau — im Rahmen seiner Beschlüsse zu 
den Strukturfonds — über die IMP grundsätzlich 
dahin gehend verständigt, daß diese Programme „in 
der Weise in Gang gesetzt werden, daß sie 1985 ope-
rationell sind". Die bestehenden Strukturfonds sol

-

len „im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten" 
und „unter Berücksichtigung der IMP signifikant 
real" aufgestockt werden. 

Auf dem Europäischen Gipfel in Dublin erhielten 
die IMP besondere Bedeutung, als Griechenland er- 
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klärte, einer Erweiterung der Gemeinschaft solange 
nicht zustimmen zu können, bis eine befriedigende 
Haltung der Gemeinschaft zu den IMP zustande 
gekommen sei. Eine baldige Einigung über die IMP 
ist damit vordringlich geworden. 

2.2 Rahmenplanung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" 

2.2.1 Mittelvolumen und Förderungsgrundsätze 

207. Der Planungsausschuß für Agrarstruktur und 
Küstenschutz hat auf seiner Sitzung Anfang De

-

zember 1984 folgende Änderungen der Förderungs

-

grundsätze für 1985 beschlossen: 

- Änderung der Grundsätze für die Förderung 
landwirtschaftlicher Betriebe in benachteiligten 
Gebieten 
• Die Ausgleichszulage kann in allen benach-

teiligten Gebieten gewährt werden (rd. 4 Mio. 
ha LF); 

• die Höhe der Ausgleichszulage kann von den 
Ländern zwischen 55 DM und 240 DM je 
Großvieheinheit (GV) gestaffelt werden; da-
bei wird höchstens eine GV je Hektar Futter-
fläche berücksichtigt; 

• der Höchstbetrag je Betrieb liegt bei 
12 000 DM im Jahr; 

• Beträge unter 300 DM  je  Betrieb werden 
nicht ausgezahlt; 

• auch Pferde werden in die Ausgleichsrege-
lung einbezogen. 

— Verbesserung der Förderung der Forstwirt-
schaft 
• Aufnahme der Förderung von Erstinvestitio-

nen für Einrichtungen und Anlagen zur lang

-

fristigen Lagerung von Holz und zur dafür 
erforderlichen konservierenden Behandlung; 
es werden Zuschüsse bis zu 40% gewährt; 

• Erweiterung der Förderung von Maßnahmen 
aufgrund neuartiger Waldschäden (vgl. im 
einzelnen Tz. 238); 

• Verbesserung der Förderung von forstwirt-
schaftlichen Zusammenschlüssen insofern, 
als die Zuschüsse, die bisher über 18 Jahre 
gezahlt werden können, nunmehr in den er-
sten zehn Jahren 40 %, in den folgenden vier 
Jahren 30 % und in den letzten vier Jahren 
20% betragen (bisher jeweils sechs Jahre 
40%, 30% und 20%).  

- Verbesserte Förderung für landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer, die aus strukturellen Gründen 
ihren Arbeitsplatz verloren haben 

• Erhöhung des Abfindungsbetrages von 
- 80 DM auf 120 DM je Monat; 

• Melkern wird der Betrag vom 50. Lebensjahr 
(anderen Arbeitnehmern vom 55. Lebens-
jahr) an gewährt. 

• Betonung des besonderen Schutzes von öko-
logisch wertvollen Biotopen und Land

-

schaftsbestandteilen 

• Verbesserung der Helfervergütung beim frei-
willigen Landtausch 

Für das Haushaltsjahr 1985 stehen Bundesmittel in 
Höhe von 1 300 Mio. DM gegenüber 1 175 Mio. DM 
im Vorjahr zur Verfügung. Die zusätzlich zur Ver-
fügung stehenden Bundesmittel in Höhe von 
125 Mio. DM  werden  ausschließlich zur verstärkten 
Förderung von Betrieben in benachteiligten Gebie-
ten über die Ausgleichszulage verwandt. Für die 
Ausgleichszulage sind im Rahmenplan 1985 somit 
insgesamt rd. 315 Mio. DM (Bundes- und Landes-
mittel) vorgesehen. 

2.2.2 Maßnahmen Im überbetrieblichen Bereich 

Flurbereinigung 

208. Die Flurbereinigung trägt wesentlich dazu 
bei, eine bäuerliche Landwirtschaft zu erhalten und 
deren Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit zu stär-
ken. Bei der Durchführung von Flurbereinigungs-
maßnahmen werden zunehmend landschaftspflege-
rische Aspekte sowie ökologische Belange (Biotop- 
und Artenschutz) berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Bodenordnungsverfahren nach 
dem Flurbereinigungsgesetz bilden bundesweit 
nach wie vor die umfassenden Flurbereinigungs-
verfahren den Schwerpunkt (73%) der 1983 anhän-
gigen Verfahren. Der Anteil der sogenannten Un-
ternehmensverfahren beträgt inzwischen 14%. 
Letztere werden aus. Anlaß der Inanspruchnahme 
ländlicher Grundstücke für Baumaßnahmen (Stra-
ßen, Bundesbahnschnellstrecken, Schiffahrtsstra-
Ben, Talsperren u. ä.) angeordnet, um den Landver-
lust auf einen größeren Kreis von Eigentümern zu 
verteilen oder um Nachteile für die allgemeine Lan-
deskultur zu vermeiden. Vereinfachte Flurbereini-
gungsverfahren und beschleunigte Zusammenle-
gungsverfahren zur Beseitigung agrarstruktureller 
Nachteile machen schließlich rd. 13% der anhängi-
gen Verfahren aus. 

In 216 Verfahrensgebieten mit 184 000 ha konnten 
1983 rd. 62 000 Grundeigentümer in den Besitz ihrer 
neuen Grundstücke eingewiesen werden (MB Ta-
belle 124). Etwa 80% der Flurbereinigungsverfahren 
mit Besitzeinweisung dienten zugleich der Erfül-
lung außerlandwirtschaftlicher Aufgaben, um Be-
langen zur Entwicklung des ländlichen Raumes als 
gesundem Lebens-, Wirtschafts- und Arbeitsraum 
Rechnung zu tragen. Dabei haben die Verfahren an 
Bedeutung zugenommen, in denen Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege durchge-
führt, mindestens aber durch Planung, Bodenord-
nung und Flächenbereitstellung ermöglicht oder ge-
fördert wurden. Ihr Anteil erhöhte sich von 19% im 
Jahre 1975 auf 54% im Jahre 1983. Beispielhaft kön-
nen genannt werden: 
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— rd. 500 geschützte Biotope, die in das Eigentum 
geeigneter Träger überführt und damit nachhal-
tig rechtlich gesichert wurden, 

— 1 800 Restflächenbepflanzungen und Feldge-
hölze sowie 860 km Reihenbepflanzungen, die 
nach dem Prinzip der „Vernetzung" von ökolo-
gisch wie ästhetisch wirksamen Landschaftsbe-
standteilen angelegt und ausgewiesen worden 
sind, 

— rd. 600 Seen, Badeweiher, Wassertretplätze u. ä. 
sowie Park- und Rastflächen, Sportanlagen, 
Grünanlagen u. ä. mit einer bereitgestellten Flä-
che von rd. 330 ha, die zur Gestaltung der Land-
schaft für eine natur- und landschaftsgebundene 
Freizeitaktivität und Erholung beitragen. 

Teile des als gemeinschaftliche Anlagen ausgebau-
ten Wirtschaftswegenetzes wurden als Lehr- und 
Sportpfade, Reit-, (Rund-) Wander- und Radfahr-
wege u. ä. ausgewiesen. Darüber hinaus kommen 
viele Maßnahmen der Flurbereinigung dem Biotop- 
und Artenschutz zugute (z. B. zur Erhaltung, Gestal-
tung und Entwicklung von Rainen an Wegen und 
Äckern, von Wege- und Gewässerböschungen, von 
Rand-(Saum-)streifen und sonstigen „Restflä-
chen"). 

Durch Schlußfeststellung wurden 287 Verfahren 
mit rd. 215 000 ha endgültig abgeschlossen. Die Zahl 
der 1983 angeordneten neuen Flurbereinigungs-  
und Zusammenlegungsverfahren (221 Verfahren) 
erhöhte sich im Vergleich zu den beiden Vorjahren 
(1981: 130 und 1982: 190) erheblich. Durch die Zu-
rückhaltung in den Vorjahren entstand offensicht-
lich ein Nachholbedarf an Flurbereinigungsverfah-
ren. 

Auch der freiwillige Landtausch, der ein einfaches, 
schnelles und kostengünstiges Zusammenlegen 
ländlicher Grundstücke ermöglicht, hat zuneh-
mende Bedeutung. Im Jahre 1983 wurden 247 Ver-
fahren (1982: 220) mit 1 327 Tauschpartnern (1982: 
731) und 3 546 Tauschbesitzstücken (1982: 1 484) 
durchgeführt (MB Tabelle 127). 

Dorferneuerung 

209. Der Planungsausschuß für Agrarstruktur und 
Küstenschutz (PLANAK) hat am 20. Dezember 1983 
beschlossen, die Dorferneuerung ab 1. Januar 1984 
als selbständige Förderungsmaßnahme in die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" aufzunehmen. Danach 
werden Maßnahmen der Dorferneuerung in Anleh-
nung an die Zielsetzung des § 1 Abs. 1 Buchstabe d) 
des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe in sol-
chen ländlichen Gemeinden und Ortsteilen geför-
dert, deren Siedlungsstruktur durch die Land- und 
Forstwirtschaft wesentlich geprägt ist. 

Die Förderungsgrundsätze sind darauf gerichtet, 

— ländliche Siedlungen als Standort land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe zu erhalten und 
zu verbessern, 

— die Wirtschaftserschwernisse land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe zu beseitigen sowie de-
ren Arbeitsaufwand zu verringern, 

— die Umweltwirkungen land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe mit den Erfordernissen zeitge-
mäßen Wohnens und Arbeitens in Einklang zu 
bringen, 

— die innerörtlichen Verkehrs- und Gewässerver-
hältnisse zu regeln, 

— die Identität der Gemeinden und Ortsteile als 
ländliche Siedlungen durch ortsbildprägende Er-
haltungs- und Gestaltungsmaßnahmen zu stär-
ken. 

Alle Bundesländer — mit Ausnahme der Stadtstaa-
ten — haben die Förderungsgrundsätze zur Dorfer-
neuerung inzwischen in eigene Landesrichtlinien 
umgesetzt; in einigen Ländern liegen zusätzliche 
Landesprogramme zur Dorferneuerung vor. Bayern 
fördert die Dorferneuerung ausschließlich über ein 
Landesprogramm aus seinem Agrarhaushalt. Die 
Länder beabsichtigten, im Haushaltsjahr 1984 ins-
gesamt 956 Dorferneuerungsmaßnahmen mit förde-
rungsfähigen Gesamtkosten von 95,921 Mio. DM 
durchzuführen. Der Rahmenplan sah insgesamt 
12,711 Mio. DM an Zuschüssen des Bundes vor. Die 
Begünstigten wollten sich mit 56,886 Mio. DM an 
diesen Maßnahmen beteiligen. 

Die Förderung der Dorferneuerung trägt nach An-
gaben der Bundesländer dazu bei, die Auftragslage 
für die kleineren und mittleren Bau- und Hand-
werksbetriebe in den geförderten Orten und in den 
umliegenden Nachbargemeinden zu verbessern. Zu-
dem gehen von den Förderungsmaßnahmen Fol-
geinvestitionen privater und öffentlicher Investoren 
aus, die nach den bereits gesammelten Erfahrun-
gen das Sechsfache der geförderten Investitions-
summe erreichen. Diese Wirkungen sind besonders 
für die strukturschwachen Gebiete von Bedeutung. 

Die große Zahl der geförderten und zur Förderung 
anstehenden Fälle läßt ein großes Interesse an 
Maßnahmen der Dorferneuerung erkennen. Im üb-
rigen wird die städtebauliche Erneuerung von Dör-
fern und Ortsteilen auch im Rahmen des Bundes-
programms nach dem Städtebauförderungsgesetz 
gefördert. 

Wasserwirtschaft und Kulturbautechnik 

210. Die wasserwirtschaftlichen und kulturbau-
technischen Maßnahmen wie Hochwasserrückhal-
tung und Talsperrenbau (Ausgleich des Wasserab-
flusses), Maßnahmen gegen die zerstörende Wir-
kung von Wasser und Wind (Wildbachverbau und 
Gewässerausbau), Bau von landwirtschaftlichen 
Wegen und Maßnahmen zur Entwässerung und Be-
wässerung (Beseitigung naturgegebener Nachteile 
für Boden und Pflanze) werden insbesondere zur 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Produkti-
onsbedingungen, zur Behebung infrastruktureller 
Defizite und zur Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitsverhältnisse im ländlichen Raum eingesetzt. 
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Sie tragen somit insgesamt wesentlich zur erforder-
lichen Entwicklung dieser Räume bei. Dies gilt vor 
allem für Vorhaben der Wasserversorgung (Bau 
zentraler Wasserversorgungsanlagen, Herstellung 
überörtlicher Trinkwasserverbundleitungen) und 
Abwasserbehandlung (Kläranlagen, Kanalisatio-
nen), die in den sehr oft dünn besiedelten ländli-
chen Gebieten wesentlich höhere Kosten als in 
Städten und Ballungsgebieten verursachen. Für 
wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen wurden im Jahre 1984 allein aus Mit-
teln des Bundes rd. 313 Mio. DM aufgewendet. 

Küstenschutz 

211. Der Schutz der deutschen Küsten und der 
vorgelagerten Inseln ist eine wesentliche Voraus-
setzung für die Erhaltung und Sicherung dieses Le-
bensraumes, der rd. 1 Mio. ha landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen und Siedlungsgebiete umfaßt. Die 
nach technischen und wirtschaftlichen Kriterien 
optimierten Küstenschutzanlagen haben sich be-
währt und bei den letzten Sturmfluten ihre Schutz-
funktion bewiesen. Im Jahre 1984 konnten weitere 
25 km Küstenlinie gegen Sturmfluten gesichert 
werden. Hierfür wurden rd. 195 Mio. DM aufge-
wendet, davon allein aus Mitteln des Bundes rd. 
136 Mio. DM (MB Tabelle 130). 

2.2.3 Maßnahmen Im einzelbetrieblichen Bereich 

212. Art und Umfang der einzelbetrieblichen In-
vestitionsförderung im Jahre 1984 wurden sehr 
stark von den agrarpolitischen Kurskorrekturen im 
Frühjahr dieses Jahres beeinflußt, insbesondere 
von den Regelungen auf dem Milchmarkt. Schon 
seit dem 1. November 1983 bestand in der Bundesre-
publik Deutschland ein Förderungsausschluß von 
Investitionen zur Kapazitätserweiterung in der 
Milchviehhaltung, der für den Rahmenplan 1984 un-
verändert beibehalten wurde und auch für 1985 wei-
ter gelten soll. 

In der traditionellen einzelbetrieblichen Investi-
tionsförderung nahm die Zahl der Förderungsfälle 
nach mehreren Jahren rückläufiger Entwicklung 
im Jahre 1983 erstmals wieder zu (MB Tabelle 134). 
Mit 3 027 geförderten Betrieben fiel der Anstieg um 
19 % gegenüber dem Vorjahr recht deutlich aus. Da-
gegen blieb die durchschnittliche Betriebsgröße der 
geförderten Betriebe mit 37,5 ha im Vergleich zu 
1982 (37 ha) nahezu unverändert. 70 % der Förde-
rungsfälle entfielen auf die mittleren Betriebsgrö-
ßenklassen. Der Schwerpunkt der Förderung lag 
mit rd. 60 % der Fälle wiederum bei baulichen Maß-
nahmen zur Althofsanierung. Mit 70 % der Bewilli-
gungen war der Anteil der Futterbaubetriebe be-
sonders hoch. Etwa 55 % des Investitionsvolumens 
entfielen auf Rindviehställe. Das durchschnittliche 
Investitionsvolumen je Förderungsfall lag mit 
425 000 DM um 4 % höher als im Vorjahr, der Sub-
ventionswert hat sich mit 28 % um 1 % gegenüber 
1982 erhöht. 

Obwohl noch keine endgültigen Zahlen für 1984 vor

-

liegen, ist davon auszugehen, daß vor allem wegen 
der Beschränkungen bei den Investitionen in der 

Milchviehhaltung die Zahl der Förderungsfälle in 
der traditionellen einzelbetrieblichen Investitions-
förderung gegenüber dem Vorjahr deutlich zurück-
gegangen ist. Dieser Rückgang dürfte auch durch 
die für 1984 beschlossenen Erleichterungen (Weg-
fall der Förderschwelle) nicht ausgeglichen worden 
sein. 

213. Das im Jahre 1984 erstmals im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe durchgeführte Agrarkredit-
programm ist mit einer gewissen Anlaufverzöge-
rung insbesondere in den norddeutschen Ländern 
zügig in Anspruch genommen worden. Mit Aus-
nahme von Bayern und Baden-Württemberg, die im 
Jahre 1984 Bewilligungen im Rahmen ihrer länder-
eigenen Agrarkreditprogramme durchgeführt ha-
ben, ergibt sich nach einer Auswertung zum Stich-
tag 31. Dezember 1984 folgendes vorläufiges Er-
gebnis: 

In sechs Bundesländern wurden insgesamt 1 303 
Anträge bewilligt. Davon entfielen 47 % allein auf 
Niedersachsen, gefolgt von Rheinland-Pfalz mit 
18 % und Nordrhein-Westfalen mit 17 %. Ein Drittel 
der ausgewerteten Betriebe liegt im benachteiligten 
Gebiet. Knapp 94 % der geförderten Betriebe wer-
den von Haupterwerbslandwirten bewirtschaftet, 
darunter sind 21 % junge Landwirte. 

Zur Finanzierung des insgesamt von den geförder-
ten Betrieben vorgesehenen Bruttoinvestitionsvolu-
mens in Höhe von 124,5 Mio. DM sind im Rahmen 
des Agrarkreditprogramms 66 Mio. DM an zinsver-
billigten Kapitalmarktdarlehen bewilligt worden. 
Die Eigenleistungen beliefen sich auf 47 %. Im 
Durchschnitt wurden rd. 95 000 DM je Förderungs-
vorhaben investiert, die durchschnittliche Höhe der 
zinsverbilligten Darlehen betrug rd. 50 000 DM. 

Der Investitionsschwerpunkt lag eindeutig bei den 
Wirtschaftsgebäuden mit knapp 50 % der Bruttoin-
vestitionen, gefolgt von den Wohngebäuden mit 
26 % und den Maschinen mit 22 %. 

214. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
führt seit März 1978 in Abstimmung mit der Bun- 

Übersicht 58 

Sonderkreditprogramm der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

Konditionen am 
1. Januar jedes Jahres1) 

Anzahl zugesagte 
Aus- Jahr der Kredite 

Kredite in 1000 DM Zinssatz zahlungs- 
in % kurs 

in % 

1979 6 239 303 652 6,0 100 

1980 4 936 208 358 8,0 98 

1981 514 31 682 8,5 95 

1982 2 672 108 084 10,0 94 

1983 3 251 177 200 7,5 95 

19842 ) 961 55 800 7,5 95 

1979-1984 18 963 884 776 — — 

1)Die Konditionen wurden im Laufe eines Jahres mehrfach angepaßt 
2) per 30. November 1984 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/2850 

desregierung ein Sonderkreditprogramm zur För-
derung von Investitionen in der Landwirtschaft 
durch (Übersicht 58). Der zu zahlende Zinssatz und 
die Auszahlungskonditionen wurden in den einzel-
nen Jahren der Kapitalmarktentwicklung angepaßt. 
Die Kreditnachfrage war im Jahre 1984 stark rück-
laufig. 

215. Für die Eingliederung der aus der Landwirt-
schaft stammenden Spätaussiedler standen im 
Jahre 1984 an Bundesmitteln 93 Mio. DM und an 
Landesmitteln 51,5 Mio. DM zur Verfügung. Dar-
über hinaus gewährte die Deutsche Siedlungs- und 
Landesrentenbank (DSL-Bank) aus ihren Mit-
teln 27 Mio. DM für den gleichen Zweck und zu den 
Konditionen des Bundesvertriebenengesetzes 
(BVFG). 

Förderung in benachteiligten Gebieten 

216. Seit dem 1. Oktober 1974 werden landwirt-
schaftliche Betriebe in Berggebieten und in be-
stimmten benachteiligten Gebieten zusätzlich ge-
fördert. Neben günstigeren Konditionen bei der In-
vestitionsförderung wird eine Ausgleichszulage je 
Großvieheinheit (GV) für Rindvieh, Schafe und Zie-
gen gewährt. Sie dient dem Ausgleich ständiger na-
türlicher Nachteile und trägt insbesondere zur Auf-
rechterhaltung der landwirtschaftlichen Erwerbstä-
tigkeit bei. 

Für die Ausgleichszulage wurden 1983 insgesamt 
106,3 Mio. DM Bundes- und Landesmittel aufgewen-
det (1982: 108,3 Mio. DM). Im Jahre 1984 wurden im 
Rahmenplan für den gleichen Zweck 103,2 Mio. DM 
veranschlagt. Der Durchschnittsbetrag der Aus-
gleichszulage je Betrieb hat sich 1983 mit 1 407 DM 
gegenüber dem Vorjahr (1 406 DM) praktisch nicht 
verändert. 

Die Zahl der investiv geförderten landwirtschaftli-
chen Betriebe nahm 1983 in den benachteiligten 
Gebieten bei insgesamt steigender Förderzahl zu. 
Der Anteil der Betriebe, die an Investitionsförde-
rungsmaßnahmen teilnahmen, erhöhte sich gegen-
über dem Vorjahr von 31,9 % auf 33,5 % und ent-
spricht damit etwa dem Flächenanteil der benach-
teiligten Gebiete an der Gesamtfläche des Bundes-
gebietes. Die durchschnittlichen Bruttoinvestitio-
nen je Förderungsfall lagen bei 456 311 DM. Der 
Subventionswert betrug 34 %. In den nicht benach-
teiligten Gebieten beliefen sich die entsprechenden 
Bruttoinvestitionen dagegen nur auf 409 745 DM 
und der Subventionswert auf 24 %. 

Durch Einführung des Agrarkreditprogramms im 
Jahre 1984 wurde die Förderung landwirtschaftli-
cher Betriebe auch in den benachteiligten Gebieten 
weiter verbessert. Die Politik zugunsten der Be-
triebe dieser Gebiete, d. h. vor allem der klein- und 
mittelbäuerlichen Betriebe, wird auch 1985 konse-
quent fortgesetzt. 

Der PLANAK beschloß auf der Sitzung Anfang De-
zember 1984 die Änderung der Förderungssätze für 
landwirtschaftliche Betriebe in benachteiligten Ge-
bieten. Im Haushalt 1985 wurden die Bundesmittel 

für diese Förderungsmaßnahmen um 125 Mio. DM 
auf 190 Mio. DM aufgestockt (vgl. im einzelnen 
Tz. 207). 

Nebenerwerbslandwirtschaft 

217. Klein- und mittelbäuerliche Betriebsstruktu-
ren und die von den Märkten her begrenzten 
Wachstumsmöglichkeiten im Agrarsektor führen zu 
einer zunehmenden Bedeutung der Erwerbskombi-
nation. Über 60 % aller Betriebsinhaber bzw. deren 
Ehegatten ergänzen ihre oft unzureichenden land-
wirtschaftlichen Einkommen durch außerlandwirt-
schaftliche Einkünfte von mehr als 800 DM jährlich. 
Bezieht man die Familienarbeitskräfte ein, so bezo-
gen sogar rd. 70 % aller landwirtschaftlichen Be-
triebe ein außerlandwirtschaftliches Einkommen. 
Die weitere Entwicklung wird in starkem Maße von 
der Arbeitsmarktlage abhängig sein. 

Die außerlandwirtschaftlichen Einkommen wirken 
sich stützend und stabilisierend auf die Gesamtein-
kommen aus. Eine verstärkte Kombination land-
wirtschaftlicher und anderweitiger Erwerbstätig-
keit kann dazu beitragen, die bestehenden Einkom-
mensprobleme in der Landwirtschaft zu vermin-
dern; sie kann zudem marktentlastend wirken. Bei 
fehlenden außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplät-
zen sind alle sich bietenden Möglichkeiten der Er-
werbs- und Einkommenskombination, sei es in Ver-
bindung mit dem Betrieb oder durch überbetriebli-
che Aktivitäten, gezielt zu nutzen. 

Die Erwerbskombination erfordert arbeitswirt-
schaftliche Anpassungen und betriebsorganisatori-
sche Umstellungen, um vor allem auch die Ehe-
frauen der Betriebsinhaber wirksam zu entlasten, 
die in Nebenerwerbsbetrieben oft die Hauptlast der 
betrieblichen Arbeiten tragen. In welche Richtung 
arbeitsextensivere Bewirtschaftungsformen für Ne-
benerwerbslandwirte gehen sollten, haben Modell-
vorhaben des BML gezeigt: z. B. Mutterkuh- und 
Ammenkuhhaltung sowie Schafhaltung. 

Die Einführung des Agrarkreditprogramms in die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" im Jahre 1984 
ermöglichte den Nebenerwerbslandwirten den Zu-
gang zu diesem Investitionsprogramm. Auch in die 
Förderung von Maßnahmen zur Energieeinsparung 
wurden die Nebenerwerbslandwirte einbezogen. 

Freizeit und Erholung 

218. Der ländliche Raum erfüllt wichtige Freizeit- 
und Erholungsfunktionen. Der städtischen und er-
holungssuchenden Bevölkerung bieten die gepfleg-
te, vielfältige Kulturlandschaft und die verfügbare 
Infrastruktur alle Möglichkeiten für eine aktive 
Kurz- und Langzeiterholung. Gerade die peripheren 
und landwirtschaftlich benachteiligten Gebiete wei-
sen oft besondere touristische Attraktivität auf. We-
gen der häufig fehlenden Erwerbsalternativen im 
gewerblichen Bereich muß die landwirtschaftliche 
Bevölkerung versuchen, die sich ihr in diesem Be-
reich bietenden Einkommensmöglichkeiten soweit 
wie möglich zu nutzen. 
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Übersicht 59 

Ausgaben und Förderungsvorhaben im Programm Entwicklung 
des ländlichen Raumes - Agrarstruktur (Bundesmittel) 

1983 1984 1985 1983 	
	

1984 

Maßnahmen Soll 		Ist Soll Soll 
Anzahl der 

Förderungsvorhabens) Mio. DM 

Überbetriebliche Förderung 2) 3) 

Agrarstrukturelle Vorplanung und Flurbereinigung 

Agrarstrukturelle Vorplanung 	  1,8 	1,5 1,8 . 46 	55 

Flurbereinigung 	  253,9 	263,7 252,1 . 736 	660 

Weinbergsflurbereinigung 	  37,6 	32,6 33,2 . 104 	110 

Beschleunigte Zusammenlegung 	  10,6 	13,7 10,2 . 105 	100 

Freiwilliger Landtausch 	  1,0 	1,5 1,1 233 	270 

Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 	 0,4 	0,6 0,2 . - 	- 

Dorferneuerung 	  - 	- 12,7 . - 	956 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen2) 3) 

Wasserwirtschaftliche Vorarbeiten 	  2,7 	2,0 2,5 . 31 	29 

BeseitigungnaturgegebenerNachteile 	  23,6 	16,6 24,1 . 76 	97 

Ausgleich des Wasserabflusses usw. 	  120,4 	126,0 126,9 . 265 	307 

Zentrale Wasserversorgungsanlagen 	  40,4 	42,2 31,9 . 53 	99 

Zentrale Abwasseranlagen 	  108,0 	109,0 104,6 . 214 	315 

Ländlicher Wegebau 	. 25,7 	20,2 23,0 . 227 	246 

Küstenschutze) 	  136,1 	137,5 136,3 47 	47 

Einzelbetriebliche Förderung 2) 

Investitionen in entwicklungsfähigen Bet rieben und 
Kooperationen 	  222,4 	221,1 217,7 . 2 929 	2 405 

Agrarkreditprogramm 	  - 	- 13,9 . - 	3 891 

Überbrückungshilfe 	  1,7 	2,7 1,5 . 544 	- 

Verbesserung des Wohnteils 	  12,5 	10,1 7,0 . 1 912 	- 

Bodenzwischenerwerb 	  1,2 	0,3 1,0 . 100 	71 

Ausgleichszulage 	  64,3 	64,7 64,9 . 80 363 	77 948 

Buchführung 	  2,9 	1,6 2,0 . - 	- 

Landarbeiterwohnungsbau4 ) 	  3,7 	2,9 3,5 . 188 	190 

Maßnahmen außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 

Zinsverbilligung 	  120,0 	119,9 100,0 80,0 - 	- 

Bankenvergütung Siedlung 	  13,0 	12,0 12,5 12,3 - 	- 

Schuldendiensthilfe Siedlung 	  10,3 	10,3 10,2 5,7 - 	- 

Forschung (Forschungsanstalten) 	  6,0 	6,0 6,2 6,5 - 	- 

insgesamt 	  1220,2 	1218,7 983,3 . - 	- 

1)neu zu bewilligende Vorhaben gem. Rahmenplan nach Anmeldungen der Länder 
2)Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes"; Aufteilung teilweise geschätzt 
3)Die Aufteilung nach Einzelmaßnahmen ist teilweise geschätzt 
4) einschließlich Anpassungshilfe für land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer 

Nach dem Mikrozensus beträgt der Anteil aller Ur-
laubsreisenden, die ihren Urlaub auf dem Bauern-
hof verbringen, seit Jahren unverändert rd. 3 %. 
Durch eine qualitative Verbesserung des Zimmer-
und Dienstleistungsangebots, ein vermehrtes Ange-
bot von Ferienwohnungen und Möglichkeiten zum 
Kleincamping sowie eine verstärkte Ansprache und 
Betreuung der Urlaubsgäste muß das wesentlich 
größere Potential von Interessenten dieser Urlaubs-
form besser genutzt werden. Außerdem ist die Zu

-

sammenfassung des vielfältigen Angebots zu einer 
umfassenden und zielgruppenorientierten Ange-
botsform erforderlich. Dabei müssen alle Formen 
der modernen Kommunikations- und Medientech-
nologie (z. B. Btx) erprobt und auf ihre Brauchbar-
keit untersucht werden. Die Bundesregierung un-
terstützt die Schaffung einer zentralen Informa-
tions- und Vermittlungsstelle und bemüht sich um 
eine öffentlichkeitswirksame Darstellung dieser 
Urlaubsform. 
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Im Jahre 1984 wurde der Bundeswettbewerb „Vor-
bildliche Campingplätze in der Landschaft" zum 
vierten Mal durchgeführt. Es beteiligten sich insge-
samt 196 Campingplätze, von denen auf Bundes-
ebene 21 für ihre hervorragenden und beispielhaf-
ten Leistungen ausgezeichnet wurden. 

2.3 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wi rtschaftsstruktur" 

219. Neben der Agrarstrukturpolitik trägt vor al-
lem auch die regionale Wirtschaftspolitik zu einer 
Verbesserung der Lebensverhältnisse in ländlichen 
Gebieten bei. Im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" werden u. a. strukturschwache Teile des 
ländlichen Raumes unterstützt, die eine relativ ge-
ringe Wirtschaftskraft aufweisen, an einem ausge-
prägten Mangel an gewerblichen Arbeitsplätzen lei-
den und häufig durch eine unterdurchschnittliche 
Infrastrukturausstattung benachteiligt sind. Ziel 
dieser Gemeinschaftsaufgabe ist vor allem die 
Schaffung oder Sicherung von Arbeitsplätzen, die 
eine Erhöhung der Einkommen in der betreffenden 
Region bewirken. 

Im Vordergrund der Fördermaßnahmen steht die 
Beeinflussung der regionalen Investitionstätigkeit 
durch räumlich konzentrierte und in ihrer Intensi-
tät abgestufte Investitionsanreize für gewerbliche 
Unternehmen und die gezielte Verbesserung der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur. Im Jahre 1984 ha-
ben Bund und Länder dafür Haushaltsmittel in 
Höhe von insgesamt 590 Mio. DM bereitgestellt. 
Hinzu kommt die Gewährung von Investitionszula-
gen in Höhe von voraussichtlich über 1 Mrd. DM. 

Im Planungszeitraum 1984 bis 1988 sollen in den 
Fördergebieten jährlich durchschnittlich 50 000 
neue Arbeitsplätze geschaffen und 53 000 beste-
hende Arbeitsplätze gesichert werden. Zu diesem 
Zweck sollen Investitionen in der gewerblichen 
Wirtschaft und im Infrastrukturbereich mit einem 
Gesamtvolumen von 59,3 Mrd. DM (jährlich rd. 
12 Mrd. DM) gefördert werden. 

In Verbindung mit der Agrarstrukturpolitik und an-
deren Sektorpolitiken tragen diese Anstrengungen 
dazu bei, den weiterhin stattfindenden landwirt-
schaftlichen Strukturwandel zu unterstützen und 
die Wettbewerbskraft der Problemregionen zu stär-
ken. 

2.4 Steuerpolitik und Pachtrecht 

Umsatzsteuerlicher Einkommensausgleich für die 
Landwirtschaft 

220. Um die Einkommenswirkungen der Brüsseler 
Beschlüsse auszugleichen, hat der Gesetzgeber mit 
Billigung der Europäischen Gemeinschaft Sonder-
beihilfen über die Umsatzsteuer beschlossen. Für 
den Einsatz dieses Instruments spricht die schnelle 
Wirkung, der umsatzbezogene Ausgleich der von 
der Umsatzhöhe abhängigen Einkommensverluste 
sowie der Umstand, daß kein zusätzlicher Verwal-

tungsaufwand entsteht. Außerdem ist die Umsatz-
steuer von 1970 bis 1980 schon einmal für Zwecke 
eines Einkommenstransfers mit positivem Ergeb-
nis eingesetzt worden. 

Das Erste Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes beinhaltet im einzelnen folgende Rege-
lung: Der Umsatzsteuer-Durchschnittsatz, den pau-
schalierende Landwirte den Abnehmern ihrer Er-
zeugnisse in Rechnung stellen, wird 

— für die Zeit vom 1. Juli 1984 bis 31. Dezember 
1988 um 5 Prozentpunkte auf 13 % und 

— für die Zeit vom 1. Januar 1989 bis 31. Dezember 
1991 um 3 Prozentpunkte auf 11 % 

angehoben. Da die Landwirte gleichzeitig das Recht 
haben, die geschuldete Umsatzsteuer in entspre-
chender Größenordnung zu, kürzen, führt diese 
Maßnahme über den Verkaufspreis in der Regel zu 
einer Verbesserung der Einnahmen von 5 bzw. 3 %. 
Im Falle der Pauschallandwirte, die einem besonde-
ren Besteuerungssystem nach Artikel 25 der Richt-
linie 77/388/EWG unterliegen, wird die Beihilfe also 
dadurch gewährt, daß diese ihre Preise um einen 
bestimmten Prozentsatz in Höhe der zulässigen 
Vergünstigung erhöhen dürfen. 

Den optierenden Landwirten wird die Sonderbei-
hilfe auf steuertechnisch andere Weise gewährt. Sie 
erhalten einen entsprechend bemessenen Prozent-
satz ihrer Umsätze bei der Abrechnung ihrer Um-
satzsteuer vom Finanzamt. 

Die Sonderbeihilfe wird grundsätzlich nur für sol-
che Umsätze gewährt, die im Rahmen eines land-
und forstwirtschaftlichen Betriebes im Sinne des 
Steuerrechts ausgeführt werden. Betriebe, die steu-
erlich als Gewerbe eingestuft sind, erhalten keine 
Vergünstigung. Das trifft beispielsweise für die ge-
werbliche Tierhaltung zu. Eine Ausnahme gilt für 
Gewerbebetriebe kraft Rechtsform. Diese erhalten 
den Ausgleich, wenn sie ausschließlich wegen der 
Rechtsform als Gewerbebetrieb eingestuft wurden, 
im übrigen aber die Merkmale eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes aufweisen. 

Von den Umsätzen, die im Rahmen eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes getätigt werden, 
sind folgende vom umsatzsteuerlichen Einkom-
mensausgleich ausgenommen: 

— Lieferungen und Eigenverbrauch von forstwirt-
schaftlichen Erzeugnissen einschließlich Säge-
werkserzeugnissen; 

— sonstige Leistungen (z. B. Lohnfuhren, Lohndre-
schen, Aufzucht und Halten von fremdem Vieh, 
Beherbergung von Feriengästen); 

— Hilfsumsätze (z. B. Verkäufe von gebrauchten 
Landmaschinen und Geräten); 

— Umsätze aus Tierzucht- und Tierhaltungsbetrie-
ben, deren Tierbestände nach den §§ 51 und 51 a 
des Bewertungsgesetzes zur landwirtschaftli-
chen Nutzung gehören, wenn im jeweils voran-
gegangenen Wirtschaftsjahr mehr als 330 Vieh-
einheiten erzeugt oder gehalten wurden. Diese 
Vorschrift gilt erstmals ab 1. Juli 1985. 
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Der Ausschluß der gewerblichen Tierhaltungsbe-
triebe und der großen landwirtschaftlichen Tierbe-
stände aus dem Einkommensausgleich verbessert 
die Wettbewerbsstellung der tierischen Veredlungs-
wirtschaft in den bäuerlichen Familienbetrieben 
wesentlich. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Sonderbei-
hilfe zugunsten der Landwirtschaft werden für die 
Zeit vom 1. Juli 1984 bis 31. Dezember 1991 auf ins-
gesamt 18,4 Mrd. DM geschätzt. Diese Summe setzt 
sich aus folgenden geschätzten Jahresbeträgen zu-
sammen: 

1984 		1985 		1986 		1987 	I 	1988 	1989 	I 	1990 	I 	1991 

geschätzte Jahresbeiträge in Mrd. DM 

1,60 	
	

2,60 		2,70 		2,80 	2,95 	1,80 	I 	1,90 	2,05 

Verbesserung der Erklärungsfrist 
zur Regelbesteuerung 

221. Im Rahmen des Steuerbereinigungsgesetzes 
1985 ist die Erklärungsfrist für Land- und Forstwir-
te, die auf die Umsatzsteuerpauschalierung verzich-
ten und zur Regelbesteuerung übergehen wollen, 
wesentlich verbessert worden. Nunmehr ist eine 
Option zur Regelbesteuerung noch bis zum zehnten 
Tag eines Kalenderjahres für das vorangegangene 
Kalenderjahr zulässig. Bisher mußte die Option im 
Regelfall bis zum zehnten Tag nach Ablauf des er-
sten Voranmeldungszeitraumes (10. Februar bzw. 
10. April) auf den Beginn des jeweiligen Kalender

-

jahres vorgenommen werden. 

Pachtrecht 

222. Die Bundesregierung hat dem Deutschen 
Bundestag die Entwürfe eines Gesetzes zur Neu-
ordnung des landwirtschaftlichen Pachtrechts (BT-
Drucksache 10/509) und eines Landpachtverkehrs-
gesetzes (BT-Drucksache 10/508) zugeleitet. Mit der 
Neuordnung des landwirtschaftlichen Pachtrechts 
und seiner Verankerung im Bürgerlichen Gesetz- 

buch (Untertitel „Landpacht") wird eine Anpassung 
der rechtlichen Vorschriften an eine moderne Be-
triebsführung und eine Erhöhung der Bodenmobili-
tät angestrebt. Mit dem Landpachtverkehrsgesetz 
soll der landwirtschaftliche Pachtmarkt nur inso-
weit einer behördlichen Kontrolle unterworfen wer-
den, als es aus agrarstrukturellen Gründen erfor-
derlich ist. Eine Anhörung zu beiden Gesetzentwür-
fen hat im Oktober 1984 im Ernährungsausschuß 
des Deutschen Bundestages stattgefunden. Die Ent-
würfe sollen im Laufe des Jahres 1985 verabschie-
det werden. 

3 Agrarsozialpolitik 

223. In der Landwirtschaft wurde nach dem Zwei-
ten Weltkrieg ein geschlossenes System der sozia-
len Sicherung für die selbständigen Landwirte und 
ihre Familienangehörigen geschaffen. Es bietet 
Schutz bei Krankheit, Unfall, Invalidität und Tod 
des Unternehmers. Da dieses System wegen des 
Strukturwandels in der Landwirtschaft nicht aus 
sich selbst heraus finanzierbar ist, ist es in erhebli-
chem Umfang auf staatliche Unterstützung ange-
wiesen (Übersicht 60). Der Bund hat 1984 rd. 50% 
der Aufwendungen der landwirtschaftlichen Kran-
ken- und Unfallversicherung sowie der Altershilfe 
für Landwirte getragen. 

224. Die landwirtschaftliche Sozialversicherung 
trägt den besonderen Lebens- und Arbeitsverhält-
nissen der landwirtschaftlichen Familien Rech-
nung. So werden bei krankheits- oder unfallbeding-
ter  Arbeitsunfähigkeit sowie bei Heilkuren anstelle 
der in der Arbeitnehmerversicherung üblichen 
Geldleistungen Ersatzkräfte (Betriebshelfer, Haus-
haltshilfen) gestellt oder die Kosten für selbstbe-
schaffte Ersatzkräfte erstattet. 

Die Altershilfe für Landwirte verfolgt außer sozial-
politischen auch agrarstrukturpolitische Ziele: 
Durch rechtzeitige Hofübergabe soll der betriebs-
wirtschaftliche Fortschritt gesichert werden. Außer-
dem erleichtert sie die Auflösung leistungsschwä- 

Übersicht 60 

Ausgaben im Programm Sozialpolitik (Bundesmittel) 

1983 1984 1985 

Maßnahme Soll 		Ist Soll Soll 

Mio. DM 

Altershilfe für Landwirte 	  2 000,0 	2 000,0 1 960,0 2 010,0 

Landabgaberente 	  260,0 	259,7 258,0 268,0 

Krankenversicherung der Landwirte 	  986,0 	951,1 981,0 1 050,0 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 	  279,0 	279,0 279,0 400,0 

Nachentrichtungszuschuß zur Rentenversicherung 	 1,4 	1,6 1,4 1,6 

Zusatzversorgung für land- und forstwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 	  22,0 	21,5 21,5 21,0 

insgesamt 	. . 3 548,4 	3 512,9 3 500,9 3 750,6 
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cherer Betriebe im Zuge des Generationswechsels. 
Die Altershilfe für Landwirte trägt ferner der Zu-
sammenarbeit der Eheleute bei der Erwirtschaf-
tung des Betriebsgewinns Rechnung: Ehefrauen 
der Beitragspflichtigen haben ohne eigene Bei-
tragsleistung einen eigenen Anspruch auf medizini-
sche Rehabilitationsleistungen. Für einen Hinter-
bliebenenanspruch werden Beiträge des verstorbe-
nen Unternehmers und Beiträge des überlebenden 
Ehegatten weitgehend zusammengerechnet. Die 
Geldleistungen an hinterbliebene Ehegatten und al-
leinstehende Unternehmer sind gleich hoch. Bei 
partnerschaftlicher Bewirtschaftung eines land-
wirtschaftlichen Unternehmens - keiner der Ehe-
gatten leitet den Betrieb überwiegend - entrichtet 
jeder Ehegatte einen eigenen Beitrag und erwirbt 
eigene Leistungsansprüche. 

Das Sondersystem der landwirtschaftlichen Sozial-
versicherung ermöglicht der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung die Selbstverwaltung ihrer Sozialver-
sicherungsangelegenheiten. Nähere Angaben über 
den gesicherten Personenkreis sowie die Höhe der 
Aufwendungen und Einnahmen der landwirtschaft-
lichen Sozialversicherung sind im Materialband 
(MB Tabellen 137 bis 145) enthalten; über die Bela-
stungen mit Sozialversicherungsbeiträgen unter-
richtet Übersicht 61. 

225. In der landwirtschaftlichen Sozialversiche-
rung werden im Jahre 1985 folgende Maßnahmen 
wirksam: 

- Die Geldleistungen der Altershilfe für Land-
wirte erhöhen sich zum 1. Juli 1985 im gleichen 
Umfang, wie sich die allgemeine Bemessungs-
grundlage der gesetzlichen Rentenversicherung 
entsprechend dem durchschnittlichen Lohnan-
stieg im Jahre 1984 ändert. Die Erhöhung 
kommt den Altersgeldbeziehern in vollem Um-
fang zugute, weil sie bereits seit 1983 einen 
Krankenversicherungsbeitrag in Höhe von 
durchschnittlich 6% zahlen. 

- Der Beitrag zur Altershilfe für Landwirte bleibt 
unverändert und beträgt wie im Vorjahr monat-
lich 129 DM. 

- Die Unternehmerrenten der landwirtschaftli-
chen Unfallversicherung, die zuletzt 1981 erhöht 
wurden, werden am 1. Juli 1985 voraussichtlich 
um 15% angehoben. Die Renten der Arbeitneh-
mer und mitarbeitenden Familienangehörigen, 
die jährlich zu diesem Zeitpunkt erhöht werden, 
steigen im gleichen Umfang wie die Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung unter Berück-
sichtigung der Beteiligung der Rentner an ihrer 
Krankenversicherung. Die Mindestrenten der 
mitarbeitenden Familienangehörigen erhöhen 
sich um 2,56%. 

- Der Bundeszuschuß zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung wird von 279 Mio. DM (1984) 
auf 400 Mio. DM angehoben. Damit wird für die 
landwirtschaftlichen Betriebe eine Kostensen- 

Übersicht 61 

Beiträge landwirtschaftlicher Vollerwerbsbetriebe zur sozialen Sicherung 1983/84 1 ) 

Kennzahl Einheit 
Betriebsgröße von ... bis unter ... 1000 DM StBE 

unter 20 20 bis 30 30 bis 50 50 und mehr 

Betriebe mit Beiträgen zur KV, AH und LUV 2) 	 Zahl 393 860 2 686 4 546 
Betriebsgröße 	  ha LF 14,6 19,7 26,3 45,6 
Gewinn3) 	  DM/Betrieb 14 485 23 199 32 880 50 281 

Beiträge zur KV2) 	  DM/Betrieb 2 414 2 760 3 111 3 857 

Anteil am Gewinn3) 	  % 16,7 11,9 9,5 7,7 

Beiträge zur AH 2) 	  DM/Betrieb 1 467 1 489 1 492 1 521 

Anteil am Gewinn3 ) 	  % 10,1 6,4 4,5 3,0 

Beiträge zur LUV2) 	  DM/Betrieb 799 996 1 230 2 028 
Anteil am Gewinn3) 	  % 5,5 4,3 3,7 4,0 

Beiträge zur KV, AH und LUV insgesamt 2) 	 DM/Betrieb 4 680 5 245 5 833 7 406 
Anteil am Gewinn3) 

WJ 1980/81 	  % 26,7 18,2 15,5 12,5 
WJ 1981/82 	  % 27,4 18,5 15,9 13,1 
WJ 1982/83 	  % 26,5 17,7 14,5 11,5 
WJ 1983/84 	  % 32,3 22,6 17,7 14,7 

1)nicht hochgerechnete Durchschnittsergebnisse des Testbetriebsnetzes 
2)KV: Krankenversicherung, AH: Altershilfe für Landwirte, LUV: Landwirtschaftliche Unfa llversicherung 
3)um die Beiträge zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung rechnerisch erhöhter Gewinn, weil diese Beiträge zur Gewinnermittlung als 
Betriebskosten abgesetzt werden 
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kung erreicht, die zum Ausgleich der Auswir-
kungen der agrarpolitischen Entscheidungen 
vom März 1984 beitragen soll. Die Umlagen der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
werden hierdurch im Bundesdurchschnitt um 
rd. 36 % gesenkt. Regional sind wegen der unter-
schiedlichen strukturellen Verhältnisse Abwei-
chungen möglich. 

226. Die Bundesregierung hat 1984 Grundsatzent-
scheidungen für die Weiterentwicklung der sozia-
len Sicherung getroffen, die auch die Situation der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung entscheidend 
verbessern wird. Im Vordergrund stand hierbei die 
Neugestaltung des Familienlastenausgleichs. Im 
einzelnen sollen 1986 folgende Verbesserungen in 
Kraft treten: 

Im Bereich des Einkommensteuerrechts sollen die 
Kinderfreibeträge von 432 DM auf 2 484 DM pro 
Jahr erhöht werden. Im Rahmen des Bundeskinder-
geldgesetzes soll ein Kindergeldzuschlag von bis zu 
46 DM pro Monat für diejenigen Eltern eingeführt 
werden, bei denen sich der steuerliche Kinderfrei-
betrag nicht auswirkt. 

Das Mutterschaftsurlaubsgeld soll in ein Erzie-
hungsgeld für alle umgewandelt werden, das wäh-
rend der ersten sechs Bezugsmonate einen Betrag 
von 600 DM pro Monat erreicht. Für zunächst vier 
weitere Monate wird das Erziehungsgeld in Abhän-
gigkeit vom Einkommen gewährt. 

Alle Frauen, die am 1. Januar 1986 das 65. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, erhalten künftig in 
der gesetzlichen Rentenversicherung für jedes 
Kind ein Erziehungsjahr angerechnet, das renten-
begründend und rentensteigernd wirkt. Dies gilt 
auch für Bäuerinnen. Sie können künftig die Warte-
zeit für ein Altersruhegeld vom 65. Lebensjahr an, 
die seit 1984 fünf Jahre beträgt, teilweise oder — 
wenn mindestens fünf Kinder erzogen wurden — 
insgesamt durch Zeiten der Kindererziehung erfül-
len. 

Ist die Wartezeit durch die Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten nicht erfüllt, kann durch wei-
tere Beitragszahlungen ein eigener Rentenan-
spruch erworben werden. Hierzu ist auch eine be-
sondere Nachentrichtungsmöglichkeit für Frauen 
vorgesehen, die am 1. Januar 1986 kurz vor der Voll-
endung des 65. Lebensjahres stehen. Wegen des in 
der Altershilfe für Landwirte geltenden Grundsat-
zes der lebenslangen Beitragspflicht ist die Einfüh-
rung eines Erziehungsjahres für die Bäuerin in die-
sem Bereich nicht sinnvoll; einzelne Beitragsjahre 
können nicht zu Leistungsansprüchen führen. 

Die genannten Neuregelungen werden 1986 wirk-
sam. Die Bundesregierung hält es darüber hinaus 
für erforderlich, kleinere und mittlere einkommens-
schwache Betriebe von Beiträgen zur Altershilfe 
für Landwirte zu entlasten und die Alterssicherung 
mitarbeitender Familienangehöriger zu verbessern. 
Sie wird nach Klärung der hiermit zusammenhän-
genden Fragen einen Gesetzentwurf vorlegen. 

4 Umweltpolitik 

4.1 Umweltschutz 

227. Ein besonderer Schwerpunkt in der Umwelt-
politik der Bundesregierung ist die Luftreinhaltung. 
Die erforderlichen Maßnahmen hat die Bundesre-
gierung in ihrem Aktionsprogramm „Rettet den 
Wald" zusammengestellt. Dazu gehören vor allem: 

— Erlaß der Verordnung über Großfeuerungsanla-
gen, 

— Novellierung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes, 

— Änderung der Technischen Anleitung zur Rein-
haltung der Luft (TA Luft), 

— Einführung des schadstoffarmen Kraftfahrzeu-
ges, 

— Änderung und Neufassung der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen, 

— internationale Regelungen zur Emissionsbe-
grenzung und 

— flankierende forstliche Maßnahmen (vgl. Tz. 238). 

Kernstück ist die am 1. Juli 1983 in Kraft getretene 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung. Bereits jetzt 
kann festgestellt werden, daß die Emissionsdrosse-
lung die Erwartungen übertrifft. Schon bis 1988 er-
wartet die Elektrizitätswirtschaft allein aus ihren 
Anlagen der öffentlichen Stromversorgung eine 
Schwefeldioxidverminderung von 1 Mio. t pro Jahr. 
Nach neuesten Berechnungen des Umweltbundes-
amtes werden durch die Verordnung die jährlichen 
Schwefeldioxidemissionen insgesamt von 3,2 auf 1,6 
Mio. Jahrestonnen halbiert. Auch die Stickoxid-
emissionen werden stärker als erwartet zurückge-
hen, nachdem die Umweltminister am 5. April 1984 
beschlossen haben, in der behördlichen Praxis nied-
rigere Grenzwerte anzuwenden. 

Zur Verbesserung des immissionsrechtlichen Voll-
zugsinstrumentariums ist eine Änderung des Bun-
des- Immissionsschutzgesetzes erforderlich. Dem 
Deutschen Bundestag liegen inzwischen zwei Ge-
setzentwürfe des Bundesrates zur Anlagensanie-
rung und Abwärmeverwertung mit den Stellung-
nahmen der Bundesregierung vor (BT-Drucksache 
10/1861 und 10/1862 [neu]). Hiermit werden insbe-
sondere folgende Zielsetzungen verfolgt: 

— Bei Altanlagen, die vor Jahren genehmigt wur-
den und dem Stand der Technik nicht mehr ent-
sprechen, soll die Eingriffsschwelle für nach-
trägliche Anordnungen künftig nicht mehr der 
Maßstab der wirtschaftlichen Vertretbarkeit für 
den Anlagenbetreiber, sondern der verfassungs-
mäßige Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
sein. 

— Soweit sich zum Genehmigungszeitpunkt Ver-
besserungen der Emissionsminderungstechnik 
abzeichnen, schlägt die Bundesregierung vor, 
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die Genehmigung mit einem zeitlich befristeten 
Auflagenvorbehalt zu versehen. 

— Ferner ist die Aufnahme eines Reststoffvermei-
dungsgebotes sowie — bei in einer Rechtsver-
ordnung näher zu bestimmenden Anlagen — 
eines Gebotes zur betriebsinternen Wärmenut-
zung vorgesehen. 

Die Änderung von Teil 3 der Technischen Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) betrifft geneh-
migungsbedürftige Anlagen, die von der Großfeu-
erungsanlagen-Verordnung nicht erfaßt sind. Für 
sie sollen die geltenden Emissionswerte für zahlrei-
che Schadstoffe — insbesondere für Schwermetalle, 
Stäube, organische Verbindungen, Schwefeldioxid 
und Stickstoffoxide — erheblich verschärft und für 
mehrere Stoffe erstmals Emissionsbeschränkungen 
eingeführt werden. Der Änderungsentwurf soll im 
Frühjahr 1985 vom Bundeskabinett verabschiedet 
und dann dem Bundesrat zugeleitet werden. 

Für die Einführung des schadstoffarmen Kraftfahr-
zeuges, insbesondere zur Begrenzung der Stick-
oxidemissionen, werden die erforderlichen Voraus-
setzungen geschaffen: 

— Der Bundesrat hat am 20. Dezember 1984 dem 
Entwurf einer 11. Verordnung zur Änderung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung mit der 
Maßgabe einiger Änderungen zugestimmt. Die 
Verordnung wird verkündet, sobald die EG-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind (Notifi-
kation). Die Verordnung enthält die Definition 
des schadstbffarmen Kraftfahrzeuges und regelt 
die Schadstoffgrenzwerte, die denen entspre-
chen, die zur Zeit in den Vereinigten Staaten von 
Amerika (49-Staaten-Regelung) gelten sowie das 
Testverfahren. 

— Eine weitere Verordnung zur Änderung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung wird vor-
bereitet. Sie sieht die verbindliche Einführung 
des schadstoffarmen Kraftfahrzeuges in zwei 
Stufen vor: Pkw über zwei Liter Hubraum ab 
1. Januar 1988, alle übrigen Pkw ab 1. Januar 
1989. 

 
— Bis dahin wird der Kauf schadstoffarmer Pkw 

durch steuerliche Anreize gefördert: Durch Än

-

derung des Kfz-Steuergesetzes sollen schad-
stoffarme Autos eine Kfz-Steuerbefreiung zwi-
schen zwei und zehn Jahren erhalten, während 
die herkömmlichen Autos stärker belastet wer-
den sollen. Die Einbeziehung von Altfahrzeugen, 
die auf geringere Emissionen umgerüstet wer-
den, in die steuerliche Begünstigung wird zur 
Zeit geprüft. 

— Die Versorgung mit bleifreiem Benzin wird si-
chergestellt. Am 1. September 1984 ist die Ände-
rung der Benzinqualitätsangabenverordnung in 
Kraft getreten. 

— Durch die vorn Kabinett am 7. November 1984 
beschlossene Änderung des Mineralölsteuerge-
setzes soll die Mineralölsteuer für bleifreies 
Benzin um 2 Pf/1 gesenkt und für bleihaltiges 
um 2 Pf/1 erhöht werden. 

In der EG bemüht sich die Bundesregierung mit 
Nachdruck um eine möglichst frühzeitige obliga-
torische Einführung der US-Abgasgrenzwerte 
und die flächendeckende Bereitstellung von 
bleifreiem Benzin. 

Der Bundesrat hat den von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf zur Änderung und Neufassung 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen (4. BImSchV) mit der Maßgabe mehrerer Än-
derungen zugestimmt. Durch die Änderung der Ver-
ordnung soll die Genehmigungsbedürftigkeit von 
Anlagen an neue Erkenntnisse der Luftreinhaltung 
angepaßt werden. Betroffen sind auch Anlagen des 
Agrarbereichs. Unter anderem ist eine Neuregelung 
der Genehmigungsbedürftigkeit für Schweine- und 
Geflügelhaltungen vorgesehen. Genehmigungsbe-
dürftig im förmlichen Verfahren sollen sein: 

Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflü-
gel oder zum Halten von Schweinen mit 

— 7 000 Hennenplätzen, 

— 14 000 Junghennenplätzen, 

— 14 000 Mastgeflügelplätzen, 

— 700 Mastschweineplätzen oder 

— 250 Sauenplätzen 

und mehr. Für die Ermittlung der nach § 1 Abs. 3 
maßgebenden Anlagengröße soll gelten, daß ein 
Sauenplatz 3 Mastschweineplätzen, 30 Hennenplät-
zen oder 60 Junghennen- oder Mastgeflügelplätzen 
entspricht. Bestände bis zu jeweils 10% der für die 
einzelnen Tiergruppen geltenden Platzzahlen sollen 
unberücksichtigt bleiben. 

Wegen der weiträumigen Verfrachtung von Luftver-
unreinigungen setzt die Bundesregierung ihre An-
strengungen mit Nachdruck fort, international ins-
besondere in der EG, OECD und ECE eine wirk-
same Emissionsbegrenzung durch die Anwendung 
des Standes der Technik zu erreichen. 

Trotz aller Fortschritte zur Emissionsbegrenzung 
und der Festlegung von Emissionsgrenzwerten 
nach dem Stand der Technik (Großfeuerungsanla-
gen-Verordnung, TA Luft) muß mittelfristig die 
Emissionsbegrenzung weitergeführt werden, weil 
eine ökologisch ausreichende Emissionsbegrenzung 
erst dann erreicht ist, wenn auch die empfindlich-
sten Glieder in den Ökosystemen ausreichend ge-
schützt sind und Anreicherungen von Schadstoffen 
in Böden vermieden werden. Die Bundesregierung 
prüft daher, ob und inwieweit bestehende Regelun-
gen zur Luftreinhaltung durch zusätzliche, markt-
wirtschaftlich orientierte Instrumente ergänzt wer-
den können. 

228. Ein weiterer Schwerpunkt der Umweltpolitik 
ist der Schutz des Bodens. Die vielfältigen Funktio-
nen des Bodens und seine verschiedenartigen Nut-
zungen können durch die nachfolgend genannten 
Entwicklungen langfristig erheblich gefährdet wer-
den: 
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— Belastungen durch saure Niederschläge, Eintrag 
und Anreicherung von Schadstoffen 

— Landverbrauch und Zerschneidung von Freiräu-
men durch Bebauung, Zersiedlung, Verkehrs-
wege und Rohstoffabbau 

— regional begrenzte Beeinträchtigung der Boden-
fruchtbarkeit durch Bodenerosion und damit 
verbundenen Verschlämmungen oder Verlust 
humus- und nährstoffhaltiger Feinerde 

— Schädigung der Wälder, Verlust heimischer 
Pflanzen- und Tierarten und von Biotopen 

— Grundwasserverunreinigungen durch wasserge-
fährdende Stoffe, Altlasten und regional zu in-
tensive Landwirtschaft. 

Aus diesen Belastungen können Veränderungen 
der biochemischen und -physikalischen Prozesse 
im Boden und Schädigungen der Bodensubstanz 
und der Bodenstruktur resultieren. Eine weiterge-
hende Klärung der Probleme der Stoffeinträge und 
anderer Einwirkungen auf Bodensubstanz und Bo-
denstruktur sowie der ökologischen Fragen im Zu-
sammenhang mit Flächennutzungen und den 
Wechselwirkungen zwischen Bodennutzung, Flora 
und Fauna ist dringend geboten, um mögliche Schä-
den zu erkennen und zu verhindern. In jedem Fall 
muß eine Verminderung der oben genannten Bela-
stungen des Bodens angestrebt werden. 

Eine den Waldschäden vergleichbare Verschlechte-
rung anderer Ökosysteme aufgrund von Bodenver-
änderungen ist in der Bundesrepublik Deutschland 
zwar großflächig noch nicht zu erkennen. Es gibt 
jedoch Anzeichen, die es erforderlich machen, beim 
Bodenschutz wirksame Vorkehrungen zu treffen, 
die vergleichbare Entwicklungen frühzeitig verhin-
dern. Daher ist eine umfassende Schutzkonzeption 
zur Sicherung der natürlichen Funktionen des Bo-
dens erforderlich. 

Die Bundesregierung hat eine Bodenschutzkonzep-
tion verabschiedet. In dieser Konzeption sind neben 
einer ersten Analyse der Gefährdungsursachen und 
des Gefährdungspotentials Ziele zum Schutz des 
Bodens in den verschiedenen ,Bereichen definiert 
und weitere Entscheidungen vorbereitet worden. In 
arbeitsteiliger Kooperation mit den Ländern wer-
den die Erfordernisse des Bodenschutzes im einzel-
nen festzulegen und die Maßnahmen nach Inhalten, 
Prioritäten, Zeit- und Kostenrahmen zu bestimmen 
sein. 

Aus der Anwendung des Vorsorgeprinzips und ei-
nes haushälterischen Umgangs mit dem Boden er-
geben sich für den Bodenschutz folgende Schwer-
punkte: 

— Die Minimierung von problematischen Stoffein-
trägen aus Industrie, Gewerbe, Verkehr, Land-
wirtschaft und Haushalten durch Maßnahmen 
der Begrenzung an allen Quellen sowie durch 
weitgehend umweltschonende Flächennutzun-
gen. Dadurch soll auf möglichst niedrigem Ni-
veau ein Gleichgewicht zwischen Eintrag von 

problematischen Stoffen und den natürlichen 
Regelungsfunktionen des Bodens erreicht wer-
den. 

— Eine Trendwende im Landverbrauch, u. a. durch 
Vorrang von innergemeindlicher Bestandserhal-
tung und -entwicklung vor weiterer Bauland-
erschließung, Ausbau vorhandener Verkehrs-
wege vor der Erweiterung des Verkehrsnetzes. 
Bodennutzungen sind stärker an die natürlichen 
Standortbedingungen anzupassen; dieses gilt 
auch für landwirtschaftliche Nutzungen. Die 
vorhandenen natürlichen und naturnah genutz-
ten Flächen sind zu sichern. Mit den Rohstoffre-
serven ist sparsam umzugehen. 

229. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
(SRU) wird sein umfangreiches Sondergutachten 
über „Die Umweltprobleme der Landwirtschaft", 
das er in den letzten Jahren erarbeitet hat, der Bun-
desregierung im Frühjahr 1985 übergeben. Das Gut-
achten wird zunächst als vervielfältigtes Manu-
skript den zuständigen Bundes- und Ländermini-
sterien vorgelegt; es soll als Buch veröffentlicht 
werden und wird voraussichtlich auch als Bundes-
tagsdrucksache erscheinen. 

230. Zur Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben für den Umweltschutz im 
Agrarbereich standen im Haushaltsjahr 1984 
10,0 Mio. DM zur Verfügung. Neben der Finanzie-
rung laufender Vorhaben wurden davon Mittel für 
sieben neue Vorhaben bewilligt. Damit erhöhte sich 
die Anzahl der seit 1979 geförderten Vorhaben auf 
128, die sich auf die einzelnen Förderungsschwer-
punkte wie folgt verteilen: 

— Naturschutz und Landschafts-
pflege 	 16 Vorhaben 

— Verringerung von Schadstoff

-

belastungen in tierischen 
und pflanzlichen Produkten 	8 Vorhaben 

— Einführung neuartiger Techniken 
in der Energiegewinnung und 
Energieeinsparung 	 87 Vorhaben 

— Gewässerschutz im ländlichen 
Raum 	 15 Vorhaben 

— Sonstige 	 2 Vorhaben 

4.2 Naturschutz und Landschaftspflege 

231. Ein wirksamer Artenschutz ist ohne Biotop-
schutz nicht denkbar. Daher wird an einem Biotop-
schutzkonzept aus Bundessicht gearbeitet. Mit die-
sem Konzept soll die Wirksamkeit der Maßnahmen 
des Bundes im Bereich des Biotopschutzes verbes-
sert werden. Dabei ist die Berücksichtigung der in 
internationalen Naturschutzübereinkommen fest-
gelegten Grundsätzen besonders wichtig, weil viele 
Probleme nur international gelöst werden können. 

232. Die Errichtung und Sicherung schutzwürdi-
ger Teile von Natur und Landschaft mit gesamt-
staatlich repräsentativer Bedeutung wird seit dem 
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Jahre 1979 vom Bund gefördert. Ziel der Förderung 
ist die dauerhafte Erhaltung großräumiger Biotope 
und die Gewährleistung einer dem Schutzzweck 
entsprechenden Biotopentwicklung. 

Vorrangig berücksichtigt wurden bisher Feuchtge-
biete, die durch selten gewordene Vegetationsfor-
men oder traditionelle, extensive Bewirtschaftungs-
formen geprägt sind (MB Tabelle 146, Übersicht 
62). 

Übersicht 62 . 

Ausgaben im Programm Umweltpolitik 
(Bundesmittel) 

1983 1984 1985 

Maßnahmen Soll 		Ist Soll Soll 

Mio. DM 

Errichtung und Siche- 
rung schutzwürdiger 
Teile von Natur und 
Landschaft mit gesamt- 
staatlich repräsentativer 
Bedeutung 	 5,0 	5,0 4,0 4,0 

Investitionen zur Durch- 
führung von Forschungs- 
und Entwicklungs- 
vorhaben für den  Um- 
weltschutz im Agrar- 
bereich 	  12,7 	6,9 10,0 10,0 

Forschung - 

(Forschungsanstalten) 	 6,8 	7,1 6,8 7,1 

insgesamt 	 24,5 	19,0 20,8 21,1 

In der 1984 verabschiedeten Verordnung der EG 
über gemeinschaftliche Umweltaktionen ist eine fi-
nanzielle Unterstützung der Gemeinschaft für Vor-
haben zur Erhaltung hochgradig bedrohter Lebens- 
räume gefährdeter Arten vorgesehen; dabei muß es 
sich um Vorhaben nach der EG-Vogelschutzrichtli-
nie handeln, die Anstoßcharakter haben und von 
besonderer Bedeutung für die Gemeinschaft sind. 
Eine Auswahl von Fördervorhaben durch die Kom-
mission der EG ist noch nicht erfolgt. 

233. Das Wattenmeer ist aufgrund der Einmalig-
keit seiner Strukturen, der Bedeutung für die nord- 
und mitteleuropäische Vogelwelt, die fischwirt-
schaftliche Nutzbarkeit der gesamten Nordsee und 
für die Erholung ein Lebensraum von höchster 
Schutzwürdigkeit. Die Bundesregierung unterstützt 
daher alle Bemühungen der Länder, den Schutz des 
Wattenmeeres zu verbessern. Die Absicht der Bun-
desländer Schleswig-Holstein und Niedersachsen, 
Nationalparke im jeweiligen Wattenmeer einzurich

-

ten, wird nachdrücklich begrüßt. Im . Rahmen der 
nach § 12 (4) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
erforderlichen Beteiligung wirkt der Bund bei der 

 Einrichtung der Nationalparke mit. 

234. Zum erstenmal wurde 1984 ein Bundeswett-
bewerb der deutschen Naturparke durchgeführt. 

Thema war die Konfliktlösung zwischen Natur-
schutz und Erholung. Der Wettbewerb hat gute und 
weitgehend übertragbare Beispiele hierfür er-
bracht. Wichtig für das Gelingen einer Konfliktlö-
sung sind danach eine Zonierung mit unterschiedli-
chen Vorrängen innerhalb von Erholungsgebieten, 
ausreichendes Personal vor Ort sowie die .Schaf-
fung von Alternativen, die von den Erholungsuchen-
den akzeptiert werden. Die drei ersten Preise wur-
den an die Naturparke Steinhuder Meer, Bayeri-
sche Rhön und Stromberg-Heuchelberg vergeben. 
Einen Ehrenpreis für gute naturschutzbezogene Öf-
fentlichkeitsarbeit erhielt der Naturpark Nordeifel. 

235. Die Bundesregierung wird in Kürze den Ent-
wurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bun-
desnaturschutzgesetzes den parlamentarischen 
Gremien zuleiten. Der Entwurf faßt das derzeit auf-
gesplitterte Artenschutzrecht in einer bundesein-
heitlichen und unmittelbar geltenden Regelung zu

-

sammen. Ziel der Novellierung ist darüber hinaus 
die Verbesserung des Artenschutzrechts. So werden 
künftig auch diejenigen besonders geschützten Ar-
ten, die nicht dem Washingtoner Artenschutzüber-
einkommen (WA) unterliegen, einer Ein- und Aus-
fuhrregelung unterworfen. Auch sind erstmals 
Straftatbestände vorgesehen. An der grundsätzli-
chen Eigenständigkeit der Rechtsbereiche Jagd- 
und Artenschutzrecht wird festgehalten. Der Ent

-

wurf umfaßt des weiteren Verbesserungen des Bio-
topschutzrechts. Das Gesetz soll am 1. Januar 1986 
in Kraft treten und das bis zum 31. Dezember 1985 
befristete Durchführungsgesetz zur Verordnung 
(EWG) Nr. 3626/82 vom 22. Dezember 1983 ablösen. 

236. Vom 25. bis 30. Juni 1984 fand in Brüssel unter 
deutschem Vorsitz und unter Beteiligung von 46 
Staaten eine Konferenz des Technischen Ausschus-
ses des Washingtoner Artenschutzübereinkom-
mens statt, dessen Hauptaufgabe die Vorbereitung 
der nächsten Vertragsstaatenkonferenz war. Die 
Konferenz befaßte sich u. a. mit technischen Aspek-
ten von Anträgen für die Aufzucht und Vermark-
tung von Meeresschildkröten, deren Eier aus der 
Natur entnommen und die in Gefangenschaft aus-
gebrütet und aufgezogen werden. 

Der Bundestag verabschiedete am 12. April 1984 die 
beiden Zustimmungsgesetze zu den Artenschutz-
übereinkommen vom 23. Juni 1979 (sog. Bonner 
Übereinkommen) und vom 19. September 1979 (sog. 
Berner Übereinkommen). Beide Übereinkommen 
wurden inzwischen von der Bundesrepublik

-

Deutschland ratifiziert. Das Bonner Übereinkom-
men ist bereits am 1. Oktober 1984 für die  Bundes-
republik  Deutschland völkerrechtlich in Kraft ge-
treten; das Berner Übereinkommen wird für die 
Bundesrepublik Deutschland am 1. April 1985 ver-
bindlich. 

5 Forst- und Holzwirtschaft 

237. Wenn auch die Wirkungen der Luftschad-
stoffe auf den Wald bislang noch nicht vollständig 
als wissenschaftlich geklärt gelten, so sprechen 
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doch eine Reihe von Indizien für eine maßgebliche 
Beteiligung der Luftschadstoffe an Entstehung und 
Ausmaß der Waldschäden. Bei der Bekämpfung von 
Waldschäden kommt daher der Luftreinhaltepolitik 
Priorität zu (vgl. Tz. 227). 

238. Parallel dazu müssen aber auch alle Möglich-
keiten ergriffen werden, um mit flankierenden 
forstlichen Maßnahmen den Schadensverlauf zu 
verlangsamen, Schäden zu mindern und - so gut 
es möglich ist — zu beheben. In Frage kommen 
hierfür gezielte Düngungsmaßnahmen, wenn sie 
aufgrund einer Bodenanalyse positive Auswirkun-
gen auf die Vitalität der Wälder erwarten lassen. 
Des weiteren kann es angezeigt sein, lückig gewor-
dene Bestände mit geeigneten Baumarten zu unter

-

pflanzen, um die noch vorhandene Schutzwirkung 
älterer Bestände für die Verjüngung auszunutzen 
(Voranbau) oder um der Auflösung älterer Bestände 
entgegenzuwirken (Unterbau). Infolge der neuarti-
gen Waldschäden ausgefallene Bestände müssen 
umgehend wieder aufgeforstet werden, wobei -so-
weit erforderlich -- Bodenmeliorationen durchge-
führt werden sollten. Bei notwendigen Pflegehieben 
in Jungbeständen soll durch wiederholte, behutsa-
me, aufeinander abgestimmte Pflegehiebe die Sta-
bilität der Bestände gesichert werden. 

Seit Beginn des Jahres 1984 werden deshalb Dün-
gung, Voranbau und Unterbau, Wiederaufforstung 
und mehrmalige Pflege von Jungbeständen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe gefördert; 
hierzu wurde der Haushaltsansatz für 1984 um rd. 
20 Mio. DM aufgestockt (Übersicht 63). Die Förde-
rungsmaßnahmen werden 1985 wie folgt erweitert.: 

— der Zuschuß für die forstliche Düngung wird von 
60 auf 70 % angehoben; 

— die wiederholte Bestandspflege kann auch auf 
solchen Flächen gefördert werden, die von Wald-
schäden akut bedroht sind; 

— im Wege der Ausnahmeregelung kann bei Maß-
nahmen aufgrund neuartiger Waldschäden von 
der Verminderung der förderungsfähigen Ko-
sten um die Zuschüsse Dritter abgesehen wer-
den; 

- bei Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschä

-

den können in begründeten Einzelfällen auch 
nichtländliche Gebietskörperschaften gefördert 
werden. 

239. Wachsende Aufmerksamkeit widmete die 
Bundesregierung dem Holzmarkt. Das Bundeskabi

-

nett beauftragte am 18. Juli 1984 den Bundesmini

-

ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
mit den Bundesressorts sowie in Abstimmung mit 
den Ländern Vorsorgemaßnahmen für den Fall 
übermäßigen Holzanfalls aufgrund der neuartigen 
Waldschäden zu prüfen und vorzubereiten. Aller-
dings ließen sich bisher die Zwangseinschläge noch 
im Rahmen des Normaleinschlags auffangen und 
belasten damit den Holzmarkt noch nicht fühlbar. 
Vorsorglich sind die forstlichen Förderungsgrund-
sätze der Gemeinschaftsaufgabe ab 1985 schon da-
hingehend ergänzt worden, daß auch die Forstbe-
triebe - neben den forstlichen Zusammenschlüs-
sen - in die Förderung der Herstellung von Ein-
richtungen zur Lagerung von Holz einbezogen sind. 
Die Förderungsgrundsätze wurden so ausgestaltet, 
daß neben Einrichtungen für die Naßlagerung auch 
solche für die Trockenlagerung, für die Lagerung 
von eingeschnittenem Holz und für die konservie-
rende Behandlung des einzulagernden Holzes ge-
fördert werden können. 

Übersicht 63 

Ausgaben im Programm Forst- und Holzwirtschaft 
(Bundesmittel) 

1983 1984  1985 

Maßnahme Soll 	
	

Ist Soll Soll 

Mio. DM 

Vorarbeiten 	  — 

Aufforstung 	  3,5 

Umwandlung in Hochwald 	  
Waldbauliche Maßnahmen zur Verbesserung der Struktur von 

2,1 
9;7 12,3 

Jungbeständen 	  3,9 

Wertästung, Trennung von Wald und Weide, Anlage von Schutz- 	 1) 
pflanzungen, Nachbesserungen 	  1,5 

Forstwirtschaftlicher Wegebau 	  15,0 	14,3 14,1 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 	  2,0 	1,6 1,9 . 

Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden 	  — 	— 19,8 

Forschung (Forschungsanstalten) 	  20,8 	20,8 21,1 22,2 

insgesamt ... 47,5 	47,7 69,2  

1 ) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
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240. Der Bundesrat hat die Änderung des Forst-
schäden-Ausgleichsgesetzes beschlossen, um den 
Erfahrungen bei der bisherigen Anwendung des 
Gesetzes und den möglichen Holzmarktproblemen 
durch die neuartigen Waldschäden Rechnung zu 
tragen. Die Bundesregierung hat die Gesetzesinitia-
tive des Bundesrates grundsätzlich begrüßt, jedoch 
ergänzend festgestellt, daß das Instrumentarium 
des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes auch in der 
vorgesehenen geänderten Fassung unter Umstän-
den nicht ausreicht, um möglichen Auswirkungen 
der neuartigen Waldschäden auf dem Holzmarkt 
wirkungsvoll zu begegnen. Von der Bundesregie-
rung sind zum Ausgleich für die verschärften Ein-
griffsregelungen steuerliche Ausgleichsmaßnah-
men vorgeschlagen worden. Der Gesetzentwurf 
wird zur Zeit im Bundestag beraten. 

241. Das Bundeswaldgesetz schreibt in § 41 a die 
Durchführung einer Bundeswaldinventur auf Stich-
probenbasis vor. Ziel der Inventur ist die Beschaf-
fung gesicherter Daten zur Beurteilung der Nut-
zungsmöglichkeiten des Waldes, der Struktur und 
des Umfangs des künftigen Holzaufkommens sowie 
der Gefährdungen, Schädigungen und Fehlentwick-
lungen des Waldes. Die Vorbereitung der Inventur 
und die Zusammenstellung und Auswertung der 
von den Bundesländern zu erhebenden Daten ob-
liegt dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. Der Beginn der praktischen Er-
hebungsarbeiten ist für 1986 vorgesehen. 

242. Das Bundeswaldgesetz legt fest, daß die 
Forstwirtschaft wegen der Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktion des Waldes zu fördern ist. Den Kern 
dieser finanziellen Förderung bilden Maßnahmen 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes", in 
die 1984 erstmalig auch Maßnahmen aufgrund neu-
artiger Waldschäden einbezogen wurden (Übersicht 
63). Unter finanzieller Beteiligung der Länder konn-
ten in den letzten zehn Jahren über 21 000 ha aufge-
forstet, rd. 13 500 ha unbefriedigender Bestockung 
umgewandelt, seit 1978 mehr als 8 600 km Forst-
wege gebaut, eine Vielzahl von forstwirtschaftli-
chen Zusammenschlüssen wirksam gefördert und 
seit 1980 rd. 44 000 ha pflegebedürftige Jungbe-
stände durchforstet werden. 

243. Eine wesentliche Voraussetzung für die lang-
fristige Verbesserung der Ertragskraft des Waldes 
liegt in der Verwendung von genetisch hochwerti-
gem Saat- und Pflanzgut. Der besseren Überwa-
chung des Vertriebs von forstlichem Vermehrungs-
gut dienen die Verordnung über die Kontrollbuch-
führung der Forstsamen- und Forstpflanzenbet-
riebe (Forstsaat-Kontrollbuchverordnung) vom 
22. November 1983 und die 28. Verordnung zur Än-
derung der Einfuhrliste vom 27. September 1983. 

Die neuartigen Waldschäden bedrohen nicht nur 
den gegenwärtigen Waldbestand, sondern stellen 
eine akute Gefahr für das genetische Potential des 
Waldes dar. Auch aus diesem Grunde wird daher 
ein Konzept zur Erhaltung forstlicher Genressour-
cen (forstliche Genbank) erarbeitet. Die Genbank 

soll gefährdetes genetisches Material in seiner na-
türlichen Vielfalt erhalten und damit u. a. Aus-
gangsmaterial für die spätere Wiedereinbringung 
der ursprünglichen Populationen und die Züchtung 
geeigneter Populationen sichern. 

Neben der Erhaltung genetischer Ressourcen ge-
winnt auch die Frage an Bedeutung, wie in Zukunft 
forstliches Vermehrungsgut in ausreichendem 
Maße zur Verfügung gestellt werden kann. Dazu 
sind u. a. die Möglichkeiten neuartiger Vermeh-
rungstechniken zu untersuchen. So läßt sich bei-
spielsweise die Aspe bereits heute über Gewebekul-
turen vermehren. Aber auch bei Baumarten, deren 
Saatgut nicht lange gelagert werden kann, wie z. B. 
bei Tanne, Buche und Eiche wird die Vermehrung 
über Gewebekulturen angestrebt. Um dem künftig 
verstärkt auftretenden Problem der Saatgutgewin-
nung und Vermehrung von forstlichem Saat- und 
Pflanzgut Rechnung zu tragen, wird der Bundesmi-
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
die Forschung in diesem Bereich intensivieren. 

6 Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 

244. Nach den Ergebnissen des Ernährungsbe-
richts 1984 ist das größte Ernährungsproblem nach 
wie vor der überhöhte Verbrauch an Nahrungsener-
gie, bedingt durch eine zu hohe Zufuhr an Fett, 
Alkohol und Zucker. Außerdem sind bestimmte Be-
völkerungsgruppen mit einigen Nährstoffen (z. B. 
Kalzium und Vitamin B 1) noch immer unzureichend 
versorgt. Wegen der häufig zu reichlichen Energie-
zufuhr wird eine stärkere Bevorzugung von pflanz-
lichen Produkten, insbesondere Vollkornprodukten, 
Gemüse und Obst empfohlen. Auch der Verzehr von 
Milch und fettarmen Milchprodukten sollte — we-
gen der häufig nicht ausreichenden Kalziumzufuhr 
— erhöht werden. Dagegen wird eine Steigerung 
des Fleischkonsums nicht empfohlen. 

245 Ernährungsfehler und falsche Ernährungsge-
wohnheiten lassen sich nicht durch Maßnahmen 
staatlicher Reglementierung beheben, sondern er-
fordern eine sachgerechte Ernährungsaufklärung. 
Hierfür standen dem Auswertungs- und Informa-
tionsdienst für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (AID) e. V. 1984 rd. 3,75 Mio. DM Bundes-
mittel zur Verfügung (Übersicht 64). Unter Beibe-
haltung seines stets stark nachgefragten Standard-
angebots an Aufklärungsmaterial geht der AID ent-
sprechend den Erkenntnissen der Kommunika-
tionswissenschaften zunehmend neue Wege, um so 
bisher nicht erreichte Verbraucherkreise anzuspre-
chen. 

Der Bundeszuschuß an die elf Verbraucherzen-
tralen der Länder für die Ernährungsinformation 
und -beratung wurde im Berichtsjahr auf knapp 
3 Mio. DM erhöht. Die rege Nutzung der von den 
Verbraucherzentralen angebotenen verschiedenen 
Informationsmöglichkeiten zeigt das wachsende 
Ernährungsbewußtsein. Der an die Beratungs-
kräfte herangetragene Fragenkreis ist unverändert 
breit gefächert. 
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Übersicht 64 

Ausgaben im Programm Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich') 
(Bundesmittel) 

1983 1984 1985 

' Maßnahmen Soll 		Ist Soll Soll Bemerkungen 

Mio. DM 

Verbraucheraufklärung allgemein 	 3,50 	3,40 3,50 3,55 EP 10 Kap. 10 02 

Verbraucheraufklärung, AID 	 3,65 	3,52 3,75 3,75 EP 10 Kap. 10 02 (geschätzt) 

Forschung (Forschungsanstalten) 	 56,50 	57,20 57,20 60,00 EP 10 Kap. 10 10 (geschätzt) 

zusammen 	  63,65 	64,12 64,45 67,30 

dazu nachrichtlich: 

Zivile Verteidigungsreserve 	 25,20 	25,00 24,00 24,30 Einzelplan 36 
Kap. 36 06 

Information über freiwillige Vorrats- 
haltung in privaten Haushaltungen 	 0,50 	0,49 0,51 0,51 Einzelplan 36 

Kap. 36 06 

Planung und Forschung im Bereich der 
Ernährungssicherstellung 	 0,20 	0,19 0,20 0,19 Einzelplan 36 

Kap. 36 06 

1) Die Ausgaben, die insgesamt für Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich eingesetzt werden, sind zahlenmäßig kaum zu erfassen, da sie sich 
nur schwer aus dem Gesamtkomplex der Agrar- und Ernährungspolitik isolieren lassen. Viele Maßnahmen anderer Programme dienen auch 
verbraucherpolitischen Zielsetzungen. Erwähnt seien hier nur Maßnahmen zur Verbesserung der Markttransparenz und zur Verbesserung von 
Produktion und Produktqualität. 

246. Nach Ablauf der dreijährigen Amtszeit der 
Mitglieder des Verbraucherausschusses beim BML 
wurde dieses Gremium Mitte 1984 neu berufen. In 
seiner konstituierenden Sitzung wählte der Aus-
schuß als Schwerpunkte seiner künftigen Arbeit die 
Bereiche „Ökonomie und Ökologie in der Landwirt-
schaft" und „Risiken in der Ernährung". Ferner ver-
abschiedete der Verbraucherausschuß zwei Ent-
schließungen. In der ersten Entschließung tritt er 
für eine Intensivierung der Soforthilfemaßnahmen 
für Äthiopien ein; in der zweiten unterstützt er die 
Bundesregierung in ihrer ablehnenden Haltung ge-
gen die von der EG-Kommission beabsichtigte Zu-
lassung von natürlichen Hormonen zu Mastzwek-
ken. 

247. Der Erhaltung und Verbesserung der Lebens-
mittelqualität wie auch dem Verbraucherschutz 
dienen zahlreiche Rechtsvorschriften und die lau-
fende Kontrolle ihrer Einhaltung. Die bereits bei 
der Erzeugung ansetzenden Bestimmungen des 
Düngemittel-, Pflanzenschutz-, Futtermittel- und 
Tierarzneimittelrechts sowie die unmittelbar für 
Lebensmittel geltenden Vorschriften sichern die ge-
sundheitliche Unbedenklichkeit und das erreichte 
hohe Qualitätsniveau der Lebensmittel. Vor Täu-
schung und wirtschaftlichen Nachteilen wird der 
Verbraucher insbesondere durch das Lebensmittel-
kennzeichnungsrecht geschützt. 

Hinsichtlich der Rückstände bei Lebensmitteln ist 
eine Verbesserung festzustellen: Bei Pflanzen-
schutzmitteln bestehen keine nennenswerten Rück-
standsprobleme. Die Belastung des Verbrauchers 
durch toxische Schwermetalle ist geringer als in 
früheren Ernährungsberichten angegeben. Sie be

-

trägt nach neuen Berechnungen des Bundesge-
sundheitsamtes bei Cadmium rd. 46 %, bei Blei rd. 
29 % und bei Quecksilber rd. 32 % der von der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) festgelegten duld-
baren Aufnahmemenge. Bei Tierarzneimitteln ha-
ben verschärfte Kontrollmaßnahmen bewirkt, daß 
die illegale Anwendung dieser Stoffgruppe weiter 
zurückgedrängt wurde. 

Um die Schadstoffbelastung von Lebensmitteln 
weiter zu vermindern, wurden 1984 die Verordnung 
über Stoffe mit pharmakologischer Wirkung so-
wie die Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverord-
nung geändert und dem gegenwärtigen Stand der 
wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse 
angepaßt. Die Verordnung über Stoffe mit pharma-
kologischer Wirkung verbietet nunmehr die Ver-
wendung von Chloramphenicol bei Nutztieren, die 
der Milchgewinnung dienen, sowie bei Legehennen 
und legt eine Höchstmenge für diesen Stoff in 
Milch und Eiern fest, die praktisch einem Nullwert 
gleichkommt. Als weiterer Schritt ist geplant, für 
polychlorierte Biphenyle (PCB), die ohne Zutun des 
Erzeugers infolge von Verunreinigungen des Bo-
dens, der Luft oder des Wassers über die Nahrungs-
kette in Lebensmittel gelangen und zu einer Ge-
fährdung der menschlichen Gesundheit führen kön-
nen, ebenfalls Höchstmengen festzusetzen. Wesent-
lich größer als das allgemeine Rückstandsrisiko ist 
allerdings die Gefahr mangelnder hygienischer 
Sorgfalt. 

248. Durch das reichhaltige und vielfältige Nah-
rungsmittelangebot ist die Versorgung der Bevölke-
rung in vollem Umfang gesichert. Aufgabe des Staa-
tes ist es jedoch, auch Vorsorge für etwaige Krisen- 
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zeiten zu treffen. Die legislativen, administrativen 
und materiellen Vorsorgemaßnahmen wurden da-
her mit Nachdruck fortgeführt. 

Im Rahmen der materiellen Krisenvorsorge werden 
weiterhin staatliche Vorräte gehalten. Der Bestand 
an haushaltsmäßig gebrauchsfertigen Lebensmit-
teln wurde weiter aufgestockt. Auch in den privaten 
Haushalten sollten Mindestvorräte an geeigneten 
Lebensmitteln und Getränken vorhanden sein. Das 
BML fördert in diese Richtung wirkende Aufklä-
rungsmaßnahmen. 

249. Den rd. 25,5 Mio. Privathaushalten in der 
Bundesrepublik Deutschland standen im Wirt-
schaftsjahr 1983/84 annähernd 936 Mrd. DM für den 
privaten Verbrauch zur Verfügung. Davon wurden 
rd. 180 Mrd. DM für Nahrungsmittel — einschließ-
lich Verzehr in Gaststätten und Kantinen — ausge-
geben (Vorjahr: 176 Mrd. DM). Damit ist der Anteil 
der Ausgaben für Ernährung mit 19,2 % geringfügig 
niedriger als in den vergangenen Jahren. Auch die 
Nachfragestruktur hat sich kaum geändert (MB Ta-
bellen 147 und 148). 

Der Preisindex für Nahrungsmittel (ohne Genuß-
mittel und Verzehr in Gaststätten) stieg im Wirt-
schaftsjahr 1983/84 um 2,5 % auf 113,7 (1980 =100) 
und damit kaum mehr als im Jahr zuvor. Die Erhö-
hung des Preisindexes für die Lebenshaltung insge-
samt fiel mit + 2,8 % auf 117,2 wiederum etwas höher 
aus, lag aber deutlich unter der des Vorjahres. 

Der Anteil der Verkaufserlöse der Landwirtschaft 
an den Verbraucherausgaben ist je nach Produkt-
gruppe unterschiedlich hoch. Er ist tendenziell 
rückläufig, nicht zuletzt wegen des zunehmenden 
Verarbeitungsgrades (Übersicht 65, MB Tabelle 
149). 

Übersicht 65 

Anteil der Verkaufserlöse der Landwirtschaft 
an den Verbraucherausgaben 

für Nahrungsmittel inländischer Herkunft 

Nahrungsmittel 
1976/77 	1982/83 	1983/84') 

% 

Brotgetreide und Brot- 
getreideerzeugnisse 	 13,8 10,5 10,0 

Milch und Milcherzeugnisse 	 61,2 58,8 58,2 

Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischwaren 	 48,7 44,2 44,2 

1 ) vorläufig 

7 Produktion und Produktqualität 

Pflanzliche Produktion 

250. Um den in den letzten Jahren teilweise beob-
achteten Problemen bezüglich der Bodenfruchtbar-
keit und der Bodengesundheit entgegentreten zu 
können, wurden vor allem in den Bereichen Frucht-
folge, Düngung und Bodenbewirtschaftung eine 
Reihe von neuen Maßnahmen eingeleitet und inten-

siviert. So wurden im Bereich der Pflanzenzüch-
tung verstärkt Forschungsarbeiten mit dem Ziel ei-
ner Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit frucht-
folgeerweiternder Pflanzenarten (z. B. Körnerlegu-
minosen) finanziert. Auch auf den Gebieten Dün-
gung sowie schonende und konservierende Boden-
bearbeitung wurden Forschungsvorhaben unter-
stützt. 

Durch Änderung der Düngemittelverordnung wur-
den erstmals Düngemitteltypen zugelassen, die spe-
ziell zur Anwendung in der Forstwirtschaft dienen 
sollen. Ferner wurden beim Typ „Organisch-mine-
ralischer Mischdünger", für dessen Herstellung 
auch Siedlungsabfälle dienen können, Höchstge-
halte für bestimmte Schwermetalle festgelegt. 
Diese Begrenzungen sollen einer Belastung der Bö-
den vorbeugen. 

Um der Nitratbelastung des Grundwassers entge-
genzuwirken, ist die Zusammenarbeit mit den Län-
dern verstärkt worden. Ziel ist es, über die Bera-
tung eine möglichst bedarfsgerechte Stickstoffdün-
gung mit geringeren Auswaschungsverlusten — 
insbesondere bei Ausbringung von Wirtschaftsdün-
gern — zu. erreichen. Auch die von den Ländern 
aufgrund des Abfallbeseitigungsgesetzes getroffe-
nen Maßnahmen zur Begrenzung der Gülleverwen-
dung können hier einen Beitrag zur Problemlösung 
leisten. Zur Klärung der Nitratproblematik wurde 
eine Nutzen-Kosten-Untersuchung „Beitrag der 
Landwirtschaft zur Verminderung der Nitratbela-
stung des Grundwassers" eingeleitet. 

Der Absatz an Düngemitteln nahm bei wachsenden 
Ernteerträgen von 1960 bis 1980 ständig zu. Seit 
etwa fünf Jahren ist jedoch trotz weiter steigender 
Flächenerträge bei Stickstoff keine Zunahme mehr 
zu beobachten, der Phosphat- und Kaliverbrauch 
war sogar leicht rückläufig. Lediglich der Absatz 
von Kalk stieg weiter an. Insgesamt läßt diese Ent-
wicklung auf einen gezielteren Einsatz von ertrags-
sichernden Düngemitteln schließen. 

251. Im Juli 1984 erteilte das Bundessortenamt 
den 5 000. Sortenschutz seit der Einführung des 
Sortenschutzrechts im Jahre 1953. Etwa 90 % der in 
der Landwirtschaft und im Gemüsebau verwende-
ten Sorten sind geschützt. Das System des Sorten-
schutzes hat dazu beigetragen, daß eine breite gene-
tische Vielfalt erhalten werden konnte. Hierdurch 
wurde zugleich auch die weitgefächerte mittelstän-
dische Struktur der deutschen Pflanzenzüchtung 
gestärkt. 

Bei der nach dem Saatgutverkehrsrecht vorge-
schriebenen Prüfung von neuen Sorten zur Eintra-
gung in die Sortenliste wird das bei Getreide jetzt 
eingeführte modifizierte Wertprüfungssystem dazu 
beitragen, daß Neuzüchtungen dem Markt noch 
schneller zur Verfügung stehen. In der Züchtung 
und bei der Eintragungspraxis des Bundessorten-
amtes setzte sich der Trend zur verstärkten Be-
rücksichtigung von Qualitäts- und Resistenzeigen-
schaften fort. Die Gesetze zur Ablösung des Sorten-
schutzgesetzes und des Saatgutverkehrsgesetzes 
befinden sich in der parlamentarischen Beratung. 
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Das Gesetz zu der in Genf am 23. Oktober 1978 
unterzeichneten Fassung des Internationalen 
Übereinkommens zum Schutz von Pflanzenzüch-
tungen ist am 6. September 1984 verkündet wor-
den. 

252. Der Entwurf eines neuen Gesetzes zum 
Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz) 
wurde im Mai 1984 an die Ausschüsse des Deut-
schen Bundestages überwiesen (BT-Drucksache 
10/1262). Am 24. Oktober 1984 hat der federführende 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten eine öffentliche Anhörung durchgeführt. 

Der integrierte Pflanzenschutz hat weiter an Be-
deutung gewonnen. Erfolge sind zu verzeichnen, 
wie z. B. im Apfelanbau in Baden-Württemberg 
durch Einsatz von Spezialberatern sowie bei der 
biologischen Bekämpfung des Maiszünslers und 
von Gewächshausschädlingen. 

Auf EG-Ebene konnte aufgrund einer deutschen In-
itiative eine weitere Harmonisierung bei dem Ver-
bot der Verwendung von Quecksilber- und beständi-
gen organischen Chlorverbindungen erreicht wer-
den. 

Tierische Produktion 

253. Nach Einführung der Garantiemengenrege-
lung für Milch kann eine Verbesserung der Produk-
tivität in der Milchviehhaltung nicht mehr durch 
Mengenwachstum, sondern nur durch die Ausnut-
zung kostensenkender Rationalisierungsmöglich-
keiten erfolgen. Zugleich hat die Erzeugung qualita-
tiv hochwertiger Produkte in der tierischen Produk-
tion nach wie vor Bedeutung. 

Im züchterischen Bereich bedeutet dies, die geneti-
schen Möglichkeiten, insbesondere bei der Verbes-
serung der Fruchtbarkeit, Leichtkalbigkeit, Langle-
bigkeit und der Tiergesundheit, in vollem Umfang 
auszuschöpfen. Ansatzpunkte zur Kostensenkung 
liegen vor allem auch bei einer stärkeren Verwen-
dung von wirtschaftseigenem Futter und einer 
züchterischen Erhöhung der Futteraufnahmefähig-
keit der Tiere. Den zunehmenden Qualitätsansprü-
chen der Verbraucher wird durch die Verbesserung 
des Schlachtkörperwertes sowie der Milchhygiene 
Rechnung getragen. 

254. Zur Harmonisierung des Futtermittelrechts 
hat die EG-Kommission weitere Richtlinien verab-
schiedet. Die Bestimmungen betreffen Zusatzstoffe, 
Einzelfuttermittel, nichteiweißhaltige Verbindun-
gen sowie Aminosäuren und analoge Erzeugnisse 
als Futtermittel sowie die Analysemethoden für 
ihre Untersuchung. 

Die Umsetzung dieser Bestimmungen in nationales 
Recht ist durch die 3. und 4. Verordnung zur Ände-
rung der Futtermittelverordnung erfolgt. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Deutschen Bundestages hat der Bun-
desregierung empfohlen, im Rahmen der Futter-
mittelverordnung zusätzlich zu der bisher vorge

-

schriebenen Angabe der Inhaltsstoffe, eine Dekla-
ration der Gemengteile in der Reihenfolge ihrer Ge-
wichtsanteile (halboffene Deklaration) vorzuschrei-
ben. Inzwischen hat der Bundesrat der 4. Verord-
nung zur Änderung der Futtermittelverordnung mit 
der Maßgabe zugestimmt, daß ab 1. Oktober 1985 
bei Mischfuttermitteln für Tiere — außer Heimtiere 
— alle enthaltenen Einzelfuttermittel mit ihren Ge-
wichtsanteilen in vom Hundert anzugeben sind (of-
fene Deklaration). 

Der Verein Freiwillige Produktinformation Misch-
futter e. V. (FPM) hat die Bewertung und Kontrolle 
des Energiegehaltes von Mischfuttermitteln für 
Rinder durch die Einbeziehung des Hohenheimer 
Futterwerttestes (Gasbildungstest) verbessert. 
Hierdurch wird insbesondere die energetische Be-
wertung geringwertiger Einzelfuttermittel (sog. 
Blender) zuverlässiger. 

255. Die Tierseuchensituation in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist insgesamt nicht ungünstig. 
Zahlreiche Infektionskrankheiten verursachen je-
doch erhebliche Schäden. Probleme bereiten auch 
weiterhin vor allem die Schweinepest sowie die 
Aujeszkysche Krankheit, die vorwiegend in den 
Schweinebeständen des nordwestdeutschen Rau-
mes auftreten. Durch staatlich gelenkten, stärkeren 
Einsatz von Impfstoffen soll die Verbreitung beider 
Seuchen eingedämmt werden. Die geltenden Ver-
ordnungen wurden dementsprechend geändert. Die 
Zahl der Schweinepestfälle ist bereits rückläufig. 

Wegen des Vorkommens der Schweinepest in der 
Bundesrepublik Deutschland hat die EG-Kommis-
sion im Jahre 1984 Ausfuhrbeschränkungen für le-
bende Schweine und frisches Schweinefleisch aus 
besonders befallenen Risikogebieten der Regie-
rungsbezirke Münster und Weser-Ems erlassen. 
Darüber hinaus hatte auch das Auftreten der Maul-
und Klauenseuche bei Rindern im Kreis Weilheim-
Schongau sowie bei Schweinen im Kreis Augsburg 
im Juni und September 1984 zahlreiche, die Bundes-
republik Deutschland insgesamt betreffende Ein-
fuhrverbote durch Drittstaaten zur Folge, so daß die 
Bemühungen um eine Ausweitung der Exportmög-
lichkeiten einen Rückschlag erlitten. 

Auf Gemeinschaftsebene wurde das EG-Programm 
zur Tilgung der Schweinepest (1982 bis 1987) fortge-
führt. Zudem wurde im Rahmen der Harmonisie-
rung des EG-Tierseuchenrechts die Richtlinie des 
Rates über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Be-
kämpfung der klassischen Schweinepest (80/217/ 
EWG) neueren Erkenntnissen angepaßt. Die Seu-
che soll EG-einheitlich außer durch veterinärbe-
hördliche Maßnahmen wie Bestandstötung, Sper-
ren und Desinfektion vor allem auch durch erwei-
terten Einsatz von Impfstoffen in bestimmten be-
troffenen Gebieten wirksamer als bisher bekämpft 
werden. 

Die Varroatose der Bienen breitet sich trotz staatli-
cher Bekämpfungsmaßnahmen und intensiver Mit-
arbeit der Imker weiter aus. Die wirtschaftlichen 
Verluste lassen sich aber durch rechtzeitige Be-
handlung der Bienenvölker mit einem zugelasse- 
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nen Mittel in Grenzen halten. Deshalb wurden von 
staatlicher Seite Vorschriften mit dem Ziel einer 
wirksameren Bekämpfung erlassen (im wesentli-
chen Anzeigepflicht, Behandlungspflicht, Ermächti-
gung für Sperrmaßnahmen). 

Zur Bekämpfung der Wildtollwut wurden die Feld-
versuche zur „Schluckimpfung" des Fuchses in 
freier Wildbahn mit präparierten Ködern mit Erfolg 
fortgesetzt (MB Tabelle 152). 

Tierschutz 

256. Die Bundesregierung hat am 7. November 
1984 den Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung 
des Tierschutzgesetzes verabschiedet und dem Bun-
desrat zugeleitet. Mit der Novellierung beabsichtigt 
die Bundesregierung u. a. eine Erweiterung der An-
zeigepflicht von Tierversuchen, eine deutliche Ver-
schärfung der Genehmigungsvoraussetzungen, eine 
Einengung der genehmigungsfreien Versuche, die 
Verpflichtung zur Bestellung von Tierschutzbeauf-
tragten, die Verpflichtung zu statistischen Angaben, 
die Verwendung von Versuchstieren aus anerkann-
ten Zucht- und Handelsbetrieben sowie Aufzeich-
nungen über die Herkunft bestimmter Versuchs-
tiere vorzuschreiben. Eingriffe und Behandlungen 
im Rahmen der Aus- und Fortbildung sind nur noch 
zulässig, wenn das Ausbildungsziel durch andere 
Methoden nicht erreicht werden kann. Darüber hin-
aus soll auch der gewerbliche Tierhandel strenger 
geregelt werden. 

Der Bundesrat hat am 20. Dezember 1984 seine 
Stellungnahme zum Regierungsentwurf abgegeben, 
in der dem Vorschlag der Bundesregierung im 
Grundsatz zugestimmt wird. 

Übersicht 66 

Einkaufspreise der Landwirtschaft für 
Dieselkraftstoff in EG-Mitgliedstaaten1) 

inDMjehl 

Mitgliedstaat 1981 1982 1983 
Januar bis 
September 

1984 

Bundesrepublik 
Deutschland 	 72,75 77,04 73,14 74,99 

Frankreich 	 86,22 90,25 87,10 87,842) 

Italien 	 62,08. 70,09 72,44 73,803) 

Niederlande 	 68,85 73,35 68,15 71,17 

Belgien 	 65,65 68,03 62,67 65,07 

Vereinigtes 
Königreich 	 84,19 92,05 97,32 96,06 

Dänemark 	 67,29 71,52 67,76 69,18 

Griechenland 	 74,93 71,45 69,71 70,20 

1)Meldungen der EG-Mitgliedstaaten an das Statistische Amt der EG, 
ohne Mehrwertsteuer, nach Abzug von Rückerstattungen, Beihilfen 
u. ä. Frankreich: einschließlich Mehrwertsteuer; Heizölpreis, da 
Heizöl als Treibstoff in der Landwirtschaft zugelassen (außer bei 
Benutzung von Verkehrswegen). Umrechnung in DM mit durch-
schnittlichem Devisenkurs der Frankfu rter Börse. 

2) Januar bis August 
3) Januar bis Mai 

Betriebsmittel und Gebäude 

257. Zur Verbesserung der Einkommen landwirt-
schaftlicher Betriebe müssen alle Möglichkeiten ge-
nutzt werden, um die Produktionskosten zu senken. 
Hierzu bietet sich u. a. die überbetriebliche Maschi-
nenverwendung an. In der überbetrieblichen Ma-
schinenverwendung sind rd. 4 700 Lohnunterneh- 

Übersicht 67 

Ausgaben im Programm Produktion und Produktqualität 
(Bundesmittel) 

1983 1984 1985 

Maßnahme Soll 	Ist Soll Soll Bemerkungen 

Mio. DM 

Gasölverbilligung 	 460,0 	429,9 660,0 640,0 Der Verbilligungssatz je Liter beträgt 41,15 Pfennig. Die drei- 
jährige schrittweise Umstellung auf nachträgliche Zahlung 
wurde 1983 abgeschlossen. 

Leistungsprüfungen in  Gefördert werden: Milchleistungsprüfungen, Kontrollringe 
der tierischen Erzeu- für Mastschweine, Mastrinder etc., Leistungsprüfungsanstal- 
gung1) 	 15,2 	24,3 23,1  ten 

Investitionen zur Ener- Gefördert werden Investitionen z. B. für bauliche und tech- 
gieeinsparung1) 	 5,9 	6,2 8,1 . nische Wärmedämmungsmaßnahmen sowie Maßnahmen der 

Regeltechnik, insbesondere im Gartenbau, außerdem Maß- 
nahmen zur Nutzung regenerativer Energien 

Forschung (Forschungs- 
anstalten) 	 106,1 	106,1 110,0 114,2 EP Kap. 10 10 (geschätzt) 

zusammen 	 587,2 	566,5 801,2  

1) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 



Drucksache 10/2850 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

men sowie 269 Maschinen- und Betriebshilferinge 
mit über 148 000 Mitgliedern tätig. Ihr Umsatz wird 
auf etwa 1 Mrd. DM geschätzt. Die Vorteile der 
überbetrieblichen Maschinenverwendung liegen 
vor allem in der Kostensenkung beim Maschinen-
einsatz, der Nutzung des technischen Fortschritts, 
der Arbeitserleichterung und in gegenseitiger Be-
triebshilfe. Seit 1969 werden deshalb die Aus- und 
Fortbildung von Maschinenringgeschäftsführern 
und Lohnunternehmern aus Bundesmitteln geför-
dert. Die Organisation und Durchführung der Lehr-
gänge liegt beim Kuratorium für Technik und Bau-
wesen in der Landwirtschaft (KTBL). 

Bei landwirtschaftlichen Gebäuden besteht ein Be-
darf an baulichen Lösungen, die im Erstellungs-, 
Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsaufwand ko-
stengünstig sowie für Eigenleistungen geeignet 
sind. Daher wurden die Modellvorhaben zur An-
wendung und Verbreitung neuartiger rationeller 
Bauweisen fortgesetzt. 

Um Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der EG zu 
vermeiden, wird der deutschen Landwirtschaft eine 
Dieselkraftstoff-Verbilligung auf der Grundlage des 
Gasöl-Verwendungsgesetzes-Landwirtschaft ge-
währt. Im Jahre 1984 wurde die Gasölverbilligung 
erstmals in einem Betrag nachträglich bezahlt. Die 
Verbilligung beträgt 41,15 Pf/1 (Übersicht 66). Insge-
samt wurden hierfür 1984 626,4 Mio. DM Bundes-
mittel ausgegeben (Übersicht 67). 

8 Außenwirtschaftspolitik 
und Weltagrarprobleme 

Welternährungslage 

258. Die Welternährungslage war Ende 1984 mit 
einer um fast 5 % höheren Weltnahrungsproduktion 
günstiger als im Vorjahr; in den Entwicklungslän-
dern betrug die Zunahme nach ersten Schätzungen 
im Durchschnitt 3,3 %. Die Produktion von Getreide 
erhöhte sich weltweit um 8,8 %, was insbesondere 
auf eine Steigerung der Erzeugung in Nordamerika 
und Europa zurückzuführen ist. Die Getreideüber-
hangbestände waren am Ende des Wirtschaftsj ah-
res 1983/84 zwar auf 16 % des erwarteten Weltver-
brauchs zurückgegangen; sie werden jedoch voraus-
sichtlich zum Ende des Wirtschaftsjahres 1984/85 
rd. 17 % des vorausgeschätzten Gesamtverbrauchs 
und damit den von der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) 
als notwendig angesehenen Mindestbestand errei-
chen. Nach vorläufigen Ergebnissen lagerten in den 
Entwicklungsländern 1984 mit 45 % der Weltgetrei-
devorräte etwa 7 % mehr als im Durchschnitt der 
Jahre 1978 bis 1984. Die Getreideeinfuhren (Weizen 
und Grobgetreide) der Entwicklungsländer gingen 
1983/84 um rd. 1 Mio. t zurück. Die weltweite Pro-
Kopf-Erzeugung von Nahrungsmitteln stieg in den 
vergangenen 15 Jahren im Durchschnitt jährlich 
um 0,5 %, in den Entwicklungsländern sogar um 
0,9 %. In Afrika allerdings ging in den vergangenen 
zehn Jahren die Nahrungsmittelerzeugung jährlich 
um rd. 1 % zurück. Insbesondere in Äthiopien und 

benachbarten Regionen verschlechterte sich die Er-
nährungslage in der zweiten Jahreshälfte 1984 dra-
matisch. Zur Linderung der Katastrophensituation 
in den Dürreregionen wurden im Jahre 1984 Sofort-
maßnahmen initiiert und von der Bundesrepublik 
Deutschland mit erheblichem Mittelaufwand (Nah-
rungsmittelhilfe und Verbesserung der Logistik) 
durchgeführt. 

Die afrikanischen Staaten, von denen 24 unter Nah-
rungsmittelknappheit leiden, haben sich auf der 
13. FAO-Regionalkonferenz für Afrika (Juli 1984) 
verpflichtet, der Landwirtschaft und der ländlichen 
Entwicklung Priorität einzuräumen. Zur Überwin-
dung der Ernährungskrise in Afrika hat die 
86. FAO-Ratstagung die internationale Gemein-
schaft dringend dazu aufgefordert, zusätzliche tech-
nische und finanzielle Hilfe für die betroffenen 
Länder zu leisten. 

Aktivitäten auf dem Gebiet der internationalen 
Agrarpolitik 

259. Der Welternährungsrat hat auf seiner 10. Sit-
zung in Addis Abeba (Juni 1984) die Jahrhundert-
wende als neues Zeitziel zur Überwindung von 
Hunger und Unterernährung in der Welt festgelegt. 
Angesichts der Bevölkerungsentwicklung rief er zu 
verstärkten Eigenanstrengungen der Entwick-
lungsländer und zu einer besseren Verteilung der 
Nahrungsmittel auf. Zugleich drängte er auf wei-
tere und verstärkte Unterstützung dieser Eigenan-
strengungen durch multilaterale Organisationen so-
wie bilaterale Geber. Ferner sprach er sich für ei-
nen verbesserten Zugang von Agrarprodukten aus 
Entwicklungsländern zu den Märkten der Indu-
strieländer aus. Die ernste Ernährungslage in der 
Region Afrika und die Frage, wie dieser wirksam 
begegnet werden kann, waren nach Behandlung im 
Welternährungsrat auch ein wichtiges Thema der 
39. Generalversammlung der Vereinten Nationen. 

260. Zur Bekämpfung des Hungers und zur Linde-
rung der Not in Katastrophengebieten hat die Bun-
desrepublik Deutschland im Jahre 1983 insgesamt 
427,2 Mio. DM an Nahrungsmittelhilfe bereitge-
stellt. Dieser Betrag schließt sowohl die nationalen 
Leistungen der Bundesrepublik Deutschland als 
auch ihren Beitrag zur Nahrungsmittelhilfe der EG 
und zum Welternährungsprogramm ein (MB Ta-
belle 156). 

261. Nach langwierigen Verhandlungen einigten 
sich die EG und 64 Staaten Afrikas, der Karibik und 
des Pazifik (AKP) auf ein neues, drittes Abkommen 
— Lomé III, dem auch Mosambik beigetreten ist. 
Die Laufzeit des Abkommens, das am 1. März 1985 
in Kraft tritt, beträgt fünf Jahre. Schwerpunkte die-
ses Übereinkommens bilden die finanzielle und 
technische Zusammenarbeit sowie die Stabilisie-
rung der Exporterlöse für 48 meist landwirtschaftli-
che Erzeugnisse. Ferner räumt die EG für Erzeug-
nisse, die nicht den landwirtschaftlichen Marktord-
nungen unterliegen, vollständige Zollfreiheit sowie 
für bestimmte Mengen an Zucker, Rindfleisch, Reis 
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und Rum Vorzugsbedingungen bei der Einfuhr ein. 
Die EG stellt für das neue Abkommen insgesamt 
8,5 Mrd. ECU (rd. 19 Mrd. DM) bereit. 

262. Am 1. Januar 1984 wurde die fünfte und am 1. 
Januar 1985 die sechste Stufe der in der Tokio

-

Runde des GATT  vereinbarten acht jährlichen Zoll-
senkungsstufen in Kraft gesetzt. Auf Beschluß der 
EG wurde die siebte Zollsenkungsstufe für Erzeug-
nisse, die für die Entwicklungsländer von besonde-
rem Interesse sind, auf den 1. Januar 1985 vorgezo-
gen. 

Der GATT-Landwirtschaftsausschuß hat im Auf-
trag der GATT-Ministertagung 1982 die agrarhan-
delspolitischen Probleme untersucht und Lösungs-
empfehlungen vorgelegt. Ziel ist es, im Agrarbe-
reich die außerhalb des GATT  und/oder aufgrund 
von Sonderrechten praktizierten Einfuhrrestriktio-
nen sowie die Exportsubventionen stärker in die 
allgemeine GATT-Disziplin einzubinden. Auf der 
GATT-Tagung Ende November 1984 wurde be-
schlossen, den GATT-Landwirtschaftsausschuß 
fortbestehen zu lassen und ihn mit der Vorberei-
tung und Durchführung von Verhandlungen auf der 
Grundlage seiner Empfehlungen zu beauftragen. 
Das Stadium der Verhandlungsvorbereitungen soll 
Ende 1985 abgeschlossen sein. Die von der Bundes-
regierung nachdrücklich unterstützten Überlegun-
gen für eine neue Verhandlungsrunde des GATT 

 schließen den Agrarsektor ein. 

Die noch nicht bereinigten GATT-Agrarstreitfälle, 
insbesondere zwischen der Gemeinschaft und den 
USA, werden — soweit dabei die Exportsubven-
tionsproblematik berührt ist — von der Konzeption 
der vorgesehenen multilateralen Verhandlungen 
wesentlich beeinflußt werden. 

Der EG-Ministerrat hat als flankierende Maß-
nahme zu den getreidepolitischen Beschlüssen am 
31. März 1984 der Kommission ein Mandat erteilt, 
mit den Lieferländern von Maisnebenerzeugnissen 
im GATT  Ausgleichsverhandlungen zur Begren-
zung der zoll- und abschöpfungsfreien Einfuhr auf 
die bisherigen Einfuhrmengen zu führen. Die Bun-
desregierung unterstützt weiterhin die Bemühun-
gen um eine einvernehmliche Lösung auf dem Ver-
handlungswege, um einseitige Maßnahmen der EG 
auszuschließen. 

263. Schwerpunkte der Arbeit der FAO waren u. a. 
die Durchführung einer Weltfischereikonferenz, re-
gionale Untersuchungen der Ernährungslage und 
die weitere Förderung der Landwirtschaft und der 
ländlichen Entwicklung insbesondere im Rahmen 
der diesjährigen Regionalkonferenzen für den Na-
hen Osten, Asien und den Pazifik, Afrika, Latein-
amerika und Europa. Eines der Hauptthemen die-
ser Konferenzen in den Entwicklungsregionen be-
faßte sich mit den Auswirkungen der landwirt-
schaftlichen Preispolitiken auf die Produktion und 
die Verbraucher. Im Jahre 1985 wird diese Frage 
auf der 23. FAO-Konferenz unter Einbeziehung der 
Auswirkungen unzureichender Erzeugerpreisan-
reize in vielen Entwicklungsländern eingehend er-
örtert werden. Die 14. FAO-Regionalkonferenz für 

Europa forderte u. a. eine Intensivierung der Maß-
nahmen zur Bekämpfung der neuartigen Waldschä-
den. Die 86. FAO-Ratstagung erklärte 1985 zum 
„Jahr des Waldes" der FAO und empfiehlt dem 
Weltforstkongreß 1985 in Mexiko, der Erhaltung 
und richtigen Nutzung der Wälder besondere Auf-
merksamkeit zu schenken. 

Die Weltfischereikonferenz erarbeitete und verab-
schiedete eine weltweite Strategie zur Entwicklung 
der Fischerei auf der allgemeinen Grundlage des 
von der 3. Seerechtskonferenz der Vereinten Natio-
nen geschaffenen neuen Seerechts. Diese Strategie 
soll vor allem Entwicklungsländern als Leitlinie zur 
besseren Nutzung ihres fischwirtschaftlichen Po-
tentials dienen. 

264. Aufgrund eines Beschlusses des OECD-Mini-
sterrats vom Mai 1983 haben der Agrar- und der 
Handelsausschuß Untersuchungen über eine ausge-
glichene und stufenweise Verminderung des Agrar-
schutzes, über das Verhältnis von Agrarpolitik und 
Agrarhandel sowie über ein verbessertes Funktio-
nieren der Weltagrarmärkte aufgenommen. Diese 
Untersuchungen mit dem Schwerpunkt „Länderstu-
dien" werden voraussichtlich 1986 abgeschlossen 
sein. 

265. Die EG hat auch 1984 ihr System der Allge-
meinen Zollpräferenzen zugunsten der Entwick-
lungsländer verbessert. Im Agrarbereich wurden 
die Präferenzspannen durch Senkung des Zollsat-
zes bei 55 Produkten um 1 bis 2 % erhöht. Für 1985 
sind weitere Verbesserungen, insbesondere bei den 
Präferenzspannen, vorgesehen. 

Die EG wird Neuseeland im Rahmen ihrer Ver-
pflichtungen zunächst bis zum Jahre 1988 ein wei-
terhin degressives, abschöpfungsbegünstigtes But-
terkontingent zur Einfuhr in das Vereinigte König-
reich einräumen. Die Höhe des Kontingentes lag 
1984 bei 83 000 t. 

Die Bundesregierung tritt im Zusammenhang mit 
der Erweiterung der EG um Spanien und Portugal 
dafür ein, daß den Besorgnissen der betroffenen 
Drittländer hinsichtlich der handelspolitischen 
Auswirkungen der Erweiterung nach Möglichkeit 
Rechnung getragen wird. 

266. Auch 1984 gab es vielfältige Gesprächskon-
takte der EG und der Bundesrepublik Deutschland 
mit den USA zur Klärung unterschiedlicher Auffas-
sungen zu Fragen der Agrar- und Agrarhandelspoli-
tik. Die Neuausrichtung der EG-Agrarpolitik dürfte 
den Bemühungen förderlich sein, die Differenzen 
mit den USA beizulegen. Positiv ist auch zu werten, 
daß der EG-Ministerrat dem Vorschlag der EG-
Kommission, eine Fettabgabe zu erheben, nicht ge-
folgt ist. Kritik übten die USA — wie erwartet — an 
der Absicht der EG, die Einfuhren von Nebenpro-
dukten der Maisverarbeitung, insbesondere des 
hauptsächlich aus den USA eingeführten Maiskle-
berfutters (Cornglutenfeed), zu stabilisieren (vgl. Tz. 
262). Die Bundesregierung hat bei Gesprächen in 
den USA darauf hingewiesen, daß der Agraraußen-
handel mit den USA keine Einbahnstraße sein 
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dürfe und der Zugang für die mit Hilfe von US-Fut-
termitteln in der EG hergestellten tierischen Vered-
lungsprodukte (Käse, Fleischzubereitungen) in die 
USA erleichtert werden müsse. Anlaß zur Sorge ga-
ben auch protektionistische Tendenzen in den USA 
gegenüber Einfuhren aus der EG, insbesondere bei 
Wein, die in den Weinhandelsbestimmungen des 
US-Handelsgesetzes von 1984 ihren Niederschlag 
gefunden haben. 

Ein ständiges Anliegen bleibt die weitere Öffnung 
des japanischen Marktes insbesondere für deutsche 
Spezialitäten bei Nahrungs- und Genußmitteln. 
Trotz wiederholter Forderungen der EG lassen die 
bisherigen japanischen Maßnahmen und Ankündi-
gungen nur ein geringes Entgegenkommen erken-
nen. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit mit den östlichen 
Staatshandelsländern traten die Gemischten bilate-
ralen Fachgruppen „Land- und Ernährungswirt-
schaft", die mit der Sowjetunion, China und Bulga-
rien bestehen, zu mehreren Sitzungen zusammen. 
Dabei wurde der Sowjetunion ein Angebot über die 
Ausrüstung einer 1 000-ha-Zuckerrübenanbaufläche 
„von der Saat bis zur Ernte" durch Firmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland vorgelegt. Die Bun-
desregierung hat darüber hinaus auch in der Frage 
der Ausweitung des Agrarhandels neue Initiativen 
ergriffen und z. B. in direktem Kontakt mit der so-
wjetischen Regierung auf die langfristigen Export-
möglichkeiten bei Agrarerzeugnissen aus der Bun-
desrepublik Deutschland hingewiesen. Die deutsch-
chinesische Zusammenarbeit wurde durch die Wei-
terbildung chinesischer Agrarexperten in deut-
schen Unternehmen intensiviert. Der Austausch 
von Fachdelegationen hat weitere Anregungen für 
die Agrarkooperation erbracht. 

Internationale Rohstoffpolitik 

267. Die Internationale Weizenübereinkunft, be-
stehend aus dem Internationalen Weizenhandels

-

Übereinkommen von 1971 und dem Nahrungsmit-
telhilfeübereinkommen von 1980, läuft am 30. Juni 
1986 aus. Der Internationale Weizenrat setzt weiter-
hin die Suche nach verhandlungsfähigen Elemen-
ten für ein neues Übereinkommen fort. Er wird 
hierbei nachdrücklich von der EG unterstützt, die 
von einem solchen Übereinkommen einen weltwei-
ten Beitrag zur Markt- und Preisstabilisierung so-
wie zur Ernährungssicherung erwartet. 

268. Das Internationale Zucker-Übereinkommen 
von 1977, dem die EG nicht angehörte, ist am 31. 
Dezember 1984 ausgelaufen. An seine Stelle trat ein 
neues Internationales Zucker-Übereinkommen, das 
im Gegensatz zu dem bisherigen Übereinkommen 
keine wirtschaftlichen Bestimmungen enthält. Die-
ses reine Verwaltungsübereinkommen hat eine 
Laufzeit von vorerst zwei Jahren. Wichtigste Ziele 
sind die Fortführung der internationalen Zusam-
menarbeit im Zuckerbereich und die Sondierung 
der Möglichkeiten für die Aushandlung eines An-
schlußübereinkommens mit wirtschaftlichen Be-

stimmungen. Die EG beabsichtigt, dem neuen Inter-
nationalen Zucker-Übereinkommen beizutreten. 

269. Die Bundesrepublik Deutschland ist mit der 
Verabschiedung des Beitrittsgesetzes dem Interna-
tionalen Kakao-Übereinkommen von 1980 nun-
mehr endgültig beigetreten. Das Übereinkommen 
wurde inzwischen um ein Jahr — bis zum 30. Sep-
tember 1985 — verlängert. Die Kakaopreise haben 
sich 1984 fast durchweg oberhalb des unteren Inter-
ventionspreises bewegt. Sie sind allerdings im 2. 
Halbjahr 1984 unter den Interventionspreis zurück-
gegangen. Einem Ratsbeschluß entsprechend hat 
das Ausgleichslager jedoch nicht regulierend einge-
griffen. Die VN-Konferenz zur Aushandlung eines 
neuen Internationalen Kakao-Übereinkommens 
konnte in den ersten beiden Verhandlungsrunden 
im Mai und Oktober 1984 keine Einigung erzielen. 
Die Verhandlungen werden im Frühjahr 1985 fort-
gesetzt. 

9 Fischwirtschaft 

270. Erstmals konnten 1984 bereits zu Jahresbe-
ginn die Jahresgesamtfangmengen für die wichti-
gen Fischbestände im EG-Meer und die Quoten der 
Mitgliedstaaten festgelegt und damit der Fischerei 
rechtzeitig die notwendigen Orientierungen gege-
ben werden. Im EG-Meer standen der Seefischerei 
der Bundesrepublik Deutschland für 1984 266 000 t 
zu. Zusätzliche Fangmöglichkeiten bestanden bei 
Fischarten, für die nur Gesamtfangmengen festge-
legt wurden (z. B. Blauer Wittling) oder bei denen 
keine Regelung erfolgte. Auch die EG-Fischerei vor 
Drittländern konnte 1984 rechtzeitig disponieren. 
Die Seefischerei der Bundesrepublik Deutschland 
erhielt in traditionellen Fanggebieten Fangrechte 
in Höhe von 38 000 t (insbesondere vor Kanada, 
Norwegen, den Färöern und Schweden). Von der 
Gesamtquote der Seefischerei in Höhe von 304 000 t 
entfielen auf die Hochseefischerei rd. 190 000 t (da-
von 149 000 t auf traditionelle Arten) und auf die 
Kutterfischerei rd. 114 000 t (davon 110 000 t auf tra-
ditionelle Arten). Auf der Basis dieser Fangrechte 
war die Fortführung der Hochseefischerei gewähr-
leistet; allerdings bleiben weitere strukturelle An-
passungen erforderlich. Für die Kutterfischerei bo-
ten die Fangrechte dagegen Entwicklungsmöglich-
keiten. 

Die Fortführung der Hochsee- und Küstenfischerei 
im Jahre 1985 sowohl im EG-Meer als auch vor 
Drittländern konnte bereits durch Ratsbeschluß im 
Dezember 1984 sichergestellt werden. 

271. Für die Heringsfischerei 1984 in der Nordsee 
wurde rechtzeitig vor Beginn der Sommersaison 
eine EG-Gesamtfangmenge von 155 000 t festgelegt. 
Entsprechend dem bereits im Dezember 1983 ver-
einbarten Verteilungsschlüssel erhielt die Seefi-
scherei der Bundesrepublik Deutschland eine 
Quote von 19 670 t, die der Hochseefischerei gute 
Fangmöglichkeiten bot. 

Mit Norwegen war eine Einigung der EG über den 
gemeinsamen Heringsbestand in der Nordsee für 
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1984 nicht möglich. Probleme ergaben sich hinsicht-
lich der Festlegung von Basisanteilen in den jewei-
ligen Fischereizonen und wegen Überfischung von 
Jungheringen durch die dänische Industriefische-
rei. 

272. In den Verhandlungen über das Ausscheiden 
Grönlands aus der EG konnte die Fortsetzung der 
EG-Fischerei in angemessenem Rahmen gesichert 
werden. Es wurde Einigung über ein zehnjähriges 
Fischereiabkommen mit jeweils sechsjähriger Ver-
längerungsmöglichkeit und über ein Fischereipro-
tokoll mit einer Laufzeit von fünf Jahren erzielt. 
Die jährlichen Fangrechte entsprechen zunächst 
für fünf Jahre den Fangquoten des Jahres 1984. 
Diese Regelung und die Entwicklung der Fischbe-
stände bilden einen Maßstab für Anschlußregelun-
gen. Die EG gewährt Grönland eine finanzielle 
Kompensation von 59,4 Mio. DM jährlich und unbe-
schränkten, freien Marktzugang für Fischereipro-
dukte, solange eine zufriedenstellende Fischereire-
gelung besteht. Das Abkommen stellt einen insge-
samt befriedigenden Kompromiß dar, der die Inter-
essen der Hochseefischerei der Bundesrepublik 
Deutschland wahrt und der auch nach dem Aus-
scheiden Grönlands aus der Gemeinschaft eine aus-
reichende Fangperspektive bietet. Von den Fang-
rechten der EG in Höhe von etwa 100 000 t entfallen 
rd. 88 000 t auf die Hochseefischerei der Bundesre-
publik Deutschland. 

Der zum 1. Januar 1985 vorgesehene Austritt Grön-
lands aus der EG wurde wegen der nicht rechtzeitig 
erfolgten Ratifizierung des Abkommens in allen 
EG-Mitgliedstaaten nicht termingerecht vollzogen. 
Dennoch wird sich die Fischerei der Bundesrepu-
blik Deutschland ab 1. Januar 1985 weitgehend in 
dem Quotenrahmen bewegen können, der durch 
das Abkommen zwischen der EG und Grönland ge-
geben ist. Vor West-Grönland ist — vorbehaltlich 
einer noch zu treffenden Jahresregelung — der Ka-
beljaufang im Umfang der noch nicht ausgenutzten 
Quote des Jahres 1984 ermöglicht worden. 

273. Nach Ausräumung der Schwierigkeiten mit 
Kanada hinsichtlich des im Dezember 1981 abge-
schlossenen Fischereiabkommens konnte die Hoch-
seefischerei der Bundesrepublik Deutschland den 
Kabeljaufang in der kanadischen Fischereizone 
ohne administrative Behinderung durchführen. Die 
EG hat ihre Verhandlungen mit den USA über ein 
neues Fischereiabkommen erfolgreich abgeschlos-
sen. Das Abkommen bietet die Grundlage für die 
Ausdehnung der Fischerei in der US-Fischereizo-
ne. 

274. Mit Wirkung vom 18. April 1984 wurde der 
Beitritt der EG zur Danziger Ostsee-Fischereikon-
vention wirksam. Zugleich erloschen die Mitglied-
schaften Dänemarks und der Bundesrepublik 
Deutschland. Es werden weiterhin Möglichkeiten 
geprüft, Fischereiabkommen der EG mit Ostblock

-

Ländern abzuschließen, um die Fangmöglichkeiten 
der Kutterfischerei in der Ostsee zu verbessern. 

Insbesondere auf Anregung der Bundesrepublik 
Deutschland hin hat die EG-Kommission zugesagt, 

Sondierungsgespräche mit Polen, der DDR und der 
Sowjetunion über den wechselseitigen und ausge-
wogenen Zugang zu den Fischereizonen dieser Län-
der in der Ostsee im Namen der Gemeinschaft ein-
zuleiten. 

Im Rahmen der Internationalen Walfang-Kommis-
sion wurden unter Mitwirkung der Bundesrepublik 
Deutschland Fangquoten für die Saison 1985 festge-
legt, die einen ausreichenden Schutz der Walbe-
stände gewährleisten. 

275. Die Orientierungspreise 1985 wurden für fri-
sche Fischereierzeugnisse — gewogen an den An-
landungen der Bundesrepublik Deutschland — im 
Durchschnitt um 5,1 % in ECU erhöht. Durch diese 
Anhebung gelang es, eine Senkung der Preise in 
DM zu verhindern, die im Rahmen der Anpassung 
der Grünen Paritäten zu erwarten war. Die von den 
Orientierungspreisen mit Hilfe bestimmter Koeffi-
zienten abgeleiteten Rücknahmepreise und Refe-
renzpreise für frische Ware wurden entsprechend 
angehoben. Dabei kam es zu unterschiedlichen 
Steigerungsraten, weil die Koeffizienten für einige 
Fischarten aufgrund technischer Veränderungen 
angepaßt werden mußten. 

Die Referenzpreise für gefrorenen Seefisch wurden 
weniger stark angehoben als diejenigen für frische 
Waren. Hierbei wurde auch der Entwicklung der 
Weltmarktpreise und der Tatsache Rechnung getra-
gen, daß die EG — insbesondere aber die Bundesre-
publik Deutschland — zur Versorgung der Verar-
beitungsindustrie mit Rohware in hohem Maße auf 
Frostfischimporte zu angemessenen Preisen ange-
wiesen ist. 

Die Festsetzung der Marktordnungspreise im Fi-
schereibereich ermöglicht eine gewisse Stabilisie-
rung der Marktpreise zum Schutz der Erzeuger, 
ohne die berechtigten Interessen der fischverarbei-
tenden Industrie an preiswerter Rohware zur Ver-
arbeitung zu behindern. 

Verbesserung der Fischereistruktur 

276. Die Förderung der Fischereiflotte mit Mitteln 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds (EAGFL) hat zunehmende Bedeutung. Nach-
dem seit 1978 jeweils einjährige Übergangsmaß-
nahmen zur Förderung der Küstenfischerei durch-
geführt worden sind, sieht die im Oktober 1983 er-
lassene Verordnung zur Umstrukturierung, Moder-
nisierung und Entwicklung der Fischwirtschaft und 
Aquakultur für einen Zeitraum von drei Jahren ein 
Mittelvolumen von 152 Mio. ECU vor. Nach dieser 
Verordnung können u. a. der Bau und die Moderni-
sierung von Fischereifahrzeugen mit einer Länge 
zwischen 9 und 33 m mit Zuschüssen (bis zu 25% 
der Investitionssumme) gefördert werden. In der 
ersten Tranche 1983/84 wurden der deutschen 
Seefischerei Beihilfen für zehn Neubauten und 
sieben weitere Vorhaben in Höhe von insgesamt 
5,8 Mio. DM gewährt. 

Die Aufwendungen des Bundes zur Förderung der 
Fischereistruktur gingen 1983 um rd. ein Viertel auf 
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18,1 Mio. DM zurück. Ausschlaggebend dafür war, 
daß die Bundeshilfen zur Anpassung und Neu-
orientierung der deutschen Fischereiflotte von 
16 Mio. DM auf 10 Mio. DM verringert wurden. 
Diese Umstellungshilfen bilden gleichwohl mit et-
was mehr als der Hälfte der gesamten Aufwendun-
gen im Strukturbereich auch weiterhin einen 
Schwerpunkt der Fischereiförderung des Bundes. 
Der Großen Hochseefischerei wurden 7,1 Mio. DM 
zur Verfügung gestellt. Diese wurden zu etwa 
gleichen Teilen nahezu ausschließlich für die Er-
schließung neuer Fanggebiete sowie zur Förderung 
bisher wenig genutzter Fischarten verwendet. Dem-
gegenüber verloren Prämien für befristete Stille-
gungen in der Großen Hochseefischerei an Bedeu-
tung. In der Kutterfischerei entfiel dagegen die 
Hälfte der für diesen Betriebszweig gewährten Hil-
fen auf zeitweilige Stillegungen, von der vor allem 
die Ostseefischerei Gebrauch machte. Die Erschlie-

ßung bisher wenig bekannter Fanggebiete in der 
mittleren und nördlichen Nordsee wurde haupt-
sächlich von der Nordseefischerei genutzt. Ab-
wrackprämien wurden nur noch in wenigen Fällen 
gewährt, da die auf mittlere Sicht zu erwartenden 
Fangmöglichkeiten einen weiteren Kapazitätsab-
bau der Kutterflotte nicht als notwendig erscheinen 
lassen (Übersicht 68). 

Im Bundeshaushalt 1984 ist für die Anpassung und 
Neuorientierung der deutschen Fischereiflotte ein 

Betrag von 12 Mio. DM angesetzt worden; da-
von entfielen auf die Große Hochseefischerei rd. 
9 Mio. DM. Mit der Erhöhung des Mittelvolumens 
gegenüber dem Vorjahr sind die finanziellen Vor-
aussetzungen zur Durchführung von gemeinschaft-
lichen Anpassungsmaßnahmen nach den im Okto-
ber 1983 erlassenen Rechtsakten zur EG-Struktur-
politik geschaffen worden. Im Vergleich zu den bis-
herigen nationalen Anpassungshilfen sehen die ge-
meinschaftlichen Maßnahmen zwar eine relativ 
günstige Förderung für befristete und endgültige 
Stillegungen vor; sie ziehen jedoch einen ver-
gleichsweise engen sachlichen, finanziellen und 
verwaltungstechnischen Rahmen bei der Neuorien-
tierung der sog. Versuchsfischerei. Mit ergänzenden 
nationalen Regelungen wurde daher besonders den 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Großen Hoch-
seefischerei Rechnung getragen, die vor allem in-
folge des 1983 nur teilweise erfüllten Fischereiab-
kommens mit Kanada entstanden sind. Ferner er-
wies sich eine Übergangshilfe für die Krabbenfi-
scherei in der Nordsee wegen der eingetretenen au-
ßerordentlichen Schwierigkeiten als erforderlich. 
Die genannten Maßnahmen konnten wegen Beden-
ken der Kommission allerdings nur mit Verzöge-
rungen, jedoch rückwirkend zum Jahresbeginn 
1984, durchgeführt werden. 

Der Haushalt 1985 sieht einen Betrag von insge

-

samt 12,5 Mio. DM für Anpassungsmaßnahmen vor, 

Übersicht 68 
Ausgaben im Programm Fischwirtschaft (Bundesmittel) 

1983 1984 1985 

Maßnahmen Soll 		Ist Soll Soll Bemerkungen 

Mio. DM 

Investitionsförderung Die Förderungsmaßnahmen umfassen: 
Seefischerei 	 11,3 	8,7 13,6 10,9 - Zuschüsse zur Strukturverbesserung und 

Konsolidierung 

- Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für 
Kapitalmarktdarlehen 

- Darlehen für die Kutterfischerei 

- Zuweisungen für Neubauten der Großen 
Hochseefischerei 

Kapazitätsanpassung Zuschüsse werden gewährt für: 
Seefischerei 	  10,0 	9,4 12,0 12,5 - Neuausrichtung der Fischereitätigkeit 

- Abwrackung von Fischereifahrzeugen 

- Stillegung von Fischereifahrzeugen 

Zusammenschlüsse 
nach EG-VO und 
Strukturverbesserung 
Seefischmärkte1) 	 0,7 	0,3 0,6 . 

Erkundung neuer 
Fanggebiete 	 0,2 	0,2 0,2 0,2 

Fischereischutzboote 	 15,5 	15,6 16,1 17,1 

Fischereiforschungsschiffe . 	 16,6 	17,1 16,9 18,5 

Forschung 
(Forschungsanstalten) 	 23,0 	23,0 23,6 24,7 EP. 10 Kap. 10 10 (geschätzt) 

insgesamt 	 77,3 	74,3 83,0 83,9 

1) anteilig an Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
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wobei die Kutterfischerei in größerem Umfang als 
im Vorjahr eine Förderung erfährt. Diese Hilfen 
werden nach gemeinschaftlichen und nationalen 
Regelungen gewährt und teilweise von der Gemein-
schaft zurückerstattet. 

Für die weiterhin rege Investitionstätigkeit in der 
Kutterfischerei wurden 1983 mit rd. 7,5 Mio. DM 
gegenüber dem Vorjahr knapp 1,5 Mio. DM mehr an 
Zuschüssen und Darlehen aus dem Bundeshaushalt 
gewährt. Dagegen waren Modernisierungsvorhaben 
in der Großen Hochseefischerei erneut rückläufig. 
Die Förderung investiver Maßnahmen wurde im 
Bundeshaushalt 1984 verstärkt fortgesetzt; u. a. 
wurden auch für den Bau von zwei kleineren Fisch-
trawlern der Hochseefischerei Zuschüsse gewährt. 

Fischereiforschung 

277. Die Bundesforschungsanstalt für Fischerei 
hat insbesondere unter Einsatz der Fischereifor-
schungsschiffe des BML ihre Untersuchungen der 
von der Hochseefischerei der Bundesrepublik 
Deutschland traditionell genutzten Fischbestände 
sowie auch der bisher wenig genutzten Fischbe-
stände im Nordatlantik fortgeführt. Die Ergebnisse 
wurden in die international koordinierte Bestands-
schätzung eingebracht. 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem 
Gebiet der Fangtechnik wurden insbesondere auf 
die Belange der Kleinen Hochsee- und Küstenfi-
scherei mit dem Schwerpunkt der Energieeinspa-
rung ausgerichtet. Weitere Forschungsvorhaben 
galten den Auswirkungen der Meeresverschmut-
zung auf die Nutzfischbestände der Nord- und Ost-
see, der Aquakultur, der Qualitätserhaltung und 
Verbesserung bei der Fischverarbeitung sowie der 
Entwicklung neuer Nahrungsmittel aus Krill und 
antarktischen Fischen. 

10 Bildung und Beratung 

278. In den 14 Agrarberufen wurden 1983 rd. 5% 
mehr Jugendliche ausgebildet als im Vorjahr (Über-
sicht 69). Ein überdurchschnittlicher Anstieg der 
Zahl der Ausbildungsverhältnisse war — wie be-
reits seit mehreren Jahren — in den Berufen Forst-
wirt ( + 11 %) und Gärtner ( + 7 %) zu verzeichnen. 
20 407 Jugendliche legten ihre Abschlußprüfung in 
einem der Agrarberufe ab und standen damit als 
Fachkräfte zur Verfügung. 

Die schulische Vorbildung der Auszubildenden in 
den Agrarberufen hat sich zunehmend verbessert. 
Rund 40 % der Auszubildenden besitzen einen 
Hauptschulabschluß; etwa 16 % der Jugendlichen 
haben vor ihrer Lehre ein schulisches Berufsgrund-
bildungsjahr oder die Berufsfachschule absolviert; 
28 % der Auszubildenden haben den Realschulab-
schluß und 14 % die Hochschul-/Fachhochschul-
reife. 
Die Zahl der Meisterprüfungen in den Agrarberu-
fen liegt geringfügig über der des Vorjahres. Dage-
gen hat das Interesse am Besuch mehrjähriger 
Fachschulen weiter spürbar zugenommen. Dies gilt 
insbesondere für den Berufsbereich Landwirt- 

Übersicht 69 

Entwicklung der Zahl der Auszubildenden und der 
Meisterprüfungen in den Agrarberufen 

Auszubildende Meisterprüfungen 

1982 1983 1982 1983 

Landwirt 	 18 098 18 331 1 746 1 641 

Gärtner 	 18 891 20 171 710 650 

Haus- 
wirtschaftlerin 
(ländlicher 
Bereich 	 5 685 5 803 693 796 

Forstwirt 	 2 252 2 509 24 130 

Winzer 	 1 213 1 516 123 129 

Pferdewirt 	 1 556 1 586 91 73 

Molkereifachmann 793 884 114 63 

Laborantenberufe . 556 595 — — 

Sonstige 	 573 608 64 98 

insgesamt 	 49 617 52 003 3 565 3 580 

schaft, in dem die Zahl der Absolventen der Höhe-
ren Landbauschulen bzw. vergleichbarer Schulen 
1983 um 22 % höher lag als im Jahr zuvor. Diese Ent-
wicklung wurde durch die Einrichtung weiterer 
Schulen dieser Art in einigen Bundesländern be-
günstigt. 

In allen Stufen der landwirtschaftlichen Berufsbil-
dung wurde die Vermittlung von Lerninhalten über 
Umweltschutz, Ökologie, Tierschutz und Produktion 
gesundheitlich unbedenklicher Nahrungsmittel ver-
stärkt. Im allgemeinen werden diese Themen in die 
bestehenden naturwissenschaftlichen Fächer oder 
in die Fächer der Produktionstechnik integriert. 
Ziel der Unterweisung und des Unterrichts ist es, 
die Aufgeschlossenheit gegenüber den Problemen 
der Umweltgefährdung zu fördern und die künfti-
gen Betriebsleiter sowie Fachkräfte zu entspre-
chendem Handeln zu befähigen. Um das Informa-
tionsangebot in diesem Bereich zu verbessern, wird 
beispielsweise in einem Modellvorhaben die inhalt-
liche und methodische Gestaltung von Lehrgängen 
über die sachgerechte Durchführung des Pflanzen-
schutzes erprobt. 

Eine Befragung der Arbeitgeber von Agrarfachkräf-
ten hat ergeben, daß das derzeitige Studium der 
Agrarwissenschaften als nicht befriedigend beur-
teilt wird. Es wird insbesondere für notwendig ge-
halten, daß Universitäten und Fachhochschulen we-
niger spezialisiert ausbilden als bisher. Dabei tritt 
eine Mehrheit dafür ein, den Studierenden einer 
bestimmten Fachrichtung zusätzlich Kenntnisse 
aus anderen Fachrichtungen zu vermitteln. Der Öf-
fentliche Dienst befürwortet besonders nachdrück-
lich eine breit angelegte Ausbildung. Eindeutig ist 
auch die Forderung, die Ausbildung an den Fach-
hochschulen praxisnäher zu gestalten. Der bei wei-
tem  wichtigste Arbeitgeber von Absolventen des 
Studiums der Agrarwissenschaften ist der Öffentli-
che Dienst. Danach folgen entsprechend ihrer Be-
deutung die private Wirtschaft, die Entwicklungs-
hilfe sowie Verbände und Organisationen. 
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279. Die Schwerpunkte der Beratungsarbeit verla-
gerten sich angesichts der veränderten Rahmenbe-
dingungen hin zum Aufzeigen kostensparender 
Verfahren, zur verstärkten Berücksichtigung von 
Fragen des Umwelt- und Wasserschutzes wie auch 

zur gezielten Düngung und Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln. In die Beratung sind zunehmend 
auch „alternativ" wirtschaftende Betriebe einbezo-
gen. Ein weiterer Aufgabenschwerpunkt wird der 
Beratung im Bereich des Bodenschutzes zufallen. 

Teil C 

Programmübergreifende Aspekte und Aktivitäten 

I. Finanzierung 

Haushalt für den Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

280. Der Bundeshaushalt 1985 sieht für den Ein-
zelplan 10 — Geschäftsbereich des BML - Ausga-
ben in Höhe von 6 581 Mio. DM vor (Übersicht 70). 
Gegenüber dem Vorjahr steigt der Agraretat um 
476 Mio. DM oder 7,8 %. Diese Steigerungsrate liegt 
erheblich über der des Bundeshaushalts 1985. Die 
Ausgabeerhöhungen sind vor allem zum Ausgleich 
der Folgen der Brüsseler Agrarbeschlüsse vom 
31. März 1984 erforderlich. 

Übersicht 70 

Ausgaben des Einzelplans 10 

Soll Soll 

Kapitel/Maßnahme 
1984 1985 

Mio. DM 

Gasölverbilligung 	  660,0 640,0 

Internationale Organisationen 	 53,6 57,2 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik . 	 3 500,9 3 750,6 

Aufklärung, Absatzförderung 
und Verbraucherberatung 	 10,0 10,1 

Forschung s ) 	  23,4 23,9 

Fischerei 	  58,8 59,2 

Abwicklung alter Verpflichtungen 
und auslaufende Förderungs- 
maßnahmen (einschließlich) 
Abwicklung Siedlung) 	 122,7 97,6 

Sonstige Maßnahmen 	 36,2 45,2 

(Summe Kap. 10 02) 	 4 465,6 4 683,8 

Gemeinschaftsaufgabe (Kap. 10 03) 1 175,0 1 300,0 

Marktordnung (Kap. 10 04) 	 100,6 213,1 

davon „Michrente” 	 — 100,0 

übrige Kapitel l) 	  363,2 383,9 

Einzelplan 10 	  6 104,4 6 580,8 

1)Die Haushaltsmittel für die Forschungsanstalten des Bundes im 
Bereich des BML sind in den „übrigen" Kapiteln enthalten 

2)Ministerium, Bundesämter, Bundesforschungsanstalten 

Der Mehrbetrag gegenüber dem Vorjahr ist im we-
sentlichen auf Erhöhungen der Ausgaben für die 
landwirtschaftliche Sozialpolitik (+ 250 Mio. DM), 
für die Gemeinschaftsaufgabe ( + 125 Mio. DM) so-
wie auf die Einstellung der ersten Rate für die sog. 
„Milchrente" (100 Mio. DM) zurückzuführen. Wei-
tere Erhöhungen von insgesamt rd. 45 Mio. DM 
ergeben sich im Bereich der Verwaltung einschließ-
lich Bundesforschungsanstalten ( + 21 Mio. DM), bei 
den nationalen Ausgaben für die Vorratshaltung 
(+ 13 Mio. DM), aufgrund der neuen Werbemaßnah-
men für Wein ( + 7 Mio. DM) sowie bei den Beiträ-
gen an internationale Organisationen ( +4 Mio. DM). 
Demgegenüber vermindern sich die Ausgaben für 
alte Verpflichtungen (auslaufende Maßnahmen) um 
25 Mio. DM  und  für die Gasölverbilligung (Verrin-
gerung der Bedarfsschätzung) um 20 Mio. DM. 

Die Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpo-
litik bilden mit einem Anteil von 57 % an den Ge-
samtausgaben des Agraretats nach wie vor den 
größten Ausgabeblock des Einzelplans 10. Am 
stärksten angehoben werden die Bundesmittel zur 
Unfallversicherung ( + 121 Mio. DM). Bei der Kran-
kenversicherung erfolgt — im Hinblick auf die Ko-
stensteigerungen in diesem Bereich — eine Erhö-
hung der Bundeszuschüsse von 69 Mio. DM gegen-
über dem Vorjahr. Aufgrund der jährlichen An-
hebung der Altersgelder ergibt sich ein Anstieg 
des Ausgabenansatzes sowohl für die Altershilfe 
(+ 50 Mio. DM) als auch für die Landabgaberente 
(+ 10 Mio. DM). 

Die Ausgaben für die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" erhöhen sich im Vergleich zum Vorjahr um 
125 Mio. DM auf 1 300 Mio. DM. Im wesentlichen 
hierdurch steigen auch die investiven Ausgaben im 
Vergleich zum Vorjahr (1 257 Mio. DM) um 10,4 % 
auf 1 388 Mio. DM an. Der Anteil der investiven 
Ausgaben an den Gesamtausgaben des Einzelplans 
10 beträgt damit 21 %. Im Haushaltsjahr 1984 sind 
bei der Gemeinschaftsaufgabe Ausgabenreste in 
Höhe von 25 Mio. DM zu Lasten des Gesamthaus-
haltes abgebaut worden. Hierdurch verringern sich 
die aus den Ansätzen 1985 zu deckenden Ausgabe-
verpflichtungen aus den Vorjahren, so daß 1985 ent-
sprechend höhere Ausgaben geleistet werden kön- 
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nen. Mit den bei der Gemeinschaftsaufgabe 1985 
insgesamt verfügbaren Mehrausgaben sollen die 
Mittel für die Gewährung der Ausgleichszulage ver-
stärkt werden. 

Als neue Maßnahme werden 1985 erstmals 
100 Mio. DM als erste Rate zur Gewährung einer 
Vergütung für die Aufgabe der Milcherzeugung 
(sog. „Milchrente") bereitgestellt. Die Gesamtkosten 
der Maßnahme betragen 1 000 Mio. DM und werden 
auf die Jahre 1985 bis 1994 verteilt. Für Werbemaß-
nahmen Wein wurden im Einzelplan 10 7 Mio. DM 
bereitgestellt (vgl. Tz. 191). 

EG-Haushalt 1984 und 1985 

Allgemeiner Überblick 

281. Der im Dezember 1983 verabschiedete 
EG-Haushalt 1984 umfaßte ein Volumen von 
25 361,5 Mio. ECU Zahlungsermächtigungen, davon 
17 287,5 Mio. ECU Agrarausgaben. Die Agrarpreis-
beschlüsse für das Wirtschaftsjahr 1984/85 ließen 
im Haushaltsjahr 1984 gegenüber dem Haushalts-
ansatz Mehrausgaben von 1 833 Mio. ECU für den 
Marktordnungsbereich erwarten. Damit war die 
Vorlage eines Berichtigungs- und Nachtragshaus

-

haltsplans für 1984 erforderlich. Durch den am 
25. Oktober 1984 endgültig festgestellten Nachtrags- 
und Berichtigungshaushalt wurde das Haushaltsvo-
lumen 1984 auf 27 248,6 Mio. ECU erhöht (Über-
sicht 71). Davon wurden für den Agrarbereich 19 
120,5 Mio. ECU veranschlagt. Die Kosten des Agrar-
bereichs wuchsen damit gegenüber dem Vorjahr 
um 15,5 % und betrugen 70,2 % des Gesamthaus-
halts. Da der ursprüngliche Haushalt 1984 die Ei-
genmittel der EG nahezu vollständig ausgeschöpft 
hatte, erforderte der Nachtragshaushalt eine zu-
sätzliche Finanzierung durch die Mitgliedstaaten. 

282. Der abgelehnte Entwurf des EG-Haushalts 
1985 sieht bei einem Volumen von 26 133,1 Mio. ECU 
Zahlungsermächtigungen von 18 799,4 Mio. ECU für 
den Agrarbereich vor. Damit beansprucht die Land-
wirtschaft 71,9 % des Gesamthaushaltes. Die Aus-
nutzung des Mehrwertsteuerplafonds beträgt 
0,9963 %. In diesem Entwurf für 1985 blieben 
Entlastungen für Großbritannien in Höhe von 
1 Mrd. ECU unberücksichtigt. Der Ministerrat er-
klärte sich jedoch bereit, unvermeidliche zusätzli-
che Haushaltsbedürfnisse zu erfüllen. Dazu zählen 
neben den Entlastungsregelungen zugunsten Groß-
britanniens auch die Marktordnungsausgaben. 

Die zusätzliche Finanzierung 1984 durch die Mit

-

gliedstaaten hat den finanziellen Spielraum für 

Übersicht 71 

Einnahmen und Ausgaben (Mittel für Zahlungen) der EG 
nach Bereichen 

Soll 1984 Soll 19851 ) 

Bereiche Veränderung 1985 
gegenüber 1984 

in % Mio. ECU2) 
Anteil am 

Gesamtansatz Mio. ECU)  ) 
Anteil am 

Gesamtansatz 
in% in% 

Einnahmen 
Zölle 	  7 883,5 2 8, 9 8 096,2 3 1 	, 0 + 	2, 7 

Agrarabschöpfungen 	  3 171,9 11 	, 6 2 374,8 9, 	1 - 2 5, I 

Finanzbeiträge (Griechenland) 	  224,2 0 , 8 239,8 0 , 9 + 	7 , 0 

Mehrwertsteuereigenmittel 	  14 377,0 5 2, 8 15 165,3 5 8, 0 + 	5, 5 

Verschiedenes 	  1 592,0 5, 9 257,0 1, 0 - 8 3, 9 

insgesamt 	 27 248,6 1 00 ,  0 26 133,1 1 00 ,  0 - 	4, 1 

Auagaben 

Kommission 

- Agrarbereich insgesamt 	  19 120,5 7 0 , 2 18 799,4 7 1 	, 9 - 1 	, 7 

- Sozialbereich 	  1 644,4 6, 0 1 626,1 6, 2 - 	1, I 

- Regionalbereich 	  1 454,8 5, 3 1 662,2 6, 4 + 1 4, 3 

- Forschung, Energie, Industrie und Verkehr 	. 1 740,0 6, 4 751,8 2 	, 9 - 5 6 , 8 

- Zusammenarbeit mit Entwicklungslände rn  
und Drittländern 	  897,1 3, 3 890,3 3 	, 4 - 	0 , 8 

- Verschiedenes4) 	  1 966,2 7, 2 1 956,0 7, 5 - 	0, 5 

- Andere Organe 	  425,6 1,6 447,3 I 	, 	7 + 	5 , 1 

insgesamt 	 27 248,6 1 00 ,  0 26 133,1 1 00 ,  0 - 	4, 1 

1) Entwurf 	2) 1 ECU = 2,25 DM 	3) 1 ECU = 2,25 DM 

4) Verwaltungsausgaben, Rückstellungen, Erstattungen an Mitgliedstaaten 
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1986 und die Folgejahre eingeschränkt, weil die vor-
finanzierten Beträge von der Gemeinschaft an die 
Mitgliedstaaten zurückzuzahlen sind. Die Ausga-
benentwicklung im Agrarbereich wird darüber hin-
aus durch die Schlußfolgerungen des EG-Minister-
rates vom 4. Dezember 1984 zur Haushaltsdisziplin 
begrenzt, wonach der Anstieg der Nettoausgaben 
der Gemeinschaft für die Agrarmärkte unter dem 
Steigerungssatz der Basis der Eigenmittel bleiben 
soll, außer wenn außergewöhnliche Umstände wie 
z. B. die EG-Erweiterung vorliegen. 

EAGFL, Abteilung Garantie 

283. Unter Berücksichtigung des Nachtrags- und 
Berichtigungshaushaltes betrugen die Zahlungs-
ermächtigungen 1984 für Marktordnungsaus-
gaben (einschl. Ausgaben für Fischmarktordnung) 
18 375,9 Mio. ECU und erhöhten sich damit gegen-
über 1983 um 16,2 % (Übersicht 72). Die Kostenstei-
gerung beruht einerseits auf dem hohen Bedarf an 
Exporterstattungen bei wichtigen Überschußzeug-
nissen, die auf den übersättigten EG-Binnenmärk-
ten nicht mehr abgesetzt werden können. Zum an-
deren nahm auch die Produktion bestimmter 
Agrarerzeugnisse (z. B. Ölsaaten, Tabak) zu, für die 
Erzeuger- bzw. Produktionsbeihilfen gewährt wer-
den. Besonders augenfällig sind die Kostensteige-
rungen bei Milch, Wein und Rindfleisch. 

284. Die Ausgaben des EAGFL, Abt. Garantie, die-
nen der Finanzierung der Marktordnungsausgaben. 
Ein Teil dieser Ausgaben ist jedoch nicht der Land-
wirtschaft im engeren Sinne zuzuordnen (Über-
sicht 73). So wirken bestimmte Marktordnungsaus-
gaben (Verbilligungsmaßnahmen), die der Höhe 
nach nicht quantifizierbar sind, eindeutig zugun-
sten der Verbraucher. Hinzu kommen solche Aus-
fuhrerstattungen, die aus Aktionen der gemein-
schaftlichen Nahrungsmittelhilfe und aus handels-
politischen Zugeständnissen resultieren. Durch die 
Einfuhren von AKP-Zucker gemäß Lomé-Abkom-
men und dem Abkommen mit Indien, von Butter zu 
ermäßigten Abschöpfungssätzen aus Neuseeland 
usw. werden Gemeinschaftsprodukte vom EG-
Markt verdrängt. Diese müssen am Weltmarkt ab-
gesetzt werden und erhöhen damit die Ausgaben 
für Ausfuhrerstattungen. 

285. Ein Vergleich der anteiligen Einzahlungen 
der Mitgliedstaaten in den EAGFL, Abt. Garantie, 
mit den Rückflüssen in die Mitgliedstaaten zeigt, 
daß im Jahre 1983 die Bundesrepublik Deutschland 
nach Großbritannien der zweitgrößte Nettobeitrags-
zahler mit einem Saldo von minus 3,26 Mrd. DM im 
Marktordnungsbereich war (Übersicht 74). Italien, 
gefolgt von Griechenland, war dagegen größter Net-
toempfänger der Gemeinschaft. Würde zusätzlich 
die Großbritannien für 1983 gewährte Erstattung 
von insgesamt 750 Mio. ECU anteilig berücksich- 

Übersicht 72 
Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie, nach Erzeugnissen 

1981 	
 

1982 	 1983 1980 
Erzeugnis 

Mio. ECU2) 

Getreide 	  1 921,4 1 824,5 2 441,2 2 433,7 

Reis 	  21,7 50,3 92,9 95,0 

Milcherzeugnisse 	  3 342,7 3 327,7 4 396,1 5 872,9 

Olivenöl 	  442,7 493,1 675,3 880,8 

Ölsaaten 	  582,7 720,7 945,6 773,2 

Zucker 	  767,5 1 241,9 1 316,2 1 602,1 

Rindfleisch 	  1 436,9 1 158,6 1 736,5 1 873,6 

Schweinefleisch 	  154,6 111,6 145,0 211,4 

Eier und Geflügel 	  83,9 103,9 123,3 128,8 

Obst und Gemüse 	  641,1 914,3 1 196,1 1 262,7 

Wein 	  459,4 570,6 659,2 778,6 

Tabak 	  361,8 622,6 671,3 812,3 

Schaffleisch 	  191,5 251,7 305,6 487,3 

Sonstige3) 	  494,9 701,0 726,8 757,2 

Beitrittsausgleich 	  0,1 0,4 0,3 1,0 

Währungsausgleich 	  238,3 312,7 488,3 405,3 

insgesamt 	 11 141,24) 12 405,6 15 919,75) 18 375,9 

1)Haushaltsansatz 
2) 1981: 1 ECU = 2,51 DM; 1982: 1 ECU = 2,39 DM; 1983: 1 ECU = 2,28 DM; 1984: 1 ECU = 2,25 DM 
3)Einschließlich Ausgaben für die Fisch-Marktordnung in Höhe von: 1981 = 28,0 Mio. ECU, 1982 = 34,0 Mio. ECU, 1983 = 25,7 Mio. ECU, 
1984 = 42,9 Mio. DM ECU 

4)Unter Berücksichtigung des Ergebnisses aus den in 1981 entschiedenen Rechnungsabschlüssen für 1974/75 reduziert sich dieser Be trag um 
161 Mio. ECU auf 10980,2 Mio. ECU 

5)Unter Berücksichtigung der in 1983 entschiedenen Rechnungsabschlüsse für 1976/77 reduziert sich dieser Betrag um 108,1 Mio. ECU auf 
15811,6 Mio. ECU 
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Übersicht 73 

Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie, die dem 
Agrarsektor nicht unmittelbar zuzurechnen sind l ) 

Folgekosten handelspoli tischer 
und humanitärer Vereinbarungen 

- Bereich 

1982 		1983 		1984 

Mio. ECU') 

Nahrungsmittelhilfe, 
Anteil Ausfuhr- 
erstattungen 	 166,4 127,0 297,0 

AKP-Zucker 	 330,0 390,0 455,0 

Neuseelandbutter3) 	 37,0 53,5 50,0 

insgesamt 	 533,4 4) 570,54 ) 802,04 ) 

1)nach Angaben der EG-Kommission 
2) 1982: 1 ECU = 2,39 DM; 1983: 1 ECU = 2,28 DM; 
1984: 1 ECU = 2,25 DM 

3) Nettokosten aufgrund vorgenommener Abschöpfungen 
4) Darüber hinaus wurden im Rahmen des GATT Zollkonzessionen ge-
währt (Rindfleisch, Getreidesubstitute), denen entsprechende Kon-
zessionen der Drittländer in anderen Bereichen gegenüberstehen 
(Folgekosten insgesamt 1984: 1,1 Mrd. ECU) 

tigt, so wäre die Bundesrepublik Deutschland im 
Bereich der Marktordnungsausgaben mit Abstand 
der größte Nettobeitragszahler (Bundesrepublik 
Deutschland - 3,5 Mrd. DM; Großbritannien - 2,5 
Mrd. DM). 

EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

286. Der Ansatz im Haushaltsplan der EG 1984 hat 
mit 619,9 Mio. ECU (einschl. Fischereiwirtschaft) 
den Fünfjahresplafond des EAGFL, Abteilung Aus-
richtung, praktisch ausgeschöpft. Ein neuer Plafond 
für die kommenden fünf Jahre wurde vom EG-Mini-
sterrat noch nicht festgelegt; kraft Gesetz gilt bis 
auf weiteres der alte Plafond von 3 755 Mio. ECU. 

287. Im Rahmen der vier Agrarstrukturrichtlinien 
(72/159/EWG - Modernisierung landwirtschaftli-
cher Betriebe; 72/160/EWG - Landabgaberente; 72/ 
161/EWG - sozio-ökonomische Information und 
landwirtschaftliche Beratung; 75/268/EWG - Berg-
bauernförderung) sind vom Bund und von den Bun-
desländern von 1973 bis Ende 1984 Erstattungen in 
Höhe von rd. 678,1 Mio. DM beantragt worden. Die 
nachstehende Übersicht zeigt die Aufteilung nach 
Maßnahmen und den Stand der Auszahlung. 

Die Erstattungen aus dem EG-Haushalt stehen dem 
Bund und den Bundesländern entsprechend der na-
tionalen Finanzierungszuständigkeit zu. Für die 
Richtlinien 72/159/EWG und 75/268/EWG gilt dafür 
im Grundsatz das Verhältnis 60 : 40 nach dem Ge-
setz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". Bei 

Übersicht 74 

Nettobeiträge der EG-Mitgliedstaaten zum EAGFL, Abteilung Garantie 

1983 

Mitgliedstaaten Einzahlung1) 
in Mio. ECU 

Rückfluß in 
in Mio. ECU 

Saldo 

in Mio. ECU in Mio. DM 2) 

Belgien 	  827,8 617,3 - 	210,5 - 	479,9 
Dänemark 	  334,3 681,5 + 	347,2 + 	791,6 
Bundesrepublik Deutschland 	  4 505,3 3 076,7 - 1 428,6 - 3 257,2 
Griechenland 	  270,6 1 007,5 + 	736,9 + 1 680,1 
Frankreich 	  3 104,3 3 635,1 + 	530,8 + 1 210,2 
Irland 	  175,1 615,6 + 	440,5 + 1 004,3 
Italien 	  2 085,5 2 871,6 + 	786,1 + 1 792,3 
Luxemburg 	  31,9 4,6 - 	27,3 - 	62,2 
Niederlande 	  1 082,6 1 717,1 + 	634,5 + 1 446,7 
Vereinigtes Königreich 	  3 502,3 1 692,7 - 1 809,6 - 4 125,9 

EG insgesamt 	  15 919,7 15 919,7 - - 

1)Unter Zugrundelegung des allgemeinen Haushaltsschlüssels 
2) 1983: 1 ECU = 2,28 DM 
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den Ausgaben nach der Richtlinie 72/160/EWG fal-
len, weil es sich um Maßnahmen im Sozialbereich 
handelt, die Erstattungen der EG fast ausschließ-
lich an den Bund, während sie nach der Richtlinie 
72/161/EWG ausschließlich an die Bundesländer ge-
hen, da Aus- und Fortbildung sowie Beratung Ange-
legenheit der Bundesländer sind. Die Anträge auf 
Erstattung müssen jeweils bis zum 30. Juni eines 
Jahres für das vorausgegangene Jahr bei der  Kom-
mission  eingereicht werden. Erstmals wurden Er-
stattungsanträge für Ausgaben des Jahres 1973 im 
Jahr 1974 vorgelegt. Die Ausgaben des Jahres 1984 
müssen bis zum 30. Juni 1985 zur Erstattung ange-
meldet werden. 

Bean- Bisher davon 
Richtlinie 
Nummer 

tragt1) gezahlt Bund 		Länder 
Mio. DM 

72/159/EWG 	 413,4 307,1 184,3 	122,8 

72/160/EWG 	 9,1 7,5 7,5 	— 

72/161/EWG 	 10,6 9,0 — 	9,0 

75/268/EWG2) 	 245,0 216,9 126,0 	90,9 

1) bis einschließlich 1984 	2) Erstattungsfähig erst ab 1. Januar 1975 

II. EG-Erweiterung 

288. Die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und 
Portugal konnten bis zum Jahresende 1984 nicht 
abgeschlossen werden. Die Gemeinschaft hat aber 
ihre Verhandlungsposition zur Landwirtschaft und 
zur Fischerei vollständig unterbreiten können. 
Diese Möglichkeit war durch den Europäischen Rat 
vom 3./4. Dezember 1984 eröffnet worden, da die 
dort getroffene EG-interne Grundsatzentscheidung 
zur Weinmarktregelung auch die Darlegung einer 
Gemeinschaftsposition zum Bereich Wein gegen-
über den Beitrittsländern erlaubt hatte. 

Kernstück des Gemeinschaftsangebots im Land-
wirtschaftsbereich gegenüber Spanien ist eine Pha-
senregelung für Obst und Gemüse. Um dem Schutz-
bedürfnis der südlichen Mitgliedstaaten, insbeson-
dere Frankreichs, Rechnung zu tragen, soll die 
Übergangszeit bei Obst und Gemüse in zwei Phasen 
geteilt werden. In der ersten Phase von vier Jahren 
soll Spanien im Prinzip noch seine nationale Markt-
ordnung anwenden und im Handel mit der Gemein-
schaft praktisch als Drittland behandelt werden. 
Erst in der zweiten Phase soll dann die Marktord-
nung für Obst und Gemüse schrittweise — wie in 
den bisherigen Erweiterungen — übernommen 
werden; der Handel soll in dieser Phase noch einem 
strengen Überwachungsverfahren unterliegen. Spa-
nien will während der ersten Phase verbesserte 
Möglichkeiten für seine Exporte in die Gemein-
schaft erreichen, an den EG-Finanzmitteln im Rah-
men der Intervention teilhaben sowie eine Ein-
schränkung des Kreises der in der Regelung erfaß-
ten Obst- und Gemüseerzeugnisse erwirken. Für die 
nördlichen Erzeugnisse Milch, Getreide, Fleisch 
und Zucker sollen zwar ähnliche Übergangsrege-
lungen gelten wie sie in den bisherigen Erweiterun-
gen festgelegt wurden (schrittweise Preis- und Bei-
hilfeangleichung). Die konkreten Einzelregelungen 
sind aber noch nicht erarbeitet worden. Spanien 
wünscht hier, daß die Ausfuhr der EG auf den spa-
nischen Markt einem strengen Überwachungssy-
stem unterliegen soll. Die Gemeinschaft hat sich 
hierzu bisher nur für Milch und Milcherzeugnisse 
sowie Rindfleisch bereiterklärt. 

Bei Olivenöl hat der Ministerrat im Oktober 1984 
eine gemeinsame Verhandlungsposition erarbeitet. 
Danach ist u. a. vorgesehen, Garantieschwellen an-
zuwenden, sobald bestehende oder drohende Oli-
venölüberschüsse festgestellt werden. Bis zum Er-
laß von Garantieschwellen sollen die Interventions-
preise in Spanien auf dem dortigen niedrigen Preis-
niveau belassen werden. Hiergegen wendet sich 
Spanien, das die schrittweise Anpassung seiner In-
terventionspreise an das hohe EG-Preisniveau mit 
dem Beitritt vornehmen will. Bei Wein stehen die 
Übergangsregelungen für Verschnitt zwischen spa-
nischem Weiß- und Rotwein sowie die Einbezie-
hung der spanischen Likörweinprodukte in die 
Marktordnung im Vordergrund. Spanien hat sich 
noch nicht zu den Gemeinschaftsvorschlägen geäu-

ßert. 

Die Verhandlungen mit Portugal sind in den mei-
sten Punkten vorangekommen. Für die überwie-
gende Zahl der nördlichen und südlichen Erzeug-
nisse (Milch, Getreide, Fleisch, Obst und Gemüse 
sowie Wein) hat Portugal einer Phasenregelung in 
zwei Abschnitten zu je fünf Jahren zugestimmt. In 
den Verhandlungen stehen aber noch Einigungen 
zu Zucker, Olivenöl und Wein sowie zu den land-
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen aus. 
Die Gemeinschaft hat Portugal eine Vorbeitritts-
hilfe von 50 Mio. ECU und vom Zeitpunkt des Bei-
tritts ab ein Agrarstrukturprogramm für zehn 
Jahre in Höhe von 700 Mio. ECU zugestanden. 

Im Fischereibereich hat die Gemeinschaft gegen-
über Spanien und Portugal ihre Position mit Nach-
druck vertreten. Beim Zugang zu den EG-Fischres-
sourcen sollen Spanien die Rechte, die es vor der 
Erweiterung hatte, erhalten bleiben. Darüber hin-
aus erhält es nur sehr begrenzt weitere Fischfang-
möglichkeiten. Der Zugang zu den EG-Fischfangge-
bieten soll durch ein Lizenzsystem geregelt werden, 
das für eine Übergangszeit von zehn Jahren gelten 
soll, die je nach Einigung über eine Anschlußrege-
lung für die Gesamtgemeinschaft entweder auf acht 
Jahre verkürzt oder bis auf 15 Jahre ausgedehnt 
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werden kann. Portugal, das bisher nicht im EG-
Meer gefischt hat, sind ebenfalls nur einge-
schränkte Fischfangmöglichkeiten zugestanden 
worden. Die Fischereiabkommen Spaniens und Por-
tugals mit Drittländern werden von der Gemein-
schaft übernommen, sofern sie mit den Grundsät-
zen der gemeinsamen Fischereipolitik vereinbar 
sind. Innerhalb der Fischmarktordnung bereitet die 
Eingliederung der spanischen und portugiesischen 
Sardinenproduktion die größten Probleme. In der 
EG-Fischereistrukturpolitik sollen Spanien und 
Portugal das EG-Regime übernehmen, doch laufen 

die derzeitigen Regelungen bereits im ersten Jahr 
des Beitritts aus. Spanien hat zur Verringerung sei-
ner Flotte für 1985 eine Vorbeitrittshilfe in Höhe 
von 28,5 Mio. ECU zugebilligt bekommen. Die Bei-
trittskandidaten haben aber die Position der Ge-
meinschaft im Fischereibereich bisher nicht akzep-
tiert. Hier sind noch schwierige Verhandlungen zu 
erwarten. Dies gilt insbesondere für Spanien, das 
bei begrenzten Fischfangmöglichkeiten eine der 
größten Fischereiflotten der Welt in die Gemein-
schaft einbringt. 

III. Forschung 

289. Die ressortbezogene Forschung im Geschäfts-
bereich des BML unterstützt die Bundesregierung 
bei der Erfüllung ihrer agrar- und ernährungspoliti-
schen Aufgaben durch wissenschaftliche Entschei-
dungshilfen. Die Forschungsschwerpunkte entspre-
chen den agrar- und umweltpolitischen Zielsetzun-
gen der Bundesregierung. So wurden auch im letz-
ten Jahr verstärkt Vorhaben aufgegriffen, die eine 
Verringerung der von der Landwirtschaft ausge-
henden Umweltbelastungen und gleichzeitig eine 
Verbesserung der Nahrungsqualität zum Ziel haben 
(integrierter Pflanzenbau, Schutz von Boden und 
Wasser). Das Forschungsprogramm Waldschäden 
wurde fortgeführt und erweitert. Der Erschließung 
neuer Märkte im Nicht-Nahrungsbereich dienen die 
Arbeiten des Forschungsprogramms Nachwach-
sende Rohstoffe. 

Die Forschung im Ernährungsbereich ist auf Quali-
tätsverbesserung und gesundheitliche Unbedenk-
lichkeit von Nahrungsmitteln ausgerichtet. Die pro-
duktionsbezogene Forschung konzentriert sich auf 
die Senkung von Aufwand und Kosten, auf umwelt-
freundliche Verfahren und eine Erweiterung der 
Fruchtfolgen. Schließlich wurde im letzten Jahr be-
gonnen, die moderne Biotechnologie für die land-
wirtschaftliche Forschung systematisch zu nutzen. 

An Mitteln standen 1984 den 13 Bundesforschungs-
anstalten rd. 248 Mio. DM zur Verfügung. Weitere 
23 Mio. DM wurden für Forschungsarbeiten außer-
halb der Anstalten, für spezielle Programme, für die 
Förderung weiterer Forschungseinrichtungen und 
die internationale Zusammenarbeit verwendet. 
Hinzu kommen rd. 17 Mio. DM für den Unterhalt 
der Fischereiforschungsschiffe des BML. 

IV. Nachwachsende Rohstoffe 

290. Für die Zukunftschancen nachwachsender 
Rohstoffe sind die Entwicklungen auf den Agrar-  
und Energiemärkten von entscheidender Bedeu-
tung. Die strukturelle Überschußsituation bei wich-
tigen Agrarprodukten ist nach wie vor gegeben und 
hat durch die Finanzierungsengpässe bei den EG- 
Marktordnungen zusätzliche Aktualität gewonnen. 

Auf dem internationalen Mineralölmarkt haben be-
trächtliche Überkapazitäten bei der Förderung 
(konzentriert auf den OPEC-Bereich) und ein er-
heblicher Verbrauchsrückgang zu sinkenden Erdöl-
preisen geführt. Kurz- und mittelfristig werden da-
her die energiepolitisch ungünstigen Rahmenbedin-
gungen für die nachwachsenden Rohstoffe fortbe-
stehen. 

Langfristig können jedoch nachfolgende Entwick-
lungen eine Änderung dieser Situation herbeifüh-
ren: 

— Weltweit steigender Verbrauch, insbesondere in 
den Entwicklungsländern; 

— in den 90er Jahren absinkende Produktion in 
der Nordsee; 

— allmähliche Erschöpfung alter Ölquellen, vor al-
lem in den USA und Kanada; 

— zunehmende Abhängigkeit von Erdölvorkom-
men, die nur mit hohen Kosten erschlossen und 
abgebaut werden können (offshore und Tief-
see). 

Die Perspektiven unterstreichen die Notwendigkeit, 
den vom BML eingeschlagenen Weg der Vorsorge-
politik fortzusetzen. 

291. Hauptschwerpunkte der Forschungsarbeiten 
stellen zur Zeit wegen des agarpolitisch interessan-
ten Marktvolumens die Arbeiten für die Herstel-
lung und Verwendung von Bioäthanol dar. Die bei-
den Projekte zur Herstellung von Äthanol, nämlich 
bei der Zuckerfabrik Franken in Ochsenfurt zur 
Nutzung von Reststoffen aus der Rübenzuckerfa-
brikation und die Pilotanlage in Ahausen-Eversen 
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zur ganzjährigen Erzeugung von Äthanol auf der 
Grundlage spezieller Fruchtfolgen, sind in der Er-
probungsphase. Das gleiche gilt für die Herstellung 
und Verwendung des Ethers ETBE (Ethyl-Tertiär-
Butyl-Ether), der in gleicher Weise wie ähnliche 
Ether technisch und ökonomisch auf seine Ver-
wendbarkeit als hochoktanhaltige Komponente ei-
nen Beitrag zur Herstellung unverbleiten Otto

-

Kraftstoffes leisten könnte. Neu eingeleitet wurde 
das Modellvorhaben Eurosuper, in dem Äthanol 
enthaltende Ottokraftstoffe, und zwar sowohl ver-
bleite als auch unverbleite, nach Verbrauch, Abgas-
verhalten und Einfluß auf Schmieröl unter Einsatz 
von BML-Personenkraftwagen untersucht werden. 

Am 26. und 27. November 1984 führte das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ein Statusseminar über die Forschungsar-
beiten zu nachwachsenden Rohstoffen durch. Alle 
relevanten Naturstoffbereiche, nämlich Zucker, 
Stärke, pflanzliche Öle, Fette und Lignocellulosen, 
aber auch Äthanol, waren Gegentand der Berichter-
stattung. Danach wird es zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit biogener Rohstoffe darauf 
ankommen, entsprechende Verfahrens- und Pro-
duktinnovationen im Chemie- und Industriebereich 
weiter voranzutreiben. Um aber vom Angebot her 
bessere Voraussetzungen für die neuen Märkte zu 
schaffen, muß unter Berücksichtigung der speziel

-

len Qualitätsanforderungen insbesondere die Pflan-
zenzüchtung auf dem Gebiet der Rohstoffpflanzen 
intensiviert werden. Dies gilt vor allem für die 
Züchtung geeigneter Stärke- und Ölpflanzen. Es 
zeigte sich außerdem, daß im Bereich Äthanol noch 
einige ergänzende Vorhaben durchgeführt werden 
sollten. 

Das Statusseminar kam zu folgender Schlußfolge-
rung: Aufgrund der agrarpolitischen Notwendigkeit, 
der Landwirtschaft Produktionsalternativen zu er-
schließen, der positiven Zwischenbilanz und er-
kennbarer Forschungslücken soll das bisherige 
Forschungsprogramm Nachwachsende Rohstoffe in 
aktualisierter Form für einen weiteren Mehrjahres-
zeitraum fortgeführt werden. 

Das EG-Agrarpreisniveau schränkt einerseits die 
Wettbewerbsfähigkeit der nachwachsenden Roh-
stoffe ein, andererseits hat die Gemeinschaft damit 
als Standort industrieller Produktionen auf der 
Grundlage dieser Rohstoffe eine geminderte At-
traktivität. Damit die Industrie auch innerhalb der 
EG die Biogenen Rohstoffe zu wettbewerbsfähigen 
Preisen erwerben kann, gehen die Bemühungen da-
hin, durch eine entsprechende Anpassung der EG-
Marktordnungen eine Verbesserung der Chemie-
zuckerregelung und der Wettbewerbschancen von 
Industriestärke herbeizuführen. 
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1) Die Zielstruktur des BML trägt u. a. zur Verbesserung der Entscheidungsfindung im Bereich des Ministe riums bei. Sie 
gibt Aufschluß über Arbeitsaufgaben und Zielsetzungen des Ressorts. 
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